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Präsident Frank Imhoff eröffnet die Sitzung um 
10:00 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Die 37. Sitzung der Bür-
gerschaft (Landtag) ist eröffnet. 

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Me-
dien. 

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herzlich 
die Klassen 9A und 9B der Oberschule am Leibniz-
platz, die Klassen BOW21 und BOT21 der Europa-
schule vom Schulzentrum Utbremen und eine 
Frauengruppe des Zentrums für Migranten und In-
terkulturelle Studien e. V. in Kattenturm. – Herzli-
chen Willkommen hier bei uns im Haus. 

(Beifall) 

Die Sitzung beginnt heute Vormittag mit der Aktu-
ellen Stunde. Weiter geht es nach der Mittagspause 
mit den miteinander verbundenen Tagesordnungs-
punkten 36 und 37. Im Anschluss werden die Ta-
gesordnungspunkte 31 und 28 behandelt. Danach 
werden die miteinander verbundenen Tagesord-
nungspunkte 46 und 47 aufgerufen. Fortgesetzt 
wird die Tagesordnung dann in der Reihenfolge 
der weiteren Tagesordnungspunkte. 

Die Sitzung wird am Donnerstag mit der Frage-
stunde fortgesetzt. Weiter geht es dann mit den Ta-
gesordnungspunkten 19 und 33. 

Nach der Mittagspause geht es dann weiter mit 
dem Tagesordnungspunkt 40. Im Anschluss wird 
die Tagesordnung ebenfalls in der Reihenfolge der 
weiteren Tagesordnungspunkte fortgesetzt. 

Die übrigen interfraktionellen Absprachen können 
Sie der digital versandten Tagesordnung entneh-
men. Dieser Tagesordnung können Sie auch die 
Eingänge gemäß § 37 der Geschäftsordnung ent-
nehmen, bei denen interfraktionell vereinbart 
wurde, diese nachträglich auf die Tagesordnung zu 
setzen. – Es handelt sich insoweit um die Tagesord-
nungspunkte 42 bis 47. 

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist nicht der Fall! 

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, L.F.M.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
den interfraktionellen Absprachen einverstanden. 

Sie haben für diese Sitzung die Konsensliste über-
mittelt bekommen. Es handelt sich um die Zusam-
menfassung der Vorlagen, die ohne Debatte und 
einstimmig behandelt werden sollen. Auf dieser 
Liste sind die Tagesordnungspunkte 22, 39 und 42 
bis 44. 

Um diese Punkte im vereinfachten Verfahren zu 
behandeln, bedarf es eines einstimmigen Beschlus-
ses der Bürgerschaft (Landtag). 

Ich lasse jetzt darüber abstimmen, ob eine Behand-
lung im vereinfachten Verfahren erfolgen soll. 

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, L.F.M.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
dem vereinfachten Verfahren einverstanden. Ent-
sprechend § 22 der Geschäftsordnung rufe ich nun 
die Konsensliste zur Abstimmung auf. 

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Konsensliste zu. 

(Einstimmig) 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Aktuelle Stunde 
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Für die Aktuelle Stunde liegen drei Themen vor, 
und zwar erstens, auf Antrag der Abgeordneten 
Martin Michalik, Heiko Strohmann und Fraktion 
der CDU „Schlecht fürs Klima, schlecht für Bremen 
– Senat verfehlt Klimaschutzziele erneut“, zwei-
tens, auf Antrag der Abgeordneten Thore Schäck, 
Lencke Wischhusen und Fraktion der FDP „Keine 
Zustimmung zum Sondervermögen der Bundes-
wehr – Ist dem rot-grün-roten Senat die deutsche 
Verteidigungsfähigkeit egal?“ und drittens, auf 
Antrag der Abgeordneten Mustafa Güngör und 
Fraktion der SPD, Klaus-Rainer Rupp, Nelson 
Janßen, Sofia Leonidakis und Fraktion DIE LINKE 
sowie Björn Fecker und Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen „Eine Frage der Gerechtigkeit: Überge-
winnsteuer einführen – Verbraucher:innen entlas-
ten“. 

Zum ersten Thema als Vertreterin des Senats Bür-
germeisterin Dr. Maike Schaefer, zum zweiten und 
dritten Thema als Vertreter des Senats Senator 
Dietmar Strehl. 

Hinsichtlich der Reihenfolge der Redner wird nach 
der Reihenfolge des Eingangs der Themen verfah-
ren. – Ich stelle Einverständnis fest. 

Ich rufe jetzt das erste Thema der Aktuellen Stunde 
auf. Es lautet wie folgt: 

Schlecht fürs Klima, schlecht für Bremen – Senat 
verfehlt Klimaschutzziele erneut 

Dazu als Vertreterin des Senats Bürgermeisterin 
Dr. Maike Schaefer. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Martin Michalik. 

Abgeordneter Martin Michalik (CDU): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren! Aus gegebenen Anlass haben wir diese 
Aktuelle Stunde einberufen. In der vergangenen 
Woche mussten wir in der Deputation für Klima, 
Umwelt, Landwirtschaft und Tierökologie erneut 
zur Kenntnis nehmen, dass Bremen, dass das Land 
Bremen die Klimaziele weit verfehlt hat. 

Ein kurzer Blick in die Vergangenheit: Das Land 
Bremen hat sich zuerst im Jahr 2009 mit dem Kli-
maschutz- und Energieprogramm 2020 und später, 
im Jahr 2015, mit dem Bremischen Klimaschutz- 
und Energiegesetz zum Ziel gesetzt, bis zum 
Jahr 2020 40 Prozent CO2-Emissionen gegenüber 

1990 einzusparen. Dabei wurde für diese Zieldefi-
nition das Stahlwerk als größter Emittent – ich er-
innere noch einmal daran, die Emissionen des 
Stahlwerks machen in Bremen fast die Hälfte der 
Emissionen aus – rausgelassen. Nun liegt das Er-
gebnis für das Jahr 2019 vor. Wir liegen bei 
21,6 Prozent CO2-Einsparung gegenüber 1990. Im 
Vorjahr waren es 21,2 Prozent. Bremen ist im Ver-
gleich zum Vorjahr faktisch nicht besser geworden. 
In diesem Schneckentempo werden wir es nicht 
schaffen, diese Ziele noch in diesem Jahrhundert 
zu erreichen. Hinzu kommt: Wenn man das Stahl-
werk nach dieser Berechnung einrechnen würde, 
kämen wir nur auf 13 Prozent, dann wäre das Ziel 
noch deutlicher verfehlt. 

Diese Bilanz ist eine sehr enttäuschende. Das ha-
ben Sie, liebe Frau Senatorin Dr. Schaefer, letzte 
Woche auch erklärt. Wenn ich bedenke, mit wel-
chen Zielen die Koalition vor drei Jahren hier an-
getreten ist: Man sprach vor drei Jahren über eine 
CO2-Reduktion von 80 Prozent bis zum Jahr 2030 
gegenüber 1990. Das ist ein maßlos unrealistisches 
Ziel. Das wurde von uns auch auf das Heftigste kri-
tisiert. 

Was ist daraus geworden? Nichts. Es bedurfte einer 
Enquetekommission, die feststellen musste, dass 
diese Ziele aufgrund der Ausgangslage Bremens 
völlig utopisch sind. Der Senat hat in der letzten 
Woche auch noch die eigenen Klimaziele aus dem 
Koalitionsvertrag runtergeschraubt. Von den ur-
sprünglichen 80 Prozent ist man jetzt auf 60 Pro-
zent runtergegangen. Zwischenziele wollen Sie 
erst gar nicht festlegen, zumindest nicht verbind-
lich. Doch das eigentliche Drama und gleichzeitig 
ein weiterer Grund für diese Aktuelle Stunde ist, 
dass man langsam das Gefühl bekommen könnte, 
dass Sie, lieber Senat und liebe Koalition, diese Bi-
lanz hinnehmen und zufällige Erfolge einfach ab-
feiern. 

(Beifall CDU) 

Das Einzige, was auf unsere Anträge oder kriti-
schen Nachfragen folgt, ist eine Welle der Empö-
rung, aber Ihre Empörung wird dieses Dilemma 
nicht lösen können. Mit Fingern auf andere zu zei-
gen, das hat noch nie irgendwelche Probleme ge-
löst. 

Sie werden sicher gleich sagen, die Zahlen sind alt. 
Ja, die Zahlen sind von 2019. Aber zwischen 2009 
und 2019 war das Umweltressort nun mal mit den 
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Grünen besetzt. Sie selbst haben diese Ziele fest-
gelegt, und Sie haben in dieser Zeit die Verantwor-
tung getragen. Es ist faktisch nichts passiert. 

(Beifall CDU) 

Natürlich werden Sie auch gleich mit Ausreden 
kommen: Der Bund sei schuld, die EU sei schuld, 
irgendwer sonst ist schuld. Ja, einige Dinge sind 
nicht gut gelaufen, das gebe ich zu: der Deckel für 
die Offshorewindenergie, einige kleine Problem-
chen beim EEG. So ehrlich muss man schon sein. 

Zur Wahrheit gehört aber auch, dass das unglück-
liche Agieren des alten rot-grünen Senats beim ge-
planten Offshoreterminal Bremerhaven auch eine 
entscheidende Rolle dabei gespielt hat, wie sich 
das Ganze im Bund entwickelt. Sie erinnern sich 
vielleicht noch an meine Große Anfrage von vor 
zwei Jahren, noch im Rathaus. 

Andere Kommunen zum Beispiel haben es trotz-
dem geschafft, ihre Klimaziele zu erreichen. Ich 
war am Wochenende in Berlin. Schauen Sie da mal 
hin. Das Klimaziel von minus 40 Prozent wurde dort 
erreicht. Auch, was den Solarausbau angeht, ist 
man dort bis 2024 viel ambitionierter als in Bremen. 
Die Zusammensetzung ist nicht viel anders als in 
Bremen. Wir müssen den Solarausbau in Bremen 
deutlich voranbringen, am besten schon gestern, 
aber das haben Sie versäumt, Frau Senatorin! 

(Beifall CDU) 

Wenn wir uns die Zahlen genau ansehen, stellen 
wir fest, dass diese für den Straßenverkehr in Bre-
men sogar noch schlechter geworden sind. Ich 
kann schon sehen, was Herr Gottschalk gleich sa-
gen wird. Er wird sagen, diese Zahlen seien nichts-
sagend. Das sagt er nur, um das auch für die Grü-
nen nicht nachvollziehbare Sondervotum in der En-
quetekommission zu verteidigen. 

(Beifall CDU – Zuruf Abgeordneter Arno Gott-
schalk [SPD]) 

Die Zahlen haben aber eine Relevanz, denn sie 
wurden mit statistischen Methoden erhoben. 

(Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]: Er glaubt nur 
seinen eigenen Statistiken!) 

Genau. Vielen Dank, Herr Eckhoff! Die Zahlen ha-
ben eine Relevanz, sie sind mit statistischen Metho-
den erhoben worden, und sie sind ein entscheiden-

der Indikator, der zeigt, ob Verkehrspolitik wirkt o-
der nicht. Das liegt eben nicht immer nur an den 
Menschen. Es macht auch keinen Sinn, immer nur 
auf den kleinen Mann zu zeigen, oder korrekter-
weise muss ich sagen, den kleinen Mann und die 
kleine Frau hier als Spielball Ihrer versäumten Ex-
perimente irgendwie heranzuziehen. Damit wer-
den Sie die Zahlen nicht drehen. 

(Beifall CDU) 

Frau Dr. Schaefer, wenn ich in die vergangene Wo-
che zurückblicke, dann muss ich sagen, kommen 
Sie uns gleich bitte nicht mit den SUV-Fahrern. Sie 
wollen den Menschen doch nicht ernsthaft erzäh-
len, dass die SUV-Fahrer daran schuld sind, dass 
Sie Ihre Klimaziele verfehlen? 

(Beifall CDU) 

Das ist lächerlich. Ihnen sind die schlechten Zahlen 
der vergangenen Jahre durchaus bekannt. Was 
folgte daraus? Es folgte daraus, dass wir, oder die 
Koalition, hier vor einigen Jahren die Klimanotlage 
ausgerufen hat. Das dürfen wir nicht vergessen, 
ganz wichtig. Dann gab es Solar Cities, dann gab 
es den Klimavorbehalt, der in jede Vorlage rein-
kommen sollte. Ja, und was wurde daraus? Nichts. 
Keiner hat irgendwas davon gehört. 

(Beifall CDU) 

Das ist ganz interessant, wenn man das gegenüber-
stellt: Das Verhältnis zwischen Ankündigung und 
tatsächlicher Umsetzung ist bei Ihnen komplett in 
der Schieflage. 

(Beifall CDU) 

Dann folgte auch noch das Handlungsfeld Klima-
schutz, ein höchst umstrittenes Unterfangen, Sie 
kennen unsere Kritik. Es sollten kurzfristige Maß-
nahmen ins Leben gerufen werden, um CO2-Emis-
sionen zu mindern. Die Idee an sich ist löblich, aber 
auch hier scheiterte es an der Umsetzung, denn bei 
einem großen Teil der Sachen, die beantragt wur-
den, konnte keine CO2-Reduktion benannt wer-
den. Außerdem wurden in der ersten Tranche die 
Gelder auch nach Parteiproporz verteilt. Es wurden 
Haushaltslöcher gestopft bei Dingen, die ohnehin 
eine Regelaufgabe waren. Es war quasi ein Blan-
koscheck aus Steuergeldern. 

(Beifall CDU) 
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Dann wollten Sie den Verwaltungsapparat um 
40 Stellen aufblasen. Es war gefüllt mit mangeln-
der Transparenz oder einer fehlenden Priorisie-
rung. Das ist der Grund, warum wir das nicht mit-
tragen konnten. 

Eines hat der Bericht aber interessanterweise ge-
zeigt und ich gucke auf meine Bremerhavener Kol-
leginnen und Kollegen. Bremerhaven, kann man 
sagen, hat die Hausaufgaben gemacht. Die Ziele 
wurden zwar verfehlt, aber nicht annähernd so ein-
deutig wie in Bremen. Im Ergebnis steht Bremer-
haven um sieben Prozent besser da. Nicht nur das. 
Verfolgt man die Werte der vergangenen Jahre, ist 
eine deutliche und stetige Verbesserung zu sehen. 

(Beifall CDU) 

Wir haben ein großes Interesse daran, dieses 
Thema voranzubringen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Von Bre-
merhaven lernen, heißt siegen lernen! – Abgeord-
neter Martin Günthner [SPD]: Das liegt nur an uns!) 

Es lagen viele Anträge unsererseits vor, die immer 
abgelehnt wurden. Ich möchte an eine Stelle oder 
an eine Sache erinnern. Mein erster Antrag vor drei 
Jahren hatte den Titel: „Mit gutem Beispiel voran-
gehen – Dachbegrünung und PV auf öffentlichen 
Dächern ausbauen.“ Dieser Antrag wurde jahre-
lang hin- und hergeschoben, am Ende mit flachen 
Begründungen abgelehnt. Jetzt gucken wir mal zu-
rück: Was ist in den drei Jahren passiert? In den 
drei Jahren wurden auf öffentlichen Gebäuden drei 
Solaranlagen gebaut und nur zwei in Betrieb ge-
nommen. Das ist ein Armutszeugnis, das ist Ihre 
Realpolitik. Sie scheitern an der Umsetzung. 

(Beifall CDU) 

Über die energetische Gebäudesanierung, Fahr-
radbrücken und so weiter muss ich hier erstmal 
nicht reden. – Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Arno Gottschalk. 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Da-
men und Herren! Es sind nur noch 333 Tage bis zur 
Wahl. Aus diesem aktuellen Anlass hat die CDU 

ein Thema gesetzt, das wir schon hoch- und runter-
diskutiert haben, über das wir eine ganze Klimaen-
quete durchgeführt haben, 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Es ist ja nix 
passiert!) 

weil die CDU immer wieder guten Mutes ist, dass 
sie damit punkten kann. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja! – Bei-
fall CDU) 

Gucken wir uns deshalb einmal drei Punkte etwas 
näher an, die gerade mit dem jüngsten, jetzt vorge-
legten CO2-Statistikbericht zu tun haben: Erster 
Punkt, Herr Michalik, Sie haben es angesprochen: 
Bremen hat eine besondere Struktur. Fast 50 Pro-
zent des CO2-Ausstoßes kommen aus dem Stahl-
werk. Dort haben wir in der Tat nur eine geringfü-
gige Verbesserung, aber das liegt nicht am Senat, 
das liegt nicht an einem Versagen der hiesigen Po-
litik, sondern das liegt daran, dass es bislang tech-
nisch und ökonomisch gar nicht möglich war 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Das Stahl-
werk ist ja in den Zahlen nicht drin!) 

und es auch keiner CDU gelungen wäre, dort wei-
terzukommen. 

(Beifall SPD) 

Wir haben jetzt die große Chance, in den nächsten 
10, 15 Jahren mit dem technologischen Fortschritt 
die Umstellung hinzukriegen auf gänzlich neue 
Verfahren. Das werden wir begleiten, das werden 
wir flankieren, das wird bei uns die Priorität haben, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Da werdet 
ihr scheitern!) 

und das wird eine erhebliche Verbesserung für 
Bremen bringen. 

(Beifall SPD) 

Wir haben einen zweiten großen Sektor, der bei 
über 20 Prozent der Emissionen liegt, das ist Ge-
werbe, Handel, Dienstleistungen und die privaten 
Haushalte. In diesem Bereich, meine Damen und 
Herren, haben wir in den jüngsten Zahlen eine 
Verbesserung bis 2019 von 36 Prozent, und wenn 
wir genauer hingucken, dann sehen wir, dass wir 
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im Bereich der CO2-Emissionen aus der Wärme so-
gar bei über 40 Prozent sind, unser Ziel also er-
reicht haben. 

Warum haben wir das nicht in dem ganzen Sektor 
erreicht? Weil wir beim Strom nicht besser sind. Der 
Strom wird aber nicht mit dem Mix gerechnet, den 
wir hier in Bremen haben, sondern er wird mit dem 
bundesdeutschen Durchschnitt gerechnet. Wir wä-
ren also hier in Bremen schon deutlich besser, 
wenn man im Bund mit der Energiewende und mit 
der Stromwende schneller vorangekommen wäre. 

(Beifall SPD, DIE LINKE – Abgeordneter Heiko 
Strohmann [CDU]: Ah ja!) 

Der dritte Punkt: Ja, wir sind im Bereich Verkehr 
und im Bereich des verarbeitenden Gewerbes ohne 
die Stahlwerke nicht bei den Zahlen, zu denen wir 
kommen wollten. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ist das aber ein Versagen hiesiger Politik? Oder 
müssen wir mal gucken, wie es andere gemacht ha-
ben? Wir haben ja eine Energiestatistik, eine CO2-
Statistik, die liegt für alle Bundesländer vor. 

Die habe ich mir mal angeguckt und genau die 
Jahre betrachtet 2010 bis 2019, also die letzten 
zehn Jahre, bei denen man von Verantwortung rot-
grüner Senatspolitik sprechen kann und bei denen 
wir nicht die Verzerrungen haben durch die Um-
stellung damals mit dem Neuaufbau in den neuen 
Bundesländern. Wenn wir uns diese Zahlen angu-
cken, dann können wir feststellen, dass bei der 
CO2-Reduzierung aus der Primärenergie über alle 
Branchen hinweg Bremen auf Platz drei liegt. 
Wenn wir uns das dann ein bisschen genauer aus-
einandersortieren, wenn wir das mal angucken, 
herausgerechnet Pro-Kopf-Veränderungen, 

(Zuruf Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]) 

pro Kopf die Verbesserungen in Bremen, liegen wir 
ebenfalls auf Platz drei nach Berlin und nach Nord-
rhein-Westfalen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Wahn-
sinn!) 

Wenn wir mal schauen, wie ist das denn im Ver-
hältnis zum Wachstum, zur Wirtschaftsentwick-
lung, zum Bruttoinlandsprodukt, wie hat sich das 
entwickelt, dann landen wir in diesem Bereich auf 
Platz sechs. Das ist für einen Industriestandort, wie 
wir ihn hier haben, eine hervorragende Zahl. 

(Beifall SPD) 

Dann, liebe Kolleginnen und Kollegen, gucken wir 
uns den Primärenergieverbrauch an im Verkehrs-
sektor über alle Bundesländer hinweg. Dort gibt es 
ganze zwei Bundesländer, die von 2010 bis 2019 
eine Verbesserung haben, nämlich Thüringen und 
Bremen. Alle anderen haben einen Zuwachs. Ham-
burg liegt bei plus sieben Prozent, Berlin bei plus 
17 Prozent. Das ist der Punkt, den wir hier erreicht 
haben, dass wir uns im Umfeld aller anderen sehr 
wohl sehen lassen können, eine erfolgreiche Bilanz 
haben. 

Wenn wir ein Fazit in diesem Bereich ziehen, ist es 
klar, wir wissen: Gemessen an dem Klimawandel 
insgesamt sind wir nicht da, wo wir eigentlich hin-
müssen. Das ist klar. Das heißt aber nicht, dass an 
der Weser ein Versagen ist und man sich in Mün-
chen wieder im Taxi schämen muss. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das ha-
ben Sie sich gemerkt? – Lachen CDU) 

Sondern wir haben uns hier hervorragend geschla-
gen im Vergleich zu den anderen. Unter schwieri-
gen Bedingungen haben wir zumindest in diesem 
Bereich besser abgeschnitten als die meisten ande-
ren. 

(Beifall SPD) 

Deshalb liebe Kolleginnen und Kollegen: Für die 
schwierigen Bedingungen, für das schwierige Um-
feld, dafür waren allerdings andere zuständig. Da-
für war eine CDU/CSU-geführte Bundesregierung 
zuständig, und in der saßen die maßgeblichen 
Bremser der Energiewende: 

(Abgeordneter Christoph Weiss [CDU]: Wo war 
denn die SPD?) 

die Altmaiers, die Scheuers, die Bareiß, die Nüß-
leins und ihre Lobbyseilschaften bis an den Rand 
des Verdachts zur Korruption. 

(Beifall SPD) 

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, um das auf 
Ihren Titel hier zu beziehen, das war schlecht für 
den Klimaschutz, das war schlecht für Deutschland 
und für Bremen. – Danke schön! 

(Beifall SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Ingo Tebje. 
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Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen! Der Kli-
mawandel könnte eigentlich jeden Tag eine Aktu-
elle Stunde gebrauchen, da hat die CDU mit Si-
cherheit recht, 

(Beifall CDU) 

aber die Kritik, die hier vorgetragen wird, ist völlig 
unsachlich, sie vermischt unterschiedliche Ebenen 
miteinander und ist deswegen auch völlig unseriös, 
Kollege Michalik! 

Erstens – das haben wir hier schon gesagt –, die 
Zahlen sind von 2019 und – gegebener Anlass – die 
haben wir schon bei der Erarbeitung des Enquete-
berichtes vom Grundsatz her mit eingepreist und 
wussten sie schon, aber da gebe ich Ihnen recht, sie 
sind definitiv nicht zufriedenstellend. Wer aber 
trägt dafür die Verantwortung? Sie zielen vor allem 
auf die vorherige rot-grüne Landesregierung ab, 
und ja, da würde ich sagen, da gibt es bestimmt 
auch berechtigte Kritikpunkte, aber das ist doch 
nur die halbe Wahrheit, und das klang eben schon 
an. 

Wer hat denn in den Jahren 2010 bis 2020 den So-
larausbau gedeckelt und die Branche zerstört? Wer 
hat denn den Windausbau gedeckelt und unsin-
nige Abstandsregelungen eingeführt und die Bran-
che zerstört? 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das wäre 
doch für Bremen sowieso egal gewesen! Wer hat 
denn den OTB verhindert?) 

Wer hat denn in den letzten Jahren der Verbren-
ner-Lobby die Hand vor den Hintern gehalten und 
den Umstieg auf klimaneutrale Antriebe verhin-
dert? Das war doch CDU-Bundes- und Unionspoli-
tik. Damit haben Sie einen riesigen Anteil an der 
schlechten Bremer Bilanz, die hier auftaucht. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Zweitens – das ist eigentlich die oberste Frechheit 
– versuchen Sie, diese desolate Bilanz der jetzigen 
Landesregierung, also auch uns Linken anzuhän-
gen, und tun so, als wäre in den letzten drei Jahren 
nichts vorangekommen. Wir steigen bis Ende 
nächsten Jahres aus allen Kohlekraftwerken aus, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das wer-
den wir sehen!) 

der Einstieg in den ersten Elektrolyseur bei den 
Stahlwerken ist auf den Weg gebracht, wir haben 
neue Standards für klimaneutrale Gewerbegebiete 
auf den Weg gebracht. Kollege Michalik, Sie haben 
es gerade angesprochen, Dachbegrünung, Solar-
anlagen: Da hat die letzte Regierung noch Gründä-
cher verhindert – wir haben gerade eine 180-Grad-
Wendung vollzogen. Der neue Bremer Standard in 
der Quartiersentwicklung, Sie waren bei dem Ge-
spräch letzte Woche dabei, da wird doch in großen 
Teilen in den Projekten jetzt schon das umgesetzt, 
was wir wollen, ich nenne nur Kelloggs, Tabak-
quartier und Hachez. Da sind wir genau auf dem 
Weg in die klimaneutralen Quartiere, und das set-
zen wir um. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Wir?) 

Wir haben den Mindestabstand für Solaranlagen 
reduziert, die Anbringung von Balkonsolaranlagen 
vereinfacht, wir haben drei erfolgreiche IPCEI-Pro-
jekte auf den Weg gebracht, um den Stahl klima-
neutral zu machen, um in Norddeutschland und in 
den Niederlanden eine Wasserstoffinfrastruktur 
aufzubauen, um den Weg ins klimaneutrale Flie-
gen voranzubringen – und dann sagen Sie, wir hät-
ten nichts vorangebracht. Ich möchte mal wissen, 
was Sie voranbringen! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Da würde ich mir von den verantwortlichen Uni-
onspolitiker:innen wünschen, dass diese Anträge 
auf EU-Ebene auch endlich mal beschlossen wer-
den. An diesen Beschlüssen hängen 50 Prozent un-
serer gesamten Bremer CO2-Emissionen. Wir als 
LINKE haben uns mit Sicherheit nichts an diesen 
schlechten Zahlen von 2019 vorzuwerfen, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Nein!) 

noch in der Bilanz unserer aktuellen Regierungsar-
beit. 

Erstens stehen wir zu den Zielen und Maßnahmen 
im Klimaenquetebericht, zweitens war immer klar, 
dass ebenso notwendige Rahmenbedingungen auf 
Bundes- und EU-Ebene geschaffen werden müs-
sen, und drittens haben wir von Anfang an klarge-
macht, dass es sich hierbei um eine außergewöhn-
liche Notsituation handelt. Da bin ich ganz ge-
spannt, wie die CDU reagiert, wenn wir unsere 
Maßnahmen- und Finanzierungspakete im Herbst 
vorschlagen. 
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(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Dezem-
ber?) 

Dann wünsche ich mir konstruktive Vorschläge 
von der Union. – Ich danke für die Aufmerksam-
keit! 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Wir reden in der Aktuellen Stunde darüber, dass 
unrealistische Klimaziele der Koalition verfehlt 
wurden. Ehrlich gesagt: keine Überraschung, 
wenn man sich Ziele setzt, die nicht einhaltbar wa-
ren, die wir in der Enquete herausgearbeitet ha-
ben. Insofern muss man sich dann fragen: Wenn 
man das schon weiß, warum diskutiert man das? 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Damit es 
die Menschen erfahren!) 

In der Tat muss ich – –. Ja, Herr Fraktionsvorsitzen-
der der CDU, die Menschen haben die Enquete-
kommission nicht wahrgenommen, die Debatten 
nicht wahrgenommen, das glaube ich doch nicht! 

(Beifall FDP – Abgeordneter Heiko Strohmann 
[CDU]: Was?) 

Die Frage, die ich mir gestellt habe, ist: Was ist 
denn an konstruktiver Kritik hier von Ihnen über-
geblieben, Herr Michalik? Darauf warte ich noch. 
Wir werden das Ganze ja weiterdiskutieren, denn 
ich habe das Ganze auch als Bericht im Klimacon-
trollingausschuss, wo es eigentlich meiner Mei-
nung nach debattiert werden muss, angemeldet. 
Dort müssen wir diskutieren, was daraus an 
Schlussfolgerungen zu ziehen ist, was an zukünfti-
gen Regelungen zu machen ist. 

In der Tat, es gibt vieles, was wir diskutieren müs-
sen, weil es auch aktuelle Entwicklungen gibt, die 
wir berücksichtigen müssen. Ich bin nicht so über-
zeugt, dass wir tatsächlich den Kohleausstieg 
schaffen, Herr Tebje, wie Sie gesagt haben. Das 
hängt alles mit den neuen Entwicklungen und dem 
Ukrainekrieg zusammen. Natürlich hätte man auf 
Gas umstellen können. Jetzt wird überlegt, Kohle 
weiter nutzen zu müssen, damit wir die Wärmever-
sorgung sicherstellen. Das ist nicht der Wunsch von 
irgendwem, sondern ein Zwang! 

Außerdem müssen wir berücksichtigen, dass Russ-
land sich aus der Klimapolitik international wohl 
verabschiedet hat. Das muss dazu führen, dass wir 
umdenken, dass wir überlegen müssen, ob unsere 
Prioritätensetzungen richtig sind, dass wir viel-
leicht noch verstärkt in Klimaanpassungsmaßnah-
men gehen müssen, denn wenn Russland nicht mit-
macht, müssen wir uns doch gar nicht die Frage 
stellen, ob das Ziel von 1,5 Grad von Paris über-
haupt noch realistisch ist, denn dann ist es nicht 
mehr erreichbar, wenn Russland sich dauerhaft 
verabschiedet. Das ist doch das Erschreckende! 

Muss ich dann diskutieren, wie der Strommix an-
gerechnet wird in der CO2-Bilanz Bremens? Ja, um 
die Fakten aufzuklären, ist das wichtig. Die Wahr-
heit ist: Es wurde zu wenig Photovoltaik (PV) aus-
gebaut auf öffentlichen Gebäuden, da hat die CDU 
völlig recht, 

(Beifall CDU – Zuruf Abgeordnete Sandra Ahrends 
[CDU]) 

aber wenn ich mir dann die bilanzielle Rechnung 
angucke, hätte das keine Auswirkungen gehabt 
auf die Bilanz, denn da wird der bundesdeutsche 
Strommix angewendet. Insofern ist die Kritik dann, 
wenn ich an den Zahlen diskutiere, die, dass ich 
kritisieren muss – da muss ich auch meine Partei 
mit in die Kritik nehmen –, dass der Solarausbau in 
den Zehnerjahren gestoppt und reduziert wurde 
und dass der Offshoreausbau, für den die FDP Bre-
men immer gestritten hat, gestoppt wurde und wir 
natürlich einen anderen Ausbau der Erneuerbaren 
hätten, wenn wir den Offshoreausbau in der 
Menge gehabt hätten, wie er geplant war, denn 
dann hätten wir diesen Stopp Anfang dieses Jahres 
– da ist ja nichts passiert – eine ganz andere Situa-
tion gehabt und ganz andere Mengen. 

(Beifall FDP) 

Wer etwas am Strommix tun will, muss sich dafür 
einsetzen, dass die Erneuerbaren die Regelungen 
auf Bundesebene dafür haben, und auch die Mög-
lichkeiten dafür in Bremen und Bremerhaven 
schaffen. Ich glaube, das sind dann die Diskussio-
nen, die wir führen müssen. 

Natürlich ist es ein richtiger Fakt, dass das Stahl-
werk nicht eingerechnet war in die Zielsetzung. 
Dass das falsch war, das haben wir diskutiert in der 
Enquete. Deswegen ist es ja auch bei den Zielset-
zungen, die wir in der Enquete getroffen haben, 
rausgenommen. Dann müssen wir doch jetzt nicht 
die Diskussion führen, was das für Auswirkungen 
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in der damaligen Bilanz hat und ob das falsch oder 
richtig war, sondern wir müssen jetzt – das ist die 
Aufgabe – die Diskussion führen: Wie kriegen wir 
die Stahlwerke an das Stromnetz mit einer Anbin-
dung, über die wir dann auch grünen Strom haben, 
damit mit grünem Strom grüner Stahl produziert 
wird, damit wir sauberen Stahl, sauberen Strom ha-
ben? 

Da ist dann die Frage: Wo kommen die Leitungen 
hin, und wie kommt das Unternehmen zu der Ent-
scheidung, diese Umstellung auf die Wasserstoff-
route, die wir alle wollen, wirklich zu machen? 
Diese Entscheidung steht nach meinem Kenntnis-
stand final noch aus. Das ist doch das, was uns um-
treiben muss! Da sind es dann sicherlich auch viele 
kleine Maßnahmen, die wir diskutieren können, 
aber die großen Punkte im Sinne einer ABC-Ana-
lyse, also bei A die wichtigsten Probleme, sind 
Stahlwerke und Stromerzeugung. Wir müssen bei 
den Stahlwerken mit Nachdruck in die Gespräche 
gehen. Da ist der Senat gefordert, denn der ist die 
Exekutive. 

Wie kann das gelingen? Wenn ich mit den Kolle-
ginnen und Kollegen bei TenneT TSO sitze und die 
uns berichten, wie die Anbindung geplant ist, und 
sagen: Ja, eine Offshoreanbindung nach Bremen 
haben wir auf dem Zettel, aber so bald kommt die 
nicht, denn da ist noch kein Bedarf gemeldet, und 
die Anbindung der Stahlwerke, da ist auch noch 
kein Bedarf so gemeldet, dass wir jetzt den Bauauf-
trag auslösen können. 

Das ist es, was mich umtreibt, wenn ich diskutiere, 
ob wir Klimaziele erreichen oder nicht – nicht die 
Zahlen von 2019, denn die sind Geschichte. Das, 
was wir noch ändern können, ist die Zukunft! Wir 
müssen an diesen Zukunftsthemen arbeiten und da 
die konstruktive Kritik ansetzen, nämlich daran, 
dass der Senat da noch nicht seine Hausaufgaben 
so weit machen konnte oder gemacht hat, dass hier 
diese großen Punkte umgestellt werden. 

(Beifall FDP) 

Genauso werden wir diskutieren müssen, wie es 
mit der Wärmeplanung weitergeht. Da werden wir 
uns noch über die Inhalte der Wärmegesetzge-
bung, die die Koalition plant, unterhalten, wie ver-
pflichtend das wird und wie freiwillig das wird. Ich 
glaube, da haben wir unterschiedliche Ansichten, 
aber dass wir da eine Notwendigkeit haben, zu ent-
scheiden, dass wir jetzt den Menschen eine Sicher-
heit geben müssen, die vor der Frage stehen, wie 
ihre Heizung zukünftig aussehen soll, und die jetzt 

investieren müssen, vielleicht, weil ihre Heizung 
kaputt ist, die müssen doch wissen, was für ein Hei-
zungssystem in ihrem Stadtteil, in ihrem Ortsteil 
demnächst kommen soll. 

Diese Fragen müssen wir beantworten. Das ist die 
konstruktive Kritik, die wir üben müssen, dass dort 
noch nicht schnell genug gehandelt wurde, noch 
nicht schnell genug aufgezeigt wurde, was getan 
wird. Dies hier, die Bilanz 2019, sagt nichts ande-
res, als dass ein unrealistisches Ziel verfehlt wurde 
und dass der Senat dort größere Anstrengungen 
machen muss und machen kann. Die Sache aber, 
die uns umtreiben sollte, ist die Zukunft. – Herzli-
chen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Philipp Bruck. 

Abgeordneter Philipp Bruck (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleg:in-
nen! Ich könnte jetzt erst einmal darauf hinweisen, 
dass der Bremer Senat oder die Bremer Regierung 
2019 gar kein Klimaziel hatte, sondern erst für das 
Jahr 2020. Für das Jahr 2020 haben wir die Zahlen 
noch nicht, wissen aber, dass zum Beispiel in dem 
Jahr ein Kohlekraftwerk abgeschaltet wurde, das 
Kraftwerk im Hafen, und dass damit noch einmal 
eine Reduktionsminderung zu erwarten ist. Wir 
wissen auch, dass es im Bund einen Coronaeffekt 
gab, den wir für Bremen sehen werden. Insofern 
sind wir da vielleicht näher an den Zielen, die man 
sich damals vorgenommen hat. 

Trotzdem basiert unsere Klimapolitik natürlich 
nicht auf dem Ausbruch von irgendwelchen Pande-
mien. Selbstverständlich sind wir nicht zufrieden 
damit, wenn wir CO2-Minderungszahlen haben, 
die unter dem liegen, was wir uns gewünscht hät-
ten. So eine Zielverfehlung beim Klimaschutz ist 
eine ernste Lage, weil die Klimakrise so eine dra-
matische Lage ist, und braucht deshalb eine ernst-
hafte Analyse. Ich finde es gut, dass wir das heute 
zumindest teilweise versuchen wollen. 

Ich glaube, mit den Ergebnissen, die wir hier gese-
hen haben, mit den CO2-Zahlen, die wir in der De-
putation schon diskutiert haben, können wir am 
Ende alle nicht zufrieden sein. Wir haben, glaube 
ich, alle nicht genug dafür getan, diese Ziele zu er-
reichen. 

Das kann man gesamtgesellschaftlich sehen. Ich 
glaube, auch da gab es vor 2019 noch eine andere 
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Stimmung. Auch wir als rot-grüne Koalition hatten 
in den Jahren 2007 bis 2019 wahrscheinlich nicht 
immer den Klimaschutz als erste Priorität. Wir hat-
ten auch andere Aufgaben, wie die Haushaltskon-
solidierung, die dazu geführt haben, dass die Prio-
ritäten an einzelnen Stellen auch mal woanders la-
gen. 

Aus heutiger Perspektive würde man vielleicht mit 
Blick auf die Personalzahlen im Verkehrs- oder im 
Klimabereich manche Dinge anders bewerten. 
Deswegen: Auch wir tragen natürlich eine Verant-
wortung dafür, dass die CO2-Zahlen nicht so gut 
sind, wie wir uns das gewünscht hätten. Auch des-
halb haben wir im Januar 2020 hier im Parlament 
eine Klimanotlage ausgerufen und selbst erklärt: 
Wir wissen, dass unsere bisherige Politik nicht aus-
reicht und dass wir hier korrigieren müssen. Aber 
ehrlich gesagt, lieber Herr Michalik, auch die Bun-
desregierung hat nicht geholfen, und das kann man 
nicht wegreden. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Aber wir 
sind hier im Land Bremen!) 

Im Gegenteil, wir haben die Ausführungen zur 
Verkehrswende schon gehört. Wir sind hier im 
Land Bremen, aber wir, die in der Enquetekommis-
sion mitgearbeitet haben, wissen alle, welches 
Ausmaß an Emissionen von der Bundespolitik, von 
der europäischen Politik bestimmt wird, was wir 
durch bremische Politik nicht hinreichend beant-
worten können und können unsere Regeln selbst 
festlegen. 

(Abgeordneter Claas Rohmeyer [CDU]: Wie ist das 
mit den Solaranlagen?) 

Ja, dazu gehört zum Beispiel auch das Thema So-
larenergie, der gesamte Ausbau der erneuerbaren 
Energien. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: ÖPNV?) 

Da wissen wir, dass die Bundesregierung die Rah-
menbedingungen festlegt und dass die vergange-
nen Bundesregierungen unter Führung der CDU 
mit Herrn Altmaier die Energiewende abgewürgt 
haben, die Solarenergie abgewürgt haben. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Das ist Ihr Beitrag. Das kleinzureden, Herr Mi-
chalik, mit „es gab da einige kleine Problemchen 
beim EEG“, das zeigt auch, wie ernst Sie das am 

Ende mit Ihrer Kritik an der Erreichung der CO2-
Ziele meinen. 

(Zurufe CDU) 

Liebe CDU ja, wir hatten als rot-grüne Koalition un-
seren Anteil, aber ich kann auch Ihnen angesichts 
Ihrer Bundesregierung und dessen, was Sie dort 
getan oder eben nicht getan haben nur zu etwas 
Demut raten. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Keine 
Frage, da haben Sie Recht!) 

Aber auch mit Blick auf die bremische Politik fällt 
es schwer zu glauben, dass es alles besser gelaufen 
wäre, wenn die CDU hier regiert hätte. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich will nur daran erinnern, kurz vor der letzten 
Bürgerschaftswahl haben Sie noch gefordert, 
400 Millionen Euro jährlich, die wir vom Bund be-
kommen, lieber in die Schuldentilgung zu stecken. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Stimmt 
gar nicht!) 

Nein, unmittelbar vor der Wahl nicht mehr, aber Ihr 
ehemaliger Fraktionsvorsitzender musste von Ih-
rem Landesvorsitzenden noch kassieret werden. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Aber der 
Spitzenkandidat hat „Nein“ gesagt!) 

Genau, der Spitzenkandidat hat dann Ihre Fraktion 
einkassiert und gesagt: „Wir stecken das nicht in 
die Tilgung, sondern wir investieren das.“ 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Stimmt 
gar nicht! – Abgeordnete Dr. Henrike Müller 
[Bündnis 90/Die Grünen]: Doch!) 

Trotzdem muss man dann doch Zweifel daran ha-
ben, dass es mit der CDU besser gewesen wäre, 
dass dann das ganze Geld in den vergangenen Jah-
ren in den Klimaschutz geflossen wäre. Ich zumin-
dest habe da meine Zweifel. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Ich finde es richtig, wie Herr Dr. Buhlert das eben 
schon gemacht hat und andere auch, den Blick 
nach vorne zu richten. Selbstverständlich braucht 
man rückblickend eine Kritik, eine Evaluation, wa-
rum wir manches nicht erreicht haben, damit wir 
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daraus lernen. Aber das Wichtigste, was wir jetzt 
tun können, ist natürlich der Blick nach vorne und 
zu überlegen: Was müssen wir tun, um unsere zu-
künftigen Klimaziele zu erreichen? Dafür ist der 
Enquetebericht eine hervorragende Grundlage. 
Dafür ist es auch wichtig, dass wir jetzt bei der Um-
setzung, wie in der Enquete selbst auch, hier alle 
an einem Strang ziehen. 

Der Bericht der CO2-Emissionen in der Deputation 
hat noch einmal deutlich gemacht, wo die Aufga-
ben liegen. Da ist das Stahlwerk, darüber haben 
wir schon gesprochen, da steht eine riesige Trans-
formation an. Ich bin überzeugt, der Senat hat zu-
mindest bisher alles dafür getan, dass diese Trans-
formation stattfinden kann. Auch da sind jetzt an-
dere gefragt, von Bund und EU bis zu den Inves-
tor:innen selbst. 

Wir haben den Straßenverkehr mit tatsächlich kon-
stant hohen Emissionen. Da beruhigt mich das ehr-
lich gesagt nur bedingt, wenn Herr Gottschalk 
sagt, dass in 14 anderen Bundesländern die Emis-
sionen noch schlimmer gestiegen sind. Das reicht 
uns natürlich nicht. Wir wollen, dass die Emissio-
nen weiter sinken. Wir haben in Bremen steigende 
Zulassungszahlen für Autos. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Warum ist 
das so?) 

Das heißt, da brauchen wir endlich Mehrheiten für 
eine mutige, echte Verkehrswendepolitik, um auch 
diese Emissionen senken zu können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir sehen auch andere Aufgaben aus diesem Be-
richt, die da beschrieben werden. Dazu gehören 
die Zahlen der Fernwärme, wo man sieht, die Ab-
satzzahlen der Fernwärme steigen nicht. Da haben 
wir also eine riesige Aufgabe vor uns, das auszu-
weiten – das wissen wir aus der Enquetekommis-
sion –, die Fernwärmenetze auszuweiten, mehr An-
schlüsse zu schaffen und die Fernwärme auch er-
neuerbar zu machen. 

Wir haben mit den hohen Erdgasverbräuchen eine 
Aufgabe, die sich aus diesen Zahlen erkennen lässt 
und die mit dem russischen Angriffskrieg in der 
Ukraine natürlich eine ganz neue Dimension be-
kommen hat. Lassen Sie uns gemeinsam an diesen 
Aufgaben arbeiten, das umzusetzen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Wir sind 
dabei!) 

Dazu gehört natürlich auch eine konstruktive De-
batte hier im Parlament. Aus meiner Sicht gibt es 
einige Gamechanger, die mir zumindest Hoffnung 
machen, dass wir in Zukunft unsere Klimaziele ein-
halten werden. Seit 2019 ist viel passiert. Wir haben 
die Enquetekommission gehabt. Wir haben also 
eine Strategie ausgearbeitet, die uns genau sagt, 
was wir machen müssen, um unsere Klimaziele zu 
erreichen. Wir haben sie auch politisch verständigt, 
zumindest sehr weitgehend, sodass es nicht mehr 
an politischen Streitigkeiten scheitern sollte, diese 
Maßnahmen umzusetzen. 

Wir haben eine ganz andere öffentliche Wahrneh-
mung des Themas Klimaschutz. Ich erinnere mich 
an Schulpodien 2017 und 2019, jeweils in den 
Wahlkämpfen. 2017 hat sich niemand für das Klima 
interessiert, 2019 alle. Ständig wurde danach ge-
fragt. 

Auch das verändert etwas, macht es uns zumindest 
einfacher, Klimapolitik zu betreiben und es macht 
mir Hoffnung. Wir haben eine neue Bundesregie-
rung, die es mit dem Klimaschutz ernst meint. Wir 
haben endlich eine Bundesregierung, muss man 
sagen, die es mit dem Klimaschutz ernst meint, 
nach so vielen Jahren, in denen das zumindest 
stiefmütterlich behandelt wurde. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Wir wer-
den sehen!) 

Wir haben einen Senat, der kontinuierlich die Kli-
maschutzaktivitäten ausgeweitet hat. Vieles davon 
haben wir selbst im Parlament beschlossen. Das 
Handlungsfeld Klimaschutz gehört natürlich dazu 
als ein Element, das Finanzierung für weitere Kli-
maschutzmaßnahmen geschaffen hat. Wir haben 
neue Personalstellen geschaffen, das hat nichts mit 
Aufblähen der Verwaltung zu tun, sondern das 
schafft die Voraussetzungen, die Strukturen, damit 
wir in Zukunft die vielen, vielen Maßnahmen, die 
im Enquetebericht stehen, umsetzen können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD – Abgeordne-
ter Heiko Strohmann [CDU]: Dann mal los!) 

Dann mal los, genau. Diese Schritte, die wir be-
obachten können, das, was sich seit 2019 entwi-
ckelt hat, das macht mir auf jeden Fall Mut, dass 
wir in Zukunft unsere Ziele erreichen werden. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Welche 
jetzt?) 
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Dafür freue ich mich über jede Unterstützung, auch 
über eine konstruktive Opposition. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Bürgermeisterin Dr. Maike Schaefer. 

Bürgermeisterin Dr. Maike Schaefer: Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Viel-
leicht als erstes noch mal zur Einordnung, wie ak-
tuell die Aktuelle Stunde ist, weil man das oft ge-
nug betonen muss, dass diese Daten, über die wir 
heute diskutieren, drei Jahre alt sind. Sie sind von 
2019. Wir diskutieren nicht die aktuelle – –. 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Das sind 
die neuesten, die uns vorliegen!) 

Herr Michalik, ich habe Ihnen wirklich zugehört. 
Vielleicht können Sie auch mal zuhören. Sie kön-
nen aber jetzt nicht sagen, dass wir über eine aktu-
elle Situation reden, nämlich aus den Daten von 
2022, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Leider 
nicht! – Abgeordnete Bettina Hornhues [CDU]: Das 
ist ja das Problem!) 

sondern wir reden über drei Jahre alte Daten. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das ist 
schon seit zehn Jahren das Chaos!) 

Ach, Herr Strohmann, echt. Wir reden über drei 
Jahre alte Daten. Es ist keine aktuelle Situation, die 
wir hier diskutieren. 

Ich fange vielleicht erst mal an: Die heutige De-
batte zeigt, dass wir uns in einem Punkt einig sind, 
dass wir nämlich mehr für den Klimaschutz tun 
müssen. Dass alle demokratischen Parteien hier in 
diesem Land das einfordern, das begrüße ich erst-
mal. Das ist der breite Konsens. Ich möchte aber 
auch mal sagen – weil das immer so klingt, als ob 
noch nie irgendwas in Sachen Klimaschutz passiert 
ist –, dass wir wahrlich nicht bei null anfangen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das 
stimmt!) 

Gerade in den letzten zehn Jahren haben wir in 
Bremen und Bremerhaven viele Klimaschutzmaß-
nahmen erfolgreich umgesetzt. Herr Gottschalk ist 
ja auf den Erfolg eingegangen. Wenn man sich das 
nämlich im bundesweiten Kontext anguckt, im 

Bundesländervergleich, aber auch bei vielen Kom-
munen, dann muss man sagen, dass Bremen in Sa-
chen Klimaschutzziele ziemlich gute Spitzenwerte 
hat. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Das kann uns trotzdem, wenn wir sehen, wie der 
Klimawandel voranschreitet, nicht zufriedenstel-
len, und das haben wir auch letzte Woche deutlich 
gemacht. Wir legen Ihnen transparent jedes Jahr 
einen Bericht vor. Die Daten sind so alt, weil das 
Statistische Landesamt immer mit großer Verzöge-
rung die Daten erst zur Verfügung stellt. Dass wir 
trotzdem mit dem Ergebnis von 2019 nicht zufrie-
den sein können, ich glaube, darin waren wir uns 
auch alle einig. Trotzdem muss man einmal aner-
kennen, dass Bremen in den vergangenen Jahren 
viele Klimaschutzmaßnahmen auf den Weg ge-
bracht hat und auch Klimaziele nicht erreicht hat, 
aber deutlich besser war als in den Jahren davor. 

Wenn wir uns die CO2-Bilanz anschauen, dann 
können wir sagen, dass wir 2019 bei den CO2-Emis-
sionen um 21,6 Prozent unter dem Niveau von 1990 
lagen. Das ist der Wert, mit dem wir nicht zufrieden 
sein können. Der Bericht zeigt allerdings auch, dass 
in den letzten Jahren durchaus Fortschritte erzielt 
worden sind. Im Jahr 2015 lag die CO2-Minde-
rungsrate nur bei 13,8 Prozent. Das heißt, wenn wir 
mal die Zeitspanne 2015 bis 2019 angucken, dann 
haben wir zusätzlich noch 7,8 Prozent weiter ein-
sparen können. Das reicht nicht. Doch zu sagen, es 
ist hier nie was passiert, das kann man so nicht ste-
henlassen. Im Jahr 2010 waren das weitere 7,5 Pro-
zent. 

Insofern sind wir auf einem Weg, der bis 2019 nicht 
ausgereicht hat, aber die Zahlen zeigen, dass die 
CO2-Emissionen im Land Bremen in den letzten 
zehn Jahren erheblich gesunken sind. Bei der Be-
wertung der bisherigen Ergebnisse ist auch zu be-
rücksichtigen, dass sich die vorliegenden Zahlen 
auf das Jahr 2019 beziehen, das habe ich gesagt. 

Hervorzuheben ist – das hat Herr Bruck gemacht, 
andere auch schon –, dass ein großer Kohleblock, 
nämlich im Kraftwerk Hafen, in der Zwischenzeit 
vom Netz gegangen ist. Das alleine bringt elf Pro-
zent, meine Damen und Herren, weiterer CO2-Ein-
sparungen. Da sieht man, dass allein durch eine 
große Maßnahme – das ist das, was wir immer ge-
sagt haben: Wir müssen in Bremen aus der Kohle-
verstromung aussteigen –, dass man mit einer Weg-
nahme eines einzigen Kohleblocks allein schon elf 
Prozent einsparen kann. In diesem Herbst soll das 
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Kohlekraftwerk Farge vom Netz gehen, da gehen 
wir von weiteren acht Prozent aus, und im nächsten 
Jahr – so ist es geplant – will die swb das Kraftwerk 
in Hastedt vom Netz nehmen. 

Natürlich können wir, wenn es wieder heißt, das ist 
ja so privat – –, nein, wir schaffen die Rahmenbe-
dingungen dafür. Das war einmal der Bau der Klär-
schlammverbrennungsanlage: aus umweltpoliti-
scher Sicht richtig, weil Klärschlamm gehört nicht 
mehr auf die Felder, aber auch aus energetischer 
Sicht richtig. Natürlich brauchen wir den Fernwär-
meausbau, das ist ganz klar. Deswegen wird ja die 
Fernwärmetrasse gerade vom Müllheizkraftwerk 
Richtung Hastedt gebaut, und genehmigt wurde 
sie von uns, damit das Kohlekraftwerk in Hastedt 
vom Netz gehen kann. 

Es sind weitere Klimaschutzmaßnahmen hinzuge-
kommen. Ich möchte einmal das ambitionierte Vor-
haben zur Dekarbonisierung des Stahlwerks an-
sprechen. Morgen werden der Bürgermeister, die 
Wirtschaftssenatorin und ich zusammen mit dem 
Bundeswirtschaftsminister das Stahlwerk besu-
chen. Warum? Weil uns allen die Dekarbonisierung 
wichtig ist, die Umstellung auf Wasserstoff. Da 
muss ich jetzt einmal vielleicht den neuesten Stand 
– Herr Dr. Buhlert, weil Sie gesagt haben, da erwar-
ten Sie, dass wir dann für die Stromversorgung, für 
die Wasserstoffproduktion, für die Elektrolyseure 
sorgen – sagen: Da habe ich mit dem niedersächsi-
schen Umweltminister Olaf Lies vor zwei Monaten 
mit TenneT zusammengesessen, damit wir das jetzt 
schon angehen, und da werden im Juni schon die 
Informationsveranstaltungen hier in Bremen in den 
betroffenen Stadtteilen stattfinden, damit wir eben 
auch beizeiten die Stromversorgung dort organisie-
ren. Das ist uns wichtig, dass wir die Voraussetzun-
gen hier schaffen. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Aber die 
ausdrückliche Investitionsentscheidung von Ar-
celorMittal steht leider noch aus! Das war ja mein 
Punkt!) 

Ja, aber ich kann Ihnen trotzdem sagen: Wir sind 
die Genehmigungsbehörde. Das ist ja eine Ge-
samtinvestition von 1,2 Milliarden Euro. Da hoffen 
wir natürlich auch auf Bundesförderung, auf EU-
Förderung. Insofern ist das auch für ArcelorMittal 
ein großer Batzen Geld. Allerdings wissen die auch 
– das waren die Gespräche, die ich gerade vor drei 
Wochen mit Arcelor hatte –, dass damit das Werk 
zukunftsfähig ist, und es ist damit dann auch das 
modernste in ganz Europa. Insofern sind wir mit 

Hochdruck auch als Genehmigungsbehörde hin-
terher, dass wir alles dafür tun, dass diese Transfor-
mation schnellstmöglich gelingt. Es wurde gesagt, 
50 Prozent kommen vom Stahlwerk, und diese 
50 Prozent wollen wir so schnell wie es geht redu-
zieren. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Es gilt allerdings auch, die energetische Gebäudes-
anierung konsequent fortzusetzen. Auch da kann 
ich aus der Bauministerkonferenz berichten. Wir 
mit dem Bremer Standard streben den KfW 40 an. 
Andere Bundesländer diskutieren, ob der KfW 50 
überhaupt erreicht werden kann. Da sind wir Spit-
zenreiter. Das hilft auch, CO2 einzusparen. Wenn 
jetzt hier immer vonseiten der CDU reingebrüllt 
wird „Nur drei PV-Anlagen in den letzten Jahren 
auf den Dächern“: Ja, wir sind alle unzufrieden, 
was die öffentlichen Gebäude angeht und die PV-
Anlagen. Doch kein B-Plan – Sie sitzen doch selbst 
in der Deputation und wissen es – in dieser Legis-
laturperiode verlässt die Deputation, ohne dass da 
PV auf den Dächern ist, auf allen Dächern. Das ist 
ein wichtiger Beitrag. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Der Ausbau und die Dekarbonisierung der Nah- 
und Fernwärmenetze und nicht zuletzt die Mobili-
tätswende sind wichtige Projekte, die uns auf dem 
Weg zur Erreichung unserer Klimaziele ein großes 
Stück voranbringen werden. Die ganzen Verkehrs-
maßnahmen habe ich gestern aufgezählt. Das 
könnte ich jetzt nochmal machen, ich habe extra 
meinen Redezettel nochmal mitgebracht. Wir sind 
die fahrradfreundlichste Großstadt. Das wird inter-
national inzwischen anerkannt. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja!) 

Beim ÖPNV haben wir neue Elektrobusse ange-
schafft, wir bauen gerade neue Straßenbahnlinien 
ins Umland. Wir haben neue Straßenbahnen ange-
schafft. Wir haben gerade Flächen, die wir umrüs-
ten, damit die E-Busse auch eine gute Infrastruktur 
haben. Wir haben die Tarife erstmal stabil gehal-
ten, aber Schülertickets eingeführt, Nachtzu-
schläge abgeschafft, den ÖPNV-Rettungsschirm 
auf den Weg gebracht. Wir haben Tempo 30 vor 
Schulen hinbekommen und auch vor vielen ande-
ren Kitas und sozialen Einrichtungen. Wir haben 
Carsharing ausgebaut. Wir haben den Fahrradetat 
erhöht, den Fußgängeretat eingeführt. Wir haben 
ein Mobilitätsortsgesetz auf den Weg gebracht, 
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also alles Sachen, wo Sie uns nicht vorwerfen kön-
nen, dass wir nicht in Sachen Klimaschutz bei der 
Verkehrswende etwas hinbekommen. 

(Zuruf CDU) 

Ich möchte dann mal etwas sagen in Richtung 
CDU-Fraktion: Das müssen Sie einfach anerken-
nen, dass die Bundesregierung in der Vergangen-
heit die Klimaziele verfehlt hat. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja! – Ab-
geordneter Martin Michalik [CDU]: Um zwei Pro-
zent!) 

Dass die Bundesregierung aber, die alte Bundesre-
gierung, den Offshorebereich gedeckelt hat – das 
wird Ihnen jeder aus der Offshorebranche sagen –, 
sodass auch in Bremerhaven die Offshoreanlagen 
weggegangen sind, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das sagen 
wir sogar!) 

die Industrie weggegangen ist. Es wäre schön, 
wenn Sie es dann selbst sagen, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das sage 
ich jedes Mal!) 

das hat was mit einer verfehlten Klimapolitik der 
CDU der vergangenen Jahre in der Bundesregie-
rung zu tun, meine Damen und Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Abgeordneter 
Heiko Strohmann [CDU]: Das hätte auch nichts ge-
nützt!) 

Das Ganze, Herr Strohmann, gilt auch für das EEG. 
Wenn das EEG unattraktiv war und es sich einfach 
nicht für die Menschen rentiert hat, weil es sich 
nicht amortisiert hat, weil man zu wenig für die Ein-
speisung bekommen hat, dann hat das nicht dazu 
geführt, dass die Menschen mehr PV auf die Dä-
cher gebracht haben. Deswegen war es gut, dass es 
eine Novelle des EEG gab. Denn jetzt schaffen sich 
Menschen PV-Anlagen an. Dann möchte ich mal 
sagen, wir werden in Kürze, ich glaube im Herbst 
ist es, bei der BLG im neuen Logistikzentrum im 
GVZ Europas größte PV-Anlage auf einem Dach 
einweihen. Also tun Sie nicht so, als ob hier nichts 
passieren würde in Sachen PV. Wir haben ein So-
lardachkataster, ich habe einen PV-Erlass gerade 
für Reihenhäuser auf den Weg gebracht. Wir haben 
hier das letzte Mal über die Förderung von Balkon-
solaranlagen diskutiert. Noch mal: Es gibt einen 

Bremer Standard, den wir einführen werden. Doch 
jetzt schon gibt es keinen Neubau ohne PV auf den 
Dächern, meine Damen und Herren. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Bei allen Bebauungsplänen haben wir das Thema 
Wärme vor Augen, die regenerativen Energien, PV, 
aber auch graue Energie, meine Damen und Her-
ren. Ich möchte jetzt allerdings auch mal was zu Ih-
rer Rolle, Herr Michalik, und der CDU sagen. Das 
eine ist ja, Sachen einzufordern. Sie haben gerade 
gesagt, Ankündigung und Umsetzung würden in 
einem Missverhältnis bei uns liegen. Ich würde sa-
gen, das kann man auch Richtung CDU sagen; 
nämlich das eine ist, was man hier einfordert und 
das andere ist, was man in Deputationen macht. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen – Abgeordne-
ter Heiko Strohmann [CDU]: Wieso?) 

Das haben wir uns jetzt mal ganz genau angeguckt 
und das möchte ich einfach auch mal allen, die 
nicht in dieser Deputation sind, sagen: Am 4. Mai 
dieses Jahres gab es das Thema Landeswärmege-
setz Bremen. Abstimmungsergebnis: Zustimmung 
gegen die Stimmen der Fraktion der CDU. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das ist al-
les nur Papier!) 

Am 4. Mai dieses Jahres, Thema: Beauftragung ei-
nes Rechtsgutachtens zur konzeptionellen Erarbei-
tung eines Regelungsentwurfs zur Einführung ei-
ner Photovoltaikpflicht. Das, was Sie gerade einge-
fordert haben. Zustimmung gegen die Stimmen der 
Fraktion der CDU. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Wir wol-
len das machen! Doch kein weiteres Gutachten. – 
Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]: Machen Sie das 
doch einfach!) 

28. April 2022: Neufassung des Ortsgesetzes über 
vorhabenbezogene Stellplätze. Das Mobilitäts-
bauortsgesetz. Zustimmung gegen die Stimmen 
der Gruppe L.F.M. und bei Enthaltung der CDU-
Fraktion. 10. Februar 2022: Handlungsfeld Klima-
schutz, 

(Zuruf Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU] – Zuruf 
Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]) 

Verwendung von Mitteln der dritten Tranche in 
den Haushaltsjahren 2022/2023. Die Voraussetzun-
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gen, dass wir Klimaschutzmaßnahmen durchfüh-
ren können. Zustimmung bei Enthaltung der Frak-
tion der CDU. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Weil es 
Unfug war, was darin stand! Das hatte doch keinen 
CO2-Bezug!) 

24. Juni, Herr Eckhoff: Handlungsfeld Klima-
schutz, Verwendung von Restmitteln im Haushalts-
jahr 2021. Zustimmung gegen die Stimmen der 
Fraktion der CDU. 

(Zuruf Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]) 

11. März 2021: Handlungsfeld Klimaschutz, Pro-
jektemittelabflussplanung und haushaltsrechtliche 
Ermächtigung. Zustimmung gegen die Stimmen 
der Fraktion der CDU. 

Sie haben Flyer verteilt, Herr Strohmann, vor dem 
Bahnhof. Da steht drin, dass Ihre Idee ein Bau- und 
Solarzentrum ist. Sie haben in der Deputation da-
gegen gestimmt. Das werfe ich Ihnen vor. Das ist 
unglaubwürdig an der Politik, dass Sie auf der ei-
nen Seite von uns mehr Klimaschutz einfordern, 
skandalisieren, dass nicht genug passiert ist. Wenn 
Sie aber in Ihrer Verantwortung – –. Das ist der Un-
terschied zwischen einer konstruktiven Oppositi-
onsarbeit und einfach nur skandalisieren. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Oh!) 

Da, wo Sie Verantwortung übernehmen könnten, 
wo Sie zustimmen könnten, damit Gelder freigege-
ben werden, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Wofür? – 
Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]: Für Gutachten!) 

damit Projektaufträge für eine Solarpflicht, für ein 
Landeswärmegesetz beauftragt werden, da stim-
men Sie dagegen. Das werfe ich Ihnen vor. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Dann möchte ich nochmal was zu dem Missverhält-
nis, wie Sie es vorhin gesagt haben, Bremen/Bre-
merhaven sagen. Bremen ist eine der größten In-
dustriestädte, einer der größten Industriestandorte 
in ganz Deutschland. Bremerhaven hat den Hafen, 
hat auch die Lebensmittelindustrie, aber wenig In-
dustrie, die viel CO2 emittiert. Das ist so. Bremen 
hat das Stahlwerk, 50 Prozent des CO2-Ausstoßes 
kommt allein vom Stahlwerk, 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Das ist aber 
in den Zahlen doch gar nicht drin!) 

viel von den Kohlekraftwerken, die jetzt vom Netz 
gehen. Das Stahlwerk transformieren wir. Wir ha-
ben Mercedes, wir haben Airbus, wir haben in Bre-
men einen Flughafen, wir haben viel verarbeiten-
des Gewerbe, viel verarbeitende Industrie. Berlin 
hat das übrigens nicht. Deswegen ist es auch einfa-
cher für Berlin, CO2 einzusparen. Das ist keine In-
dustriestadt. Bremen und Bremerhaven sind es 
schon und Bremen vor allen Dingen. Deswegen ist 
dieser Vergleich auch schwierig. Es ist in Bremen – 
–. Wir wollen, glaube ich, alle diesen Industrie-
standort behalten, weil es Arbeitsplätze bedeutet. 
Deswegen, meine Damen und Herren, kann man 
uns das nicht vorwerfen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich komme zum Schluss meine Damen und Herren. 
Ja, ich bin froh über diese Debatten zum Thema 
Klimaschutz. Ja, wir haben ambitionierte Ziele. Das 
haben wir auch nochmal im Senat beschlossen, 
aber das haben auch die Enquetekommission und 
die Bürgerschaft beschlossen. Da wird es viel An-
strengung brauchen, diese Ziele zu erreichen, eine 
gemeinsame Kraftanstrengung auch in Deputatio-
nen im Übrigen. 

Wir haben aber viel erreicht in den letzten Jahren. 
Diesen eingeschlagenen Pfad, den müssen wir jetzt 
gemeinsam weitergehen. Deswegen eignet sich 
dieses Thema ehrlicherweise vor dem Hintergrund 
der dramatischen Fortschreitung des Klimawan-
dels nicht, um Wahlkampf zu machen oder sich ein 
Feigenblatt vorzulegen und so zu tun, als ob Sie die 
Klimapartei wären. Dann müssen Sie das im politi-
schen Umgang in den Deputationen, in den Be-
schlüssen, aber vielleicht auch im eigenen indivi-
duellen Verhalten wirklich glaubhaft zeigen. – Vie-
len Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Martin Michalik. 

Abgeordneter Martin Michalik (CDU): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich habe jetzt fünf Seiten handschriftliche 
Notizen und weiß gar nicht, wo ich anfangen soll. 
Erstens: Eine Aktuelle Stunde, das ist ein Ding, das 
mir als Abgeordneter freisteht, und das lasse ich 
mir nicht gern schlechtreden. 
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(Beifall CDU) 

Warum eine Aktuelle Stunde? Weil das die aktu-
ellsten Zahlen sind, die uns vorliegen. Das können 
Sie doch nicht leugnen. Wir haben keine Zahlen für 
2020, 2021, 2022. Daher ist das Thema aktuell. Jetzt 
versuche ich einfach mal zunächst zu Herrn Gott-
schalk zu kommen. Herr Gottschalk, Sie haben 
wieder diese Art Rosinenpickerei betrieben, Zah-
len rausgesucht, bei denen die Ziele erreicht wur-
den. Es gibt da aber so einen Spruch: „Der Fluss ist 
im Schnitt 80 Zentimeter tief, die Kuh ist trotzdem 
ersoffen.“ Das passt hier ganz genau. 

(Beifall CDU) 

Es ist nun mal so: Selbstverständlich setze ich auch 
so eine Stunde, um über Zukunftsperspektiven zu 
reden. Sie wissen auch ganz genau, dass wir ein 
großes Interesse daran haben. Wir sind für die 
Wahrung der Schöpfung und dazu gehört nun mal 
der Klima- und Umweltschutz. 

(Beifall CDU) 

Der Weg dahin ist aber ein anderer. Die schlechte 
Ausgangslage der letzten 15 Jahre hat nun mal das 
grüne Ressort zu verantworten. Das müssen Sie 
sich gefallen lassen. 

(Beifall CDU) 

Sie reden stattdessen um den heißen Brei herum, 
reden über Erfolge, die ohnehin eingetroffen wä-
ren. So ehrlich müssen wir auch sein. 

(Beifall CDU) 

Sie tun auch gern so, als hätte die letzten 20 Jahre 
die Regierung irgendwie nur aus CDU und CSU 
bestanden. Ich gucke aber in die Richtung: Die FDP 
war mal dabei und vor allem auch die SPD. Ich er-
innere nochmal an Sigmar Gabriel, der auch seinen 
Beitrag dazu geleistet hat. Das Offshoreterminal 
Bremerhaven, das ist ja auch ein wesentlicher 
Punkt, warum es mit der Offshorewindenergie in 
Bremen gescheitert ist. Das haben Sie in der Ver-
gangenheit nicht vorangebracht. Herr Tebje, zur 
Ehrenrettung: Ja, DIE LINKE war nicht dabei. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Ja, aber 
der Offshoreausbau hat doch nie stattgefunden!) 

Ja, Herr Dr. Buhlert, diese Debatten, die wirken 
halt wie ein Déjà-vu, aus dem einfach nie Konse-
quenzen gezogen werden. Wir halten Ihnen den 

Spiegel vor, aber nichts folgt. Liebe Frau Senatorin 
Dr. Schaefer, lassen Sie mich sagen: Lassen Sie die 
Bremerinnen und Bremer hier nicht im Stich. Sie 
wollten Verantwortung übernehmen. Klären Sie 
die Co-Finanzierung der Stahlwerke. Sie haben ge-
sagt, Sie sind dabei. Sie wissen auch, dass Sie, 
wenn Sie das richtigmachen, auf uns zählen kön-
nen. 

Bringen Sie die Wasserstoffwirtschaft in Bremen 
voran. Sanieren Sie Gebäude. Bringen Sie das Lan-
deswärmegesetz voran, damit wir endlich eine ver-
nünftige kommunale Wärmeplanung haben. Brin-
gen Sie die PV-Anlagen voran. Dann können wir es 
vielleicht noch schaffen, einige dieser Ziele zu er-
reichen. – Danke! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Wortmeldungen 
zu dem ersten Thema liegen nicht vor. Ich verlese 
mal eben die Restredezeiten: CDU noch 19 Minu-
ten, die SPD noch 23 Minuten und 47 Sekunden, 
die Grünen noch 22 Minuten, DIE LINKE noch 
26 Minuten und 17 Sekunden, die FDP noch 23 Mi-
nuten und 8 Sekunden und der Senat hat noch 
12 Minuten und 49 Sekunden. 

Wir kommen zum zweiten Thema: 

Keine Zustimmung zum Sondervermögen der 
Bundeswehr – Ist dem rot-grün-roten Senat die 
deutsche Verteidigungsfähigkeit egal? 

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister 
Dr. Andreas Bovenschulte. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Thore Schäck. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Herr Präsident, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 
diese Aktuelle Stunde eingereicht, um mit Ihnen 
über den Zustand, aber auch über die Perspektive 
der Bundeswehr zu sprechen. Ich glaube, unab-
hängig von der politischen Beurteilung sind wir uns 
einig, dass die Bundeswehr in den vergangenen 
Jahren und Jahrzehnten leider kaputtgespart wor-
den ist. 

(Beifall FDP) 

Wir erleben Berichte, dass Bundeswehrsoldatinnen 
und Bundeswehrsoldaten in Übungen leider laut 
„Peng“ rufen müssen, weil die Gewehre nicht 
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mehr funktionieren. Wir erleben Berichte über Pan-
zer, die vor sich hin rosten, und wir erleben Be-
richte über Flugzeuge, die nicht mehr flugfähig 
sind. Wir hören sogar Berichte, gerade in den letz-
ten Monaten, über Bundeswehrsoldatinnen und 
Bundeswehrsoldaten, die sagen, eigentlich würde 
mir warme Unterwäsche zustehen, aber auch dafür 
ist kein Geld mehr da. Die Bundeswehr ist in einem 
desolaten Zustand und das darf nicht so bleiben. 

(Beifall FDP) 

Wir brauchen in Deutschland wieder ein neues 
Verständnis für das Thema Verteidigungsfähig-
keit. Wir brauchen Investitionen in unsere Vertei-
digungsfähigkeit, das ist eine Überlebensfrage. 
Dann kommt natürlich gerade aus dem linken Flü-
gel dieses Hauses häufig das Argument, das ist 
doch nur Hochrüstung, das ist doch wieder Waffen-
geklapper, das ist doch Panikmache, die Notwen-
digkeit, sich auf kriegerische Auseinandersetzung 
vorzubereiten, ist doch schon lange vorbei, das 
brauchen wir doch nicht mehr. 

Dann sage ich Ihnen, erzählen Sie das mal den 
12 000 ermordeten Ukrainerinnen und Ukrainern, 
die ihr Leben lassen mussten, weil dem Herrscher 
des größten Landes der Welt sein Land nicht groß 
genug ist. Erzählen Sie das den hundertausenden 
Familien, die flüchten mussten, die auseinanderge-
rissen worden sind. Schauen Sie sich mal die Infra-
struktur in der Ukraine an. Erzählen Sie diesen 
Menschen, dass der Wunsch nach Verteidigungs-
fähigkeit doch eine unsinnige Hochrüstung ist. 
Das, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von 
den Linken, ist einfach nur zynisch. 

(Beifall FDP, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, L.F.M.) 

Womit ich durchaus was anfangen kann, ist das Ar-
gument, zu sagen, naja, das Geld – und das Argu-
ment wird sicherlich gleich kommen, auch aus der 
Fraktion der Linken – ist doch woanders besser an-
gelegt, in Bildung, im ÖPNV, im Klimaschutz. Dar-
über kann man diskutieren. Aber schauen Sie sich 
doch mal die Ukraine an. Schauen Sie sich doch 
mal an, wie viel von den Schulen noch übrig ist. 

(Zuruf Abgeordneter Nelson Janßen [DIE LINKE]) 

Schauen Sie doch mal, wie viele Elektrobusse da 
noch fahren. Schauen Sie doch mal, was für eine 
Rolle das Thema Klimaschutz im Moment in der 
Ukraine noch spielt. Das ist doch einfach nur naiv, 
diese Themen gegeneinander auszuspielen. 

(Beifall FDP – Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE 
LINKE]: Das ist doch ganz was anderes! – Zuruf Ab-
geordneter Nelson Janßen [DIE LINKE]) 

Eine funktionierende Verteidigungsfähigkeit, Herr 
Janßen, ist doch überhaupt erst die Voraussetzung 
dafür, dass sich all diese Dinge entwickeln können 
und dass sie auch Bestand haben. Die Wahrheit ist 
doch vielmehr: In jedem Land steht eine Armee 

(Abgeordneter Nelson Janßen [DIE LINKE]: Auf Is-
land nicht!) 

und mit ein bisschen Glück ist es die eigene. Ich bin 
der festen Überzeugung, die Annahme, dass wir 
auf funktionierende Verteidigung verzichten kön-
nen, die ist nicht nur naiv, sondern die ist auch ge-
fährlich. Wir brauchen in Deutschland dringend 
wieder eine funktionierende Armee. 

(Beifall FDP, CDU) 

Zur unbequemen Wahrheit gehört auch, dass wir 
uns natürlich in den letzten Jahren und auch viel-
leicht sogar Jahrzehnten nur deswegen ein biss-
chen zurücklehnen konnten und die Verteidigung 
vernachlässigen konnten und manchmal leider 
auch auf dem etwas zu hohen Ross der Demilitari-
sierung reiten konnten, weil wir wussten, dass an-
dere im NATO-Bündnis, insbesondere die USA, im 
Zweifelsfall dann schon da sind und helfen werden. 

Ich muss Ihnen ehrlich sagen, seit der Wahl von Do-
nald Trump bin ich mir da nicht mehr so sicher. Da-
rauf würde ich mich im Zweifelsfall nicht mehr ver-
lassen. Deshalb ist es doch umso wichtiger, dass wir 
uns endlich auch wieder um diese existenzielle 
Frage der Verteidigungsfähigkeit kümmern und 
dass wir im Übrigen auch wieder selbst in die Lage 
kommen, nicht nur uns zu verteidigen, sondern 
auch unser gemeinsames europäisches Frie-
densprojekt. Deswegen ist es richtig, dass man sich 
im Bund und jetzt auch wieder in den Ländern ge-
meinsam über dieses Thema, über das zentrale 
Thema der Verteidigungsfähigkeit Gedanken 
macht. 

(Beifall FDP) 

Deswegen ist es genauso richtig, dass die Ampel-
regierung aus SPD, Grünen und FDP in Berlin vor 
wenigen Wochen beschlossen hat, die Vernachläs-
sigung der Bundeswehr, die wir die letzten Jahre 
und Jahrzehnte beobachtet haben, zu beenden und 
ein 100-Milliarden-Sondervermögen auf den Weg 
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gebracht hat, damit die Bundeswehr nicht hochge-
rüstet wird – das ist das völlig falsche Wording –, 
sondern damit sie überhaupt wieder in die Lage 
kommt, ihren Job zu erledigen, und im Übrigen 
auch, damit die Soldatinnen und Soldaten auch 
wieder mit funktionierendem Equipment ausge-
stattet werden, damit sie in die Lage versetzt wer-
den, unsere Freiheit, unsere Demokratie, im übri-
gen auch unsere liberale Gesellschaft, die wir hier 
haben, und unseren gemeinsamen europäischen 
Frieden auch mit verteidigen zu können. 

Ich will gar nicht – das sage ich ganz deutlich – in 
die Vergangenheit gucken und darüber sprechen, 
warum die Bundeswehr heute in dem Zustand ist, 
in dem sie ist. Diese Schuldzuweisungen bringen 
uns nicht weiter, sondern ich glaube, wir müssen in 
die Zukunft gucken. Deswegen freue ich mich sehr, 
dass wir das geschafft haben, dass wir es geschafft 
haben, 100 Milliarden Euro auf den Weg zu brin-
gen, endlich. 

(Beifall FDP) 

Selbst die CDU in der Opposition ist über ihren 
Schatten gesprungen, gar nicht inhaltlich – ich 
weiß, dass der CDU das Thema Verteidigung im-
mer wichtig war –, aber die CDU ist in der Opposi-
tion über ihren Schatten gesprungen, hat dem Son-
dervermögen zugestimmt, weil sie verstanden hat, 
dass es gerade in diesen Zeiten bei so einem wich-
tigen Thema nicht Zeit ist für irgendwelche partei-
politischen oder oppositionellen Spielchen, son-
dern dass es wichtig ist, bei diesem Thema mitzu-
gehen. Dafür an dieser Stelle ein ehrliches und 
herzliches „Vielen Dank“! 

(Beifall FDP) 

Wir haben viele Wochen Debatten gehabt im Bun-
destag und viele erfolgreiche, manchmal auch sehr 
anstrengende Diskussionen hinter uns gebracht. 
Die Ampel aus SPD, Grünen und Linken, 

(Lachen DIE LINKE) 

SPD, Grünen und FDP – ich war schon einen Satz 
weiter – ist sich mit der CDU einig geworden und 
hat im Bundestag – mit übrigens sehr breiter Mehr-
heit – beschlossen, die 100 Milliarden Euro zur 
Wiederherstellung der Verteidigungsfähigkeit der 
Bundeswehr festzuschreiben. Dann brauchte es 
noch die Zustimmung im Bundesrat. Es kommt 
dann zur Abstimmung – und Bremen stimmt dem 
nicht zu? 

Sie, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen aus der 
Koalition, Sie haben ernsthaft dem gemeinsam er-
arbeiteten Antrag, den Ihre eigenen Leute – SPD 
und Grüne – im Bund mit erarbeitet haben, Ihre 
Unterstützung versagt. Ist das wirklich Ihr Ernst? 
Sie haben entschieden, dass die Soldatinnen und 
Soldaten weiterhin nicht mit dem Notwendigen, 
mit dem Nötigsten ausgestattet werden sollen. 

Wir reden hier nicht über irgendeine Lappalie. Wir 
reden hier über die Menschen, von denen wir im 
Zweifelsfall erwarten, dass sie mit allem, was sie 
haben, im Zweifelsfall auch mit ihrem eigenen Le-
ben, das, was wir haben, nämlich eine freiheitlich-
demokratische Grundordnung, unser gemeinsa-
mes europäisches Friedensprojekt verteidigen. 
Diese Menschen im Stich zu lassen, dafür sollten 
Sie sich schämen! 

(Beifall FDP, CDU, L.F.M.) 

Diese Entscheidung der rot-grün-roten Koalition 
hier in Bremen, nicht nur ihre eigenen Parteifreun-
dinnen und Parteifreunde im Bund im Stich zu las-
sen, sondern auch die Soldatinnen und Soldaten, 
das ist ein Verrat an den Soldatinnen und Soldaten. 

(Unruhe SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE 
– Bürgermeisterin Dr. Maike Schaefer: Ja, was 
denn sonst?) 

Wenn wir uns das Abstimmungsverhalten an-
schauen, dann sehen wir, dass im Bundesrat genau 
vier Bundesländer dem Ganzen nicht zugestimmt 
haben, und zwar in Berlin, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Thüringen und Bremen. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Na ja, wer ist da an der Regierung?) 

Was haben all diese vier Bundesländer gemein-
sam? In all diesen vier Bundesländern ist die Linke 
mit in der Regierung. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Das wird wohl der Grund sein!) 

Es ist erschreckend, wie sich SPD und Grüne offen-
bar nicht nur in Bremen von ihrem eigenen Koaliti-
onspartner vorschreiben lassen, nicht nur, wie sie 
zu denken haben, sondern auch, wie sie zu ent-
scheiden haben. 

(Abgeordneter Nelson Janßen [DIE LINKE]: Das ist 
doch in jeder Regierung so!) 
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Ihr Verhalten im Bundesrat ist rückgratlos, und wir 
werden Ihnen das hier nicht so einfach durchgehen 
lassen. Ich bin sehr gespannt auf Ihre Replik. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Dr. Thomas vom Bruch. 

Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch (CDU): Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich bin sehr dankbar dafür, dass Sie das Thema 
„Abstimmungsverhalten des Senates zum Sonder-
vermögen Bundeswehr“ in der Aktuellen Stunde 
auf die Tagesordnung gesetzt haben. Wenn unsere 
Anmeldemöglichkeit nicht schon ausgeschöpft ge-
wesen wäre, hätten wir es bestimmt selbst ge-
macht, denn ich will vorwegnehmen: Mit der Ent-
haltung des Senates, die ja einer Ablehnung 
gleichkommt, ist der Bürgermeister nicht nur der 
eigenen Bundesregierung in den Rücken gefallen – 
das könnten wir verkraften – nein, viel schlimmer 
ist: Sie haben das Ansehen des Landes Bremen be-
schädigt und gegen eine fundamentale Interessen-
lage als Teil des Bundes verstoßen. 

(Beifall CDU, FDP) 

Die Fehlleistung ist nicht nur eine grundfalsche 
Entscheidung in der Sache. Sie lassen nicht an ir-
gendeinem Punkt jegliche Solidarität und Verant-
wortung vermissen, sondern an einem, den Ihr 
Bundeskanzler als eine Zeitenwende bezeichnet 
hat. Denn insbesondere für die Außen- und die Si-
cherheitspolitik haben die Bundesländer sich einen 
Bund geschaffen, da sie unter anderem dieses nur 
gemeinsam sinnvoll leisten können. Der Bund heißt 
übrigens genau deshalb „Bund“, und die Bundes-
wehr heißt auch nicht zufällig so. Es ist unverzicht-
bar, dass im Umkehrschluss die Bundesländer in 
Grundsatz- und Richtungsentscheidungen – und 
um eine solche handelt es sich zweifellos – diesen 
Bund tragen und unterstützen. 

Sie aber haben Grundsätze der Politik und des po-
litischen Verhaltens Bremens Ihrem kruden Koali-
tionsfrieden geopfert. Sie verkünden auf Kundge-
bungen mit großer Geste, Solidarität sei kein 
Sprint, sondern ein Langstreckenlauf. Ja, richtig! 
Solidarität ist aber insbesondere keine Einbahn-
straße, und deshalb wird man sich, wenn man Bre-
men wieder mal anklopfen sieht, wie Sie es ja gern 
mal tun, sehr wohl an dieses Kapitel erinnern. Sie 
betreiben eine fatale Politik der Rosinenpickerei, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Sie werden gleich treuherzig und achselzuckend 
auf den Koalitionsvertrag verweisen und uns be-
scheiden: „Wir konnten ja nicht anders.“ Herr Bür-
germeister, ich lasse mal außen vor, dass der Koali-
tionsvertrag eine Richtungsentscheidung zur Si-
cherheit Deutschlands als Folge des Ukrainekrie-
ges noch gar nicht kennen konnte. Für mich wäre 
eine solche Entscheidung eine Gewissensentschei-
dung gewesen. 

(Unruhe DIE LINKE) 

Sie aber haben zugelassen, dass das Bild Bremens 
nicht von der Mehrheit, sondern von einer linken 
Minderheit geprägt wird. 

(Beifall CDU, FDP) 

Sie haben zugelassen, dass mal wieder der 
Schwanz mit dem Hund wedelt. Sie haben die In-
teressen des Bundes und des Landes Ihrem kruden 
Koalitionsfrieden geopfert. Ihr Amt und Ihre Auf-
gabe ist aber nicht die Durchsetzung linker Ideolo-
gie, sondern die der Interessen des ganzen Bre-
mens. Herr Bürgermeister, Sie mögen vielleicht 
ganz leidlich Gitarre spielen, aber die erste Geige 
spielen Sie nicht. 

(Beifall CDU, FDP) 

Ins Fäustchen lachen kann sich in diesem Moment 
nur eine politische Kraft, das ist DIE LINKE. Sie 
profitiert von einem selbst auferlegten Koalitions-
vertrag, in dem sich die Mehrheit zum politischen 
Knecht der Minderheit macht. Das Absurdeste ist 
aber dann nicht einmal die sicherheitspolitische Ar-
gumentation der Linken. Ein Teil der Begründung 
für ihre Ablehnung ist die Aussage, dann müsse es 
für andere Politikbereiche auch oder ähnlich viel 
Geld geben. Ja, auch in anderen Bereichen der Po-
litik gibt es Handlungsbedarf. Es geht in der ge-
genwärtigen Situation – und das scheint Ihnen 
noch nicht ganz bewusst geworden zu sein – aber 
nicht um Geldausgeben nach dem Gießkannen-
prinzip oder um Politik nach dem Motto: „Bedienen 
wir deine Klientel, wenn auch meine etwas be-
kommt“, sondern um eine Schwerpunktsetzung in 
einer Kernaufgabe des Staates 

(Beifall CDU, FDP) 

und um eine Neuausrichtung der Außen- und Si-
cherheitspolitik und um eine Neuausrichtung der 
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Bundeswehr wieder hin zu einer Landes- und Ver-
teidigungsfähigkeit. Da hilft so ein plumper Griff 
ganz tief in die Kiste mit den Nebelkerzen eben 
nicht weiter, sondern unterstreicht einmal mehr, 
dass Sie nicht regierungsfähig sind, wenn es darauf 
ankommt, meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU, FDP) 

Ich hoffe, das mit den Nebelkerzen war Ihnen jetzt 
nicht zu militaristisch. 

(Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen) 

Zum Ernst des Themas zurück: Seit fast vier Mona-
ten führt der Kriegsverbrecher Putin nun seine mi-
litärische Aggression gegen die Ukraine. Wir müs-
sen an dieser Stelle nicht die Frage der Sanktionen 
oder die quälenden Diskussionen um Waffenliefe-
rungen diskutieren, obwohl auch das lohnenswert 
wäre. 

Auch in einem Landtag muss aber thematisiert 
werden, welche Konsequenzen daraus zu ziehen 
sind, dass ein nicht weit von uns entferntes Nach-
barland, ein aber sehr unmittelbarer Nachbar un-
serer östlichen Partnerländer in EU und NATO ein 
anderes europäisches Land mit Krieg, Vertreibung, 
Zerstörung und Mord überzieht. Ein Staat, der wie-
der das Mittel Krieg einsetzt, um Grenzen zu ver-
schieben und der Menschenrechte und alle inter-
nationalen Regeln mit Füßen tritt, mit einem 
Machthaber, den kein diplomatisches Bemühen 
von der von langer Hand geplanten Aggression ab-
halten konnte. Ein Krieg, der auf bittere Weise ge-
zeigt hat, dass unser Denken, dass alle friedlich 
sind, wenn nur wir friedlich sind, ein fataler Irrtum 
war. Ein Kriegsverbrecher, der im Gegenteil genau 
dieses als Schwäche ausgelegt und brutal ausge-
nutzt hat. 

Diesem müssen wir entschieden entgegentreten, 
und dazu sind die Entscheidungen zu den dringend 
notwendigen Investitionen in die Ausrüstung der 
Bundeswehr und auch zum sogenannten Zwei-Pro-
zent-Ziel so dringend notwendig, 

(Zuruf Abgeordneter Ralf Schumann [DIE LINKE]) 

übrigens nicht nur für unsere eigene Sicherheit. 
Nur so werden wir in Moskau offensichtlich ernst 
genommen und werden wieder auch substanzielle 
diplomatische Wege öffnen können. Schließlich 
ebenso wichtig ist aber auch, dass unsere Partner 
ein Zeichen unserer Bündnisfähigkeit und Verläss-
lichkeit bekommen. All dem verweigern Sie sich im 

Ergebnis, und das gefährdet nachhaltig den sicher-
heitspolitischen, aber auch den außenpolitischen 
und den europapolitischen Konsens, nicht nur in 
der Republik, sondern ich füge hinzu, auch in die-
sem Hause. Es darf keinen Zweifel geben: Krieg als 
Mittel der Politik darf keinen Erfolg haben. 

(Beifall CDU, FDP) 

Deshalb darf Putin seinen Krieg nicht gewinnen, 
auch, damit er nicht ermuntert wird, weitere anzu-
fangen. Dieses zu verhindern, ist nur gemeinschaft-
lich möglich und deshalb ist auch eine Mitverant-
wortung des Senates und dieses Hauses, der Sie 
sich verweigert haben, so fatal, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall CDU, FDP) 

Dass der Konsens dazu in Gefahr ist, treibt uns 
nicht erst seit dieser politischen Episode um. Schon 
seit geraumer Zeit sind aus Teilen insbesondere der 
Sozialdemokratie politische Signale zu hören, die 
einen Helmut Schmidt zum Schaudern gebracht 
hätten. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Das ist wohl wahr!) 

Nur ein Beispiel ist die in der derzeitigen Situation 
fast surreal anmutende Diskussion um bewaffnete 
Drohnen, die nicht zuletzt Ihr Fraktionsvorsitzen-
der im Bund angezettelt hat. 

(Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]: Kaufen wir 
das jetzt, Herr Dr. vom Bruch!) 

Zum Glück hat die enge Zweckbindung des Son-
dervermögens Verfassungsrang, so wird wenigs-
tens verhindert, dass Sie, je nach politischer Laune 
und wenn irgendwann Gras über die Aktualität ge-
wachsen ist, daran herumdoktern können. Manch-
mal bin ich mir nämlich nicht sicher, ob Ihnen nicht 
die Ablehnung der LINKEN zum Sondervermögen 
ganz zupasse kommt. Auf diese Weise können Sie 
sich klein machen, im Zweifel mit Fingern auf an-
dere zeigen, müssen sich aber selbst nicht beken-
nen. Wenn mein Eindruck falsch ist, dann bin ich 
gespannt, dann könnten Sie es ja hier heute rich-
tigstellen, meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU, FDP) 

Die Bundeswehr ist auch in Bremen und darum 
herum präsent. Unsere Verantwortung bezieht sich 
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insofern nicht nur auf sicherheitspolitische As-
pekte, sondern auch auf die Unterstützung unserer 
Soldatinnen und Soldaten. Menschen, die ihre 
ganz persönliche Sicherheit in den Dienst der All-
gemeinheit stellen, die notfalls bereit sein müssen, 
Gesundheit und Leben aufs Spiel zu setzen, auf die 
wir mehr und konkreter angewiesen sind als je zu-
vor. 

Ich frage mich, was dort wohl wirklich gedacht 
wird. Was gedacht wird, wenn der Bürgermeister in 
jovialen Worten zum Beispiel anlässlich der Neu-
jahrsempfänge der Bundeswehr, die im Rathaus 
stattfinden, seine allgemeinen Dankesformeln und 
unverbindlichen Freundlichkeiten zum Besten 
gibt. Ich an ihrer Stelle würde denken: Reden und 
Worte – wenn es aber um Taten geht, wenn es um 
das Stärken des Rückens durch praktische Unter-
stützung geht, dann schlagen sie sich in die Bü-
sche. Auch deshalb ist Solidarität definitiv etwas 
anderes als das, was Sie hier tun, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall CDU, FDP) 

Solidarität erweist sich nämlich immer, wenn man 
auch bereit ist, belastende Entscheidungen mitzu-
tragen. In Europa ist in den vergangenen Wochen 
häufig betont worden, dass diese Solidarität zu-
rückgekehrt ist. Ich hoffe, dass das nicht nur dem 
anfänglichen Schock nach dem Kriegsbeginn ge-
schuldet war und dass Gemeinsamkeit wieder dau-
erhaft ein Merkmal der europäischen Wertege-
meinschaft wird. Gemeinsamkeit kann man aller-
dings nicht immer nur von den anderen verlangen, 
sie erfordert auch einen eigenen Beitrag. 

Diesem existenziell wichtigen Signal haben Sie ei-
nen Bärendienst erwiesen, denn immerhin haben 
mit der gleichen armseligen Begründung gleich 
vier Länder – durchweg mit sozialdemokratischer 
Beteiligung –, ihre Mitwirkung verweigert. Umso 
bedauerlicher, als wir diese Gemeinschaft so drin-
gend brauchen und als sie Deutschland immer wie-
der eingefordert hat. Denn es geht am Ende natür-
lich nicht nur um Waffen, es geht um eine gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik, um gemein-
same Energiepolitik, es geht um eine gemeinsame 
Politik zur Bewältigung der Vertreibungskatastro-
phe. Es wird am Ende auch um die Beseitigung der 
Kriegsfolgen gehen. 

Insgesamt geht es darum, dass man sich aufeinan-
der verlassen kann. Hier hängt alles miteinander 
zusammen, und das Ansehen Deutschlands hat be-

reits empfindlich gelitten. Gerade weil hier alle Fel-
der miteinander verwoben sind, schaden Sie indi-
rekt auch humanitären Anliegen und einer so drin-
gend notwendigen Botschaft der Solidarität in 
Richtung EU und NATO, aber auch in Richtung 
Ukraine, die um ihr Überleben kämpft und die 
nicht zuletzt auch unsere Werte verteidigt, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall CDU, FDP) 

Putins Krieg richtet sich insgesamt gegen unseren 
Frieden und unsere Freiheit. Diesen Frieden und 
diese Freiheit – beide gehören übrigens untrennbar 
zusammen – auch behaupten zu wollen, dafür ein-
zustehen, und zwar gemeinsam, diese Bereitschaft 
lassen Sie mit Ihrem Abstimmungsverhalten auf 
jämmerliche Weise vermissen. 

In diesem Gesamtkontext werden Sie sich irgend-
wann politisch entscheiden müssen, ob Sie sich 
weiter am ideologischen Nasenring durch die Ma-
nege führen lassen wollen und auf welcher Seite 
Sie in dieser existenziellen Frage stehen wollen. 
Ihre derzeitige Politik führt jedenfalls dazu, dass 
Bremen auf der falschen Seite steht. Ihr Regie-
rungsversagen nach innen kannten wir schon. Ihre 
Unfähigkeit, nach außen Solidarität zu üben und 
Verantwortung zu übernehmen, wenn es wirklich 
darauf ankommt, ist jetzt auf erschütternde Weise 
hinzugekommen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Kevin Lenkeit. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Sehr geehrter 
Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Dass ich 
hier vorne mal zur verbalen Abrüstung aufrufen 
muss, verwundert mich jetzt doch. Nichtsdestotrotz 
möchte ich es probieren. 

(Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]: Mal schauen, 
ob Sie das durchhalten. – Heiterkeit CDU) 

Nicht mehr und nicht weniger als eine Zeiten-
wende hat Bundeskanzler Olaf Scholz mit Blick auf 
die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik nach 
dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine ver-
sprochen, und die Ampelkoalition hat zusammen 
mit der Unionsfraktion im deutschen Bundestag 
nicht weniger als eben jenes auf den Weg gebracht. 
100 Milliarden Euro Sondervermögen für die Bun-
deswehr, um kurz- und mittelfristig auf die geän-
derte geostrategische Lage reagieren zu können, 
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haben der Bundestag und nun auch der Bundesrat 
beschlossen. Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie 
es mich ganz deutlich sagen: Es geht bei den 
100 Milliarden Euro nicht um Aufrüstung, es geht 
um Ausrüstung. Wer anderes behauptet, sagt nicht 
die Wahrheit. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Der Zustand unserer Bundeswehr ist seit mindes-
tens einer Dekade mangelhaft: Fahrzeuge fahren 
nicht, Flugzeuge fliegen nicht, Schiffe schwimmen 
nicht. Was bisher als Zustandsbeschreibung stets 
für die Kategorie „Pleiten, Pech und Pannen“ ge-
reicht hat, reicht nun nicht mehr aus, es herrscht 
wieder Krieg in Europa. 

Ja, der Verteidigungshaushalt wirkte auch schon 
vor dem russischen Angriffskrieg mit seinen mehr 
als 50 Milliarden groß, 

(Abgeordneter Olaf Zimmer [DIE LINKE]: Ist er 
auch!) 

aber wir stellen fest, die Mittel reichten und reichen 
nicht aus, um Ausrüstung in dem Umfang zu be-
schaffen, der zur Erfüllung der Aufgaben der Bun-
deswehr notwendig ist, 

(Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE LINKE]: Ist die 
Frage, warum?) 

nicht nur zur Erfüllung der grundgesetzlichen Auf-
gaben der Landesverteidigung, sondern eben auch 
jener Bündnisaufgaben, die nach dem Angriffs-
krieg in den Fokus insbesondere unserer Verbün-
deten gerückt sind. Wir erleben ja eine Situation – 
–. 

Entschuldigung, ich freue mich gerade sehr, den 
Kollegen Mustafa Öztürk wieder hier im Plenum zu 
sehen. 

(Beifall) 

Jetzt wird es doch eine schöne Rede. 

Wir erleben ja eine Situation, welche für Generati-
onen von Menschen in unserem Land unvorstellbar 
erschien. Europa, insbesondere die osteuropäi-
schen Staaten, jene Staaten, die am meisten unter 
dem verbrecherischen Vernichtungskrieg Nazi-
deutschlands litten, erwarten nun von uns, erwar-
ten nun von Deutschland, eine militärische Füh-
rungsrolle in Europa zu übernehmen. Durch das 

Sondervermögen befähigen wir unsere Parla-
mentsarmee nun, jenem Wunsch unserer Verbün-
deten auf internationaler Ebene nachzukommen, 
geben unseren Soldat:innen die bestmögliche Aus-
rüstung und schaffen eine wehrhafte Demokratie 
im Herzen Europas. 

Kolleginnen und Kollegen, die Liste der zu beschaf-
fenden Systeme ist lang: Schützenpanzer, Trans-
porthubschrauber, Eurofighter, Seefernaufklärer, 
Fregatten, U-Boote und Korvetten plus einfachste 
Ausrüstungsgegenstände wie Helme, Westen und 
Stiefel. Der Vollständigkeit halber: Wir werden 
auch 35 F-35 Lightning II-Stealth-Kampfflugzeuge 
zur Aufrechterhaltung der nuklearen Teilhabe be-
schaffen, denn, Kolleginnen und Kollegen, lassen 
Sie es mich klar und deutlich sagen: Nukleare Teil-
habe, das haben wir jetzt gelernt, bedeutet Frie-
densteilhabe, und deswegen investieren wir auch 
hier. 

(Beifall SPD – Zuruf Abgeordneter Peter Beck 
[BIW]) 

Ich habe zu Beginn gesagt, es geht um Ausrüstung 
und nicht um Aufrüstung. Meine Aufzählung der 
nun priorisierten Projekte bestätigt mein Argu-
ment. Jedes einzelne Projekt ist nicht als Reaktion 
auf den russischen Angriffskrieg neu erdacht oder 
ersonnen. Es sind bestehende Projekte, welche nun 
finanziell abgesichert und realisiert werden. 

Nur ein Satz dazu, dass das 100-Milliarden-Euro-
Programm natürlich auch ein gewaltiges industrie-
politisches Projekt ist, von welchem wir in Bremen 
und Bremerhaven profitieren werden. Wir sagen, 
das Sondervermögen sorgt für lokale Wertschöp-
fung, sichert Arbeitsplätze und schafft wirtschaftli-
che Perspektiven, beispielsweise für unsere gebeu-
telten Werftkolleginnen und -kollegen. 

Ich habe es angesprochen: Es geht um eine wehr-
hafte Demokratie, und ich finde, da passt der Satz 
der estnischen Premierministerin Kaja Callas per-
fekt, die gesagt hat, Herr Präsident, ich zitiere: „Die 
Freiheit muss besser bewaffnet sein als die Tyran-
nei.“ Das ist die Pfadbeschreibung der Ampelkoa-
lition, und das ist auch die Überzeugung der SPD. 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]: Aber nicht in Bre-
men!) 

Zum Kern der Aktuellen Stunde: Dass die Partei 
DIE LINKE einem 100-Milliarden-Euro-Sonderver-
mögen für die Bundeswehr nicht zustimmt, weder 
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im Bundestag noch im Bundesrat, kam nicht über-
raschend. Es ist bedauerlich, weil die Partei DIE 
LINKE auf Bundesebene die einzige Fraktion war, 
die geschlossen gegen das Sondervermögen ge-
stimmt hat – aber überraschend kam es nicht. 

Jetzt mögen die Ergebnisse der Bundestagswahlen 
und der letzten Landtagswahlen für allgemeine 
Existenzängste sorgen, und man mag den radika-
len Pazifismus nicht ohne intensive parteiinterne 
Diskussion über Bord werfen, und natürlich kann 
man die Bitten der baltischen NATO-Staaten nicht 
als Grundlage einer Zustimmung nehmen, weil es 
ja NATO-Staaten sind, aber es bleibt dabei: Die 
Haltung der LINKEN ist bedauerlich. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

Auch das aber gehört zur politischen Wahrheit: Das 
Enthalten eines Bundeslandes im Bundesrat, weil 
keine koalitionäre Einigkeit hergestellt werden 
kann, ist in jedem Koalitionsvertrag dieser Repub-
lik festgeschrieben und ein politisch völlig norma-
ler Vorgang, ob es uns nun passt oder nicht. 

(Beifall DIE LINKE) 

Sie sehen, hier gibt es deswegen auch keinen 
Skandal. Vielleicht ein Ärgernis, ja, das gestehe ich 
zu, aber am Ende ist es ein ganz normaler Vorgang. 
Dafür bedarf es auch keiner Aktuellen Stunde, da-
für reichen eine Pressemitteilung oder ein Tweet. 

(Abgeordnete Christine Schnittker [CDU]: Das ist 
kein normaler Vorgang! – Abgeordneter Heiko 
Strohmann [CDU]: Peinlich! Peinlich! – Abgeord-
neter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Das ist jetzt echt 
lächerlich, Herr Lenkeit.) 

Lächerlichkeit brauche ich mir von Ihnen nicht vor-
werfen lassen, Herr Professor Hilz! 

Lassen Sie uns gemeinsam feststellen: Ein Großteil 
der im Landesparlament vertretenen Fraktionen 
kennt seine staatspolitische Verantwortung und 
nimmt diese auch wahr. Wir wissen ja alle: Auch 
die Wählerinnen und Wähler nehmen dies wahr. – 
In diesem Sinne: Danke für Ihre Aufmerksamkeit, 
und bleiben Sie gesund! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Björn Fecker. 

Abgeordneter Björn Fecker (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die Freie Hansestadt 
Bremen hat sich im Bundesrat in Bezug auf die 
Neuverschuldung – das Wort „Sondervermögen“ 
ist doch ein bisschen irreführend – des Bundes zur 
Förderung der Aufrüstung und Ausrüstung der 
Bundeswehr enthalten. 

Anlass der Enthaltung: Unser Koalitionspartner 
DIE LINKE hat die Zustimmung zu diesem Gesetz 
abgelehnt. Damit greift eine Klausel im Koalitions-
vertrag, wonach es bei einer Nichteinigung eine 
Enthaltung gibt. Diese Klausel ist keine Bremensie, 
sondern Bestandteil vieler Koalitionsverabredun-
gen, auch mit CDU- und FDP-Beteiligung. Sogar 
Winfried Kretschmann muss damit leben, dass ihn 
sein deutlich kleinerer Koalitionspartner in Baden-
Württemberg gelegentlich in eine Enthaltung 
zwingt. 

Um es deutlich zu sagen: Wir halten die Entschei-
dung unseres Koalitionspartners für falsch. 

(Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Die Grünen im Bundestag haben – und auch wir 
hier in Bremen hätten – zugestimmt. Das heißt 
nicht, dass wir uns nicht auch die eine oder andere 
Korrektur am ungefassten Beschluss gewünscht 
hätten, natürlich bietet das Beschaffungswesen der 
Bundeswehr Anlass zur Kritik. Natürlich bieten 
Strukturen innerhalb der Bundeswehr Anlass zur 
Kritik, und auch unser Sicherheitsbegriff als Grüne 
ist wesentlich umfassender, weil für uns auch Cy-
bersicherheit, Unterstützung von Partnerstaaten, 
Zivilschutz und Entwicklungspolitik zu einem um-
fassenden Sicherheitsbegriff gehören, meine Da-
men und Herren. Das aber wiederum war der CDU 
nicht so wichtig. 

Zivilschutz und Cybersicherheit, so die Verabre-
dung, sollen nun Bestandteil des Bundeshaushaltes 
werden. Die entsprechenden Zusagen des Bundes-
finanzministers liegen vor. So haben dann am Ende 
die Grünen im Bund entschieden und diskutiert: 
Lassen wir es scheitern oder machen wir es? Meine 
Damen und Herren, da würde ich gerne die Bun-
desaußenministerin zitieren: „Ein Scheitern wäre 
in dieser Sicherheitslage keine verantwortbare Op-
tion gewesen.“ Recht hat sie! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Es geht hier nicht um Kriegsspielerei oder Kriegs-
treiberei. Dieser Begriff Kriegstreiberei – –. Ich lese 
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das immer wieder, selbst in diesem Hause sind sich 
einige nicht zu schade, diese Propaganda hier vor-
nehmlich zu verbreiten. Meine Damen und Herren, 
niemand anders als Russland mit Wladimir Putin an 
der Spitze ist verantwortlich für diesen Krieg in der 
Ukraine! 

(Beifall) 

Nicht die NATO hat entschieden, dass Russland die 
Ukraine angreift, nicht die Bundesregierung hat 
entschieden, dass unschuldige Menschen in der 
Ukraine durch russische Soldaten ermordet wer-
den. Das Gegenteil ist der Fall. Bis zum Schluss ha-
ben Olaf Scholz und Annalena Baerbock mit allen 
diplomatischen Mitteln versucht, hier zu einer dip-
lomatischen Lösung zu kommen. Wer hier von 
Kriegstreiberei spricht, der macht nichts anders, als 
das legitime Recht der Menschen auf Selbstvertei-
digung zu negieren und Täter und Opfer umzukeh-
ren, meine Damen und Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE) 

Meine Damen und Herren, wer sich für eine Armee 
entschieden hat, so, wie es nach unserem Grund-
gesetz mit einer Parlamentsarmee der Fall ist, der 
muss diese Bundeswehr auch unterhalten. 16 Jahre 
CDU-geführte Bundesregierung haben ihre Spu-
ren hinterlassen. Auf der Kommunikationsebene, 
auch gerade wieder, war die CDU immer am obers-
ten Level der Unterstützung der Bundeswehr. Im 
realen Leben, in der Wirklichkeit der Soldatinnen 
und Soldaten der Bundeswehr hat die CDU diese 
Bundeswehr in einem Zustand hinterlassen, in der 
sie weder ihre Aufgaben, geschweige denn neue 
Herausforderungen bewältigen kann. Auch das ge-
hört zur Ehrlichkeit dazu, meine Damen und Her-
ren! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Es muss Ihnen eigentlich in der Seele wehtun, 
wenn ich diese Rede hier gerade gehört habe, dass 
es eine rot-grün-gelbe Regierung ist, die endlich 
die Ausrüstung der Bundeswehr vorantreibt, die 
mit konkreten Maßnahmen dafür Sorge trägt, dass 
diejenigen, die in den Einsatz, die vom Bundestag 
in Einsätze in andere Länder geschickt werden, 
nun sicher arbeiten können, dass die Rahmenbe-
dingungen stimmen. Das ist alles ist das Verdienst 
dieser Ampelregierung. Die CDU hat davor 
16 Jahre lang nicht geliefert. Sie hat die Soldatin-
nen und Soldaten im Regen stehen gelassen, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Es geht übrigens im Kern bei dieser Frage um die 
Bündnis- und Verteidigungsfähigkeit der Bundes-
wehr und damit unmittelbar um den Schutz der De-
mokratie und die Sicherheit der Menschen in 
Deutschland und den Partnerländern. Wir wollen 
nicht, dass sich am Ende ein Diktator durchsetzt, 
sondern wir wollen, dass sich die Demokratie 
durchsetzt, meine Damen und Herren! 

Ahnt hier vielleicht irgendjemand, wie sich die 
Menschen in Litauen, in Lettland, in Estland fühlen 
müssen? Wir möchten, dass sich unsere Partner auf 
uns verlassen können. Seien wir doch ganz ehrlich: 
Es gab eine politische Kraft in Deutschland, die hat 
immer davor gewarnt, dass Russland angreifen 
würde – eine politische Kraft. Ansonsten hat sich 
doch niemand in diesem Land vorstellen können, 
dass Russland irgendwann tatsächlich in die Ukra-
ine einmarschiert. 

Beim ersten Einmarsch hieß es immer: „Ah, okay! 
Aber weiter werden sie nie gehen.“ Wir haben uns 
darauf verlassen, dass Russland diesen Krieg nie-
mals weiter vorantreiben wird, meine Damen und 
Herren. Nutzt Russland nicht gerade auch die 
Schwäche der anderen Länder aus? Ist es nicht un-
sere Aufgabe, dafür Sorge zu tragen, dass weder 
wir, noch unsere Russland näher liegenden Bünd-
nispartner oder -länder nicht angegriffen werden? 
Ist das nicht auch eine unserer zentralen Aufgaben, 
Sicherheit in Europa zu gewährleisten? Genau das 
machen wir mit dem Paket der Bundesregierung. 
Wir halten es für richtig, wir hätten ihm im Bundes-
rat auch zugestimmt, meine Damen und Herren, 
wir sind da als Grüne sehr klar. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir wollen, dass Deutschland seinen Verpflichtun-
gen in der Europäischen Union, in der NATO und 
den Vereinten Nationen nachkommt und damit 
Verantwortung für den Schutz der Demokratie und 
die Bewahrung der Menschenrechte übernehmen 
kann. Um nichts anderes geht es. In der Tat stellt 
sich bei den USA doch die Frage, wie dort die wei-
teren Entwicklungen sind. Wir wissen nicht, wie 
sich ein Herrn Trump im Bündnisfall verhalten 
hätte, und deswegen diskutieren wir doch schon 
ganz lange, übrigens fraktionsübergreifend, über 
die Frage einer gemeinsamen EU-Sicherheitspoli-
tik: Wie organisieren wir Sicherheit innerhalb der 
Europäischen Union? Auch das halten wir weiter-
hin für den richtigen Weg. 
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Wir stehen zum Beitritt Deutschlands zur NATO, 
wir halten es weiterhin für richtig, aber wir müssen 
auch gucken, dass wir innerhalb der Europäischen 
Union unsere Hausaufgaben machen und auch da 
gemeinsam eine Sicherheitspolitik verfolgen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Trotzdem bleibt es natürlich vollkommen richtig, 
jeden möglichen diplomatischen Strohhalm zu er-
greifen. Das ist doch keine Küraufgabe, die wir 
jetzt gerade gemeinsam machen. Da läuft doch nie-
mand sozusagen mit wehenden Fahnen voraus, 
sondern es geht jetzt darum, zu schauen, wie wir 
auf der einen Seite die Bündnisse und die Verteidi-
gungsfähigkeit sicherstellen und auf der anderen 
Seite, dass die Bundesregierung, dass die europäi-
sche Union und wer auch immer uns dabei helfen 
möge, mithilft, dass wir zu diplomatischen Lösun-
gen kommen, dass dieser Krieg schnellstmöglich 
beendet wird und damit auch die Gefährdung un-
serer Partnerländer in Estland, in Litauen, in Lett-
land, in Polen, wie sie alle heißen mögen – –, dass 
da endlich eine gewisse Sorge genommen wird. 
Dafür, meine Damen und Herren, steht diese Bun-
desregierung, und sie wird von uns auch weiter un-
terstützt. – Herzlichen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Thomas Jürgewitz. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Plötzlich fällt es fast allen wie Schuppen von den 
Augen: Hilfe, der Russe kommt und wir haben 
keine, oder wir haben besser gesagt eine kunter-
bunte Armee mit Kindergärten und diversen 
Kämpfern, die zwar gendern können, aber sonst 
kaum einsatzfähig sind. Personal und Material sind 
oft mangelhaft, zumindest zur Verteidigung. Dann 
kommt plötzlich ein kleiner SPD-Kanzler um die 
Ecke und fordert Aufrüstung zur Verteidigung des 
Landes. 

Warum erinnert mich das wieder an die SPD-Ver-
teidigungsminister Gustav Noske und Helmut 
Schmidt? Weil, wenn es mit dem Staat zu Ende ge-
hen könnte, selbst die Sozis zu Realisten werden. 
Gut so, könnte man meinen. Wir benötigen aber 
nicht nur die 100 Milliarden aus dem Sonderfonds 
für die heruntergewirtschaftete Bundeswehr, wir 
benötigen mehr. Damit die Bundeswehr von einem 
potenziellen Feindstaat – und da denke ich nicht an 

Russland allein – wieder ernst genommen wird, be-
darf es eher 500 Milliarden Euro. Ich bin mir ziem-
lich sicher, in nicht allzu ferner Zukunft werden wir 
über genau eine solche Summe reden. 

Die Frage war aber: Wie finanzieren wir dieses? 
Brauchen wir dazu eine Grundgesetzänderung und 
neue Schulden mit dem irrwitzigen Namen Sonder-
vermögen, was ja kein Vermögen ist, sondern 
Schulden sind? Darüber könnte man durchaus un-
terschiedlicher Auffassung sein. 

Man hätte diesen angeblichen Bedarf, also 100 Mil-
liarden Euro, auf die nächsten fünf Jahre verteilen 
können, 20 Milliarden Euro pro Jahr ganz normal 
im Bundeshaushalt unterbringen können. Was sind 
da also 20 Milliarden Euro bei einem Bundeshaus-
halt von 500 Milliarden Euro pro Jahr, die hier aus-
gegeben werden für viele zum Teil unnötige Dinge 
wie Wohltaten für die EU ausgegeben werden? Al-
leine 10 Milliarden Euro mal eben für die Inder 
zum Klimaschutz, den Gender-Quatsch, Kampf ge-
gen Rechts, für illegale und legale Migration. 

Die Art der Finanzierung der Bundeswehr ist aller-
dings zweitrangig. Wichtig ist, dass die Bundes-
wehr überhaupt wieder kampf- und verteidigungs-
fähig gemacht wird. Dieses kann nur mit einer mas-
siven – und ich verwende dieses Wort bewusst – 
Aufrüstung geschehen. Hier sind wir wieder bei 
der SPD, also Noske, Schmidt, Scholz und somit 
wohl auch bei Herrn Dr. Bovenschulte, die – man 
könnte fast sagen: dank Putin – der Auffassung 
sind, dass eine Aufrüstung nun zwingend notwen-
dig ist. Wenn selbst der olivgrüne Gebirgsjäger An-
ton Hofreiter dieses fordert, dann ist es ein Armuts-
zeugnis, wenn Bremen sich hier nicht hinter seinen 
eigenen Kanzler stellt und im Bundesrat gegen die 
Bundeswehr stimmt, indem sie sich enthält. 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Sie sind 
doch Putin-Partei! – Abgeordneter Kevin Lenkeit 
[SPD]: Wie hat denn die AfD im Bundestag ge-
stimmt?) 

Die Bundeswehr – –. Ich habe das gerade erklärt, 
dass man da durchaus unterschiedlicher Meinung 
sein kann. Das habe ich erklärt, wenn Sie zugehört 
haben. 

Warum hat Bremen dagegen gestimmt oder sich, 
besser gesagt, enthalten? Weil Ihr kommunistischer 
Koalitionspartner gegen alles ist, was irgendwie 
mit der Bundeswehr zu tun hat. Verkappte Frie-
denstruppen nenne ich das. Diese SED-Nachfolge-
partei, Mauerschützenpartei zeigt hier wieder ihr 
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wahres Gesicht: zu DDR-Zeiten als Partei des Mili-
tarismus zur kommunistischen Welteroberung von 
Kuba, Angola oder Mosambik, heute nicht staats-
tragend, man könnte fast von einer Zersetzungsor-
ganisation sprechen. Herr Bürgermeister, nehmen 
Sie das zum Anlass, 

(Glocke) 

sich endlich von dieser fünften Kolonne zu trennen. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter Jürge-
witz, Sie haben eben den Begriff Mauerschützen-
partei auf DIE LINKE bezogen. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Ja, das 
habe ich bewusst. 

Präsident Frank Imhoff: Das ist diskriminierend, 
das ist entstellend, das ist auch beleidigend und 
trifft nicht zu, weil das nicht die PDS ist, sondern es 
ist hier DIE LINKE. Vor allen Dingen stimmt es 
nicht. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Doch, es 
stimmt, Herr Vorsitzender. 

Präsident Frank Imhoff: Deswegen erteile ich 
Ihnen hiermit einen Ordnungsruf. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Ja, danke! 

Präsident Frank Imhoff: Falls Sie weitere Beleidi-
gungen aussprechen, würde ich von weiteren 
Schritten Gebrauch machen. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Gut, das 
kennen wir ja schon. 

Herr Bürgermeister, nehmen Sie das zum Anlass, 
was ich eben gesagt habe, was ich auch nicht zu-
rücknehme, sich endlich von dieser fünften Ko-
lonne zu trennen. Bilden Sie für Bremen, für 
Deutschland eine bürgerliche Regierung 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Sie sind 
doch die fünfte Hand der Putin-Partei!) 

und stellen Sie sich hinter alle notwendigen Maß-
nahmen, unser Vaterland auch militaristisch, mili-
tärisch zu verteidigen. Schicken Sie diese Steinzeit-
kommunisten dorthin, wo sie hingehören: nach 
Nordkorea. Dort passen sie hin und können ihre 

Träume von Mauer und Stacheldraht fortsetzen. – 
Danke schön! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Sofia Leonidakis. 

(Unruhe) 

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Man 
muss nicht jeden rechten Hirnerguss kommentie-
ren, glaube ich. 

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Es stimmt, Bremen hat sich im Bun-
desrat zur Grundgesetzänderung für ein 100-Milli-
arden-Sondervermögen für die Bundeswehr ent-
halten, zusammen übrigens mit Berlin, Mecklen-
burg-Vorpommern und Thüringen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das wis-
sen wir!) 

Die vier Bundesländer mit linker Regierungsbetei-
ligung haben dem Kompromiss zwischen Ampel 
und CDU nicht zugestimmt. Ich habe hier zu die-
sem Vorgang allerlei rhetorische Purzelbäume ge-
hört. Ich habe Kraftausdrücke, Floskeln und Wort-
hülsen gehört. Ich habe gehört, dass das als kruder 
Koalitionsfrieden bezeichnet wurde. Das ist ein 
normaler demokratischer Vorgang, und dieser Vor-
gang, dass, wenn keine Einigkeit unter Koalitions-
partnern besteht, die sich mit einem Koalitionsver-
trag aneinandergebunden haben, 

(Zuruf Dr. Thomas vom Bruch [CDU]) 

man sich dann im Bundesrat enthält, trifft übrigens 
auch auf Bundesländer mit CDU- und FDP-Regie-
rungsbeteiligung zu. 

(Beifall DIE LINKE – Abgeordneter Marco Lübke 
[CDU]: Aber nicht bei einer solchen Entscheidung!) 

Als LINKE, das stimmt, sehen wir dieses Sonder-
vermögen kritisch, und ich freue mich über die Ge-
legenheit, das hier noch mal zu begründen. Im 
Kern sieht der Beschluss der Ampel plus der CDU 
vor, dass die Schuldenbremse für alles gilt, mit ei-
ner Ausnahme: Die Bundeswehr wird davon aus-
genommen und kann 100 Milliarden Euro zusätz-
lich ausgeben. 

Diese 100 Milliarden, und das möchte ich einmal 
hier ins Zentrum stellen, haben nichts mit der Un-
terstützung der Ukraine zu tun. Deutschland liefert 
Material im Wert von 350 Millionen Euro an die 
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Ukraine. Das sind 0,35 Prozent des neuen Sonder-
vermögens. Das meiste, was geliefert wird, soll gar 
nicht neu angeschafft werden. Es handelt sich um 
Kriegsgerät, das längst ausrangiert war. Alle An-
schaffungen, die die Bundeswehr für diese Dreidi-
mension Land, Luft und See plus die Dimension Di-
gitalisierung – –, werden sehr wahrscheinlich nicht 
in der Ukraine zum Einsatz kommen. Um die Ukra-
ine geht es also nicht. 

(Beifall DIE LINKE – Abgeordneter Heiko Stroh-
mann [CDU]: Das ist jetzt eher schief!) 

Das ist auch richtig, denn da möchte ich Bundes-
kanzler Scholz einmal unterstützen: Ein Kriegsein-
tritt, indem man zum Beispiel die F-35-Bomber, die 
hier schon zur Sprache gekommen sind, einsetzt, 
ein solcher Kriegseintritt der Bundesrepublik 
Deutschland oder der NATO muss unbedingt ver-
mieden werden. 

(Beifall DIE LINKE) 

Es geht bei dem Sondervermögen auch nicht um 
warme Unterhosen für deutsche Soldatinnen und 
Soldaten. Für Bekleidung und persönliche Gegen-
stände 

(Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]: Doch!) 

und Ausrüstung sind zwei Milliarden vorgesehen. 
Dafür hätte es, glaube ich, kein Sondervermögen 
im Grundgesetz gebraucht. 

(Beifall DIE LINKE) 

Nein, es geht, liebe Kolleginnen und Kollegen, um 
offensive Ausrüstung, wenn man sich diese Ein-
kaufsliste anschaut, für die das 100-Milliarden-
Euro-Programm vorgesehen ist. Ich kann es nur je-
der und jedem empfehlen, sich diese Liste einmal 
anzuschauen. Da geht es um Jets, die eigene 
Kampfdrohnen haben, quasi fliegende Flugzeug-
träger. Wozu bewaffnete Drohnen dienen können, 
hat insbesondere der US-Krieg gegen den Terror 
hinlänglich gezeigt. Da geht es mit dem größten 
Teil, nämlich im Umfang von 40 Milliarden Euro 
für Flugsysteme vor allem um den Kauf der ameri-
kanischen F-35-Jets. Die braucht man nicht zur 
Landesverteidigung. Das sind offensive und laut 
Einkaufsliste auch bewaffnete Waffensysteme, die 
im Sinne der nuklearen Teilhabe – es wurde ge-
nannt, Strategie der NATO – durch deutsche Pilo-
ten in der Lage sein sollen, in Deutschland la-
gernde Atomwaffen an ihr Ziel zu fliegen, und das 
Ganze tarnkappenfähig. 

(Beifall DIE LINKE – Vizepräsidentin Sülmez Do-
gan übernimmt den Vorsitz.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bremen ist Teil 
des Bündnisses „Städte gegen Atomwaffen“ und 
setzt sich für ein weltweites Verbot von Atombom-
ben ein. Wenn Bremen dann konsequenterweise 
nicht für die Beschaffung von F-35-Tarnkappenjets 
zur sogenannten nuklearen Teilhabe stimmt, dann 
finden wir das richtig. 

(Beifall DIE LINKE) 

Unser zweiter Kritikpunkt – und ich will Mängel in 
der Ausrüstung der Bundeswehr gar nicht in Ab-
rede stellen – ist: Es ist jede Menge Geld vorgese-
hen, um das ineffiziente Beschaffungswesen, das ja 
unbestritten existiert, fortzusetzen, an dem die 
deutsche Rüstungsindustrie hervorragend ver-
dient, obwohl praktisch nichts funktioniert. Hier 
wird weiter Geld verbrannt wie bisher. 

(Beifall DIE LINKE) 

Wenn die Bundeswehr so kaputtgespart sein soll, 
dann hat das doch in der Praxis vor allem mit Fehl-
planung und Verschwendung im Bereich Unterhal-
tung und Beschaffung zu tun, nicht aber mit zu we-
nig Haushaltsmitteln. Das sind ja jetzt auch schon 
50 Milliarden Euro. Ich zitiere einige Passagen aus 
dem aktuellen Bericht des Bundesrechnungshofes, 
E-Akte der Bundeswehr: „Teures Digitalisierungs-
projekt stellt Funktion verzögert und nur einge-
schränkt bereit, mehr als 50 Millionen Euro für un-
genutzte Software, teures Cyber-Lagezentrum 
kann schnelle Eingreiftruppe der NATO nicht un-
terstützen, Korruptionsprävention im größten Be-
schaffungsamt der Bundeswehr seit Jahren man-
gelhaft.“ Das sind nur ein paar Passagen. 

Es ist einfach so, dass diese Beschaffungen in der 
Bundeswehr systematisch unwirtschaftliche, unnö-
tige oder unzulässige Ausgaben der Bundeswehr 
befördert. Wie viel Geld in diesem Apparat weiter 
verbrannt wird und vielleicht auch weiter ver-
brannt werden soll, macht auch ein Bericht von 
„buten un binnen“ deutlich, in dem es um zwei 
Tankschiffe der Firma Lürssen für die Marine geht. 
Für diese zwei Schiffe werden 910 Millionen Euro 
ausgegeben. Interne Prüfungen der Bundeswehr 
selbst haben ergeben, dass das 250 Millionen Euro 
mehr sind, als es marktüblich gewesen wäre. Die 
Bundeswehr wird zitiert, dass dieser Preis exorbi-
tant hoch wäre und deshalb die Ausschreibung ab-
zubrechen sei. Stattdessen wurde das Projekt aber 
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weitergeführt und tatsächlich dann auch entspre-
chend teurer: mal eben 250 Millionen Euro rausge-
worfen. 

In diesem Zusammenhang wird Marco Thiele vom 
Bundeswehrverband zitiert. Es heißt: „Sollten die 
bestehenden Prozesse und Strukturen im Vergabe-
verfahren nicht angepasst werden, drohen die 
100 Milliarden Euro Sonderinvestition zu verdamp-
fen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Es wird nicht sinnvoll ausgegeben, egal, welches 
Geld sie nehmen“, so sagt Thiele vom Bundes-
wehrverband. Nun sagen das ja eigentlich alle, 
dass die skandalösen Vergabeverfahren der Bun-
deswehr reformiert gehören. Nur kenne ich keinen 
einzigen Vorschlag für die Reform des Beschaf-
fungswesens. 

(Zuruf Birgit Bergmann [FDP]) 

Das Ministerium für Verteidigung hat auch noch 
nicht gesagt, wie das genau passieren soll. Was al-
lerdings sicher ist, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ist, dass sich der Kurs der Rheinmetall-Aktie seit 
Jahresbeginn verdoppelt hat. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Aber 
nicht aufgrund der Panzer!) 

Man kann durch mit dem Krieg begründete aber 
konkret für den Ukrainekrieg nicht erforderliche 
Milliardenprogramme Übergewinne bei der Rüs-
tungsindustrie erzeugen, sie mit staatlichen Mitteln 
bezahlen und danach mit einer Übergewinnsteuer 
belegen, muss man aber nicht. Norwegen hat ge-
rade an eine Tochterfirma von Airbus die bei ihr 
bestellten Hubschrauber zurückgegeben und das 
Geld zurückgefordert. Es sei nach 20 Jahren offen-
sichtlich, dass das System die Anforderungen der 
Ausschreibung niemals erfüllen werde. In Deutsch-
land passiert das nicht. Hier wird weiter gutes Geld 
Schlechtem nachgeworfen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Stattdessen wollen wir – und auch das war zum Bei-
spiel in einem gemeinsamen Papier von Kristina 
Vogt, Bodo Ramelow und anderen Vertretern der 
mit den LINKEN mitregierten Länder nachzulesen 
– ein Sondervermögen für den Schutz vor Energie-
abhängigkeit von Russland, für den sofortigen Aus-
bau der erneuerbaren Energien, aber auch für die 

Entlastung der Verbraucher:innen. Denn es redu-
zieren schon 16 Prozent der Bevölkerung ihre 
Mahlzeiten, weil sie die teuren Preise nicht mehr 
stemmen können. Hier liegt unser Fokus, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! 

(Beifall DIE LINKE) 

Herr Schäck hat das angesprochen, das finde ich 
auch richtig, denn es sorgt für einen riesigen Frust, 
wenn innerhalb kürzester Zeit eine so große 
Summe mobilisiert wird und die Schuldenbremse 
außer Kraft gesetzt werden kann, während an an-
deren Stellen nie genug Ressourcen da sind. Für 
alle, die am Ende des Geldes noch mehr Monat üb-
righaben als bisher, die Alpträume vor der Energie-
kostenabrechnung haben, fühlen sich die 100 Mil-
liarden wie ein Hohn an. 

(Beifall DIE LINKE) 

Wir beklagen gerade, und Oxfam sagt es voraus, 
dass in der Hungersnot in Somalia bis zum Sommer 
350 000 Kinder verhungern werden, auch aufgrund 
der steigenden Getreidepreise, der steigenden Le-
bensmittelpreise und natürlich aufgrund der Blo-
ckade Russlands. Der Beitrag Deutschlands zum 
UN-Food-Programm ist nicht gestiegen, insofern ist 
auch hier eine merkwürdige Prioritätensetzung. 

(Beifall DIE LINKE) 

Man kann jetzt sagen, dass man die 100 Milliarden 
Euro nicht gegen andere notwendige Ausgaben 
ausspielen soll. Wie gesagt, ich stelle es gar nicht 
in Abrede, dass durchaus auch Investitionen in die 
Ausrüstung der Bundeswehr notwendig werden. 
Allein die Schrittigkeit und die Prioritätensetzung 
finden wir falsch. 

Die Festschreibung des Zwei-Prozent-Ziels nach 
Auslaufen der Ausschüttung des Sondervermögens 
über die nächsten fünf Jahre in Kombination mit 
dem Festhalten an der Schuldenbremse durch die 
FDP und die Ansage, sie in 2023 wieder einhalten 
zu wollen, werden dazu führen, dass es im Haus-
halt Kürzungen an anderer Stelle wird geben müs-
sen. Lars Feld, der Berater von Christian Lindner, 
hat im März im „heute-journal“ auch bereits struk-
turelle Mehrausgaben im sozialen Bereich (Kinder-
grundsicherung, Bürgergeld oder das Rentenni-
veau) als potenzielle Gaben auf dem Opfertisch der 
Ampel genannt, als Preis für dieses Sondervermö-
gen. 
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Jenseits von haushaltspolitischen Gerechtigkeits-
fragen oder Fragen in Bezug auf den konkreten 
Nutzen im Ukrainekrieg, möchte ich hier noch mal 
betonen: Wir sind nicht allein mit unserer Kritik. 
Auch der DGB sagt – die dauerhafte Aufstockung 
des Rüstungshaushalts wird vom DGB weiter kri-
tisch beurteilt –: In keinem Fall darf die militärische 
Friedenssicherung zu Lasten des sozialen Friedens 
erkauft werden. 

(Beifall DIE LINKE) 

Es hat auch abweichende Voten und sehr kontro-
verse Diskussionen bei SPD und Grünen gegeben, 
denn es geht ja nicht nur um Euros und Technik, 
sondern es geht um eine wehrtechnisch veränderte 
Rolle der Bundeswehr und eine sicherheits- und 
außenpolitische veränderte Rolle der Bundesre-
publik. Der deutsche Rüstungsetat wird der dritt-
größte weltweit sein. 

(Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]: Das stimmt 
nicht!) 

Die Bundeswehr wird eine noch aktivere Rolle in 
NATO-Einsätzen einnehmen, die – doch, das 
stimmt –, Stichwort Libyen oder Kosovo, mitnichten 
immer gut begründet oder gut durchgeführt waren. 
Es gibt schon lang Versuche, Deutschland aus der 
historisch begründeten militärischen Zurückhal-
tung herauszuführen. Das passiert spätestens jetzt, 
und das stimmt, das ist eine Zeitenwende, aber das 
ist eine, die wir durchaus kritisch sehen. Herr Kol-
lege Dr. vom Bruch, das als „armselig“ zu bezeich-
nen, macht eine demokratische Auseinanderset-
zung und einen demokratischen Diskurs an dieser 
Stelle verächtlich. Ich finde das antidemokratisch, 
das ist hier ein Austausch von demokratischen Ar-
gumenten. 

(Zuruf Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP] – Abgeordneter 
Marco Lübke [CDU]: Das kann auch armselig sein!) 

Ich glaube, das ist selbstverständlich, dass so etwas 
einen Raum haben muss. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich möchte an dieser Stelle enden. Viele der Reden 
haben sich auf den Krieg in der Ukraine bezogen. 
Ich habe gerade dargestellt, warum das 100-Milli-
arden-Euro-Paket damit nur sehr mittelbar etwas 
zu tun hat. Wir haben uns mit den Fragen der Rüs-
tungslieferung und anderen Fragen, was den Krieg 
in der Ukraine angeht, als LINKE sehr intensiv be-
schäftigt, sehr ernsthaft beschäftigt. Es gibt einen 

sehr guten Landesparteitagsbeschluss meiner Par-
tei, meines Landesverbandes vom letzten Wochen-
ende. Ich empfehle Ihnen die Lektüre, denn es ist 
nicht so, dass wir uns in Wolkenkuckucksheime be-
geben und auf eine dogmatische, angeblich rich-
tige Position zurückziehen, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Nein, um 
Gottes Willen!) 

sondern wir setzen uns mit konkreten Fragen aus-
einander, und ich glaube, das habe ich Ihnen eben 
anschaulich dargestellt. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Thore Schäck das Wort. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Frau Präsiden-
tin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrte Frau Kollegin Leonidakis, Sie haben eben 
den Satz ausgesprochen – –. Sie haben noch einmal 
klargestellt, dass die Investitionen von 100 Milliar-
den Euro in die Bundeswehr nur ganz bedingt et-
was mit dem Krieg in der Ukraine zu tun haben. Da 
möchte ich Ihnen sagen, das hat natürlich unmittel-
bar was miteinander zu tun, 

(Beifall FDP) 

weil dieser Krieg in der Ukraine uns noch einmal 
deutlich gemacht hat, dass gerade wir in Deutsch-
land nicht auf einer Insel der Glückseligen leben 
und darauf hoffen, dass bitte alles so bleibt, wie es 
ist, und uns keiner angreift, sondern dass es durch-
aus in dieser Welt Menschen gibt, die ein völlig an-
deres Mindset haben und keinerlei Skrupel damit 
haben, Menschen zu erschießen, in ein anderes 
Land einzumarschieren und Morde zu begehen. 

Deswegen hat uns dieser Krieg in der Ukraine, 
auch wenn das Sondervermögen, das wir jetzt in 
die Bundeswehr investieren, natürlich für diesen 
Krieg oder für die Verhinderung dieses Krieges 
keine Auswirkung mehr hat, deutlich gemacht, 
dass es wichtig ist, eine eigene Verteidigung zu ha-
ben und sich nicht darauf zu verlassen, dass andere 
uns verteidigen werden. 

(Beifall FDP, Bündnis 90/Die Grünen) 

Sie haben einige falsche Annahmen getroffen. Sie 
sind dann die Listen durchgegangen, was alles be-
schafft werden soll und haben gesagt, das meiste 
davon ist gar nicht für den Verteidigungskrieg oder 
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für eine Verteidigungsstrategie geeignet, das ist für 
Angriffe geeignet. Ich glaube, das trifft auf den 
Großteil der Waffen zu. Auch mit einer klassischen 
Schusspistole können sie sich verteidigen, können 
aber auch jemand anderen überfallen. Natürlich 
brauchen Sie F35-Flieger auch, um beispielsweise 
einen Luftraum zu schützen, um beispielsweise 
auch NATO- oder EU-Partnern zu Hilfe zu kom-
men, wenn zum Beispiel ein Land wie Russland in 
die Ukraine einmarschiert. Deswegen sind das mit-
nichten reine Angriffswaffen, sondern es sind ge-
nauso Verteidigungswaffen, und wir brauchen sie, 
damit wir uns und unsere Partner in Zukunft ver-
teidigen können. 

Wenn ich mir die Mehrheiten in diesem Haus an-
gucke und mir die Reden der Kolleginnen und Kol-
legen von den Grünen und von der SPD anhöre, die 
sich durchaus sehr, sehr deutlich geäußert haben 
und auch klargemacht haben, dass sie diese 
100 Milliarden Euro sehr gern mitgetragen hätten, 
und wenn ich dann die Mehrheiten von CDU und 
FDP hinzuaddiere, dann habe ich persönlich den 
Eindruck, dass diese Entscheidung, die Sie dort im 
Bundesrat getroffen haben, weder im Interesse 
Bremens ist, noch der Mehrheit, zumindest in die-
ser Frage der Mehrheit der demokratischen Frakti-
onen in diesem Hause entspricht. 

(Beifall FDP, CDU) 

Deswegen kritisieren wir das nach wie vor. Mir ist 
durchaus klar, dass es einen Koalitionsvertrag gibt, 
das ist gar keine Frage, und dass dort gewisse 
Dinge festgehalten werden, aber es geht doch bei 
dieser Frage nicht um irgendwelche Fahrradwege, 
sondern es geht um eine der existentiellsten Fra-
gen, vor denen wir stehen. Da erwarten wir, dass 
sich eine rot-grün-rote Koalition nicht von ihrem 
kleinsten Koalitionspartner vor sich hertreiben 
lässt, sondern dass man dort auch mal eine Ent-
scheidung trifft und sagt: Das ist jetzt wichtig, wir 
tragen das mit. Das haben Sie nicht geschafft, 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Da kommen wir – –.) 

und das werden wir Ihnen auch in Zukunft weiter 
vorhalten. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort Bürgermeister Dr. Andreas 
Bovenschulte. 

Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte: Frau 
Präsidentin, meine Damen und Herren! Die Aus-
gangslage ist klar: Der Senat steht geschlossen hin-
ter dem Verteidigungsauftrag der Bundeswehr, 
wie er in Artikel 87a und Artikel 87b des Grundge-
setzes niedergelegt ist. 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: Of-
fensichtlich nicht!) 

Es ist auch klar: Die Bundeswehr ist eine Verfas-
sungsarmee und integraler Bestandteil unseres 
Staates und unseres demokratischen Systems. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Diese Haltung prägt auch die alltägliche Arbeit des 
Senats. Ich darf als ein Beispiel darauf hinweisen, 
dass sich das Wirtschaftsressort und die Senats-
kanzlei Hand in Hand über alle Maßen dafür enga-
giert haben, dass die Pilotenausbildung der Bun-
deswehr am Flughafen – auch, nachdem die Luft-
hansa sich leider gegen Bremen entschieden hatte 
– weiter fortgeführt wird, dass ein anderes Unter-
nehmen diesen Auftrag gewinnt und jetzt weiter-
hin die lange Tradition der Ausbildung auch von 
Pilotinnen und Piloten der Bundeswehr in Bremen 
fortgeführt wird. Wir waren bei der entsprechen-
den Veranstaltung. Wir haben mit der Bundeswehr 
gesprochen. Dieses Signal ist sehr deutlich wahr-
genommen worden, und es zeigt, dass es nicht um 
irgendwelche Veranstaltungen geht, sondern dass 
das Stehen zur Bundeswehr und zum Verteidi-
gungsauftrag der Bundeswehr das praktische Ver-
halten des Senates prägt. 

Heiko Strohmann war auch bei der Veranstaltung 
und wird das in dieser Hinsicht zu 100 Prozent be-
stätigen können. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja!) 

Das ist die Grundlage. Nun ist es in einer Demokra-
tie so, dass es unterschiedliche Auffassungen dar-
über gibt, wie dieser Verteidigungsauftrag am bes-
ten zu erfüllen ist. Diese Auffassung kann man für 
falsch halten, und ich halte die Ablehnung des Son-
dervermögens für inhaltlich falsch, ich halte das 
Sondervermögen für inhaltlich richtig, das bedeu-
tet aber doch nicht, dass es nicht ein einziges denk-
bares Argument geben kann, das man auch gegen 
die Einrichtung eines Sondervermögens anführen 
kann. Das wäre ja entgegen alle Lebenserfahrung, 
dass nichts an einer Sache so ist, dass man es kriti-
sieren könnte. 
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Wie gesagt, in der Abwägung sprechen aus meiner 
Sicht alle Argumente – oder überwiegend alle – für 
das Sondervermögen. Dass wir aber eine Diskus-
sion über die Frage, wie der Verteidigungsauftrag 
hinreichend und notwendig erfüllt werden kann, 
dass wir schon das mit dem Begriff „Verrat“ bele-
gen – da muss man sich einmal überlegen, was das 
macht. Das bedeutet ja, dass schon die Diskussion 
darüber und eine andere Abwägung nicht einfach 
als eine falsche Entscheidung angesehen wird, son-
dern Verrat bedeutet ja, dass das Tischtuch endgül-
tig zerschnitten ist. Damit kann man sich gar nicht 
auseinandersetzen! Herr Schäck, es wundert mich, 
dass Sie nicht „Hochverrat“ gesagt haben und die 
Inhaftierung gefordert haben wegen der Sache. 

(Lachen SPD) 

Der Begriff „Verrat“ bringt eine Schärfe in die Dis-
kussion, die überhaupt nicht mehr anerkennt, dass 
es eine falsche Position geben kann, die aber ja ar-
gumentativ begründet wird und die man im Ergeb-
nis verwirft und aus meiner Sicht auch verwerfen 
muss, aber der Begriff „Verrat“ ist wirklich einer 
demokratischen Diskussion einfach unwürdig. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Herr vom Bruch hat es nur ein bisschen anders ver-
klausuliert, aber im Grundsatz hat er mit der Rhe-
torik genauso hochgedreht. Er hat das Wort nicht 
genannt, hat das aber im Prinzip genauso gesagt. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Das war auch 
angemessen!) 

Deshalb, wenn ich da jetzt eine Retourkutsche ma-
chen würde – aber das entspricht ja gar nicht mei-
ner Art –, dann könnte ich natürlich eine Liste der 
wirklichen Verräterinnen und Verräter an der Bun-
deswehr in den letzten 16 Jahren hier vorlesen: 
Franz-Josef Jung, Karl-Theodor zu Guttenberg, 
Thomas de Maizière, Ursula von der Leyen, Anne-
gret Kramp-Karrenbauer. Das sind die Verteidi-
gungsminister und Verteidigungsministerinnen, 
die wirklich für den desolaten Zustand der Bundes-
wehr verantwortlich sind und die dafür in den letz-
ten 16 Jahren die Verantwortung getragen haben. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Meine Art aber ist es nicht, 

(Heiterkeit) 

von Verrat zu sprechen. Meine Geigenkenntnisse 
reichen immer noch aus, Ihnen den Marsch zu gei-
gen. Das können Sie mir glauben. 

(Zuruf Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]) 

Es ist so, dass es richtig gewesen wäre, das Sonder-
vermögen zu beschließen. Warum? Weil alles daran 
zu 100 Prozent überzeugend ist. Die Argumente, 
dass es auch ganz wesentlich darauf ankommt, das 
Beschaffungswesen effizienter zu machen, damit 
wir nicht nur durch mehr Geld höhere Preise in der 
Beschaffung haben, sondern damit tatsächlich 
mehr Güter bei der Bundeswehr ankommen, das 
muss sichergestellt werden und darauf muss man 
auch hinweisen können. Trotzdem brauchen wir 
die finanzielle Grundlage, um all die Anforderun-
gen, die vor uns liegen, erfüllen zu können. 

Da finde ich die Abwägung, die Sofia Leonidakis 
für DIE LINKE vorgetragen hat, nicht richtig. Ich 
finde sie sachlich nicht richtig, ich finde Ihre Posi-
tion falsch an dieser Stelle. Wir hatten diese Dis-
kussion in der Landesregierung. Wir hatten die Dis-
kussion darüber: Ist das Sondervermögen notwen-
dig, um den Verteidigungsauftrag der Bundeswehr 
zu erfüllen? Grüne und SPD haben gesagt „Ja“ und 
DIE LINKE hat gesagt „Nein“. 

Was passiert an dieser Stelle, wenn es diese unter-
schiedlichen Bewertungen gibt? Da ist jetzt schon 
mehrfach der Koalitionsvertrag zitiert worden und 
gesagt worden, es ist keine Bremensie, das gibt es 
in jedem Land. Warum gibt es das in jedem Land? 
Nicht nur, weil sich das alle aus Koalitionsgründen 
ausgedacht haben, sondern weil die Situation ein-
fach so ist, dass die Stimmen eines Landes im Bun-
desrat nur einheitlich abgegeben werden können, 
und wenn ein Koalitionspartner sagt, ich würde an-
ders stimmen mit meinen Senatsmitgliedern, kön-
nen sie nicht einheitlich abgegeben werden, dann 
werden sie ungültig. 

Das ist die Grundlage dafür, warum in jedem ein-
zelnen Land in den Koalitionsverträgen festgelegt 
ist: Wenn man sich nicht einigen kann, dann muss 
man sich enthalten, nicht aus irgendeiner Koaliti-
onslogik heraus, sondern weil das die verfassungs-
geprägte Situation des Bundesrates ist. Ich würde 
mir das anders wünschen. Ich hätte mir gewünscht, 
dass wir uns geeinigt hätten, auf Zustimmung zum 
Sondervermögen, aber die Situation war in Bremen 
so wie in drei anderen Ländern. 

Meine Damen und Herren, dass bei einem so nor-
malen parlamentarischen Vorgang, der ärgerlich 
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ist, der aber letztendlich aus Sicht der Grünen und 
der SPD in dieser Hinsicht nicht zu verändern war, 
dass daraus so ein Popanz gemacht wird, das zeigt 
doch einfach, dass es der CDU – ein bisschen auch 
der FDP – nicht wirklich um die Sache geht. Die ge-
samte Rhetorik hat doch das Stirnband „Vorwahl-
kampf und Wahlkampfauseinandersetzung“ getra-
gen. Es ist jedes Mal bei diesen Debatten so, dass 
es keine sachliche Auseinandersetzung gibt, 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Das ist der Sa-
che unwürdig!) 

sondern dass ausschließlich mit Invektiven und mit 
Beschimpfungen gearbeitet wird. Herr vom Bruch, 
ich hätte es von Ihnen tatsächlich persönlich ein 
bisschen anders erwartet. 

(Abgeordneter Thore Schäck [FDP]: Das mag für 
Sie eine Lappalie sein!) 

Aber okay, man macht da seine eigenen Erfahrun-
gen in der Debatte. Aus meiner Sicht ist das ein 
parlamentarischer Vorgang, der leider nicht anders 
zu regeln war. Inhaltlich hätte ich mir etwas ande-
res gewünscht, aber so ist die Situation. Das inhalt-
liche Ziel des Senats bleibt es, den Verteidigungs-
auftrag der Bundeswehr da, wo wir zuständig sind, 
zu unterstützen, und in vielen Fragen sind wir uns 
da auch einig. – Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Thomas vom 
Bruch. 

Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch (CDU): Frau 
Präsidentin, meine Damen und Herren! Nur ganz 
kurz, weil ich nicht mehr viel Zeit habe: Herr 
Dr. Bovenschulte, es tut mir leid, dass ich Ihren An-
sprüchen, was Rhetorik anbelangt, hier offensicht-
lich nicht so richtig gerecht geworden bin. Ich will 
Ihnen sagen: Sie sind mit Ihrem Verhalten unserem 
Anspruch nicht gerecht geworden. 

(Beifall CDU – Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE 
LINKE]: Meinem auch nicht!) 

Das, was Sie hier als einen normalen Vorgang de-
klarieren, ein normales koalitionäres Abstim-
mungsverhalten, das ist es eben nicht, sondern es 
geht um eine Grundsatzfrage vor dem Hintergrund 
einer existenziell bedrohlichen Situation, verur-
sacht durch Russland, durch Putin. Deshalb sind 

Ihre Begründungen und Ihr Runterdimmen hier un-
angemessen. Das ist auch der Grund, warum man 
hier mit Recht und Fug, glaube ich, sich auch mal 
ein bisschen aufregen darf, meine Damen und Her-
ren! 

(Beifall CDU) 

Es scheint so ein bisschen zum Ritual zu gehören, 
dass der Senat hier bewertet, ob eine Aktuelle 
Stunde eigentlich aktuell ist oder ob sie gerechtfer-
tigt ist oder sonst was. Ich weiß gar nicht, wozu es 
ansonsten hier noch eine Aktuelle Stunde gibt. 
Wenn wir solche Themen hier nicht aufrufen, dann 
weiß ich nicht, welche Themen hier aufgerufen 
werden sollten, meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Nur zwei Sätze, weil man darüber lange reden 
könnte: Ja, die Dinge, die sich jetzt aufsummiert 
haben, die dieses 100-Milliarden-Programm not-
wendig machen, diese Dinge sind nicht erst seit 
gestern so. Ich erinnere übrigens daran, dass wir 
auch in der Vergangenheit schon in einer Koalition 
waren. Ich erinnere daran, dass wir bisher von Aus-
landseinsätzen in der Bundeswehr ausgegangen 
sind, dass es also nicht nur um Investitionen, son-
dern dass es auch um Umstrukturierungen geht vor 
dem Hintergrund einer neuen Situation. 

Meine Damen und Herren, dass Sie jetzt so tun in 
dieser Konstellation in Berlin, als wenn das alles 
Ihre Erfindung ist: Das ist es nicht, sondern es ist 
einem ganz bestimmten Umstand zuzuschreiben, 
einer bestimmten historischen Situation, die einge-
treten ist. Von selbst hätten Sie diese Investitionen 
garantiert so nicht auf den Weg gebracht. 

(Beifall CDU) 

Deshalb kann es am Ende auch nicht um Schuldzu-
weisungen gehen, sondern es geht um die Frage, 
ob wir einen solchen Beschluss gemeinsam tragen. 
Ich habe gelernt, dass die meisten hier heute sich 
anders ausgedrückt haben, anders formuliert ha-
ben, anders sich dargestellt haben, als das in die-
sem Abstimmungsverhalten zum Ausdruck kommt. 
Dafür will ich mich bedanken. Allein DIE LINKE ist 
bei ihrer Rhetorik geblieben, hat hier von offensi-
ver Ausrüstung gesprochen. Ich kann nur sagen, 
das ist das weitere Fortsetzen einer Diskussion mit 
Nebelkerzen. Ich bin aber dankbar dafür, dass 
diese Diskussion gezeigt hat, dass Sie in der Sache 
hier isoliert sind. – Herzlichen Dank! 
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(Beifall CDU, FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort Bürgermeister Dr. An-
dreas Bovenschulte. 

Bürgermeister Dr. Bovenschulte: Eine Sache ist 
mir noch eingefallen, Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Die Landesverfassung sieht aus-
drücklich vor, dass die Bürgerschaft dem Senat ei-
nen Auftrag zum Stimmverhalten im Bundesrat ge-
ben kann. Das steht ausdrücklich in unserer Lan-
desverfassung. Der CDU und der FDP war es offen-
bar so wichtig, obwohl Sie die Diskussionen kann-
ten in der Koalition, dass Sie nicht einen einzigen 
Antrag dazu gemacht haben, um im Vorfeld der Sa-
che diese Haltung deutlich und klar zum Ausdruck 
zu bringen, und haben lieber hinterher eine Aktu-
elle Stunde beantragt. 

(Unruhe CDU – Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: 
Erbärmlich ist das!) 

Wenn Ihnen das so wichtig gewesen wäre, dann 
hätten Sie ja etwas zur Abstimmung stellen kön-
nen! Das zeigt eben, das ist immer so, wenn etwas 
rein rhetorisch aufgeblasen ist, aber in der Sache 
nicht wirklich geguckt wird, was man machen 
kann, sondern es wird hinterher wegen des Effekts 
für die Galerie so eine Veranstaltung gemacht. 
Dass man aber vorher den Antrag stellt und sagt, 
das ist unsere Position und das möchten wir dem 
Senat mitgeben: Darauf ist keiner gekommen. Das 
zeigt, wie seriös Ihnen das Anliegen ist, nämlich 
nicht besonders. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich rufe das dritte Thema der Aktuellen Stunde auf, 
auf Antrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE und 
Bündnis 90/Die Grünen: 

Eine Frage der Gerechtigkeit – Übergewinn-
steuer einführen, Verbraucher:innen entlasten. 

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister 
Dr. Andreas Bovenschulte. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Mustafa Güngör. 

Die SPD hat noch 16 Minuten und 35 Sekunden, 
die CDU 3 Minuten und 44 Sekunden, die Grünen 
haben noch 14 Minuten und 26 Sekunden, DIE 
LINKE 14 Minuten und 2 Sekunden, die FDP 
11 Minuten und 55 Sekunden, und der Senat hat 

4 Minuten und 13 Sekunden. Sie wissen ja, unsere 
Geschäftsordnung sieht vor, wenn der Senat länger 
redet, haben die anderen selbstverständlich auch 
die Möglichkeit. 

Abgeordneter Mustafa Güngör (SPD): Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Erst die Coronapandemie, dann der Krieg in der 
Ukraine, daneben der Chipmangel in der Industrie, 
die Störung der Lieferketten durch die Havarie im 
Suezkanal: Seit über zwei Jahren befinden wir uns 
im Ausnahmezustand. Dieser Ausnahmezustand, 
der kostet; der kostet viel Geld, und zwar viele Mil-
liarden, meine Damen und Herren. Finanzhilfen für 
die Wirtschaft, Impfkampagnen, Kurzarbeitergeld, 
Ausstattung der Bundeswehr, Finanzhilfen für die 
Ukraine und die Unterbringung von Geflüchteten – 
diese Liste könnte man jetzt noch weiter fortführen. 

In dieser angespannten Situation galoppiert uns 
auch noch die Inflation davon, die Energiepreise 
schießen in die Höhe; Heizung, Strom, Lebensmit-
tel, der Weg mit dem Auto zur Arbeit: Alles wird 
besonders für Empfänger von Sozialleistungen o-
der für Menschen mit niedrigem Einkommen wort-
wörtlich unbezahlbar. Insbesondere auch kleine 
Unternehmen, mittelständische Unternehmen, 
egal ob Landwirt, Abschleppdienst oder Handwer-
ker, ächzen unter den gestiegenen Rohstoffpreisen, 
unter den gestiegenen Energiepreisen. 

Die Bundesregierung hat daher schnell reagiert: 
Senkung der Energiesteuer, Energiepreispau-
schale, Kinderbonus, 9-Euro-Ticket, Wegfall der 
Erneuerbare-Energien-Gesetz-Umlage und vieles 
mehr. Dafür sind wir der Bundesregierung außer-
ordentlich dankbar. 

(Beifall SPD) 

Doch das alles kostet zusätzliche Milliarden, und es 
ist vielleicht dem einen oder anderen hier im Hause 
nicht ganz bewusst: Auch das Land Bremen hat sei-
nen Anteil am Entlastungspaket, trägt dieses Ent-
lastungspaket mit und muss tief in die Tasche grei-
fen. 

(Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]: Wie haben Sie 
denn im Bundesrat abgestimmt?) 

Allein die Energiepreispauschale, Herr Eckhoff, 
kostet uns in diesem Jahr – –. Ja, hören Sie ruhig 
zu, das scheint Sie ja nicht zu interessieren, wo das 
Geld auch aus dem Land Bremen hingeht. Allein in 
diesem Jahr werden 60 Millionen Euro aus dem 
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Land Bremen für die Energiepreispauschale dort 
hinfließen. 

Deshalb, meine Damen und Herren, müssen wir 
uns doch die Frage stellen: Woher sollen eigentlich 
diese ganzen Milliarden kommen, die wir so drin-
gend benötigen? Wir als SPD haben schon seit Län-
gerem die Forderung, dass wir eine Wiedereinfüh-
rung der Vermögenssteuer fordern. Das halten wir 
auch nach wie vor für richtig. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Jetzt, um in dieser herausfordernden Zeit Hand-
lungsfähigkeit zu zeigen, handlungsfähig zu blei-
ben, da fordert der Senat, da fordert der Bürger-
meister Dr. Andreas Bovenschulte gemeinsam mit 
dem Finanzsenator Dietmar Strehl eine Überge-
winnsteuer, und zwar zu Recht, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Das heißt, Gewinne über dem Normalgewinn wer-
den höher besteuert, wer in dieser Krise mehr Ge-
winne erzielt als zuvor, der wird besonders belas-
tet. 

Das ist übrigens keine neue Idee. In den urkapita-
listischen USA gab es beispielsweise in beiden 
Weltkriegen eine Excess Profits Tax auf Gewinne, 
die durch den Krieg erwirtschaftet wurden. Beson-
dere Zeiten erfordern eben auch besondere Maß-
nahmen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, klar ist, wir reden hier 
nicht über jedes Unternehmen, das in diesen Zeiten 
höhere Gewinne erzielt. Es geht nicht um Firmen 
wie BionTech, die mit Innovationen Nachfrage be-
dienen und somit ihren Gewinn natürlich massiv 
steigern. Es geht nicht einmal um die Branchen wie 
den Onlinehandel, die von Trends, von gesell-
schaftlichen Veränderungen profitieren. Nein, es 
geht in erster Linie um die Branchen und Unterneh-
men, die sich ganz offensichtlich an den Krisen die-
ser Zeit bereichern, teilweise schamlos bereichern. 
Da ist es kein Geheimnis, dass einem zuerst viel-
leicht Namen einfallen wie Shell oder ExxonMobil. 
Wenn sich die Preise zwischen Rohöl und Sprit an 
der Tankstelle so stark entkoppeln, dann muss der 
Staat reagieren. 

(Beifall SPD) 

Es gibt sicher auch noch andere Instrumente. Die 
Bundesregierung reagiert dazu bereits. Die geplan-
ten Kartellrechtsverschärfungen sind der richtige 
Weg, um das, was gerade an den Tankstellen pas-
siert, zu unterbinden – aber auch eine Verschär-
fung des Kartellrechts bietet keine ausreichende 
Antwort auf diesen riesigen Finanzierungsbedarf, 
den wir aus der Krise haben. 

Meine Damen und Herren, Deutschland wäre im 
Übrigen nicht das einzige Land mit einer Überge-
winnsteuer. Andere Staaten sind gerade dabei, 
eine einzuführen, einige haben sie bereits einge-
führt. Wir fanden es bemerkenswert, wie der Kol-
lege Christoph Weiss von der CDU vor einigen Ta-
gen im „Weser-Kurier“ wirklich beeindruckende 
Argumente geliefert hat, warum eine solche Steuer 
bei uns nicht möglich ist. Wenn das Thema nicht so 
ernst wäre, wäre es schon amüsant. Ungarn? Ant-
wort: Nein, an deren Regierung sollte man sich 
kein Vorbild nehmen. Großbritannien? Nein, hinter 
Boris Johnsons Politik gehört ein Fragezeichen. Ita-
lien? Nein, da hat der wissenschaftliche Dienst des 
Bundestages EU-rechtliche Bedenken. 

Herr Weiss, wenn jetzt andere Länder dazukom-
men, dann helfe ich Ihnen gerne. Österreich: Was 
kommt dann? Die haben zu viele Berge? 

(Heiterkeit SPD) 

Schweden: Die haben zu viele Wintertage, da ist es 
zu lange dunkel? Auf diesem Niveau bewegen sich 
Ihre Argumente, lieber Herr Kollege Weiss! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Lassen Sie mich noch eines anmerken, weil Herr 
Weiss ja auch die EU-rechtlichen Bedenken in Ita-
lien betont hat und angesprochen hat: Natürlich 
braucht es eine rechtliche Prüfung, natürlich darf 
keine Willkür herrschen, natürlich muss eine Über-
gewinnsteuer mit EU-Recht und anderen Gesetzen 
vereinbar sein, aber machen wir uns nichts vor: Wie 
viele Bundesgesetze mussten in den letzten 20 Jah-
ren eigentlich mit höchstrichterlicher Rechtspre-
chung angepasst werden? Kein Gesetz, keine Ver-
ordnung ist davor gefeit, vor Gericht infrage ge-
stellt zu werden. Wir wissen nie, ob die Gesetze, die 
wir beschließen, vor Gericht tatsächlich zu 100 Pro-
zent Bestand haben. 

(Zuruf Abgeordneter Prof. Dr. Hilz [FDP]) 

Das kann uns doch aber nicht daran hindern, das 
politisch Richtige zu tun, 
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(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

das kann uns doch nicht daran hindern, das fiska-
lisch Notwendige zu tun. Wenn eine Übergewinn-
steuer kommt, dann wird es Klagen geben, das ist 
so sicher wie das Amen in der Kirche, aber ich bin 
mir genauso sicher, dass ein gut ausgearbeitetes 
Gesetz zur Übergewinnsteuer vor Gericht Bestand 
hat. 

Lassen Sie mich noch eines klarstellen: Es geht bei 
der Übergewinnsteuer nicht darum, Erfolg abzu-
strafen. 

(Zuruf) 

Es geht nicht darum, Erfolg abzustrafen. Es geht 
nicht um Neid, wir sind nicht die Feinde der Wirt-
schaft, in der Krise war der starke Staat ja auch für 
die Wirtschaft da, aber für uns gilt immer noch, dass 
starke Schultern mehr tragen müssen. Wer in die-
sen Zeiten leistungslos mehr Profite macht und da-
bei die Notlage anderer ausnutzt, der muss über-
proportional mehr abgeben als diejenigen, die es 
gerade so über die Runden schaffen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Meine Damen und Herren, das ist auch keine 
Strafe, das ist Solidarität! Nur so funktioniert diese 
Gesellschaft. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Das ist im Übrigen auch die soziale Marktwirt-
schaft, die die Kolleginnen und Kollegen der CDU 
so gerne immer für sich reklamieren. 

Meine Damen und Herren, das Interview mit Herrn 
Weiss im „Weser-Kurier“ haben wir alle zur Kennt-
nis genommen. Die Botschaft ist klar: Die Überge-
winnsteuer ist eine Schnapsidee, und der Senat will 
damit nur von anderen Dingen ablenken. Ich muss 
sagen, ich finde das schon ein bisschen dreist. Im-
mer nur laut „Schuldenbremse“ schreien und 
gleichzeitig alle konstruktiven Finanzierungsvor-
schläge abzulehnen, das ist mir einfach zu dünn, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich habe es zu meinem Bedauern nicht nur einmal 
gelesen, sondern mindestens dreimal, 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Aber nicht 
verstanden!) 

und ich habe dann nur gesagt: Die CDU ist immer 
sehr gut darin, uns zu erklären, warum man den 
oberen Zehntausend nichts wegnehmen kann. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Oh!) 

Das ist das, was bei mir hängengeblieben ist. Ja, 
Herr Strohmann, ich frage Sie und vielleicht auch 
Herrn Meyer-Heder: Was kommt denn von der 
CDU in Bremen an Finanzierungsvorschlägen? 
Was sind denn Ihre Lösungsvorschläge? Wann 
kommen Sie denn mal mit Vorschlägen um die 
Ecke? Wann nehmen Sie denn Ihre Verantwortung 
hier in diesem Land auch mal ernst? Ich kann auch 
den Spitzenkandidaten der CDU fragen: Was sind 
eigentlich Ihre Ideen? Ihre potenziellen Wählerin-
nen und Wähler wollen sicher wissen, was Herr Im-
hoff an Gegenfinanzierungsvorschlägen für diese 
Krise hat. Machen Sie doch mal Vorschläge! 

Ihre Fundamentalopposition an diesen wirklich ge-
sellschaftlich wichtigen Fragen ist einfach unzu-
reichend, meine Damen und Herren! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen – Abgeordne-
ter Heiko Strohmann [CDU]: Ihre Klassenkampf-
methoden reichen da!) 

Es bleibt dabei, sehr geehrter Herr Strohmann: Po-
litik ist das Ringen um die beste Lösung. Wenn Sie 
dem Senat schon nicht folgen möchten, dann stei-
gen Sie wenigstens in den Ring und rufen Sie nicht 
nur „Buh“ von den Zuschauerrängen, das ist in die-
sem Land einfach keine gute Oppositionsarbeit. 
Deshalb lade ich Sie herzlich dazu ein, Finanzie-
rungsvorschläge in diesem Sinne zu machen. Diese 
Krise können wir nur gemeinsam bewältigen. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Ich sehe keine 
Wortmeldungen seitens der Abgeordneten. Ah, 
Herr Rupp! Als nächster Redner hat das Wort der 
Abgeordnete Klaus-Rainer Rupp. 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir wollen jetzt nicht hastig werden. Ich 
wollte eigentlich der Opposition eine Gelegenheit 
geben, zu begründen, warum sie gegen eine Über-
gewinnsteuer ist, denn wir hatten vor nicht allzu 
langer Zeit schon mal eine Debatte über diese 
Dinge. Da haben wir auch schon begründet, warum 
wir das richtig finden. 
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Es ist tatsächlich so, dass im Moment krisen- und 
kriegsinduzierte Probleme den Leuten das Leben 
unmittelbar schwer machen. Es ist schon genannt 
worden: Lebenshaltungskosten steigen exorbitant, 
die Preise für Benzin steigen und – meine Kollegin 
hat es schon erwähnt – es gibt zum ersten Mal 
Haushalte, die sich über die Anzahl von Mahlzei-
ten Gedanken machen müssen. Gleichzeitig haben 
wir sehr viel Geld ausgegeben, um sowohl die 
Menschen als auch die Unternehmen in Deutsch-
land gut oder halbwegs gut durch die Pandemie 
und andere Krisen zu bringen. Das hat geklappt, 
weitgehend. Wir haben ganz viele Unternehmen 
dadurch gerettet, dass wir kreditfinanziert Unter-
nehmenshilfen geleistet haben. Wir haben ganz 
vielen Menschen das Leben gerettet, weil wir kre-
ditfinanziert Impfkampagnen gestartet haben, 
Teststationen eingerichtet haben und vieles andere 
mehr. 

Dieses Geld war dringend notwendig und hat un-
sere Menschen in Deutschland geschützt, auch in 
Bremen. In Bremen allein 1,2 Milliarden Euro an 
Unternehmenshilfen und an Geld, das wir ausge-
ben werden, um aus dieser Krise zu lernen und kri-
senfester zu sein. Das finanziert sich natürlich nicht 
alles von selbst. Letztendlich sind es natürlich die 
Menschen, denen wir geholfen haben – im Moment 
noch –, durch die Krise zu kommen, die kleinen und 
größeren Unternehmen, denen wir geholfen haben 
durch die Krise zu kommen, die diese Kredite ir-
gendwann über Steuern zurückzahlen müssen. 

In diesem Zusammenhang finde ich es mehr als 
notwendig, ich finde es extrem fair, wenn wir jetzt 
darüber nachdenken – wenn es große Unterneh-
men, Konzerne, Mineralölkonzerne, digitale Kon-
zerne, Banken und andere geschafft haben, in den 
letzten Jahren außerordentlich hohe Gewinne zu 
machen –, ihnen diese außerordentlich hohen Ge-
winne ein Stück weit zu reduzieren. Wir brauchen 
dieses Geld einfach, damit nicht die Betroffenen, 
denen wir jetzt geholfen haben, die Folgen der 
Krise, der Pandemiekrise und vielleicht auch des 
Krieges doppelt bezahlen, nämlich einerseits, weil 
sie die Folgen ertragen müssen und dann, weil sie 
die Kredite zurückbezahlen müssen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich habe immer gedacht, vielleicht ist es so, dass 
angesichts der Krise eine Initiative der großen Kon-
zerne sagt: „Oh Mist, wir haben jetzt so viel Kohle 
verdient, wir können uns gern freiwillig zusam-
mentun, um einen Hilfsfonds von Unternehmen für 
Unternehmen zu gründen, in denen eine solche 

Form von Übergewinn eingezahlt wird“. Ich habe 
von einem solchen Fond nichts gehört. Das machen 
die nicht freiwillig, denn sie wollen es gern behal-
ten. Weil es so ist, weil es unfair ist, dass die einen 
von der Krise betroffen sind und sie bezahlen müs-
sen, während andere wiederum an dieser Krise ver-
dienen, ist die Einführung einer Übergewinnsteuer 
dringend notwendig. 

Sie machen es nicht freiwillig, sondern im Gegen-
teil, sie tun alles – Facebook, Amazon –, sie tun al-
les, damit die Gewinne, die sie auch hier in 
Deutschland erwirtschaften, keinesfalls in 
Deutschland versteuert werden müssen. Auch die-
sem Vorgang muss man unbedingt einen Riegel 
vorschieben. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Frage ist: Was ist eigentlich ein Übergewinn, 
und wie kann man das feststellen? 

(Zuruf FDP: Na, jetzt sind wir gespannt!) 

Ich habe das, glaube ich, schon beim letzten Mal 
erklärt. 

(Abgeordneter Thore Schäck [FDP]: Haben aber 
nur Sie verstanden!) 

Ja, es ist gar nicht so schwer, Herr Professor Hilz. 
Es ist nicht so schwer, Herr Schäck. Entschuldi-
gung, es ist gar nicht so schwer. 

Wir haben die Höhe der Unternehmenshilfen ab-
hängig gemacht von der Normalsituation in 2019. 
Ich weiß das genau, ich habe auch einen Antrag auf 
Coronahilfen gestellt. Da haben sie das Jahr 2019 
beguckt, haben gesagt: „Was machst du jetzt?“ Da 
habe ich gesagt: „Umsätze sind gesunken“ und so 
weiter. 2019 war das Jahr, das für Unternehmens-
hilfen als Gradmesser für die Höhe der Hilfen galt. 

Das kann man ohne weiteres auch mit Gewinnen 
machen. Ist auch gar nicht so schwer, das rauszu-
kriegen. Alle Unternehmen machen Geschäftsbe-
richte. Die machen jedes Jahr eine Bilanz, einen 
Geschäftsbericht und müssen ihn sogar beim Fi-
nanzamt vorlegen. 

(Abgeordneter Nelson Janßen [DIE LINKE]: Hört, 
hört!) 

Ich kann zumindest sehen, wenn unter dem Strich 
bei Amazon 2019 steht, was habe ich hier, 2,5 Mil-
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liarden Euro und 2021 23,6 Milliarden Euro Ge-
winn, nicht Kosten – –. Gewinn ist, Herr Schäck, 
wenn man einen Umsatz hat, seine Kosten bezahlt 
hat. Das, was übrig bleibt ist der Gewinn. Es kostet 
keine Arbeitsplätze oder es ist nicht kostenbedingt, 
dass die Gewinne gestiegen sind. Dann kann man 
auch noch gucken: Was ist eigentlich das Verhält-
nis von Gewinn zu Umsatz? 

Ich kenne den Begriff Umsatzrendite. Wenn es so 
ist, dass man 2019 bei zehn Euro Umsatz drei Euro 
Gewinn gemacht hat und 2021 fünf Euro, dann stei-
gert sich die Umsatzrendite. Ist ein deutlicher Hin-
weis, dass dort Gewinne gemacht werden, die un-
ter Umständen krisenbedingt sind, dass da Unter-
nehmen sind, die an den Krisen und jetzt auch an 
dem beginnenden Krieg verdienen. 

Es geht also, man kann es ermitteln, und man kann 
Modelle entwickeln, wie man sowohl die Gewinne 
unmittelbar besteuert als auch die Steuerflucht ein 
Stück weit eindämmt. Das ist unsere Aufgabe. 

(Beifall DIE LINKE) 

Wir haben jetzt schon gehört, dass wir tatsächlich 
gucken müssen, dass die von den Mineralölkonzer-
nen jetzt gerade nicht aufgrund von Mangel an Öl 
oder von Gas, sondern im Wesentlichen bedingt 
durch Spekulation und Gewinninteresse festge-
setzte Preise, dass die jetzt ganz besonders ins 
Auge genommen werden müssen. Da gilt diese 
Formel: Machen sie jetzt Extragewinne im Ver-
gleich zu 2019? Wie viel haben sie umgesetzt? Was 
kostete das Rohöl? Was kostete das Gas? Für wie 
viel haben sie es verkauft? Das ist ein einfacher 
Dreisatz. Das kann man rechnen. Ich finde, wir ha-
ben die Verantwortung, das zu tun. 

Es kann einfach nicht sein, dass Milliardengewinne 
gemacht werden, während die Leute hier in 
Deutschland Strom, Gas und Öl kaum noch bezah-
len können und sich andere Leute die Kohle in die 
Tasche stecken. Das ist nicht meins. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir hatten vorhin auch ansatzweise die Debatte: 
Was passiert mit den 100 Milliarden Euro? Wir ha-
ben einen Streit darüber, ob es in Ordnung ist, die 
auszugeben oder nicht. Eins sollten wir aber ge-
meinsam fragen: Gesetzt den Fall, das kommt, und 
es wird ausgegeben: Wie viel davon fließt am Ende 
des Tages zur Bundeswehr und wie viel in private 
Taschen? 

Die Aktien der Rheinmetall AG sind an dem Tag, 
als Olaf Scholz das verkündet hat, die 100 Milliar-
den Euro, von ungefähr 90 Euro auf 150 Euro und 
am Tag des Bundestagsbeschlusses sind sie von 
150 Euro auf 200 Euro gestiegen. Warum? Doch 
nicht, weil diese Aktie praktisch eine andere Farbe 
angenommen hat. Da gibt es Anleger, private An-
leger oder auch institutionelle Anleger, die erwar-
ten einen Gewinn und einen höheren Gewinn. Ich 
finde, das muss man im Auge behalten. Man muss, 
wenn überhaupt, dafür sorgen, dass das Geld tat-
sächlich bei der Bundeswehr ankommt und nicht in 
privaten Taschen landet. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Mustafa Güngör hat gesagt, dass die Pharmaunter-
nehmen, wie BioNTech SE und Pfizer ein Stück 
weit sakrosankt sind, weil sie den Impfstoff entwi-
ckelt haben und somit wahrscheinlich Millionen 
von Menschen das Leben gerettet haben. Ich bin 
aber trotzdem der Meinung, dass man da auch 
noch mal hingucken darf. Ich weiß, dass BionTech 
1921 ungefähr – –. Bitte? 

(Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]: Da gab es die 
noch nicht!) 

Entschuldigung. Ich bin immer froh, dass Jens Eck-
hoff mir sorgfältig zuhört. 1921, 2021. BioNTech SE 
gab es noch nicht, stimmt, ja. Die haben 2021 un-
gefähr 18 Milliarden Euro Umsatz gemacht und 
15 Milliarden Euro Gewinn. Das ist ein Hammer. 
80 Prozent Umsatzrendite! Sie haben das zum 
Glück zumindest in Deutschland versteuert. Sie ha-
ben nach Steuern 10 Milliarden Euro gemacht. 

(Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]: Aber sie haben 
5 Milliarden versteuert!) 

Sie haben 5 Milliarden Euro Steuern bezahlt, in der 
Größenordnung. Ich sage ja, dass haben sie zumin-
dest. Trotzdem finde ich, weil dieser Impfstoff nicht 
auf dem freien Markt gehandelt wurde, sondern 
der Staat ihnen diese Impfstoffe abgekauft hat, da-
mit die Menschen sie kriegen können – –. Also, 
wenn das so weitergeht, dann muss man – –. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Aber es 
hätten ja auch Spanier sein können!) 

Wenn das so weitergeht, dann bin ich schon dafür, 
dass man da hinguckt. Pfizer hat sich davongestoh-
len. Die haben ihre Gewinne durch entsprechende 
Verträge in Deutschland so gut wie nicht versteu-
ert. Finde ich nicht in Ordnung. 
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(Beifall DIE LINKE) 

Da muss man hingucken. 

Ich finde, man kann auch mal zur Automobilindust-
rie gucken. Die haben aus unterschiedlichen Grün-
den jede Menge Kurzarbeit machen müssen. Sie 
haben auch in Größenordnungen Kurzarbeitergeld 
eingestrichen. Jetzt habe ich mal geguckt: Divi-
dende 2019 von zum Beispiel BMW, ja, nicht 1919: 
2019 waren es 1,6 Milliarden Euro, 2021 3,8 Milli-
arden Euro. Das ist schon deutlich mehr. Sie haben 
das Kurzarbeitergeld nicht zurückbezahlt. Sie ha-
ben es eingestrichen. 

Ich finde es berechtigt, darüber nachzudenken: 
Wenn ein Unternehmen in der Lage ist, 3,8 Milliar-
den Euro Dividende auszuschütten, dass sie dann 
vorher vielleicht zumindest einen Teil oder das 
ganze Kurzarbeitergeld zurückerstatten. Dieser 
Mechanismus, dass sozusagen staatlich finanzierte 
Dividenden auf diesem Weg in privaten Taschen 
landen, finde ich extrem unangenehm. So etwas 
sollten wir eigentlich nicht dulden. 

(Beifall DIE LINKE) 

Fazit: Eine Übergewinnsteuer ist ein wichtiger 
Schritt, das Prinzip „Verluste werden solidarisiert 
und Gewinne privatisiert“ zu durchbrechen. Ich 
finde, das gilt ganz besonders, wenn es um krisen- 
oder kriegsbedingte Gewinne geht. Ich hoffe, dass 
die Bundesregierung sich zügig auf den Weg 
macht, eine solche Steuer zumindest für Mineralöl-
konzerne und vielleicht auch für Rüstungskon-
zerne zu beschließen. – Ich bedanke mich für die 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Thore Schäck. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Nachdem sich von den Grünen bis eben 
niemand so richtig zu Wort melden wollte 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Doch, ich stehe hinter Ihnen!) 

und sich auch Herr Rupp nur etwas hat bitten las-
sen, zu diesem Thema was zu sagen, habe ich mich 
jetzt gemeldet, um eine etwas andere Perspektive 
zu dem Thema darzustellen. 

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Ich würde ganz gern noch eine kleine 
Präambel vorwegschicken. Die Rede, die wir eben 
von Herrn Rupp gehört haben, den ich im Übrigen 
persönlich sehr schätze, hat noch einmal deutlich 
gemacht, warum linke Politik ständig Dinge ka-
puttmacht, weil linke Politik nämlich nicht zu Ende 
denkt. Darauf werde ich gleich noch mal eingehen. 

Ich bin der festen Überzeugung, dass Sie Ihren 
emotionalen Wortbeitrag anders gehalten hätten, 
wenn Sie beispielsweise nicht in Bremen im Parla-
ment sitzen würden, sondern in Mainz. Da hätten 
Sie wahrscheinlich auf das Thema BioNTech SE 
eine völlig andere Perspektive. Ich bin auch der 
festen Überzeugung, dass die Übergewinnsteuer 
so, wie sie gedacht ist, schlichtweg nicht funktio-
niert. 

Warum ist das so? Zum Thema Übergewinnsteuer 
gibt es verschiedene Interpretationen. Wenn wir 
jetzt mal schauen, wie ist Übergewinn offiziell de-
finiert, dann ist damit eigentlich gemeint, dass das 
einen Gewinn bezeichnet, der die Kapitalkosten 
mindestens auch abdeckt. Wir sind glaube ich alle 
der Meinung, dass das hier nicht gemeint ist. Son-
dern hier geht es um eine Steuer auf einen Gewinn, 
der sich irgendwie zu hoch anfühlt. 

Da müssen wir uns natürlich die Frage stellen: Was 
ist eigentlich ein zu hoher Gewinn? Sind das fünf 
Prozent, oder sind das zehn Prozent, oder sind das 
30 bis 40 Prozent wie beispielsweise bei Apples 
iPhone? Oder sind das die über 10 Milliarden Euro 
Gewinn von BioNTech SE? Übrigens hat nicht nur 
BioNTech SE in den letzten zwei Jahren überaus 
große Gewinne gemacht, sondern zum Beispiel 
auch die Anbieter von alternativen Energien. Auch 
die würde das dann in irgendeiner Form betreffen. 
Ob das dem ganzen Ziel, die erneuerbaren Ener-
gien attraktiver zu machen, günstiger zu machen 
und auszubauen wirklich entgegenkommt, da bin 
ich etwas skeptisch. 

Gewinne aus einer Krisensituation heraus zu ma-
chen, ist oft ein Einstieg in einen Markt, das ist so. 
Auch die alternativen Energien würden heute 
wahrscheinlich nicht diese Gewinne machen, 
wenn es nicht diese Krisensituation gäbe. Diese Ar-
gumentation ist hochgefährlich. 

(Beifall FDP) 

Jetzt schränken Sie das ein und sagen, es geht 
nicht grundsätzlich um Unternehmen, die das aus 
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unternehmerischer Leistung heraus machen, son-
dern es geht um andere Unternehmen. 

Eine unternehmerische Leistung kann relativ viel-
fältig sein. Sie kann bedeuten, dass man beispiels-
weise eine tolle neue Innovation an den Markt 
bringt, aber sie kann beispielsweise auch bedeu-
ten, dass, wenn irgendwo eine Unterversorgung 
mit einem gewissen Produkt oder einer Dienstleis-
tung herrscht, ein Unternehmer das sieht. Der geht 
dann in den Markt, schafft ein Angebot, kann dort 
vielleicht auch für einige Zeit ganz gute Gewinne 
machen, bis andere Anbieter das sehen, auch in 
den Markt gehen und dort dann ebenfalls Gewinne 
machen, vielleicht nicht mehr in dem Umfang wie 
der erste. Wissen Sie, wie sich das nennt? Das 
nennt sich Marktwirtschaft. 

(Zuruf Abgeordnete Janina Strelow [SPD]) 

Dieser Mechanismus, den Sie hier kritisieren, der 
sorgt seit Jahrzehnten dafür, dass wir hier in 
Deutschland gerade keinen Mangel mehr haben, 
dass genau dort, wo es einen Mangel gibt, wo et-
was zu teuer wird, Innovationen losgehen, dass 
dann geguckt wird, wie können wir es anders an-
bieten, wie können wir es günstiger machen, dass 
Menschen auch die Chance sehen, dort Geld zu 
verdienen. Das nennt sich Marktwirtschaft, 

(Beifall FDP) 

und Sie wollen diesen Mechanismus mit Ihrem An-
satz, dass Sie diese Möglichkeit abschaffen und auf 
eine sehr vage Art und Weise besteuern wollen, ab-
schaffen. Sie wollen dafür sorgen, dass dieser Me-
chanismus in Zukunft nur noch eingeschränkt 
funktioniert. Ich kann Ihnen eins versprechen: 
Staatlich erzeugte Mangelversorgung wird es mit 
uns als FDP sicherlich nicht mehr geben. 

(Beifall FDP) 

Von den Konsequenzen, Herr Janßen, dass ein 
Konzern wie Apple seine iPhones ganz sicher nicht 
mehr in Deutschland verkaufen würde, mal ganz 
abgesehen. 

(Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]: Was für ein 
Quatsch!) 

Ja selbstverständlich. Was glauben Sie denn, was – 
–. 

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]) 

Selbstverständlich. Deutschland ist Teil eines glo-
balen Handelsnetzes. Auch, wenn das in Ihrer Welt 
wahrscheinlich anders funktioniert, wie die Ver-
gangenheit gezeigt hat, kann man leider keinen 
Anbieter zwingen, in Deutschland zu verkaufen. 
Das scheinen Sie nicht zu verstehen. 

Wenn es diese Steuern nur in Deutschland gibt und 
nicht in anderen Teilen der Welt, dann wird das 
zwangsläufig dazu führen, dass hier gewisse Pro-
dukte einfach nicht mehr angeboten werden, weil 
es sich nicht mehr lohnt. 

(Unruhe) 

Damit erzeugen Sie natürlich eine Mangelversor-
gung an gewissen Produkten. Das verstehen Sie 
einfach nicht! 

(Beifall FDP) 

Wissen Sie, was in dieser Debatte auch mit-
schwingt? Dass es Ihnen eigentlich um Unterneh-
men geht, die aus Ihrer politischen Richtung ein 
Stück weit irgendwie als Schmuddelkinder wahr-
genommen werden. Es geht nicht um alle Unter-
nehmen, sondern es geht um gewisse Branchen. 
Wir haben hier jetzt mehrfach das Argument mit 
den Mineralölkonzernen gehört. Mal ganz abgese-
hen davon, dass die Bewertung, was ein gutes Un-
ternehmen oder was ein schlechtes Unternehmen 
ist, oder was eine gute oder eine schlechte Branche 
ist, je nach Regierung anders ausfallen würde – 

(Vizepräsidentin Antje Grotheer übernimmt den 
Vorsitz.) 

und übrigens auch nach politischer Stimmung – –, 
wir haben schon andere Zeiten erlebt, wo beispiels-
weise alternative Energien, die jetzt sehr hoch ge-
lobt werden, vor einiger Zeit noch eher als 
Schmuddelbranche bezeichnet worden sind. 

(Zurufe) 

Das würde bedeuten, dass Sie Ihre Entscheidung 
gar nicht mehr an objektiven Kriterien festmachen, 
sondern dass eine Regierung, in der DIE LINKE ist, 
völlig andere Unternehmen besteuern würde oder 
höher besteuern würde, als eine Regierung, in der 
die CDU ist. Das ist Willkür, 

(Zurufe) 
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und das ist etwas, was in einer freien Marktwirt-
schaft nicht funktioniert. Das gehen wir auch nicht 
mit, Herr Janßen. 

(Beifall FDP – Zuruf Abgeordneter Nelson Janßen 
[DIE LINKE]) 

Aus Ihrer einfachen Weltsicht heraus 

(Zuruf: Nein, Ihrer Weltsicht!) 

würde das letztendlich bedeuten – –. Um das an ei-
nem konkreten Beispiel deutlich zu machen: Nach-
haltige Energien sind gut und Rüstung ist schlecht. 
Aber so einfach ist es nicht. Was ist beispielsweise 
mit dem Rüstungsunternehmen, das die ukraini-
schen Streitkräfte mit Waffen versorgt und dafür 
sorgt, dass die ukrainischen Streitkräfte überhaupt 
in die Lage versetzt werden, sich zu verteidigen? 

(Zurufe) 

Ist das jetzt schlecht oder ist das gut? In Ihrer Welt 
ist die Perspektive immer relativ einfach, und damit 
richten Sie Schaden an. Ich versuche gerade, Ihnen 
beizubringen – das scheint bei Ihnen irgendwie 
nicht anzukommen –, 

(Zurufe) 

dass die Welt so nicht funktioniert. 

(Abgeordneter Nelson Janßen [DIE LINKE]: Wissen 
Sie, was Übergewinnsteuer ist?) 

Leistung, ich habe doch eben – –. 

(Unruhe SPD, DIE LINKE) 

Nein, nein, nein, nein, nein, Herr Gottschalk, nein, 
nein, nein! Ich habe eben in meinem Wortbeitrag 
ausgeführt, dass Leistung hoch individuell ist. 
Wenn in einem Dorf, in dem jahrelang kein Bäcker 
existiert, ein Bäcker aufmacht und sagt: „Ich 
schaffe hier ein Angebot. Ich kann hier höhere 
Preise nehmen“, dann hat er ein Monopol, dann 
macht er das aus einer Krisensituation heraus. 

(Zurufe) 

Wollen Sie den jetzt höher besteuern, weil er dort 
ein Angebot geschaffen hat? Sie ist doch peinlich, 
Ihre Argumentation! 

(Zurufe) 

Sie wären im Übrigen als Staat, als öffentliche 
Hand heillos damit überfordert, diese Einschätzung 
vorzunehmen. Damit wäre der Willkür Tür und Tor 
geöffnet, denn das Vertrauen in ein objektives, in 
ein nachvollziehbares Steuersystem, indem ein Un-
ternehmer, der in einer Branche unterwegs ist, 
nachvollziehen kann, warum und in welcher Höhe 
er besteuert wird, wäre damit komplett zerstört, 

(Zurufe) 

mal davon ganz abgesehen, dass das Bundesver-
fassungsgericht das so sicherlich auch nicht mitma-
chen wird. 

Dazu kommt im Übrigen auch – das hat sogar der 
Kollege Rupp gesagt, also schauen Sie mal in Ihre 
eigenen Reihen –, dass die Milliardengewinne von 
Apple beispielsweise, aber auch von Mineralölkon-
zernen häufig gar nicht in Deutschland anfallen. 

(Zuruf Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]) 

Wir reden doch da über eine lange Wertschöp-
fungskette. Wir reden über ein Tank- und Raffine-
riegeschäft. Wir reden über hochkomplexe Produk-
tions- und Verarbeitungsketten, wo teilweise eine 
zweistellige Anzahl an Unternehmen, an Dienst-
leistern vorgeschaltet ist. Da jetzt genau zu definie-
ren, wer, wo, wem, wie viel zu hoch in Rechnung 
stellt und wo zu viele Gewinne gemacht werden, 
das ist doch absurd. Dem sind Sie doch gar nicht 
gewachsen. Diese Aufgabe sollten Sie wirklich 
nicht übernehmen. 

(Beifall FDP) 

Eine weitere Argumentation spricht noch gegen 
die Übergewinnsteuer, und zwar die ganz einfache 
Tatsache, dass Steuern in Produkte eingepreist 
werden. Produkte werden dadurch teurer. Jeder 
Unternehmer muss natürlich jede Steuer auch in 
sein Produkt einpreisen und gucken, dass er am 
Ende noch irgendeine Form von Gewinn macht, 
damit es dieses Produkt perspektivisch überhaupt 
gibt. 

(Zurufe – Heiterkeit SPD, DIE LINKE) 

Was passiert denn, wenn Sie eine zusätzliche 
Steuer einführen? Was passiert denn dann? 

(Zurufe) 

Dann wird der Preis steigen, der wird nicht sinken. 
Das scheinen Sie nicht zu verstehen, Herr Janßen. 
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Sie haben offensichtlich keine Ahnung davon, wie 
Märkte funktionieren 

(Zurufe) 

und wie Unternehmen ihre Preise kalkulieren. Nur 
deswegen können solche Ideen überhaupt aus Ih-
rer Koalition kommen, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall FDP – Zurufe) 

Wie so oft – das ist eine Erfahrung, die man in die-
sem Parlament macht, wenn DIE LINKE sich auf-
regt – –. 

(Glocke) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Entschuldigung, 
Herr Schäck. Das Wort hat der Abgeordnete 
Schäck. Sie können sich gerne zu Wort melden, so-
fern Sie wollen, aber dieses ständige Dazwischen-
gerufe, das ist der Debatte nicht dienlich. Herr 
Schäck, bitte. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Ja, dieses stän-
dige Dazwischenrufen aus der linken Ecke, so ist 
es. 

(Beifall FDP) 

Die Erfahrung zeigt auch in diesem Hause, wenn 
sich die linke Seite des Parlaments aufregt, dann 
hat man offensichtlich einen richtigen Punkt getrof-
fen. 

(Beifall FDP) 

Das ist die Erfahrung der letzten drei Jahre. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der Links-
fraktion, Sie verkennen mal wieder Ursache und 
Wirkung. Wir haben doch an dieser Stelle kein 
Problem mit zu viel Markt, sondern wir haben ein 
Problem mit zu wenig Markt. Wir haben gerade im 
Hinblick auf die Mineralölkonzerne die Situation, 
dass dort natürlich Gewinne gemacht werden, die 
wahrscheinlich auch überproportional sind. 

(Zuruf: Aha!) 

Das hat doch nicht damit zu tun, dass es dort zu viel 
Wettbewerb gibt und man dort jetzt eingreifen 
muss. Sondern das Gegenteil ist doch der Fall. Wir 
müssen doch dafür sorgen, dass dort mehr Wettbe-
werb geschaffen wird. 

(Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]: Wie denn?) 

Deswegen ist es doch auch richtig, dass die Ampel 
sich genau darum kümmert, dass jetzt die erneuer-
baren Energien gefördert werden, dass das Kartell-
recht geschärft wird. Das sind die Maßnahmen, die 
wir brauchen; aber wir brauchen keine weitere 
Einschränkung und keine weiteren staatlichen Ein-
griffe. 

Wir reden über einen Markt, der oligopolistisch or-
ganisiert ist, wo es viel zu wenig Wettbewerb gibt. 
Also bitte nicht weniger Wettbewerb und mehr 
steuerliche Eingriffe, sondern das genaue Gegen-
teil: Wir brauchen mehr Wettbewerb, damit die 
Preise sinken. Deswegen sind wir der festen Über-
zeugung, dass diese Steuer, die Sie hier vorschla-
gen, nicht nur praktisch nicht funktioniert, sie funk-
tioniert auch vor dem Verfassungsgericht nicht. 

Wir sind der festen Überzeugung, dass wir ganz an-
dere Mittel brauchen – über die ja dankbarerweise 
jetzt gerade in Berlin diskutiert wird –, wie wir die-
ses Problem angehen können, wie wir auch dafür 
sorgen können, dass die Energiepreise wieder sin-
ken. Aber wir brauchen ganz sicher keine Kampf-
gesänge aus der sozialistischen Mottenkiste. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP – Zurufe SPD) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Björn Fecker. 

Abgeordneter Björn Fecker (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Angesichts des Rede-
beitrags des Kollegen Schäck werde ich an der ei-
nen oder anderen Stelle ein bisschen vom vorberei-
teten Redemanuskript abweichen müssen, weil ich 
glaube, dass da ein bisschen was durcheinanderge-
gangen ist. Das vielleicht dann gleich im Weiteren. 

Es ist doch, glaube ich, ziemlich klar, dass die Aus-
wirkungen des Angriffskriegs Russlands auf die 
Ukraine natürlich auch für Menschen in unserem 
Land, obwohl wir gar nicht Kriegspartei sind, spür-
bar sind. Natürlich gehört es auch zu den Aufgaben 
eines Parlamentes und der Politik der Regierung, 
jetzt um Lösungen zu ringen, wie wir den Men-
schen, die aktuell davon betroffen sind, in vernünf-
tiger, in richtiger Art und Weise helfen. 

Ich habe wahrgenommen, es gibt einen Vorschlag, 
der von drei Koalitionsfraktionen hier unterstützt 
wird. Was ich noch nicht gehört habe, ist, was die 
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Lösung der jeweils anderen Seite ist, die uns stän-
dig erklärt, was eben nicht geht. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Ich finde, da machen Sie sich ziemlich rar. Es ist ja 
eben keine Bagatelle, 

(Zuruf Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]) 

nee, es ist eben keine Bagatelle, Herr Professor 
Hilz. Es ist keine Bagatelle, wenn Menschen in un-
serem Land darüber nachdenken, welche Mahlzei-
ten sie noch einnehmen, wenn überlegt wird – 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP] erhebt 
sich zu einer Zwischenfrage.) 

Sie können sitzen bleiben, da habe ich jetzt über-
haupt keine Lust zu –, 

(Heiterkeit) 

wenn Menschen darüber nachdenken müssen, wie 
sie das mit dem Essen organisieren, wenn sie dar-
über nachdenken müssen – –. 

(Glocke) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Herr Fecker, ich 
muss Sie trotzdem fragen, ob Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Herrn Professor Hilz zulas-
sen. 

Abgeordneter Björn Fecker (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Ihre Frage tut insbesondere meinem Herz-
schlag gut – vielen Dank, Frau Präsidentin! Nein, 
ich lasse keine Zwischenfrage des ansonsten sehr 
geschätzten Kollegen Hilz zu. 

So, also: Wir haben die Situation, dass Menschen in 
diesem Land überlegen, ob sie auf Mahlzeiten ver-
zichten. Wir haben die Situation, dass Menschen 
überlegen, wie sie zu ihrem Arbeitsplatz kommen. 
Wir haben die Situation, dass Menschen Angst um 
ihren Arbeitsplatz haben. Und jetzt geht es doch 
darum, zu schauen, welches der geeignete und 
welches der richtige Weg ist. Und noch mal: Da 
kann man die Übergewinnsteuer als eine Maß-
nahme von mir aus gern kritisieren – da kommen 
wir ja gleich im Detail noch zu –, aber sich hierhin 
zu stellen und keinen einzigen eigenen Vorschlag 
zu machen, 

(Abgeordneter Christoph Weiss [CDU]: Das stimmt 
doch gar nicht!) 

ist, finde ich, ziemlich ärmlich. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Eigentlich gibt es ja diesen Spruch „Kriege haben 
nur Verlierer“. Das ist auch richtig, aber trotzdem 
haben beispielsweise Rüstungskonzerne und Ener-
gieunternehmen momentan enorme Profite bei ih-
ren Produkten, und zwar ohne dass sie da irgend-
was draufgetan hätten, also ohne dass sie irgend-
was verändert hätten, sondern dieser Gewinn, die-
ser Zusatzgewinn fällt ihnen einfach zu. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Die ver-
kaufen doch die Panzer nicht teurer!) 

Das ist ein eklatanter Unterschied zu BioNTech, die 
etwas entwickelt haben. Hier haben wir die Situa-
tion, dass man einfach durch die Entwicklung auf 
einmal deutlich mehr Einnahmen hat. Auch dass 
Nahrungsmittel mittlerweile Spekulationsobjekte 
sind, das kann doch auch nur dazu führen, dass 
man sich auch da um die Regulierung des Marktes 
kümmert. Wir können das doch nicht sehenden Au-
ges weiter zulassen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Es geht um den Mehrgewinn. Es geht nicht um den 
Gewinn. Die Unterscheidung werden wir versu-
chen hinzukriegen, aber die Idee – es ist eben ge-
sagt worden – ist auch nicht neu. Es gibt Länder, 
die das diskutieren, die das offensichtlich auch 
schon eingeführt haben – die USA, in zwei Welt-
kriegen zur Finanzierung herangezogen, da hat es 
offensichtlich auch funktioniert. 

Es ist doch auch unstrittig, dass die aktuelle Situa-
tion für viele Unternehmen derzeit weiter eine 
große Herausforderung ist. Auch um die geht es 
heute gar nicht. Die haben wir in der Coronapan-
demie unterstützt, sowohl vom Staat als auch hier 
auf Bremer Ebene als auch vom Bund, und das wird 
auch weiter so sein. Wir werden auch weiter die 
Unternehmen in diesem Land in dieser Krise unter-
stützen müssen, da müssen sie sich auch drauf ver-
lassen, und das werden wir auch weiter tun. Es gibt 
aber eben auch die Krisen- und Kriegsgewinnler, 
und um diese geht es, um die geht es allein. 

(Zuruf Abgeordneter Thore Schäck [FDP]) 

Wir brauchen jetzt auch nicht so zu tun, als ob wir 
auf einmal die gesamte Wirtschaft in Deutschland 
meinen. 
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Da geht es darum, dem Staat die Möglichkeit zu 
geben, diese außergewöhnlichen Gewinne – dop-
pelt unterstrichen: außergewöhnliche Gewinne – 
abzuschöpfen und damit auf der anderen Seite 
auch einen enorm hohen Finanzbedarf zu decken, 
den der Staat momentan hat, denn das Geld kommt 
tatsächlich nicht aus der Steckdose, das Geld muss 
erwirtschaftet werden. Meine Damen und Herren, 
da ist es für uns ein Akt der Solidarität, diese Ein-
nahmen, die zusätzlich dazugekommen sind, auch 
dazu zu nutzen, die enormen Kosten, die der Staat 
momentan hat, zu decken. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Was ist denn das Ziel? Das Ziel ist doch am Ende, 
geringe und mittlere Einkommen in dieser Lage, in 
der sie gerade sind, zu entlasten. Da müssen die 
Entlastungspakete, die jetzt schon geschnürt wor-
den sind, die müssen refinanziert werden. Und, 
meine Damen und Herren, das 9-Euro-Ticket, 
wenn wir damit mal anfangen, ist ein Riesenerfolg. 
Es zeigt auf der anderen Seite übrigens auch das 
Versagen der letzten Bundesregierung in Sachen 
Verkehrspolitik, aber da will ich jetzt nicht weiter 
drauf eingehen. 

Auch der Tankrabatt, jetzt mal vollkommen nüch-
tern, auch der Tankrabatt kostet 3,1 Milliarden 
Euro. 3,1 Milliarden Euro! Das ist nun, dieser 
Tankrabatt, das Ergebnis eines Kompromisses. 

(Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]: Ach so!) 

Aus unserer Sicht ist er ein unsoziales Instrument 
und auch weiterhin der falsche Anreiz, da bleiben 
wir bei, aber es ist der Bestandteil eines Kompro-
misses der Bundesregierung, und deswegen ist er 
auch von uns mitgetragen worden. 

Was aber nicht geht – insbesondere Herr Schäck –, 
was aber nicht geht, ist, bei allem immer Nein zu 
sagen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Nach diesem Tankrabattflopp steht aus unserer 
Sicht die FDP besonders in der Verantwortung. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Da ha-
ben die Grünen ja gar nichts mit zu tun, ne? – Ab-
geordnete Christine Schnittker [CDU]: Wie war das 
noch mit Koalitionen?) 

Ich wollte jetzt hier nicht den Dialog unterbrechen, 
Entschuldigung, sonst setze ich mich gleich wieder. 

So, also: Was aus unserer Sicht nicht geht, ist, dass 
die FDP sich nach dem Tankrabattflop aus der Ver-
antwortung stiehlt. Übermäßige Profite müssen für 
das Allgemeinwohl abgeschöpft werden, aus unse-
rer Sicht. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Jawoll! Es ist deswegen aus grüner Sicht zu prüfen, 
was rechtlich möglich ist. Und dann, wenn es mög-
lich ist: Auch umsetzen! Es ist ja nicht so, dass jeder 
sagt, es ist alles einfach. Nein, aber es ist jedes Mal 
im Steuerrecht dieselbe Debatte hier. Es ist immer 
dieselbe Debatte. Jedes Mal gibt es Argumente, 
warum man eine neue Steuer nicht einführen kann. 
Bei der Vermögenssteuer 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja, was ist 
daraus eigentlich geworden?) 

holt die FDP grundsätzlich immer noch mal den 
Van-Gogh von der Wand, der da irgendwie hängt. 
Jetzt haben wir bei der Übergewinnsteuer die 
nächsten Fragen, die dann auftauchen. Meine Da-
men und Herren, wer war das denn im Wahlkampf 
mit „Einfach mal machen!“? 

Wollen wir jetzt dabei gehen, dass wir diejenigen 
stärker besteuern, die es sich leisten können, mehr 
Geld zu zahlen, und damit die Solidarität der Ge-
sellschaft erfüllen? Oder wollen wir es eben nicht? 
Das ist die Grundsatzfrage, und dann kümmern wir 
uns im Anschluss um die rechtliche Umsetzung, 
und auch die ist machbar. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD – Abgeordne-
ter Heiko Strohmann [CDU]: Dann erhöhen Sie 
doch einfach die Einkommenssteuer!) 

Und auch dieses Argument, der Preis steigt dann 
weiter! Fangen wir mal mit etwas anderem an, mit 
Apple. Wenn wir uns darauf verständigen, dass 
sich die FDP fortan ganz stark und vehement und 
konsequent und tatsächlich im realen Leben und 
nicht nur hier dafür einsetzt, dass Apple endlich an-
gemessen Steuern in diesem Land und in der Euro-
päischen Union zahlt, dann bin ich bereit, mich mit 
ihren Argumenten auch auseinanderzusetzen. Das 
ist aber nicht der Fall, meine Damen und Herren! 

(Unruhe FDP) 

Ach, bitte! Alles, was konsequent ist, wird immer 
abgelehnt bei Ihnen. 
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(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das ist 
doch Quatsch!) 

Und dann sind wir bei der Frage: Preise! Wenn wir 
die Übergewinnsteuer machen, wird alles noch 
teurer! Meine Damen und Herren, ich komme noch 
einmal zum Anfang der Rede. Übergewinn heißt: 
Wir haben schon einen großen Gewinn, und jetzt 
reden wir von dem, der drüber ist. Das heißt – Sie 
wissen das auch –, am Ende ist der Preis immer eine 
Gesamtkalkulation. Insofern, glaube ich, ist das 
eine wunderschöne Monstranz, die man vor sich 
her halten kann, aus unserer Sicht aber keine, die 
trägt. 

Jetzt habe ich noch ein bisschen Zeit, über andere 
Instrumente zu sprechen, weil ich glaube, dass die 
Übergewinnsteuer das eine wichtige Instrument 
ist, ich würde aber gern kurz auf das Kartellrecht 
eingehen, weil aus unserer Sicht, aus grüner Sicht 
da deutlich eine Verschärfung kommen muss, weil 
klar ist: Wer seine Marktmacht für Extraprofite 
schamlos missbraucht, der muss auch künftig mit 
den Konsequenzen rechnen können, da müssen 
wir das Kartellamt wehrhafter machen, als es bis-
lang ist. Deswegen ist es auch richtig, dass Bundes-
wirtschaftsminister Habeck hier Vorschläge unter-
breitet hat. 

Erstens, wir brauchen die missbrauchsunabhän-
gige Entflechtung des Marktes. Das heißt, insbe-
sondere bei verfestigten Märkten, also da, wo wir 
ganz wenige Player haben, die quasi die Sachen of-
fiziell nicht, aber trotzdem miteinander und unter-
einander abstimmen, da ist das ganz notwendig, 
dass wir da diese Entflechtung hinkriegen, weil es 
bisher verdammt schwierig ist für das Kartellamt, in 
diesen Bereichen überhaupt Kartellrechtsverstöße 
festzustellen oder gar zu ahnden. 

Zweitens, wir müssen die Hürden für die kartell-
rechtliche Gewinnabschöpfung senken. Das ist 
jetzt auch schon möglich, wie das Ministerium 
selbst schreibt. Zitat: „Bereits nach aktueller 
Rechtslage gibt es das Instrument der kartellrecht-
lichen Vorteilsabschöpfung. Es handelt sich hierbei 
nicht um ein steuerrechtliches Instrument, sondern 
um ein Instrument des Kartellrechts. Es ermöglicht 
den Kartellbehörden, Unternehmen Vorteile zu 
entziehen, die sie aus wettbewerbswidrigem Ver-
halten erlangt haben.“ Jawoll, das ist die Gesetzes-
lage, meine Damen und Herren! 

Da könnte man meinen, man macht das so wie die 
FDP, man setzt so einen Tankrabatt durch, stellt 

fest, dass der nichts bringt, und sagt dann: Ey, Ha-
beck, Du musst jetzt aber mal zusehen, dass da ent-
sprechend gearbeitet wird, und musst das mal 
überprüfen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Heiterkeit SPD) 

Das, meine Damen und Herren, war vorher allen 
klar, was da passieren wird, weil nämlich die 
Rechtslage so dermaßen kompliziert und komplex 
ist, dass dieses Gesetz, das wir haben, überhaupt 
keine Anwendung findet. Da ist es auch egal, ob 
der Bundeswirtschaftsminister von der CDU, von 
der FDP oder von den Grünen kommt, wir haben in 
diesem Bereich Handlungsbedarf: Die Hürden sind 
einfach zu hoch, wir müssen die Hürden deutlich 
senken, um entsprechend das Kartellamt in die 
Lage zu versetzen, diese Märkte zu kontrollieren 
und gegebenenfalls auch eingreifen zu können. Da 
bin ich dann auch gespannt, ob das mit der FDP 
möglich ist. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Drittens, die Sektoruntersuchungen schlagkräfti-
ger ausgestalten. Da geht es gar nicht darum – also, 
eine Sektoruntersuchung, da untersucht man ein-
zelne Wirtschaftszweige –, da geht es gar nicht 
drum, festzustellen, dass man das jetzt gar nicht 
macht. Das kann man auch jetzt schon, aber auch 
da gilt: Wie ist das eigentlich mit der Konsequenz, 
wie ist das mit der Verzahnung, mit den Eingriffs-
möglichkeiten? Die sind nämlich auch da deutlich 
zu niedrig. Deswegen ist aus unserer Sicht hier eine 
Nivellierung notwendig. 

Meine Damen und Herren, aus unserer Sicht ist die 
Politik aufgefordert, die Bevölkerung nicht im Stich 
zu lassen, sondern konkrete Änderungsvorschläge 
zu unterbreiten. Das haben wir jetzt getan, als Ko-
alition. Ich hoffe, dass sich auch der Rest des Hau-
ses daran künftig beteiligt. – Herzlichen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner der Abgeordnete Jens Eckhoff. 

Abgeordneter Jens Eckhoff (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist 
doch gut, wenn der ausgleichende Beitrag zum 
Schluss kommt. 

(Beifall CDU – Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen) 
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Ich möchte das aufgreifen, was gerade Björn Fe-
cker – –. Also meine vorbereitete Rede kriege ich in 
drei Minuten und 44 Sekunden beim besten Willen 
nicht hin, ich muss also die Beschimpfungen des 
Bürgermeisters zurückstellen und sie dann beim 
nächsten Mal herausholen. 

Ich glaube, dass Björn Fecker mit dem letzten 
Punkt wirklich einen ganz wichtigen Punkt ange-
sprochen hat. Das A und O, um ungerechtfertigte 
Gewinne in Deutschland abzuschöpfen, ist das 
Kartellrecht. Es ist richtig, dass wir das Kartellrecht 
nutzen müssen, um insbesondere die Ölmultis, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, die näm-
lich im Moment diese ungerechtfertigten Gewinne 
erzielen, auch tatsächlich am Schlafittchen zu pa-
cken. 

Dazu bedarf es wahrscheinlich sogar Verschärfun-
gen. Das ist nicht ganz so einfach, weil EU-Recht 
auch eine Rolle im Kartellrecht spielt, aber ich kann 
Ihnen sagen, wir sind gesprächsbereit, mit Ihnen 
über diese Verschärfung im Kartellrecht zu spre-
chen. Weil eins geht nicht, nämlich, dass sich Mil-
lionen Menschen jeden Tag an der Zapfsäule är-
gern, dass die Gewinne in diesem Bereich exorbi-
tant ansteigen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. Deshalb sind wir dafür, das Kartellrecht zu 
nutzen. 

(Beifall CDU) 

Zweiter Punkt: Ist die Übergewinnsteuer nun eine 
Steuer, die realistisch ist oder nicht? Ich habe jetzt 
ehrlich gesagt, wenn ich Herrn Rupp, Herrn Gün-
gör, Herrn Fecker gehört habe, drei unterschiedli-
che Interpretationen dieser Übergewinnsteuer ge-
hört. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Bei uns bei-
den war es nicht unterschiedlich! – Abgeordneter 
Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Da passt 
kein Blatt dazwischen!) 

Ich kriege das – –. Doch, doch, doch! Ich will Ihnen 
nämlich ein Beispiel sagen, Herr Güngör: Sie ha-
ben sich explizit auf die Ölmultis bezogen. Mich 
hat sehr gewundert, Herr Bürgermeister: In Ihrer 
Bundesratsdrucksache steht ja ausdrücklich die 
Energiebranche drin. Wenn Sie die Energiebran-
che 2022 vergleichen mit 2019 oder 2020, so ist in 
diesem Jahr natürlich insbesondere ein Auf-
schwung bei den erneuerbaren Energien zu spü-
ren. Insbesondere an der Strombörse, Frau Senato-
rin, hat sich der Preis deutlich verändert. Lieferan-
ten von erneuerbaren Energien aus PV und auch 

aus Windenergie sind erstmals in der Lage, dort re-
alistische Preise zu erzielen. 

Es kann doch nicht Ihr Ernst sein in der Bundesrats-
drucksache, dass Sie gerade dieses bestrafen wol-
len. Das ist doch ein Weg der Energiewende, den 
wir alle gemeinsam gehen wollen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. Da jetzt den Finger in 
die Wunde zu legen, ist falsch. 

(Beifall CDU) 

Sie behindern mit dieser Bundesratsinitiative tat-
sächlich die Energiewende. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, für mich 
ist wichtig, was im Abschluss steht. Was können 
wir jetzt eigentlich machen, um den Verbraucher 
zu entlasten? Da, glaube ich, sind wir uns relativ ei-
nig, dass zumindest der Tankrabatt bisher nicht die 
allerbeste Idee der FDP in dieser Koalition war. Ich 
glaube, dafür – und das erwarten die Menschen 
von uns – sollten wir uns nicht streiten, welche 
Steuern wir erhöhen, sondern wir sollten gemein-
sam dafür arbeiten, dass wir insbesondere an der 
Zapfsäule nachhaltige Entlastungen für die Men-
schen einführen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. Das bedeutet, dass wir entweder die Mine-
ralölsteuer oder die Mehrwertsteuer in diesem Be-
reich anpacken müssen, 

(Glocke) 

damit die Leute sich nicht mehr jeden Tag an der 
Zapfsäule ärgern müssen. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner der Abgeordnete Thomas Jürgewitz. 

(Zurufe Bündnis 90/Die Grünen: Wie viel Redezeit 
hat der denn noch? – Unruhe) 

Haben Sie in der Debatte schon geredet? 

(Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]: Zu einem 
anderen Thema.) 

Okay. Sie haben insgesamt in der Aktuellen 
Stunde nur fünf Minuten. Also wenn, dann können 
Sie nur eine Kurzintervention machen. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Herr Bür-
germeister, ich glaube, Ihr Vorschlag der Überge-
winnsteuer ist populistisch und er ist vielleicht auch 
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dem Wahlkampf geschuldet. Er hat sich im Prinzip 
seit gestern auch erledigt, denn das ifo-Institut hat 
gestern festgestellt, dass die Ölkonzerne zu 85 bis 
zu 100 Prozent die entsprechenden Rabatte weiter-
gegeben haben. Das Problem der Spritpreise sind 
grundsätzlich die Steuern. Übrigens ist das immer 
schon gewesen. 

Übergewinnsteuer. Sie schreiben, Herr Bürger-
meister – –. 

(Glocke) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Herr Kollege, 
Entschuldigung, die Kurzintervention bezieht sich 
immer auf den vorangegangenen Redner und nicht 
auf einen, der sich möglicherweise noch zu Wort 
meldet. Sie haben die Möglichkeit, auf den Debat-
tenbeitrag von Herrn Eckhoff zu reagieren, und 
dann hätte der die Möglichkeit, darauf noch mal zu 
reagieren. Also bitte, sprechen Sie zu dem Debat-
tenbeitrag von Herrn Eckhoff! 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Ich wollte 
auf die Vorlage reagieren und dazu was sagen. 

(Unruhe – Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bünd-
nis 90/Die Grünen]: Und das nach drei Jahren Par-
lament!) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Nein, Sie spre-
chen bitte – –. Das ist das, was bei uns in der Ge-
schäftsordnung steht, dass sich die Kurzinterven-
tion auf den Redebeitrag des vorhergehenden Red-
ners oder der Rednerin bezieht. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Dann 
warte ich auf den Bürgermeister. 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Jetzt ist die Zeit 
dann um, denn es gibt nur eine Kurzintervention 
pro Rednerin oder Redner, Herr Kollege! 

(Beifall SPD) 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Ist das De-
mokratie? 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Ich verweise auf 
§ 49 der Geschäftsordnung. Falls Sie es selbst noch 
mal nachlesen müssen – bitte! 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Und ich 
verweise auf die Demokratie. – Danke! 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Meine Damen 
und Herren, weitere Wortmeldungen aus den Rei-
hen der Abgeordneten sehe ich nicht, deswegen 
erhält jetzt Bürgermeister Dr. Andreas Boven-
schulte das Wort. 

Entschuldigung, Herr Rupp hatte sich zuvor noch 
zu Wort gemeldet. 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin, verehrte Anwesende! Das sage 
ich immer und in aller Regel halte ich meine Rede-
zeit ein, das werde ich jetzt auch tun, wenn sie 
denn eingeblendet wird. Dann habe ich noch zwei 
Minuten. Ich kann es mal probieren. 

Bei der Übergewinnsteuer geht es darum, krisenin-
duzierte, also durch Krieg oder Pandemie indu-
zierte, nicht auf eigene Initiative, nicht auf Mehr-
leistung basierende Gewinne zu erkennen, auszu-
machen und die mit beispielsweise 50 Prozent zu 
besteuern. Das ist das Wesen dieser Steuer. 

Es geht nicht um Gewinne insgesamt – das disku-
tieren wir zu einem anderen Zeitpunkt –, es geht 
nicht um ein Bestrafen, geht es gar nicht, sondern 
es geht nur um eine solidarische Verteilung von 
privaten Gewinnen im Vergleich zu staatlichen 
Aufwendungen, um die Krise zu meistern. Ich habe 
verstanden, dass die FDP unterwegs ist – –. 

(Glocke) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Herr Rupp, lassen 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Profes-
sor Hauke Hilz zu? 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Das kann ich machen. 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Bitte sehr! 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Vielen 
Dank, Herr Rupp. Ich habe eigentlich nur eine 
Frage zu BioNTech. Sie haben vorhin Ausführun-
gen gemacht. Daraus habe ich verstanden, dass aus 
Ihrer Sicht BioNTech dazugehört. Herr Fecker hat 
Ausführungen gemacht, dass BioNTech in diesem 
Fall nicht dazugehört. Sie haben ja gemeinsam 
diese Aktuelle Stunde beantragt. Sind auch Unter-
nehmen wie BioNTech aus Ihrer Sicht am Ende von 
dieser Übergewinnsteuer betroffen? 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Beim letzten Mal habe ich die Frage mit Nein be-
antwortet, als Sie oder Ihr Kollege mir die Frage bei 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 37. Sitzung am 15.06.2022 und 16.06.2022 5253 

der letzten Debatte auch schon gestellt haben. 
Diesmal habe ich gesagt, das müssen wir uns an-
gucken. Wenn das auf Dauer gestellt ist, dann finde 
ich, ist diese Höhe der Gewinne nicht zu rechtferti-
gen, dann müssen sie höher besteuert werden. Das 
würde bedeuten, dass BioNTech nicht zehn Milli-
arden Gewinn macht, sondern vielleicht nur sie-
ben. Aber ich habe gesagt, das müssen wir uns an-
gucken, ob das auf Dauer gestellt ist, also die 
nächsten Jahre. Dann sind tatsächlich der Preis pro 
Impfung im Vergleich zum Herstellungspreis und 
die daraus resultierenden Gewinne, meiner Mei-
nung nach, auf Dauer so nicht zu rechtfertigen. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Danke! 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Die FDP, das habe ich auch gelernt, findet das völ-
lig in Ordnung, dass Konzerne Kurzarbeitergeld 
kassieren und die Dividenden in dreifacher Höhe 
ausschütten. Ich kann nur darauf verweisen, dass 
mir der Zusammenhang zwischen höherer Besteu-
erung und Preis bisher unklar ist. Das können Sie 
mir gern noch erklären. Aber Verkauf und Ent-
wicklung haben auch vor 2020 und mit den damals 
vorherrschenden Gewinnen gut funktioniert. Jetzt 
sind die Gewinne krisenbedingt und kriegsbedingt 
steigend. Wenn man das jetzt abschöpft, schaffen 
wir eine Situation von 2019. 2019 wurden auch 
schon Steuern erhoben. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit! Wir dis-
kutieren das demnächst ganz intensiv weiter, denn 
es ist noch nicht zu Ende, die Gerechtigkeit, Steu-
ergerechtigkeit in Deutschland herzustellen. Ja, 
wir müssen Dinge, die – –. 

(Glocke) 

Ja, ich höre auf. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort Bürgermeister Dr. Andreas 
Bovenschulte. 

Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte: Frau 
Präsidentin, meine Damen und Herren! Nach dem 
versöhnlichen Beitrag von Jens Eckhoff muss ich 
auch einmal versöhnlich werden und mich bei der 
CDU-Fraktion entschuldigen. Ich hatte in der vor-
hergehenden Debatte zu Unrecht behauptet, dass 
Sie uns nicht aufgefordert hatten, was das Stimm-
verhalten im Bundesrat zum Sondervermögen an-

geht. Das war tatsächlich ein Satz in einem länge-
ren Antrag. Den hatte ich nicht präsent gehabt. In-
soweit nehme ich an diesem Punkt die Kritik zu-
rück und behaupte das Gegenteil. Tut mir leid! 

(Beifall CDU) 

Zum Thema jetzt: Ich glaube, in der Debatte ist 
deutlich geworden, dass wir ein objektives Problem 
haben, was von allen angegangen und gelöst wer-
den muss. Das Problem ist auch schon mehrfach 
beschrieben worden. Die Bürgerinnen und Bürger 
und die meisten Unternehmen leiden massiv unter 
den Folgen des Kriegs in der Ukraine, die Men-
schen in der Ukraine sowieso, aber auch hier in 
Deutschland. Wesentlich zeigt sich das erstens in 
den steigenden Preisen. Zweitens, um hierzu Ent-
lastung zu schaffen, finanziert der Staat Entlas-
tungspakete in Milliardenhöhe. Es ist nicht abzuse-
hen, dass da ein Ende erreicht ist. Wir haben durch-
aus berechtigte Ansprüche von Rentnerinnen und 
Rentnern zum Beispiel, die sagen: „Wir sind bisher 
noch gar nicht einbezogen worden.“ 

Der dritte Punkt: Gleichzeitig gibt es einige we-
nige, die sich unbestritten – die genaue Definition 
und Abgrenzung, dazu komme ich gleich noch – 
die Taschen vollmachen, obwohl da keine eigen-
ständige Leistung hintersteht. Nun kann man das 
in einem ganz radikalen marktwirtschaftlichen An-
satz, wenn man von Hayek folgt, sagen: „So ist das 
eben. Der Markt kennt keine Moral. Wenn die 
Preise so sind, wie sie sind, dann sind sie so.“ 

Den Menschen aber zu erklären, insbesondere 
wenn im Herbst die Heizkostenrechnungen kom-
men und die Stromrechnungen und die Nachzah-
lungen, dass sie sozusagen extrem belastet sind, 
und auf der anderen Seite wir dann Berichte über 
Unternehmen haben, die gigantische Gewinne ein-
fahren, wobei nicht erkennbar ist, dass die auf ei-
genes Innovations- und Investitionsverhalten zu-
rückzuführen sind, dann haben wir eine riesige De-
batte und eine riesige Auseinandersetzung über 
die Frage von Gerechtigkeit, sozialem Zusammen-
halt und auch ökonomischer Vernunft. 

Wir hatten das schon im letzten Jahr, dass wir nach 
den ganzen Hilfen coronabedingt 70 Milliarden 
Euro Dividenden hatten, die ausgeschöpft wurden. 
Das ist nicht zum großen Thema gemacht worden, 
weil die Menschen noch nicht so massiv selbst be-
troffen waren durch die Preissteigerungen, aber 
das war natürlich an sich schon sozialer Spreng-
stoff. Ganz ehrlich, auch da sind Hilfen, die wir zu 
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Recht geleistet haben, zum Teil in enorme Ge-
winne geflossen und dann ausgeschüttet worden. 
Das wurde so hingenommen, politisch, von allen, 
ja, auch von der SPD, aber das war natürlich an sich 
schon ein richtiges Problem. 

Wenn jetzt aber so eine Situation in bestimmten Be-
reichen des Kriegsgewinns und des Kriegsge-
winnertums kommt und gleichzeitig die Menschen 
das Gefühl haben – ich formuliere es mal etwas 
drastisch –, sie wissen nicht mehr ihr tägliches Brot 
zu bezahlen, dann haben wir eine riesige Ausei-
nandersetzung. Ich hatte ein bisschen das Gefühl 
zum Ende der Debatte, dass das Grundproblem 
durchaus von allen anerkannt wird und dass auch 
das Grundproblem anerkannt wird, dass – ich 
nenne es jetzt mal Übergewinne, außergewöhnli-
che Gewinne, nicht marktgerechte Gewinne – die 
auch abgeschöpft werden. Das scheint durchaus 
eine konsensfähige Position zu sein. 

Dann wurde die Debatte aufgemacht: „Ja, aber 
nicht Steuerrecht, sondern Wettbewerbsrecht“, 
weil das der systematisch bessere Ort sei. Meine 
Grundhaltung bei so was ist immer: Ob die Katze 
schwarz oder grau ist, ist mir egal, Hauptsache, sie 
fängt Mäuse. Ich warne bloß davor zu unterschät-
zen, dass sich die Wertungsfragen und Abgren-
zungsfragen, die ja durchaus schwierig sind, dass 
die sich immer gleichstellen, ob im Wettbewerbs-
recht oder im Steuerrecht. 

Wir haben ja schon eine Gewinnabschöpfungs-, 
eine Übergewinnklausel im Wettbewerbsrecht. 
§ 29 bezieht sich auf oligopolistische Strom- und 
Gaserzeuger. Da steht drin: „Gewinne sind verbo-
ten, wenn Entgelte genommen werden, die die 
Kosten in unangemessener Weise übersteigen.“ 
Das wird in der Diskussion als objektives Gewinn-
begrenzungskonzept genannt. Das haben wir also 
schon im Wettbewerbsrecht. Das ist natürlich der-
selbe Ansatz, der dem Grunde nach dann das Steu-
errecht, so, wie es mir vorschweben würde, mit der 
Übergewinnsteuer betreffen würde, dann nämlich, 
wenn die Entgelte, die Kosten in unangemessener 
Weise übersteigen – quasi eine Legaldefinition des 
Übergewinns. 

Ich gebe zu, die Abgrenzung im Einzelnen ist 
schwierig, ob im Wettbewerbsrecht oder im Steu-
errecht. Nur: Andere Länder zeigen uns, dass diese 
Abgrenzung möglich ist in unterschiedlichen Kon-
zepten und mit unterschiedlichen Modellen, die 
alle ihre Vor- und Nachteile haben. Die EU-Kom-
mission hat gesagt: „Wir haben Leitlinien entwi-
ckelt für die Überbesteuerung im Energiesektor.“ 

Die kann man richtig oder die kann man falsch fin-
den, aber das sind ja durchaus auch Praktiker der 
Umsetzung. Deshalb glaube ich, wir müssen uns 
auf den Weg machen, eine intensive, konstruktive 
Diskussion darüber zu führen, wie im Ergebnis un-
gerechtfertigte Übergewinne abgeschöpft werden 
und der Allgemeinheit zugutekommen. 

Ja, da gibt es viele Fragen zu klären. Es ist auch 
eine offene Frage, wo systematisch der beste Ort im 
Rechtssystem ist. Das ist tatsächlich eine Frage, der 
wir uns inhaltlich weiter nähern und mit der wir uns 
auseinandersetzen müssen. Deshalb hat auch Bre-
men sich nicht angemaßt – das wäre ja eine Anma-
ßung –, irgendeinen Gesetzentwurf vorzulegen, 
sondern hat im Bundesrat gesagt, die Bundesregie-
rung wird aufgefordert – weil da der Sachverstand 
sitzt im Bundesfinanzministerium und im Bundes-
wirtschaftsministerium und auch bei anderen –, für 
die Bundesgesetzgebung entsprechende Vor-
schläge zu entwickeln, nicht nur die Problemfin-
dungskommission tagen zu lassen, sondern tat-
sächlich Vorschläge zu entwickeln; nicht mehr und 
nicht weniger. 

Natürlich hat es die Debatte auch schon vorher ge-
geben, aber wir haben dazu beigetragen, dass sie 
weiter und intensiver als vorher geführt wird. Das 
war der ganze Sinn der Veranstaltung, weil uns das 
als Bremerinnen und Bremer doch auch betrifft, die 
Menschen, die hier wohnen, und natürlich betrifft 
uns das als öffentliche Haushalte. Das war der Sinn 
und Hintergrund der Initiative. Ich freue mich, 
wenn wir dadurch dazu beitragen konnten, dass 
das Thema jetzt zielorientiert diskutiert wird und 
wir am Ende Mechanismen vereinbaren können, 
dass wir bei der präventiven Preiskontrolle besser 
werden und dass wir eine effektive Abschöpfung 
ungerechtfertigter kriegsbedingter Übergewinne 
vereinbaren. 

Ob das dann im Steuerrecht oder im Wettbewerbs-
recht am Ende ist, da würde ich ganz großzügig sa-
gen: Hauptsache, wir haben eine gute, pragmati-
sche Lösung. – Herzlichen Dank für die Aufmerk-
samkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen. 
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Meine Damen und Herren, ich unterbreche die Sit-
zung für eine Mittagspause bis 14:50 Uhr. – Vielen 
Dank! 

(Unterbrechung der Sitzung 13:19 Uhr) 

 

Vizepräsidentin Antje Grotheer eröffnet die Sit-
zung wieder um 14:50 Uhr. 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Die unterbro-
chene Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) ist wie-
der eröffnet. Wir setzen die Tagesordnung fort. 

Gesetz zur Änderung von Vorschriften über den 
Landesmindestlohn  
Mitteilung des Senats vom 4. Mai 2022  
(Drucksache 20/1448) 

Wir verbinden hiermit: 

Bericht der staatlichen Deputation für Wirtschaft 
und Arbeit zum Gesetz zur Änderung von Vor-
schriften über den Landesmindestlohn  
Bericht der staatlichen Deputation für Wirtschaft 
und Arbeit  
vom 1. Juni 2022  
(Drucksache 20/1484) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Kristina 
Vogt. 

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf 
in ihrer 36. Sitzung am 12. Mai 2022 in erster Le-
sung beschlossen. 

Wir kommen zur zweiten Lesung. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Ingo Tebje. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleg:innen! Ich war 
vor einigen Jahren selbst Mitglied der Landesmin-
destlohnkommission und habe miterlebt, wie wir 
uns mit der Arbeitgeberseite am Schluss wegen ei-
nem Cent nicht auf eine gemeinsame Empfehlung 
einigen konnten. Das ist bei einem Konstrukt mit je 
50 Prozent Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertre-
ter:innen plus eine unabhängige Kommissionsvor-
sitzende auch mehr als wahrscheinlich. Wenn letzt-
endlich die Empfehlung von der Vorsitzenden und 
die Umsetzung vom politischen Willen abhängt, 

dann braucht man ehrlicherweise auch eine solche 
Kommission nicht mehr. 

Deshalb bin ich froh, dass wir mit dieser Gesetzes-
änderung nun eine Lösung gefunden haben, die 
ohne die Kommission auskommt. Die Bindung des 
Landesmindestlohns an die unterste Tarifgruppe 
des TV-L wird regelmäßig zu Erhöhungsschritten 
führen, die letztlich auf Ergebnissen von öffentli-
chen Tarifparteien beruhen. Damit stärken wir die 
Tarifautonomie, liebe Kolleg:innen, und das ist gut 
so. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Der Landesmindestlohn wird künftig automatisch 
der untersten Tarifgruppe im TV-L entsprechen. Es 
bedarf keiner Rechtsverordnung des Senats mehr. 
Es gibt einen gleitenden Verweis. Damit gibt es 
auch keine Zeitverzögerung mehr. Wenn der TV-L 
steigt, steigt zeitgleich auch der Mindestlohn. Aus 
meiner Sicht kann damit zukünftig auch nicht mehr 
infrage stehen, dass Veränderungen des Mindest-
lohns auch bei laufenden Verträgen unmittelbar 
nachvollzogen werden müssen, genauso, wie das 
für die Tarifanpassung gilt. Mit der zum 1. Dezem-
ber 2022 kommenden Erhöhung auf 12,29 Euro er-
halten die zum Mindestlohn Beschäftigten bei ei-
ner 38-Stunden-Woche circa 50 Euro brutto mehr 
und nach 45 Beitragsjahren gut 22 Euro mehr 
Rente. Das klingt für viele hier im Raum vielleicht 
nicht viel, aber für Menschen im Niedriglohnsektor 
zählt jeder Euro und hilft. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

So will ich das hören. 

Ich will nicht verhehlen: In den letzten Jahren hat 
sich die unterste Lohngruppe im TV-L nicht ganz 
so dynamisch entwickelt. Sie ist zum Januar 2021 
um 2,5 Prozent gestiegen und zum Dezember 2022, 
also fast zwei Jahre später, wieder um 2,6 Prozent. 
Das hält mit der aktuellen Entwicklung von Infla-
tion und Kaufkraftverlust nicht Schritt. Das wissen 
auch alle, und ich gehe davon aus, dass wir hier in 
den nächsten Tarifrunden um andere Steigerungen 
verhandeln werden. 

Klar ist aber auch: Der Landesmindestlohn ist als 
Instrument nicht ausreichend, um faire Bezahlung 
durchzusetzen und das Lebensniveau derer zu si-
chern, die keine Spitzenverdiener sind. Wir brau-
chen auch ein Tariftreue- und Vergabegesetz, das 
die Tarifbindung bei öffentlichen Vergaben in allen 
Arbeitsbereichen stärker zur Geltung bringt. Das 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1448
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1484
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wird ein nächster Schritt der Koalition werden, die 
Tarifbindung auf Dienstleistungen auf die EU-
weite Ausschreibung auszudehnen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir werden uns in den folgenden Jahren genau an-
sehen, ob die Koppelung an der untersten Lohn-
gruppe und den untersten Stufen im Tarifvertrag 
der Länder den Landesmindestlohn schrittweise in 
eine altersarmutssichernde Höhe führt. Ich hoffe 
das, aber falls nicht, dann müssen wir an dieser 
Stelle noch einmal nachbessern. So ist es verein-
bart, und so muss das auch sein. Von Beschäftigung 
in Vollzeit muss man ohne staatliche Grundsiche-
rung leben können, sowohl jetzt als auch im Alter. 
Alles andere ist kein sinnvolles Lohnminimum. 
Deshalb arbeiten wir darauf gemeinsam weiter hin. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

DIE LINKE steht zu den folgenden drei Grundprin-
zipien in der Arbeitsmarktpolitik: existenzsi-
chernde Löhne, Verhinderung von Altersarmut und 
gleiches Geld für gleiche Arbeit. Mit der heutigen 
Gesetzesänderung kommen wir diesen Zielen wie-
der einen Schritt näher. Ich freue mich, dass das Ar-
beitsressort hier geliefert hat und dass der Senat 
dem gefolgt ist. – Ich danke für die Aufmerksam-
keit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Jasmina Heri-
tani. 

Abgeordnete Jasmina Heritani (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ja, Gäste nicht. 

(Abgeordnete Bettina Hornhues [CDU]: Vor den 
Fernsehern!) 

Vor den Fernsehern. Verehrte Gäste vor den Ferns-
ehern, genau. Danke! 

Wir brauchen Normen für fairen Handel und ge-
rechte Arbeitsbedingungen. Klar ist, die Auswei-
tung des Niedriglohnsektors und die zunehmende 
Situation von prekären Beschäftigungen werden zu 
einer explodierenden Altersarmut führen. Das Bun-
desarbeitsministerium schreibt: „Stundenlöhne, 
die bei Vollzeit zur Sicherung des Lebensunterhal-
tes eines Alleinstehenden beziehungsweise einer 
Alleinstehenden nicht ausreichen, verschärfen das 

Armutsrisiko.“ Deshalb brauchen wir den gesetzli-
chen Mindestlohn. 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Wir brauchen gute Löhne, in erster Linie höhere 
Tariflöhne durch starke Gewerkschaften, aber 
auch einen guten Mindestlohn, der allen Men-
schen, die hier in Bremen arbeiten, zusteht, damit 
Lohndumping endlich Einhalt geboten wird. 

Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen, wenn wir 
heute über den Antrag des Gesetzes zur Änderung 
des Bremischen Landesmindestlohns sprechen, 
sind mir persönlich drei Punkte wichtig: 

Erstens, dass Menschen, die in Vollzeit arbeiten, 
auch von ihrem Einkommen leben können. Mit 
dem Landesmindestlohngesetz haben wir schon 
2012 ein deutliches Zeichen gegen Niedrig- und 
Armutslöhne gesetzt. Wir waren Vorreiter und sind 
es mit unserem Landesmindestlohn immer noch. 
Mit der Einführung eines Landesmindestlohns hat 
Bremen damals und heute seinen landesrechtli-
chen Handlungsrahmen ausgeschöpft, um Niedrig-
löhnen und Armutslöhnen entgegenzuwirken. In 
seinem Geltungsbereich gewährleistet dieses Ge-
setz Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ein 
existenzsicherndes Einkommen. Mit einem einheit-
lichen Landesmindestlohn für Frauen und Männer 
haben wir damals auch ein erstes Signal für eine 
gerechte Bezahlung gesetzt, denn mit dem Landes-
mindestlohn haben wir mit dafür gesorgt, dass 
Frauen und Männer gerechter bezahlt werden. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Aus den statistischen Daten der Bundesrepublik 
Deutschland geht deutlich hervor, dass die Einfüh-
rung des Bundesmindestlohns zu einer Verringe-
rung der ungleichen Bezahlung von Männern und 
Frauen führen kann. Ich bin darum froh, dass wir 
ab dem 1. Oktober 2022 einen Bundesmindestlohn 
von 12 Euro bekommen werden. Der Senat geht 
nun in Bremen einen Schritt weiter. In unserem 
Geltungsbereich werden Menschen ab dem 1. De-
zember 12,29 Euro pro Stunde bekommen, wenn 
sie nach dem Landesmindestlohn bezahlt werden. 

Der zweite Punkt, der mir sehr wichtig ist, ist, dass 
der Landesmindestlohn und auch der Mindestlohn 
regelmäßig angepasst werden. 

Drittens soll der Landesmindestlohn neben der 
Existenzsicherung in der Erwerbsphase auch 
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schrittweise zu einer Existenzsicherung im Alter, 
also in der Rente führen. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Der Mindestlohn ist das einzige Instrument, mit 
dem wir Menschen, die in nicht tarifgebundenen 
Stellen arbeiten, schützen können. Künftig wird 
der Landesmindestlohn an das Eingangsentgelt 
des Tarifvertrags des öffentlichen Dienstes, also 
dem TV-L gekoppelt, was bedeutet, dass die Men-
schen heute in der untersten Tarifstufe einsteigen. 
Somit wird der Mindestlohn automatisch angepasst 
und muss nicht durch eine Kommission angepasst 
werden. Das ist aus unserer Sicht ein richtiger und 
guter Schritt, denn damit nähern wir uns auch mit 
dem Landesmindestlohn immer mehr an eine Ta-
rifbindung. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es ist aus unserer Sicht eine klare Haltung zur Ta-
rifbindung, und ganz klar ist doch, wenn Menschen 
Vollzeit arbeiten, muss es zum Leben reichen. Am 
Ende schützen doch nur faire Löhne vor Armut. Im-
mer wieder, wenn wir das Thema Armut hier im 
Parlament haben, auch bei der letzten Debatte zum 
Lebenslagenbericht war doch eindeutig klar: Das, 
was Menschen hilft, aus der Armut herauszukom-
men, ist Arbeit. Arbeit hilft aber auch nur dann, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen, wenn sie 
vernünftig bezahlt wird. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wenn wir auf den ganzen Niedriglohnsektor 
schauen, dann ist der in den letzten Jahren immer 
größer geworden. Dem müssen wir entgegenwir-
ken. Ich denke, das ist doch unser gemeinsames 
Ziel hier im Parlament, Menschen gute Arbeitsbe-
dingungen zu geben. Der Mindestlohn und der 
Landesmindestlohn, das ist wirklich nur die un-
terste Absicherung, die wir anbieten können, aber 
es ist eine Absicherung für Menschen, die sehr pre-
kär arbeiten. Darum bitte ich Sie, dass Sie unserer 
Gesetzesänderung zustimmen, denn auch hiermit 
werden wir Menschen erreichen, denen es damit 
nur ein kleines bisschen besser gehen wird, aber es 
wird ihnen ein bisschen besser gehen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Bettina 
Hornhues. 

Abgeordnete Bettina Hornhues (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Heute hier nun wieder eine neue Runde zum 
Landesmindestlohn. Die letzte liegt gerade mal 
fünf Monate zurück. Dort setzten Sie die Gültigkeit 
für europaweite Ausschreibungen gesetzlich um. 

(Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE LINKE]: Das 
ist länger her, als Ihre Kita-Debatten!) 

Ja, wenn nichts passiert? 

Sie möchten nun den Bremer Landesmindestlohn 
an das Eingangsentgelt des TV-L anpassen. Um es 
erneut festzuhalten: Wir als CDU-Fraktion stehen 
klar für den bundeseinheitlichen Mindestlohn. 

(Beifall CDU) 

Wir haben ihn damals in der unionsgeführten Bun-
desregierung eingeführt. 

(Unruhe) 

Gegen den Landesmindestlohn sind wir weiterhin. 
Die Koppelung des Landesmindestlohns an die 
Eingangsstufe des TV-L halten wir hier in Bremen 
für falsch, denn gerade bei der öffentlichen Auf-
tragsvergabe führt die Sonderrolle des Bremer Lan-
desmindestlohns zu vermeidbarer Bürokratie und 
doppelten Kontrollen. Der Landesmindestlohn ist 
ein Klotz am Bein unserer Bremer Unternehmen 
und bringt einen Standortnachteil für unser Bun-
desland. 

(Beifall CDU) 

Der Senat stellt mit dieser Entscheidung, wieder 
den Landesmindestlohn in Bremen anzuwenden, 
unsere örtlichen Unternehmen gegenüber Unter-
nehmen anderer Bundesländer schlechter, und das 
mitten in einer Wirtschaftskrise. Es wäre doch ge-
rade jetzt das Signal an die Wirtschaft, die Heraus-
forderung zu erkennen und die Chance zu nutzen, 
bei der Anhebung des Bundesmindestlohns auf die 
gleiche Höhe des Bremer Landesmindestlohns ab 
Oktober dieses Jahres die Unternehmen zu entlas-
ten. Stattdessen aber? Viele Fragen bleiben offen, 
die die Wirksamkeit des Landesmindestlohns und 
die Kopplung an die unterste Stufe des TV-L in-
frage stellen. 

Vielleicht können Sie einmal darauf eingehen: Wie 
viele Personen profitieren überhaupt vom Landes-
mindestlohn in Bremen, wenn der Abstand zum 
Bundesmindestlohn kaum noch erkennbar wird? 
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Mit welchem Stundenkontingent arbeiten diese 
Personen? Wie werden sich diese Stundenkontin-
gente nach unten bewegen, um sich beispielsweise 
weiterhin im Minijobbereich zu bewegen? Wie 
viele Stellen werden abgebaut werden müssen, 
weil Bremer Gesellschaften nicht die nötigen zu-
sätzlichen Finanzausstattungen im Personalbereich 
erhalten und das Mehr an Lohnkosten aus ihrem 
bestehenden Haushalt bestreiten müssen? Wie 
viele Studenten sind darunter, für die keine Sozial-
versicherungspflicht besteht und die ihre Renten-
ansprüche über ihre Studienzeiten erhalten? 

Stattdessen will Rot-Grün-Rot den bremischen 
Sonderweg fortsetzen und den gerade auf Bremer 
Niveau angeglichenen Bundesmindestlohn um 
plus 29 Cent pro Stunde überbieten. Gleichzeitig 
fehlt die rechtzeitige Anpassung von Rot-Grün-Rot, 
den davon betroffenen Bereichen im Konzern Bre-
men, vor allem im Wissenschaftshaushalt, entspre-
chend mehr Mittel zur Verfügung zu stellen. Es 
droht daher ein Abbau von Beschäftigungsverhält-
nissen bei gleichem Finanzvolumen. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Oh, das ist bisher nicht eingetreten!) 

Der Senat muss uns zeigen, wie er die Erhöhung 
des Landesmindestlohns im öffentlichen Bereich fi-
nanzieren will. Der Wunsch von Wirtschaftssenato-
rin Kristina Vogt für eine weitere, über den Bun-
desmindestlohn hinausgehende Erhöhung bedarf 
einer soliden Gegenfinanzierung, damit die stei-
genden Personalkosten in den Ressorts und ihren 
nachgeordneten Bereichen sowie den Zuwen-
dungsempfängern aufgefangen werden können. 

Wie beurteilt der Senat die Gefahr von Sogeffek-
ten, die jetzt entstehen werden? Eines muss doch 
klar werden: Weitere Lohn- und Gehaltsgruppen 
werden aufgrund der Anhebung des Mindestlohns 
mitangepasst werden müssen, um den Abstands-
geboten Rechnung zu tragen. 

(Abgeordnete Petra Krümpfer [SPD]: Ist doch gut!) 

Diese Erhöhungen dürfen nicht dazu führen, dass 
Dienstleistungen in öffentlichen Einrichtungen ein-
geschränkt werden oder gar wegfallen. Die Pläne 
von Rot-Grün-Rot für einen erneut höheren Lan-
desmindestlohn dürfen weder zum Abbau von Per-
sonal, noch zur Verringerung oder Verteuerung 
von Leistung für die Bürger und Bürgerinnen füh-
ren. – Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Lencke Wisch-
husen. 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
würde, weil wir so oft über das Thema Landesmin-
destlohn sprechen, ganz kurz einen Rückblick wa-
gen. Es wurde zu Recht schon gesagt, dass das 2012 
hier in Bremen eingeführt wurde, was eine Vorrei-
terrolle in Bremen war. Dann aber folgte der Bun-
desmindestlohn, nämlich vor sieben Jahren. Der 
lag damals bei 8,50 Euro pro Stunde. Seither wurde 
er – nur zur Erinnerung – siebenmal erhöht, und 
jetzt steht die erneute Erhöhung an. Damit beträgt 
die Erhöhung seit Einführung vor sieben Jahren 
ganze 41 Prozent. 

Das Grundprinzip der Lohnfindung basiert in 
Deutschland aber auf den Tarifpartnern und damit 
den Arbeitnehmern, Arbeitnehmerinnen und den 
dazugehörigen Arbeitgebern. Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände dürfen frei von staatlichen 
Eingriffen Vereinbarungen über Löhne und Ar-
beitsbedingungen in Form von Tarifverträgen tref-
fen. 

(Zuruf Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 
90/Die Grünen]) 

Übrigens – auch das zur Erinnerung –, die Tarifau-
tonomie findet sich sogar im Grundgesetz in Arti-
kel 9 Absatz 3 wieder. Als der allgemeine Mindest-
lohn eingeführt wurde, war die Begründung nach-
vollziehbar und auch richtig, er sollte nämlich ein 
Schutz vor unangemessenen Niedrigstlöhnen dar-
stellen. Heute gibt es einen kompletten Paradig-
menwechsel dahingehend, dass die Begründung 
sozialpolitisch ist, nämlich gesellschaftliche Teil-
habe. 

(Abgeordnete Petra Krümpfer [SPD]: Ja!) 

Der neue Mindestlohn orientiert sich am sogenann-
ten „Living Wage“. Richtgröße ist dabei 60 Prozent 
des medialen Einkommens. Wir dürfen aber an der 
Stelle nicht vergessen, dass die soziale Absiche-
rung Kernaufgabe des Staates als Sozialstaat ist. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Oje!) 

Der Blick auf Daten der Bundesagentur für Arbeit 
zeigt aber ohnehin, dass Vollzeitbeschäftigte nur 
selten wegen zu niedriger Einkünfte auf staatliche 
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Transferleistung angewiesen sind. Von Aufsto-
ckung betroffen sind primär Teilzeitangestellte und 
geringfügig Beschäftigte. Übrigens, davon Be-
troffene haben wir sehr viele auch in Bremen. 

Wir dürfen auch nicht vergessen, dass wir mit dem 
Mindestlohn den Arbeitslosen nicht helfen, sogar 
im Gegenteil, nämlich dann, wenn der Mindest-
lohn zu hoch eingestuft ist und der Einstieg in den 
Arbeitsmarkt erschwert wird. Gerade in Bremen 
haben wir ein strukturelles Problem, was die Lang-
zeitarbeitslosigkeit betrifft. Viele der hier angebo-
tenen Maßnahmen greifen nicht, denn die Zahl der 
von Langzeitarbeitslosigkeit Betroffenen steigt in 
Bremen nach wie vor weiter an. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Hört, 
hört!) 

Der größte Schutz vor Armut ist eben eine Arbeit, 
und das ist ein wichtiger Fakt. Der Mindestlohn in 
seiner Höhe von 12 Euro wird übrigens 160 Tarif-
verträge obsolet machen und ungefähr sechs Milli-
onen Mitarbeitende betreffen. Auch hier von uns 
der Hinweis, so möchte ich an Sie anknüpfen, Frau 
Hornhues: Gerade in den aktuellen Krisenzeiten, in 
denen Firmen massiv zu kämpfen haben, wird das 
ein weiterer Akt, der für sie auch nicht ganz einfach 
ist, vor allem, was diesen Landesmindestlohn in 
Bremen betrifft. 

(Beifall FDP, CDU) 

Jetzt kommt die Idee von Ihnen, das Ganze an den 
TV-L zu koppeln. Bei der Anlehnung des Mindest-
lohns an den TV-L werden aber weder die Bedürf-
nisse noch die Interessen der Wirtschaft oder des 
Handwerks in diese automatisierte Entwicklung 
des Landesmindestlohns eingebunden. Die finanzi-
ellen Auswirkungen auf Unternehmen sind nicht 
berücksichtigt, genauso wenig wie Tendenzen, 
dass Unternehmen sich perspektivisch umsiedeln 
könnten. Die Hausausforderungen an die Unter-
nehmen könnten je nach Branche existenziell sein. 
Die wirtschaftliche Entwicklung der Wirtschaft und 
die der öffentlichen Verwaltung – das dürfen wir 
auch nicht vergessen – laufen keineswegs parallel. 

Es gibt auch kaum ökonomisch vertretbare oder 
nur annäherungsweise rationale Gründe, warum 
Bremen hier wieder einen Sonderweg gehen muss. 
Mit Blick in Richtung Bundesmindestlohn gibt es 
Länder, die die Überlegung in Betracht ziehen, den 
Landesmindestlohn abzuschaffen. Das ist auch für 
uns der absolut richtige Weg, wir haben es schon 
mehrfach mit der CDU gefordert. 

(Beifall FDP, CDU) 

Wenn man über den Mindestlohn, über den Lan-
desmindestlohn entscheidet, sollte die Findung 
über die Höhe des Mindestlohns aber bitte über ein 
transparentes Verfahren, das kontinuierlich über-
prüft und angepasst wird, geschehen. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Aber das passiert doch jetzt!) 

Mit der Gesetzesänderung wird – und das wurde 
gerade eigentlich mit ein bisschen Stolz berichtet – 
die Landesmindestlohnkommission abgeschafft, 
die wird obsolet, aber das ist doch der falsche Weg! 

(Abgeordnete Petra Krümpfer [SPD]: Nein!) 

Einer der gemeinsamen Findungen eines für alle 
akzeptierten und verkraftbaren Mindestlohnni-
veaus wird nämlich damit eine Absage erteilt. Ob 
die öffentlichen Tarifverhandlungen die angemes-
sene Ausgangsgröße für die Anpassung des Min-
destlohns sind, ist fraglich, denn der eine Bereich 
ist eine eher politische Ermessenssache – teils be-
zugnehmend auf Haushaltssituationen –, der an-
dere Part ist der aus der Wirtschaft kommende, wo 
es darum geht, Leistungsfähigkeit von Unterneh-
men in der Wirtschaft anzuschauen. 

Ganz ehrlich: Hier werden Äpfel mit Birnen vergli-
chen. Bei solch einem Automatismus ist zu betrach-
ten, dass die Möglichkeit besteht, dass bei einer ho-
hen Inflation dieser Automatismus auch noch in der 
Gefahr der Lohnpreisspirale endet. Deswegen: Wir 
werden das Ganze, wie Sie sich denken können, 
ablehnen, aber wir finden auch: Gerade vor dem 
Hintergrund 

(Glocke) 

jetzt aktuell hätten wir andere Dinge zuerst zu lö-
sen. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Dr. Henrike 
Müller. 

Abgeordnete Dr. Henrike Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Frau Präsidentin! Ich will erst mal einer 
Irritation Ausdruck verleihen: Ja, wir haben schon 
sehr oft hier über den Landesmindestlohn disku-
tiert – aber das wird ja heute absehbar erst mal eine 
der letzten Debatten sein. Das dürfte auch diese 
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Seite des Hauses freuen. Bisher ist aber als, wie ich 
finde, immer richtiges, zentrales Argument gekom-
men: Lohnverhandlungen haben nichts im politi-
schen Raum zu suchen – was Frau Wischhusen 
auch gerade noch mal erwähnt hat –, das sollen die 
Tarifpartner erledigen. 

Jetzt haben Sie, glaube ich, einen zentralen Satz in 
der Vorlage übersehen, nämlich: „Der Senat trifft 
künftig keine Festsetzungen mehr zur Festlegung 
des jeweils geltenden Landesmindestlohns.“ Das 
hätten Sie doch jetzt mal abfeiern können, liebe 
CDU und liebe FDP! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE – 
Abgeordnete Christine Schnittker [CDU]: Wir 
trauen dem Braten nicht!) 

Der Senat hält sich zukünftig raus! Das ist doch die 
beste Nachricht, die man überhaupt heute vermit-
teln kann! Jasmina Heritani hat es auch betont: Wir 
überführen die Debatte in die Tarifbindung. Ich 
gehe ganz stark davon aus, dass sowohl CDU als 
auch FDP nichts gegen tarifgebundene Beschäfti-
gung haben. Vielen Dank für die Zustimmung! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Darauf will ich mich gerne konzentrieren, weil das 
wirklich bedeutungsvoll ist. Ich finde, das ist eine 
enorm kluge Lösung, die wir hier gefunden haben, 
nämlich von diesen ewigen Landesmindestlohnde-
batten wegzukommen und alle zwei Jahre oder alle 
vier Jahre, spätestens, wenn Neuwahlen anstehen, 
50 Cent oben draufzutun im Wahlkampf, sondern 
zu sagen: Die unterste Stufe der öffentlichen Be-
schäftigung, die ist der geltende Maßstab für jegli-
che Beschäftigung in Bremen. Diese unterste Stufe 
von 12 Euro und ein paar Äppels ist ja nun wirklich 
keine Überbezahlung für Beschäftigung, liebe Op-
position, das kann man nun wirklich nicht behaup-
ten, sondern es ist eben wirklich die unterste Stufe 
für zumutbare Entlohnung von Arbeit. 

Ich wünschte, der Bund macht uns genau das wie-
der nach, denn dann können wir uns auch bundes-
weit diese ewigen Mindestlohndebatten sparen 
und können klar machen – ich sage es noch einmal 
ganz deutlich –: Wenn sich ein Unternehmen einen 
Stundenlohn von 12 Euro nicht leisten kann, dann 
ist dieses Unternehmen nicht überlebensfähig. 
Punkt. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

So einfach ist das. Wer unter dieser Lohngrenze Be-
schäftigte beschäftigen muss, der sollte seinen Bu-
sinessplan wirklich noch mal überdenken, ganz 
ehrlich! 

Letzter Punkt: Wir haben es in Bremen – das ist 
auch schon gesagt worden – vor allem aber damit 
zu tun, dass wir nicht genügend Arbeitsstunden zu-
sammenbekommen, um eine existenzsichernde Ar-
beit für die Beschäftigten zu gewährleisten, sprich 
Minijobs, sprich Teilzeitbeschäftigung. Da können 
wir den Mindestlohn noch so oft erhöhen, das wird 
die eigentliche Problemlage nicht lösen. Da bin ich 
vollkommen d’accord. 

Jetzt haben wir den ersten Schritt erledigt und dau-
erhaft eine Untergrenze für Beschäftigung festge-
legt. Das, finde ich, ist eine sehr, sehr gute Nach-
richt. In einem zweiten Schritt überlegen wir uns 
dann gemeinsam, wie wir dazu kommen, dass 
mehr Beschäftigte über Arbeitsverhältnisse verfü-
gen, in denen sie sich allein aus ihrer eigenen Ar-
beitskraft heraus einen existenzsichernden Lohn 
erwirtschaften können. – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort Senatorin Kristina Vogt. 

Senatorin Kristina Vogt: Frau Präsidentin, liebe 
Abgeordnete! Wir diskutieren heute den Entwurf 
zur Änderung des Landesmindestlohngesetzes be-
ziehungsweise das Mindestlohngesetz. Ich bin 
meiner Vorrednerin Frau Dr. Müller sehr dankbar. 
Insgesamt bin ich froh, dass das Parlament jetzt 
diese Änderung beschließen wird und dass der Se-
nat diese Vorlage auch beschlossen hat, weil wir 
tatsächlich einen weiteren wichtigen Schritt in der 
Etablierung des Landesmindestlohns machen und, 
ehrlich gesagt, auch dafür sorgen, dass wenigstens 
etwas mehr Geld bei Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern ankommt. 

Wir koppeln den Landesmindestlohn an die Ein-
stiegsstufe des TV-L, schaffen damit die Kommis-
sion ab, das hatten wir angekündigt. Ehrlich ge-
sagt, da haben wir nämlich dann die Tarifautono-
mie, weil der TV-L von Tarifparteien verhandelt 
wird. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Richtig!) 
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Der Landesmindestlohn steigt damit ab Dezember 
2022 auf 12,29 Euro, was mich, ehrlich gesagt, 
freut. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wir reden hier immer noch über verdammt wenig 
Geld. Wir haben zwei übereinanderlappende Kri-
sen, wir haben eine wahnsinnige Inflation, und ge-
rade bei Geringverdienenden muss endlich mehr 
Geld ankommen. Die können kaum noch am ge-
sellschaftlichen Leben teilhaben. Selbst das Kaufen 
von Windeln wird für viele, die arbeiten, inzwi-
schen ein Problem. Die Sorgen, ob das Geld zum 
Monatsende überhaupt noch angesichts der stei-
genden Preise und der hohen Energiekosten reicht, 
treibt immer mehr Menschen um. Deswegen ist es 
ein wichtiges und richtiges Signal, das die Bürger-
schaft heute an Menschen aussendet, die in bremi-
schen Eigenbetrieben, Bremer Gesellschaften ar-
beiten und jetzt einen höheren Lohn bekommen. 

Ich finde, wir, also insgesamt die Politik bundes-
weit hat den Menschen in den vergangenen insbe-
sondere zweieinhalb Jahren verdammt viel zuge-
mutet. Die Maßnahmen zur Bekämpfung der Pan-
demie und auch jetzt die Folgen des Angriffskriegs 
Russlands gegen die Ukraine besorgt viele, nicht 
nur die Angst vor dem Krieg, sondern inzwischen 
auch die Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes, 
aber auch, weil man sich lebenswichtige Dinge, 
wie eine warme Wohnung nicht mehr leisten kann. 

Jetzt gibt es wieder ein paar Mythen, die hier auf-
gedeckt werden. Ich finde, das ist relativ schräg, 
und ich sage das jetzt mal ganz deutlich: Liebe 
CDU, wir machen keinen reinen Bremer Allein-
gang. Ich kann das mantramäßig wiederholen. Ber-
lin hat einen Landesmindestlohn von jetzt 
12,50 Euro, der in diesem Jahr noch auf 13 Euro er-
höht wird. Hamburg hat seit 2018 einen Mindest-
lohn von 12 Euro, Brandenburg hat einen Vergabe-
mindestlohn von 13 Euro. Wo da die Wettbewerbs-
verzerrung am Föderalismus sein soll, weiß ich 
nicht. Es gibt auch noch andere Vergabemindest-
löhne, die auch irgendwie in unseren Größenord-
nungen spielen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Überhaupt Vergabe: Wir haben im März den Gel-
tungsbereich des Landesmindestlohns auf binnen-
marktrelevante europaweite Vergabe ausgeweitet. 
Das ist, liebe FDP und liebe CDU, ein wichtiger 
Schritt für Bremer Mittelständler, die nämlich im-
mer bei europaweiter Vergabe zu kurz gekommen 

sind. Weil nämlich die Lohnkosten in Polen billiger 
waren, sind Flyer, die senatorische Behörden oder 
jemand anders in Auftrag gegeben hat, wie Gesell-
schaften, nicht von Bremer Druckereien gedruckt 
worden, sondern in Polen. Genau diese Auswei-
tung des Landesmindestlohns auf die binnen-
marktrelevante Vergabe hilft damit übrigens auch 
den Bremer Unternehmen. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Die EU-Kommission will die Mindestlöhne in den 
Mitgliedsstaaten stärken, hat 2020 einen Entwurf 
vorgelegt. Ich muss jetzt schneller sprechen, meine 
Uhrzeit läuft ab. Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) begrüßt den Vorschlag, den die EU-Kom-
mission vorgelegt hat. Die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) lehnt es 
natürlich ab, Ritual, Ritual, Ritual. 

Nun haben sich in der letzten Woche endlich das 
EU-Parlament und der Ministerrat auf die Eck-
punkte einer EU-Mindestrichtlinie geeinigt. Die 
Aktualisierung der nationalen Mindestlöhne soll 
mindestens alle zwei Jahre erfolgen. Die Mindest-
löhne müssen mindestens 60 Prozent des Bruttome-
dianlohns und 50 Prozent des Bruttodurchschnitts-
lohns der Länder betragen. Das, liebe Opposition, 
ist für Deutschland relevant, denn bei weniger als 
80 Prozent Tarifabdeckung muss ein nationaler 
Aktionsplan vorgelegt werden. Wenn dieser Vor-
schlag formal auch durch das Parlament und die 
EU-Staaten bekräftigt wird, müsste Deutschland 
einen solchen Aktionsplan auflegen. Das zeigt, wie 
nötig Mindestlöhne sind, auch Landesmindest-
löhne, denn Deutschland hat eine verdammt 
schwache Tarifabdeckung von nur 44 Prozent. Das 
ist der eigentliche Skandal. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Jetzt habe ich noch acht Sekunden. Wir haben ei-
gentlich auch alles gesagt. Was mir leider noch 
nicht ganz gelungen ist, das räume ich offen ein, ist 
die Nacherwerbsphase, sprich die richtige Renten-
festigkeit. Da haben wir aber im Vorschlag oder im 
Gesetzesvorschlag auch einen Weg aufgezeigt. 
Insgesamt bin ich froh, dass wir jetzt keine Kom-
mission mehr haben und dass der Tarif der Länder 
gilt und damit auch die Tarifparteien am Zug sind. 
Ich weiß, die Opposition wird wahrscheinlich wie-
der alle zwei Jahre einen Antrag zur Abschaffung 
des Landesmindestlohns vorlegen. Deswegen, 
Frau Dr. Müller, haben wir die Debatten auch wei-
terhin. 
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(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Nein! – 
Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ich glaube nicht! – Abgeordneter Heiko 
Strohmann [CDU]: Nicht wegen des Mindest-
lohns!) 

Aber sei es drum. Ich finde, dass wir heute einen 
guten und wichtigen Schritt gehen, und der kommt 
Menschen in Bremen zugute. – Herzlichen Dank an 
die Koalition! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in zweiter Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen CDU, FDP, L.F.M. Abgeordneter Peter 
Beck [BIW], Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung. 

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) vom 
Bericht der staatlichen Deputation für Wirtschaft 
und Arbeit, Drucksache 20/1484, Kenntnis. 

Ein zukunftsfähiger Hafenstandort braucht eine 
kluge Verkehrslösung – Hafenrandstraße jetzt re-
alisieren  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 16. Mai 2022  
(Drucksache 20/1473) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Dr. Clau-
dia Schilling. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner erhält der Abgeordnete Profes-
sor Dr. Hauke Hilz das Wort. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Zuhörende! 
Wir schlagen Ihnen heute erneut, muss man ja sa-
gen, vor, das Projekt Hafenrandstraße in Bremer-
haven weiter zu verfolgen. Die Verkehrsprobleme, 
die wir in den letzten Wochen hatten, sollten uns 
allen Grund genug sein, um über die Verkehrslage 
im Hafen noch mal neu nachzudenken. 

Es kam in den letzten Wochen immer wieder zu 
Lkw-Staus. Es ist über eine Vorstaufläche eine 
Übergangslösung gefunden worden, aber eins 
muss auch klar sein: Sobald der Tunnel der 
Cherbourger Straße endlich fertig ist – egal, ich 
sage nicht, wann er fertig wird, man weiß es nicht 
–, dann werden natürlich die Verkehrsströme noch 
mal neu gedacht werden müssen. 

Was fehlt in diesem Falle, ist eine Verbindung von 
der Barkhausenstraße, von der Franziusstraße bis 
zur Alfred-Wegener-Straße und dann an die 
Cherbourger Straße. Diese als Hafenrandstraße, o-
der „Querspange Ost“ hat man sie mal benannt, – 
–. Diese Straße ist aus unserer Sicht eine ganz wich-
tige Entlastungsstraße, sowohl für den Hafen, für 
die Wirtschaftsverkehre als auch für den innerstäd-
tischen Verkehr. 

(Beifall FDP – Präsident Frank Imhoff übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Warum? Möchte ich auch gern erläutern. Die Wirt-
schaftsverkehre derzeit – –. Oder anders herum: 
Die Verbindung zwischen der Barkhausenstraße, 
dem Bereich Roter-Sand-Quartier bis hin zur obe-
ren Bürgermeister-Smidt-Straße, der nördlichen – –
. Wenn man von da aus in den Norden der Stadt 
möchte, Leherheide, Speckenbüttel – jetzt wird es 
ein bisschen lokal –, dann führt der Weg entweder 
durch den Hafen fast bis Weddewarden und dann 
wieder über die Wurster Straße zurück oder er führt 
mitten durch die Wohngebiete Klushof, durchs 
Goethequartier. Ich glaube, das ist keine gute Lö-
sung. 

Am Montag war ein Empfang in Bremerhaven, ei-
nige hier aus dem Raum sind auch da gewesen. Ich 
hatte ein Gespräch mit einem Anwohner aus dem 
Bereich Lange Straße, Nordstraße, also Klushof. 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Wir fragen 
jetzt mal, wer noch mitkommt.) 

Ja, wir fragen mal, wer da mitkommt, aber ich emp-
fehle einen kleinen Blick auf Google Maps, da 
kann man alles nachverfolgen. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1484
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1473
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Also, im Bereich Lange Straße, Klushof, dort ist ge-
nau der Verkehr, der aus der Rickmersstraße 
kommt, mitten durchs Wohngebiet. Zwei Einbahn-
straßen, die den dort führen. Da ist der Wunsch 
schon da, dass dort weniger Verkehr ist. Das Argu-
ment ist immer: Verkehr raus aus dem Wohngebiet, 
dann kann dieses Wohngebiet leben. Das ist auch 
eine Position, selbstverständlich, die wir als Freie 
Demokraten haben. 

(Beifall FDP) 

Das erreicht man nur, wenn man den Durchgangs-
verkehr bündelt und über leistungsfähige Straßen 
kanalisiert. 

In diesem Fall ist es aus unserer Sicht gut, die Ha-
fenrandstraße zu wählen, so wie wir es vorgeschla-
gen haben auf stadtbremischem Gebiet, der Bre-
merhavener würde sagen, hinter dem Zaun. Tat-
sächlich ist dort schon eine Straße, das ist kein Ein-
griff in die Natur, sondern da läuft eine Straße, die 
derzeit der BLG LOGISTIKS GROUP AG & Co. KG 
(BLG) gehört oder beziehungsweise von der BLG 
gepachtet ist, auf dem BLG-Gelände ist, direkt am 
Zaun längs, also von der Franziusstraße durchge-
hend bis zur Alfred-Wegener-Straße. 

Diese Straße könnte man mit mittelmäßigem Auf-
wand ertüchtigen und hier tatsächlich eine Entlas-
tung schaffen. Gleichzeitig holt man den Durch-
gangsverkehr aus dem Hafen raus. Auch dort ist 
der Privatverkehr manchmal durchaus störend, ins-
besondere durch die vielen Bahnübergänge, die es 
da logischerweise zu Recht gibt, damit Ware, die 
am Hafen ankommt, auf die Bahn verladen wird. 

Kurz gesagt, es ist und bleibt eine richtig gute Idee, 
hier weiter an den Planungen zur Hafenrandstraße 
festzuhalten, um die Stadt zu entlasten, aber auch 
um den Hafen zu entlasten und um die Verkehrs-
wege im Überseehafengebiet in Bremerhaven neu 
zu denken. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Jörg Zager. 

Abgeordneter Jörg Zager (SPD): Herr Präsident, 
meine Abgeordneten! Ich konnte Ihnen folgen, 
Herr Professor Hilz, weil ich auch aus Bremerhaven 
komme. Von daher konnte ich ein, zwei Sachen 
noch nachvollziehen. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Dachte 
ich mir! – Abgeordnete Christine Schnittker [CDU]: 
Das reicht auch! – Abgeordneter Heiko Strohmann 
[CDU]: Herr Günthner konnte nicht mehr folgen!) 

Aber die Idee finde ich immer noch nicht gut, dass 
wir diese Hafenrandstraße bauen, weil ihr Ziel war 
es ja, gerade den Lärm zu reduzieren und Lebens-
qualität zu steigern. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Anfang des 
Jahres klang das noch anders!) 

Ich finde, da haben Sie eine Idee aufgenommen, 
die nicht notwendig ist und zudem die Interessen 
der Menschen vor Ort ignoriert. 

Ich stelle mir das gerade bildlich vor. Da kommt der 
40-Fuß-Truck von der Autobahn, nimmt die Ab-
fahrt Mitte, fährt über die Geeste, zack, wupp, bin 
ich voll drin in einem großen Wohngebiet, sprich, 
auf der Lloydstraße. Am Ende biegt er rechts ab 
und kommt dann auf die Barkhausenstraße. Da 
wohnen auch viele, viele Menschen. Dann biegt er 
ab zum Zolltor Roter Sand und würde dann auf die 
Hafenrandstraße fahren. Diese würde dann vorbei-
führen an einem Kleingartengelände und einem 
Einfamilienhausgebiet an der Neuen Aue. Dann 
lande ich entweder am Zolltor Alfred-Wegener-
Straße, kann ich ja abbiegen, oder ich ende auf der 
Cherbourger Straße, wo ich auf den Verkehr treffe, 
der den Hafentunnel genommen hat. 

Ob das optimal ist, weiß ich nicht. Ich finde, damit 
können die Ziele der Lärmreduzierung und der da-
mit verbundenen steigenden Lebensqualität nicht 
erreicht werden, ganz zu schweigen von der Belas-
tung der Straßen durch die schweren Lkws. So ein 
40-Fuß-Container, der kann auch schon einiges 
Gewicht auf die Straße bringen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Maximal 
40 Tonnen!) 

Ich finde, wir sollten eher die Bedenken der Men-
schen vor Ort ernst nehmen und vielleicht anders 
handeln. Ja, Sie haben recht, die Verkehrssituation 
ist im Augenblick nicht optimal. Das konnten wir 
der Vorlage aus dem Hafenausschuss zur hafenbe-
zogenen Verkehrssituation entnehmen. 

Eine kurzfristige Entlastung haben wir geschaffen, 
indem die BLG diese Vorstaufläche am Grauwall-
ring geschaffen hat. Ja, es gab Anfangsschwierig-
keiten, aber mittlerweile ist was geregelt. Na ja, es 
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läuft einigermaßen gut. Trotzdem werden perspek-
tivisch weitere Managementsysteme eingeführt, 
die den Verkehr besser steuern sollen. Das wird 
sich auch wiederfinden in dem Hafenkonzept, per-
spektivisch. 

Allerdings, wie gesagt, in der Sitzung des Hafen-
ausschusses gab es keine Einwände oder Kritik o-
der Lösungsansätze zu der Vorlage zur Verkehrssi-
tuation in Bremerhaven. Dazu habe ich nichts ge-
hört. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Ja, da steht 
das ja auch drin, dass die geplant wird! – Heiter-
keit) 

Genau. Mit der Eröffnung des Hafentunnels, der 
zum 30. Juni 2023 aufgemacht werden soll, glaube 
ich schon, dass wir die Verkehre der Trucks von der 
Autobahn runterkriegen, dass sie nicht mehr durch 
die Stadt fahren müssen, sondern dass sie direkt 
ohne Ampelschaltung in den Hafen geführt werden 
können und das führt zur Entlastung der Innen-
stadt. Das führt einfach dazu. Lassen Sie uns doch 
lieber daran arbeiten, dass noch mehr Ladungen 
per Schiff oder Eisenbahn weitertransportiert wer-
den, und zwar schneller und ohne dabei in Konkur-
renz zum Straßenverkehr zu treten. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das ist 
meistens so beim Hafen! – Abgeordnete Susanne 
Grobien [CDU]: Ja, das haben wir Montag auch ge-
sagt!) 

Genau. Im letzten Jahr haben wir bereits mehr 
Container auf der Schiene als auf der Straße trans-
portiert. Um mehr Ladung per Schiene zu transpor-
tieren, wird hoffentlich im Rahmen des Hafenent-
wicklungskonzepts ein IT-System etabliert wer-
den, damit die Bremische Hafeneisenbahn noch ef-
fektiver arbeiten kann. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Jo! Und 
Digitalfunk!) 

Und digital. Zudem muss das Programm „Zukunft 
Schiene Nord“, dass die Deutsche Bahn und die 
Nordländer Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
mit ihrer Unterzeichnung des Memorandum of Un-
derstanding gerade auf den Weg gebracht haben 
umgesetzt werden. Damit sollen schließlich bis 
2030 30 Milliarden Euro in die Förderung und Be-
schleunigung des Schienenausbaus Nah-, Fern- 
und Güterverkehr fließen, wovon wir in Bremer-
haven auch was hätten. In diesem Sommer sollen 

erste Ergebnisse vorgestellt werden. Ich bin ge-
spannt darauf. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ich auch!) 

Die Planung einer Hafenrandstraße betrachtet ei-
nerseits zu wenig die konkreten Bedürfnisse der 
Menschen vor Ort, geschweige denn die ökologi-
schen Aspekte, noch ist die Hafenrandstraße zwin-
gend erforderlich. Es gibt schlichtweg bessere Al-
ternativen. Daher lehnen wir Ihren Vorschlag ab. – 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Thomas Jürgewitz. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Erst mal muss ich feststellen, der hafenpolitische 
Sprecher der SPD scheint nicht richtig durchzubli-
cken. Hafenbetriebe, Hafenarbeiter, Spediteure, 
Lkw-Fahrer beschweren sich über eine mangel-
hafte Hafeninfrastruktur zum Beispiel bei der Ab-
fertigung und über unzureichende Vorstellstauflä-
chen. Aber auch Autofahrer und Anwohner von 
Hauptstraßen in Bremerhaven beschweren sich 
über verstopfte Straßen, Lärm und Umweltbeein-
flussungen durch den permanent starken Lkw-Ver-
kehr in Bremerhaven. Kein Wunder, denn die Ha-
feninfrastruktur auf Straßen und Gleisen ist der Ha-
fenentwicklung nur äußerst mangelhaft gefolgt. 

1,097 Millionen Container haben Bremerhaven 
2021 erreicht oder per Lkw verlassen. Das sind 
2 980 Container-Lkws pro Tag, die sich durch Bre-
merhaven bewegen. Dazu kommen die Pkw-Car-
rier von geschätzten 850 000 Personenkraftwagen 
mit insgesamt 300 Bewegungen, Lkw-Bewegun-
gen pro Tag, in Summe also rund 3 300 Lkws, die 
sich pro Tag durch Bremerhaven bewegen. Eine 
irre Zahl. Ladungen, die eigentlich schon aus Um-
weltschutzgründen auf die Bahn gehören, aber 
auch das geht mangels unterlassener Planungen 
von Bahn- und Hafenwirtschaft sowie der verant-
wortlichen Politik seit Jahrzehnten in Bremen 
nicht. Es fehlen eben seit Jahrzehnten zusätzliche 
Gleisverbindungen nach Bremen, direkte Gleisver-
bindungen nach Hamburg für Nord- und Osteu-
ropa. 

Verbesserungen sind bei den Bahnverbindungen 
nicht in Sicht, im Hafen vielleicht, aber nicht nach 
Bremen oder Hamburg. Auch hier verschläft die 
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Politik, auch gerade, wenn Grün mitregiert, in Ber-
lin, in Hannover und natürlich in Bremen, die Zeit 
und damit die prosperierende Zukunft der Stadt 
Bremerhaven. Man hat ja wichtigere Projekte wie 
Migration oder andere woke und diverse Themen. 

Zurück zur letzten Kneipe vor New York mit sei-
nem Hafen. Die Lösung, den Hafen und innerstäd-
tischen Verkehr zu entlasten, könnte die Hafen-
randstraße sein. Geplant wird hieran schon seit 
über 20 Jahren, aber die Politik, namentlich wohl 
Rot-Grün, hat Probleme wegen der Anwohner und 
der Umwelt. 

(Abgeordnete Petra Krümpfer [SPD]: Ja!) 

Da hier aber außer dem Ortsteil Eckernfeld kaum 
Einwohner betroffen sind und die projektierte 
Straße auf stadtbremischem Gebiet liegt, ist die 
Umwelt in Bremerhaven kaum betroffen. Im Ge-
genteil, die würde maßgeblich entlastet. 

Im stadtbremischen Hafenbereich würde der Lkw-
Verkehr entscheidend entzerrt. Im innerstädti-
schen Bereich Grimsbystraße, Lloydstraße, Bark-
hausenstraße, Schleusenstraße könnte man end-
lich, was früher schon einmal geplant war, diese 
Straßen als Zugang zum Hafen für den Lkw-Ver-
kehr sperren. Damit bekäme auch endlich der Ha-
fentunnel, der vielleicht doch irgendwann fertig 
sein sollte, seine tatsächlich angedachte Aufgabe: 
Jeglichen Hafenverkehr über diese Strecke – näm-
lich Cherbourger Straße, Hafentunnel – in das Ha-
fengebiet zu bringen und die täglichen rund 3 300 
Lkws aus der Stadt rauszuhalten. Allerdings ist die 
SPD gegen die Hafenrandstraße. 

Die SPD hat Angst, dass ihr die Wähler im Eckern-
feld weglaufen, und darauf spekulieren allerdings 
dann auch die Grünen, dass sie dann zu ihnen 
kommen. 

(Abgeordneter Jörg Zager [SPD]: Wir haben keine 
Angst!) 

Die Grünen haben natürlich noch andere Aspekte. 
Es gibt noch Frösche und Kröten, die machen da 
auch noch ein Problem. Die SPD sollte allerdings 
bedenken, dass die Hafenarbeiter, die Lkw-Fahrer, 
andere Anlieger an Bremerhavens Hauptstraßen 
deutlich mehr Wähler stellen als die bisherigen 
SPD-Wähler in Eckernfeld und die Eckernfelder 
haben den Hafen- und Verkehrslärm jetzt ja auch 
schon. Die liegen jetzt schon direkt am Hafen und 
könnten durch die Lärmschutzmaßnahmen dann 

besser geschützt werden, indem entsprechende 
Maßnahmen getroffen werden. 

Ja, es ist eine Abwägungsfrage. Der Vorteil einer 
Hafenrandstraße auf stadtbremischem Gebiet liegt 
aber klar auf der Hand. Lassen Sie die neue Sei-
denstraße nach Asien mit der Hafenrandstraße in 
Bremerhaven beginnen und enden. Dies ist zum 
überwiegenden Vorteil Bremerhavens und auch 
des Landes Bremen. – Danke schön! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Robert Bücking. 

Abgeordneter Robert Bücking (Bündnis 90/Die 
Grünen): Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Lassen Sie uns gemeinsam noch ein bisschen 
den Stadtplan von Bremerhaven studieren. Ich 
muss zugeben, dass ich nicht in Bremerhaven ge-
boren wurde und auch sonst noch nicht viel Zeit in 
meinem Leben dort verbracht habe. Aber ich habe 
versucht, diesen Konflikt zu verstehen, um den es 
hier geht. 

Das eine große Thema ist völlig naheliegend, das 
ist die Frage: Wie ist der Hafen angebunden an die 
A 27 und an den Zulauf dieser großen Mengen von 
Lkws und entsprechend auch in die andere Rich-
tung? Da habe ich verstanden, dass wir uns in Bre-
men darauf verständigt hatten, dass wir mit der 
Cherbourger Straße versuchen, die wichtigsten, die 
größten Bereiche des Hafens direkt an die A 27 an-
zuschließen, komfortabel mit dem Tunnel, ohne 
Kreuzung. Das war unsere zentrale Idee. Stimmt 
das einigermaßen, Frau Grobien? 

In dieses Projekt haben wir – –. Wenn ich das rich-
tig in Erinnerung habe, das letzte Mal als wir über 
Preiserhöhungen geredet haben, war die Zahl ge-
fallen: 220 oder 215 Millionen Euro kostet der Spaß 
mittlerweile. Nicht alles Bremer Geld, das ist klar, 
aber doch zu einem bestimmten Anteil Bremer-
havener und Bremer Geld. Diese Investition soll im 
Wesentlichen dafür sorgen, dass der Containerha-
fen und der Automobilhafen erschlossen werden, 
dass der Nordhafen und der Osthafen erschlossen 
werden. Das sind die großen Teile des Hafens, die 
im Grunde genommen die Masse der Ladung ge-
nerieren. Die werden über diese Cherbourger 
Straße erschlossen. 

Ich glaube, es ist klug, diese Cherbourger Straße 
darauf zu beschränken, dass sie an die Autobahn 
angeschlossen ist und ihr nicht einen Bypass zu 
verordnen, der, wie jetzt vorgeschlagen, diese Ha-
fenrandstraße sein würde, indem das Tor Roter 
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Sand mit der Cherbourger Straße verknüpft wird. 
Das würde dazu führen, dass Lkws, die Ladung 
zum Hafen bringen wollen und nach Norden möch-
ten, aber eine Abfahrt früher von der Autobahn 
runterfahren, diesen Weg nehmen, den ich eben 
beschrieben habe. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Das tun sie 
jetzt auch schon!) 

Ja, Frau Grobien, das ist es. Das, glaube ich, ist kein 
guter Vorschlag. 

(Beifall SPD) 

Ein guter Vorschlag ist, die bleiben auf der Auto-
bahn, fahren über die Cherbourger Straße, statt 
sich durch die Stadt zu wälzen. Sie tun das zum Teil 
jetzt auch schon, nämlich auf der Stresemann-
straße, glaube ich, und Langener Landstraße. Das 
ist zu erkennen, dass das keine gute Sache ist, 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Ach, so ein 
Quatsch!) 

weil man mit der Hafenrandstraße den Verkehrs-
teilnehmenden gewissermaßen ein Angebot macht 
durch die Stadt zu fahren. Lkw- und Autofahrer 
sind darüber natürlich zu Recht empören, dass sie 
anderswo nicht gut durchkommen, im Stau stehen 
und dann diese Ausweichrouten nehmen. Das soll-
ten wir gerade vermeiden. Aus diesem Grunde 
teile ich die Analyse, die von den Bremerhavenern 
vorgetragen wird: Lasst uns die Finger von dieser 
Hafenrandstraße lassen! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Was sehr vernünftig ist, sind Vorstauflächen. Das 
ist ein wichtiger Beitrag zur Entlastung der Stadt 
und zur Erhöhung der Produktivität der Häfen. Was 
sehr vernünftig ist, ist hafenintern kreuzungsfreie 
Querungen zwischen Straße und Eisenbahn zu or-
ganisieren. Da gibt es ein paar definierte Projekte. 

Das sind ordentliche Beiträge, um den Zeitauf-
wand, den die Spediteure haben, die die Ladung 
transportieren, zu reduzieren und die Produktivität 
der Häfen zu erhöhen. In diese Richtung sollten un-
sere Gedanken, unsere Planungen gehen. Man 
darf bei aller Liebe zum Hafen daran erinnern, dass 
es Jahrzehnt für Jahrzehnt immer nur ein begrenz-
tes Investitionsvolumen gibt, und dass man sich 
sehr genau überlegen muss, wo es die höchste He-
belwirkung hat. 

Die höchste Hebelwirkung diagnostizieren wir hier 
nicht an der Hafenrandstraße, sondern eher an den 
Projekten, die ich eben kurz markiert haben. 

Da Martin Günthner die ganze Zeit geredet hat, 
frage ich mich kurz, ob ich auf dem richtigen Pfad 
bin, aber ich glaube, wir sind in dieser Angelegen-
heit einer Meinung. – Vielen Dank! 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Das haben 
Sie sehr gut gemacht! – Beifall Bündnis 90/Die Grü-
nen, SPD – Heiterkeit) 

Präsident Frank Imhoff: Ich finde es schön, dass 
sich parteiübergreifend alle über diesen Redebei-
trag einig sind, aber als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Ralf Schumann. 

Abgeordneter Ralf Schumann (DIE LINKE): Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Jetzt kom-
men zum Schluss noch die beiden alten Kanten aus 
Bremen, aber ich kann mich am Anfang auch 
gleich outen, Herr Professor Hilz, ich bin auch nicht 
in Bremerhaven geboren, auch nicht in Bremen, 
aber ich habe mal sieben Jahre in Bremerhaven ge-
arbeitet. Aber das ist schon lange her. Ich glaube, 
da gingen Sie noch zur Schule. 

(Heiterkeit) 

Das war von 1985 bis 1992. Da gingen Sie noch zur 
Schule. 

(Zuruf Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]) 

Ja, so ist das. Aber man kann es ja auch kurz ma-
chen. 

Eine Entzerrung der Verkehrslage im Hafengebiet 
durch die Hafenrandstraße ist eine mögliche Op-
tion, aber hier mal eben kurz beschließen, dass es 
in diese Richtung und nur in diese Richtung gehen 
soll, das kann man meiner Meinung nach nicht. 
Das geht nicht im Verhältnis zu Bremerhaven, das 
geht nicht im Verhältnis zu den verschiedenen Ak-
teur:innen im Hafen und das geht nicht im Verhält-
nis zu den Anwohner:innen. 

Die Idee einer Hafenrandstraße, habe ich gelernt, 
ist nicht neu. Ich glaube, 2009 hat die bremenports 
GmbH & Co. KG (bremenports) eine mögliche Lini-
enführung einer Hafenrandstraße auf stadtbremi-
schen Hafengebiet untersucht. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Das ist eine 
Machbarkeitsstudie!) 
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Im Ergebnis wurde festgestellt, dass dies auf dem 
nördlichen, rund einen Kilometer langen Abschnitt, 
ehemaliges Fisch-Zuggleis, grundsätzlich möglich 
wäre. Im südlichen Abschnitt wäre auf einer Länge 
von rund einem halben Kilometer aufgrund des 
vorhandenen Erbbaurechts der BLG und einer von 
der Firma Heinrichs errichteten Halle allerdings 
die Inanspruchnahme von Bremerhavener Gebiet 
oder eine Einigung mit der Firma Heinrichs erfor-
derlich. Das habe ich mir so erzählen lassen. 

In der Vergangenheit wurde seitens der Stadtge-
meinde Bremerhaven aufgrund von Befürchtungen 
der Anwohner:innen in der Nähe des Überseeha-
fens sowie der Ablehnung einer Streckenführung 
auf Bremerhavener Gebiet bislang kein Interesse 
an dieser Realisierung gezeigt. Nach den Erfahrun-
gen mit der Realisierung der Cherbourger Straße 
muss man sich das schon sehr genau überlegen. In 
den zuständigen Deputationen rollen schon alle mit 
den Augen, wenn sie die Cherbourger Straße auf 
der Tagesordnung sehen, denn so was dauert 
lange. Es dauert sehr lange, und es ist teuer, Herr 
Professor. Es ist teuer – –. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Ein 
Tunnel wird das nicht werden! – Abgeordnete 
Christine Schnittker [CDU]: Das ist schon befes-
tigt!) 

Sind wir hier eigentlich im Vorlesesaal, oder wie 
heißt das bei den Universitäten? Quatscht man 
Ihnen da auch immer so dazwischen? Ich weiß das 
gar nicht. Es wird noch mal teurer, bis er fertig ist. 

Man kann eine Menge mit kleinteiligen Lösungen 
machen. Die werden auch gemacht. Im vergange-
nen Jahr wurde die Senator-Borttscheller-Straße in 
einem zuvor nur zweispurigen Teilabschnitt um 
eine dritte Spur erweitert und eine vormals stark 
staubildende Linksabbiegerspur deutlich verlän-
gert. Die Wirksamkeit dieser Maßnahme hat sich 
zuletzt mehrfach erwiesen, da trotz wiederholt vor-
kommender erheblicher Verkehrsspitzen der 
Durchgangsverkehr im Hafen aufrechterhalten 
werden konnte. 

Als wesentlicher Lösungsansatz vonseiten der Ter-
minalbetreiber wurde angekündigt, dass sie je-
weils Entlastungen mit entsprechenden Zulauf-
steuerungen einführen wollen. Der Beginn wird 
wohl zum August dieses Jahres mit der EU-
ROGATE GmbH & Co. KGaA, KG (EUROGATE) 
wohl geschehen. Die BLG (Automobile) verfolgt 
ähnliche Pläne, beabsichtigt aber zugleich die Ab-

fertigung an deren Lkw-Gates weiter zu optimie-
ren. Zudem hat die BLG (Automobile) im Früh-
jahr 2022 als Zwischenlösung eine Vorstaufläche 
für über 100 Lkws angemietet. Diese erfüllt nach 
erfolgten Schwierigkeiten wohl nun doch ihren 
Zweck und das führt auch zu einer Entlastung. 

Also, da passiert schon etwas. Ziemlich daneben 
finde ich das Argument mit den Durchgangsver-
kehren durch die angrenzenden Stadtteile. Dafür 
wird der Hafentunnel angelegt: Um die Stadtteile 
zu entlasten. 

(Beifall SPD – Abgeordneter Martin Günthner 
[SPD]: So ist das!) 

Da muss man gegebenenfalls Maßnahmen ver-
schärfen, um Zollverkehre zu unterbinden. Zu sa-
gen, wir bauen noch mal eine Straße, um die Streu-
verkehre zu verhindern, scheint mir einigermaßen 
abwegig. Man muss natürlich auch noch mal über-
legen, ob das wirklich Zukunft hat, alles über die 
Straße zu machen, oder zukünftig besser mehr über 
den Schienenverkehr gemacht werden sollte. Im 
Zuge des neuen Hafenkonzepts wird ein Prozess 
angelegt sein müssen, der sich mit der mittel- und 
langfristigen Verkehrsplanung im Hafengebiet be-
schäftigt. Davon gehe ich aus. Jetzt mal schnell 
eine Machbarkeitsstudie 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Schnell? 
2019 in Auftrag gegeben!) 

für eine Hafenrandstraße beschließen, die man teil-
weise aus guten Gründen bislang eher zurückge-
stellt hat, das ist Verkehrspolitik mit der Brech-
stange. Das passt nicht mehr in die heutige Zeit. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Susanne Grobien. 

Abgeordnete Susanne Grobien (CDU): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ehrlicher-
weise ist man manchmal froh, dass da oben nicht so 
viele Menschen zuhören bei so einem Thema, das 
doch von ziemlich großer Bedeutung ist. Denn im-
merhin ist Bremerhaven der Hafenstandort unseres 
Landes, unseres Bundeslandes, und eigentlich wol-
len wir alle, dass er sich weiter positiv entwickelt. 

(Beifall CDU) 
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Insofern ist die Überschrift vom 01. April 2022 näm-
lich „Kräftemessen um die Hafenrandstraße“ – –. 
Eigentlich trifft dieser Titel das relativ genau, denn 
dass es offensichtlich auch innerhalb der SPD un-
terschiedliche Positionen gibt, ist hier schon durch-
geklungen. 

Wie gesagt, über eine Entlastung und Verbesse-
rung der Verkehrsinfrastruktur, insbesondere im 
Hafengebiet von Bremerhaven wird schon seit 
Jahrzehnten diskutiert. Der Hafentunnel, auch das 
hatten wir schon, soll nun wahrscheinlich nächstes 
Jahr in Betrieb sein und wir alle hoffen, genau, wie 
es hier auch gesagt wird, dass dann möglichst alle 
Lkws den Hafentunnel und die Cherbourger Straße 
nutzen. 

Wir alle haben – auch das klang heute schon an – 
davon gehört, dass es zu ziemlich großen Staus, ge-
rade jetzt in letzter Zeit und über die Brückentage 
kam. Von der Einfahrt des BLG-Autoterminals bis 
auf die Cherbourger Straße und Wurster Straße, 
viel mehr will ich auf Straßen- und Stadtteilpläne 
in der Rede nicht eingehen. 

Das hat wie gesagt viele Ursachen: Unzureichende 
Vorstellflächen, verschlafene Digitalisierung – wir 
haben immer noch keine digitale Slot-Buchungs-
verfahren für Lkws –, höhenungleiche Bahnüber-
gänge und vieles andere mehr. Die Lösung all die-
ser Probleme ist über die letzten Jahre zwar immer 
wieder angekündigt worden „Wir packen es an!“, 
aber nichts ist passiert. 

Ich kann nur jeder und jedem unser Positionspapier 
vom letzten Montag empfehlen, darin stehen ein 
paar konkrete Maßnahmen. Wir zielen mit der Ent-
wicklung eigentlich alle in die gleiche Richtung. 

Es ist folgerichtig, wenn wir ein großer Hafenstand-
ort sein und bleiben wollen, in die Infrastruktur zu 
investieren und auch über eine möglichst effiziente 
Verkehrssteuerung noch weiter nachzudenken als 
nur über einen Tunnel. 

Eine „Hafenspange Nord“ heißt sie auch schon – es 
gibt diese Machbarkeitsstudie bereits, darauf 
komme ich gleich noch einmal – würde nämlich 
eine redundante zusätzliche Anbindung an das 
Container- und Autoterminal ermöglichen, sollte 
der Hafentunnel mal blockiert sein. Sie würde eine 
durchgängige Erreichbarkeit der Hafenbereiche, 
auch für Rettungsfahrzeuge, sicherstellen, und na-
türlich würde sie auch den jetzt schon existieren-
den Lkw-Verkehr durch die Innenstadt entzerren. 

Weil man nämlich nachher nicht durch diese Ha-
fengebiete südlich davon fahren muss, sondern es 
eine Straße entlang der BLG gibt. 

Wie gesagt, aber auf der anderen Seite, da, wo jetzt 
schon der Zollzaun ist und auch eine Lärmschutz-
wand, sind Kleingärten und die Naturlandschaft, 
Neue Aue heißt sie, und natürlich auch Wohnge-
biete. Es fahren jetzt schon Autos und Lkws auf die-
ser Straße und auch diese wird, wie eben schon ge-
sagt, schon durch eine Lärmschutzwand geschützt. 

Es war von daher klar, dass 2019 – und ich glaube, 
wer da Senator war, das erinnern alle – bereits über 
eine Machbarkeitsstudie von bremenports disku-
tiert und diese auch in Auftrag gegeben wurde. 

Zahlreiche Fragen hätten wir mit dieser Machbar-
keitsstudie über die Sinnhaftigkeit einer solchen 
Hafenrandstraße, nämlich Kosten-Nutzen-Faktor, 
Trassenführung, Schutz der Anwohner und An-
wohnerinnen, klären können und hätten eine gute 
Entscheidungsgrundlage gehabt, aber aufgrund ei-
nes Parteitagsbeschlusses des SPD-Unterbezirks 
Bremerhaven wurde diese Machbarkeitsstudie 
Ende März von bremenports gestoppt. 

Ich kann verstehen, dass man sich als SPD nicht mit 
der Initiative Meergestrüpp und Anwohnern strei-
ten will, weil in einem Jahr Wahl ist, aber von der 
Senatorin hätte ich schon erwartet, dass sie das 
mehr aus der Sicht der Hafensenatorin als als Par-
teimitglied sieht. 

(Beifall CDU, FDP) 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an die Vor-
lage, Herr Zager hat es hier schon gesagt, der ha-
ben wir auch zugestimmt, die Vorlage vom 
09. März zum Thema hafenbezogene Verkehrssitu-
ation in Bremerhaven. Auch darin wird verklausu-
liert genau die Hafenrandstraße diskutiert. Da 
heißt sie nur Hafenspange Nord. Was soll jetzt 
Ende März falsch sein, was Anfang März noch rich-
tig war? Diese Taktiererei muss mir wirklich noch 
mal jemand erklären. 

(Beifall CDU) 

Es ist auch kein Wunder, dass Bremerhaven und 
wir als Wirtschafts- und Hafenstandort weiterhin 
abgehängt werden, wenn Planungen angescho-
ben, gestoppt, wiederaufgenommen und nachher 
dann nochmal umgekippt werden. Das führt zu 
Geldverschwendung und Ineffizienzen. Niemand 
und auch nicht wir als CDU-Bürgerschaftsfraktion 
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wollen die Problemlagen mit den Hafenverkehren 
in Bremerhaven verengen. Die Wahrheit ist nur, 
dass dieser Senat keines der genannten Probleme 
bisher anpackt und vorantreibt. 

(Beifall CDU) 

Wir wollen und müssen uns aber zukunftsfest ma-
chen. Hafenstandorte benötigen nun mal eine mo-
derne 

(Glocke) 

und leistungsfähige Infrastruktur. Wir werden dem 
Antrag der FDP-Fraktion deshalb zustimmen. – 
Vielen Dank! 

(Beifall CDU, FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Professor Dr. Hauke 
Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Zuhörende! 
Ein paar Anmerkungen muss ich nach der Debatte 
doch noch machen. Herr Zager und auch Herr Bü-
cking, wobei ich glaube, Herr Bücking hat das nur 
aufgegriffen, was Herr Zager gesagt hat: Sie zeich-
nen ein Bild, dass mit der Hafenrandstraße ein 
Lkw-Strom über Mitte die Lloydstraße plattfährt 
und dann die Anwohner in der Barkhausenstraße 
belästigt, am besten noch nachts. 

(Abgeordneter Robert Bücking [Bündnis 90/Die 
Grünen]: So habe ich das nie gesagt!) 

Da muss ich sagen, wir haben hier nicht die Abwei-
chung vom Koalitionsvertrag in Bremerhaven ge-
fordert oder die Position geändert. Daraus möchte 
ich kurz zitieren, aus diesem Koalitionsvertrag, der 
kommunal ist, aber ich war daran durchaus betei-
ligt. Hier steht, ich zitiere: „Mit der Fertigstellung 
des Hafentunnels sollen die Hafenverkehre ent-
sprechend gebündelt werden. Dabei ist auch eine 
mögliche Schließung der südlichen Zolleinfahrt für 
den Schwerlastverkehr zu erwägen.“ Diese Posi-
tion haben wir nach wie vor auch mit der Hafen-
randstraße. 

Das bedeutet nämlich nicht das, was Sie hier ge-
zeichnet haben – aus meiner Sicht bewusst falsch 
haben Sie beschrieben, dass die Lkw-Verkehre 
nach der Hafenrandstraße mitten durch die Innen-
stadt donnern – sondern es bedeutet, dass ein 

Kreisverkehr innerhalb des stadtbremischen Ha-
fengebietes ermöglicht wird, dass man beim Zolltor 
Weddewarden rein und beim Alfred-Wegener-
Zolltor wieder rausfahren kann. Das ist doch der 
große Vorteil so einer Hafenrandstraße. 

Wenn man dann für den Privat-Pkw-Verkehr das 
Zolltor weiterhin offenlässt, dann können die Stadt-
teil Klushof, Goethestraße entlastet werden, weil 
dann der private Verkehr aus dem Bereich Roter 
Sand, nördliche Bürger-, auch Barkhausenstraße – 
–. Wer in den Norden möchte, zum Gesundheits-
park Speckenbüttel zum Beispiel, könnte dann die 
Hafenrandstraße nutzen und müsste nicht mehr 
wie jetzt durch Nordstraße und Lange Straße, also 
mitten durch Klushof, mitten durch die Wohnge-
biete fahren. 

Ein bisschen mehr nachgucken, was geschrieben 
steht und was hier beantragt wird, das empfehle ich 
Ihnen schon, weil auch – –. Herr Bücking, auch 
wenn Sie nicht in Bremerhaven geboren sind, ich 
übrigens auch nicht, kann man sich vor so einer De-
batte doch informieren und nicht einfach dem Kol-
legen Zager hinterherlaufen, der ist nämlich nicht 
immer ganz richtig in der Frage, in der sachlichen 
Frage. 

(Beifall FDP, CDU) 

Herr Zager, Sie haben gesagt, es gibt bessere Al-
ternativen, und dann sind Sie gegangen. Ich habe 
gedacht: Mensch, wo sind sie denn, die besseren 
Alternativen? Aber Sie haben noch Redezeit. Ich 
freue mich darauf, dass Sie mir jetzt endlich die 
besseren Alternativen erklären. Aus unserer Sicht 
ist die beste Alternative, um die Verkehre zu ver-
bessern in diesem Fall die Hafenrandstraße und 
deswegen bitte ich um Zustimmung. – Herzlichen 
Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Robert Bücking. 

Abgeordneter Robert Bücking (Bündnis 90/Die 
Grünen): Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Ich werde hier ständig herausgefordert, was 
meine Stadtplankenntnisse angeht. Kollege Profes-
sor Hilz, ich habe gerade von Ihnen noch mal ge-
lernt, dass Sie sich vorstellen, dass das Zolltor Roter 
Sand für den Schwerlastverkehr gesperrt werden 
könnte. Das haben Sie ja erwogen. 
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(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Nein, das 
steht nicht im Koalitionsvertrag!) 

Ja, ja, ist schon gut. Den Koalitionsvertrag in Bre-
merhaven kenne ich so wenig wie den Stadtplan. 

(Heiterkeit – Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert 
[FDP]: Dann ist es ja gut, dass Sie darüber reden!) 

Da haben wir ja was gemeinsam und die Chance, 
was dazuzulernen. Sie stellen sich vor, das wird für 
den Schwerlastverkehr geschlossen. Dann wäre 
das Angebot Hafenrandstraße im Wesentlichen ei-
nes für den Stadtverkehr, also nicht für den 
Schwerlastverkehr. Dann hätte es also nichts zu tun 
mit der Frage: Abbau von Lkw-Staus. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Doch!) 

Entweder, oder. Wenn man unten im Norden das 
Tor zumacht, dann kann der Verkehr nur über die 
Cherbourger Straße fahren. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Rich-
tig!) 

Das ist die Konsequenz davon. Das ist etwas, was 
wir durchaus sinnvoll finden. 

Den „innerstädtischen Verkehr neuorganisieren“, 
dazu würde ich normalerweise meinem Kollegen 
Ralph Saxe das Wort erteilen, der gerade Wichtige-
res zu tun hat – –. Er würde Ihnen erläutern, dass 
das Problem des innerstädtischen Verkehrs die 
schlichte Menge an Fahrzeugen ist, die da herum-
juckeln, die Schwäche des ÖPNV, die Schwäche 
einer klugen Mischung der Stadt mit kurzen We-
gen, alles in zehn Minuten zu erreichen, wie die So-
zis das so gernhätten und dergleichen mehr. Die 
schlechte Organisation der innerstädtischen Ver-
kehre ist die Ursachen dafür, warum der innerstäd-
tische Verkehr den Leuten auf den Geist geht und 
die Stadt unbewohnbar macht. Das hat schreckli-
che Wirkungen für den Klimawandel. Das wäre die 
Spur. 

Die andere Spur, die ich gerne noch mal aufgreifen 
wollte, war die: Ich glaube, wir haben beim letzten 
Mal, als wir das Thema Hafen aufgerufen haben, 
eine ziemlich ernste Diagnose gehabt in Bezug auf 
die Frage: Wie weit ist eigentlich die Digitalisie-
rung des Hafens, und wie weit werden die produk-
tiven Möglichkeiten, die in dieser Technologie ste-
cken, für unseren Hafen genutzt? Ein Anwen-
dungsfall, der für uns Laien am naheliegendsten 
ist, ist das Slot Management, 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Genau!) 

also die Idee, dass man in Ist-Zeit weiß, wann die 
Lkws in Bremerhaven eintrudeln, dass dann sicher-
gestellt ist, dass sie einen Slot haben, um in den Ha-
fen einzufahren oder anständige Zwischenpark-
möglichkeiten haben und dergleichen mehr, so-
dass sich die Gesamtzeit, die sie in den Infrastruk-
turen unterwegs sind, reduziert und die jeweils an-
schließenden Systeme der Van-Carrier und all das 
bereitstehen. Darum geht es. Wir sind der Auffas-
sung, genau an dieser Stelle liegen die großen Po-
tenziale für die Steigerung der Produktivität der 
Häfen. 

Es ist kein Beitrag zur Steigerung der Produktivität 
der Häfen, wenn wir da jetzt eine weitere Straße 
bauen, die auch noch – so habe ich Sie verstanden 
– gar nicht darauf zielt, Lkws aufzunehmen, son-
dern Privatwagen. Das alles ist nicht kohärent, wie 
Sie das vortragen. Aus diesem Grunde glauben wir, 
dass wir total richtigliegen, wenn wir sagen: Hafen-
randstraße kein Beitrag zur Lösung, Konzentration 
auf die Sachen, die wirklich wichtig sind! Das hilft 
uns weiter. 

Wenn wir uns darauf gemeinsam verständigen 
würden, das südliche Tor für Lkw-Verkehre zuzu-
machen, hätten wir einen weiteren Grund dafür ge-
schaffen, warum die Lkws nicht vorzeitig von der 
Autobahn abbiegen und nicht durch die ganze 
Stadt eiern, nicht auf dem Weg Hafenrandstraße, 
nicht auf dem Weg Stresemannstraße und nicht 
durch das Hafengebiet selbst. 

(Beifall SPD) 

Das schien uns plausibel. Jetzt habe ich Sie aber 
überzeugt, oder, Herr Professor Hilz? Es ist jetzt 
eine knappe Gelegenheit für Sie, Ihre Auffassung 
zu korrigieren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Sie haben sonst auch noch 
eine Minute, um weiter zu überzeugen. Nein. – Als 
nächste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Susanne Grobien. 

Abgeordnete Susanne Grobien (CDU): Herr Präsi-
dent, liebe Kollegen! Ich kann es kurz machen. Lie-
ber Herr Bücking, das hat mich jetzt doch veran-
lasst, hier nach vorne zu treten, denn es geht eben 
nicht um ein Entweder-oder und um die Straße o-
der die Straße. Es geht um ein Sowohl-als-auch, es 
geht um eine gute Verkehrsinfrastruktur mit einem 
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Ringschluss im Hafen für die Lkws. Es geht natür-
lich um digitalisierte Slots für die parkenden Lkws, 
die sich schon in Hamburg, von überall, anmelden 
können, wann und wo sie eine Abfertigung zu er-
warten haben. Es geht um viele Einzelmaßnahmen, 
die hier über Jahrzehnte nur diskutiert, diskutiert, 
angeschoben, gestoppt wurden und vielleicht doch 
und nein – und so überhaupt nicht vorankommen! 

Wir wollen international mitspielen bei den Hafen-
standorten! Allein zu überlegen, wo unsere Position 
innerhalb Deutschlands ist. Einen Vorteil haben 
wir: dass Hamburg 80 Kilometer weit im Landesin-
neren – –. Es gibt weltweit nur noch einen Hafen-
standort, obwohl früher die Häfen in 30, 40 Städten 
auf der Welt im Landesinneren lagen. Nur Ham-
burg ist noch innerstädtisch – ein Riesennachteil für 
die Hamburger. Wenn wir nicht endlich anfangen, 
Bremerhaven zu dem zu entwickeln, was möglich 
ist, dann, sage ich mal, bleiben wir bei der Diskus-
sion, die wir letztes Mal hatten. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU, FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Senatorin Dr. Claudia Schilling. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordnete! Es scheint fast eine gute Tra-
dition zu sein, Herr Hilz, dass die FDP-Fraktion ein-
mal in der Legislaturperiode das Thema Hafen-
randstraße auf die Agenda der Bürgerschaft setzt. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Leider!) 

Ich kann Ihnen an dieser Stelle aber versichern, 
dass es eigentlich gar nicht notwendig ist, denn im 
engen Schulterschluss mit den Unternehmen der 
Hafen- und Logistikwirtschaft arbeitet der Senat – 
das kann ich Ihnen garantieren – tagtäglich daran, 
die Wettbewerbsfähigkeit unserer bremischen Hä-
fen zu sichern und auszubauen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Der reibungslose Ablauf sowie die Sicherstellung 
von qualitativen und dauerhaft verlässlichen An-
bindungen auf der Straße, der Schiene und auf der 
Wasserstraße sind ganz klar zentrale Vorausset-
zungen für den Erfolg unseres Hafenstandortes. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Und wa-
rum machen Sie es dann nicht?) 

Ich mache es ja! Wiederkehrende Verkehrsspitzen 
mit Stausituationen – das werden Sie auch gleich 
hören – auf den Straßen ins stadtbremische Über-
seehafengebiet haben wir alle in den letzten Wo-
chen und Monaten beobachten können, es wurde 
auch ausführlich darüber berichtet. Natürlich – und 
das ist völlig klar – ist das für niemanden im Hafen- 
und Transportgeschehen zufriedenstellend. Des-
wegen sind wir uns dessen als Senat natürlich be-
wusst und haben auch mit Maßnahmen zur Abmil-
derung und Optimierung der Verkehrsproblematik 
reagiert, und wir arbeiten intensiv an einer lang-
fristigen Verbesserung der verkehrlichen Situation 
im Hafen. 

Zur Wahrheit gehört aber auch: Nicht nur unsere 
bremischen Häfen, sondern alle Häfen weltweit 
sind in der letzten Zeit von den immer noch andau-
ernden massiven Störungen in den internationalen 
Logistikketten und den sich daraus ergebenden ho-
hen verkehrlichen Zuläufen in die Häfen betroffen. 
So sind seit mehreren Monaten – das muss ich hier 
kaum jemandem erzählen – die im internationalen 
Linienverkehr eingesetzten Container-, aber auch 
Automobiltransportschiffe durch erhebliche Un-
pünktlichkeiten in deren Fahrplänen gekennzeich-
net. Das führt zu immer wieder neuen Umplanun-
gen in den Terminals und demzufolge auch zu Ver-
schiebungen bei den vor- und nachgelagerten 
Transporten. 

Hinzu kommen Preiseffekte, da bestimmte La-
dungsgüter, die seit Jahren per Container transpor-
tiert wurden, zuletzt vermehrt als Zuladung für 
Roll-on- und Roll-off-Einheiten gebucht worden 
sind. Auch der bekannte Mangel an Chips führt 
dazu, dass beispielsweise im Automobilsektor Pro-
duktionszyklen und Mengen immer wieder kurz-
fristig angepasst werden und auch größere Trans-
portmengen ad hoc und unangekündigt von der 
Schiene auf die Straße umgebucht wurden. Beide 
Entwicklungen führen aus Hafensicht immer wie-
der zu unerwarteten zusätzlichen Lkw-Verkehren, 
insbesondere im Bereich des RoRo- und des Auto-
mobilterminals. 

Zu diesen globalen Herausforderungen mit lokalen 
Auswirkungen kommen Bremerhaven-spezifische 
Gegebenheiten hinzu. Bedingt durch die sehr frühe 
Hinwendung zum Verkehrsträger Bahn und der 
sich daraus ergebenen Stärke unseres Standortes 
als Eisenbahnhafen kreuzen sich Straßen- und 
Schienenverkehre an vielen Stellen auf dem glei-
chen Höhenniveau und können sich bei Verkehrs-
spitzen gegenseitig behindern. Auch das ist hier 
schon angeklungen. 
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Sehr geehrte Abgeordnete! Die Ursachen für die 
Verkehrsproblematik im Überseehafen sind also – 
und das, glaube ich, habe ich mit meinen Schilde-
rungen deutlich machen können – höchst komplex 
und liegen nicht immer nur an den lokalen Gege-
benheiten in Bremerhaven. Wir tun natürlich alles 
dafür, die Verkehre im Hafen zu optimieren und 
Stausituationen so weit es nur geht zu vermindern. 

Die von Ihnen geforderte Machbarkeitsstudie zur 
Realisierung der Hafenrandstraße verengt aller-
dings die Diskussion und wird den vielschichtigen 
Problemlagen des Hafenverkehrs nicht gerecht, 
denn viel entscheidender ist aus unserer Sicht der-
zeit, dass wir die Verkehrssituation mit einem Bün-
del von verschiedenen Maßnahmen und gemein-
sam mit allen im Hafen relevanten Akteuren ver-
bessern. 

Unmittelbar nachdem es Anfang des Jahres zu er-
heblichen Verkehrsspitzen auf den Straßen des 
Überseehafens und entsprechenden Beschwerden 
aus dem Verkehrsgewerbe kam, haben wir noch im 
Februar alle relevanten Akteure aus der Hafenwirt-
schaft, dem Zoll, der Ortspolizeibehörde sowie den 
Straßen- und Verkehrsbehörden zur Erarbeitung 
von verschiedenen Lösungsmöglichkeiten zusam-
mengeholt. 

Bereits kurz darauf hat die BLG als zentraler Emp-
fangsort für einen großen Teil der Lkw-Transporte 
gehandelt und eine Vorstaufläche für über 
100 Lkw vor dem Hafen in Betrieb genommen. Ja, 
es hat dann einen Moment gedauert, bis sich die 
Prozesse eingespielt haben, und einen absoluten 
verkehrlichen Spitzentag zwischen einem Feiertag 
zur Wochenmitte und dem darauffolgenden Wo-
chenende konnte das nicht retten. Ganz klar aber: 
Es wurde hier aktiv gehandelt. 

Sehr geehrte Abgeordnete, bei vielen Beteiligten 
und deren vielschichtigen Interessen im Zulauf 
zum zweitgrößten deutschen Seehafen ist doch 
ganz klar, dass nur, wenn alle Beteiligten im Hafen 
und sogar bis weit ins Hinterland hinein abge-
stimmt handeln und ihren Beitrag leisten, die Ver-
kehrsproblematik langfristig zu lösen, das auch ge-
lingen kann. 

(Beifall SPD) 

bremenports beispielsweise wird, um zu verhin-
dern, dass Lkw-Fahrer direkt auf dem Bahnüber-
gang halten und damit den gesamten Verkehr blo-
ckieren, diesen nun kurzfristig farblich markieren. 

Jetzt sagen Sie natürlich alle, das ist eine Kleinig-
keit, und das können wir hier vernachlässigen, 
aber am Beispiel eines benachbarten Bahnüber-
gangs zeigt sich, dass es zwar nicht zu 100 Prozent 
gelingt, die Verkehre entsprechend zu steuern, 
aber es sich dennoch als wirksam herausgestellt 
hat. 

Auch die Erweiterung der Senator-Borttscheller-
Straße um eine dritte Spur hat zuletzt trotz wieder-
holter erheblicher Verkehrsspitzen dafür gesorgt, 
dass, anders als noch vor einem Jahr, der Durch-
gangsverkehr im Hafen kontinuierlich aufrecht-
erhalten werden konnte. Das ist wichtig, damit die 
Mitarbeitenden im Hafen auch im Fall von hohen 
Lkw-Verkehren verlässlich von und zur Arbeit ge-
langen können. 

Als weiterer Lösungsansatz wurde seitens der Ter-
minalbetreiber die Einführung des Slotsystems, das 
hier auch schon mehrfach genannt wurde, für die 
Lkw-Zulaufsteuerung angekündigt. Dies soll im 
August zunächst bei der EUROGATE-Gruppe star-
ten und wird dann sicherlich auch für andere Ter-
minalbetreiber Beispielwirkung entfalten. 

Über die bereits genannte Vorstaufläche der BLG 
hinaus beabsichtigt mein Ressort mittelfristig eben-
falls den Aufbau einer generellen Lkw-Vorstauflä-
che als Free Gate zur Unterstützung der digitalen 
Zulaufsteuerung zu den jeweiligen Terminals im 
Hafen. Damit wollen wir perspektivisch eine zeit-
genaue Zufahrt von Lkw zum Überseehafen ge-
währleisten und einen nachhaltigen Beitrag für 
eine optimale Verkehrssteuerung im Hafen leisten. 
Ich glaube, dass das den Lkw-Fahrern im Hafen, 
die jetzt unter bestimmten Behinderungen zu lei-
den haben, helfen wird. 

Langfristig werden wir uns dann auch damit ausei-
nandersetzen müssen, wie wir das Problem der hö-
hengleichen Straßen und Bahnkreuzungen, die im-
mer wieder zu wechselseitigen Behinderungen von 
Bahn und Lkw geführt haben, lösen können. Einen 
Fokus werden wir dabei auf den besonders fre-
quentierten und für unseren Hafen zentralen Ver-
kehrsknotenpunkt mit dem Bahnübergang an der 
Senator-Borttscheller-Straße direkt vor dem zentra-
len Eingang zur EUROGATE und BLG legen. Mein 
Ressort und bremenports prüfen derzeit bereits, 
wie dieser Kreuzungspunkt in Zukunft entlastet 
und optimiert werden kann. 

Abschließend möchte ich daran erinnern, dass 
auch der künftige Hafentunnel seiner Bedeutung 
als zentrale Zufahrt in den Überseehäfen gerecht 
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werden und nachhaltig für eine Optimierung des 
Zulaufs in den Überseehafen und für eine Entlas-
tung der Stadt Bremerhaven sorgen wird. Ich bin 
mir auch sicher, dass er zeitnah fertiggestellt wer-
den kann. 

Sehr geehrte Abgeordnete! Auch wenn wir bereits 
engagiert an einer Verbesserung der Situation ar-
beiten, möchte ich noch einmal feststellen: Ein 
Stau, und erst recht ein immer wiederkehrender 
Stau, im Hafen ist natürlich nicht hinnehmbar. Ge-
meinsam mit der Stadt Bremerhaven, der Hafen- 
und Logistikwirtschaft und dem Zoll arbeiten wir 
deswegen intensiv daran, die verkehrlichen Prob-
leme im Überseehafen abzumildern und zu opti-
mieren. 

Ein umfassender Lösungsansatz wie wir als Senat 
ihn derzeit verfolgen, der verschiedene effektive 
Maßnahmen beinhaltet, ist aus unserer Sicht aller-
dings zielführender als eine Verengung der Dis-
kussion auf ein einzelnes Projekt wie die Hafen-
randstraße. In diesem Sinne begrüße ich, wenn es 
denn dazu kommen sollte, die Ablehnung des An-
trages durch die Koalitionsfraktion. – Ich danke 
Ihnen! 

(Beifall SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, FDP, L.F.M., Abgeordneter Peter Beck 
[BIW], Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Gesetz zur Anpassung spielhallenrechtlicher und 
glücksspielrechtlicher Vorschriften an den 
Glücksspielstaatsvertrag 2021  
Mitteilung des Senats vom 10. Mai 2022  
(Drucksache 20/1465) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Kristina 
Vogt. 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Mustafa Güngör. 

Abgeordneter Mustafa Güngör (SPD): Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Fußballtipprunde im Freundeskreis, der Lotto-
schein am Samstag, das Jahreslos der Aktion 
Mensch: Glücksspiel bereitet vielen Menschen 
Freude und ist Teil des Lebens, aber wie auch das 
berühmte Feierabendbier, was schnell zu einer Al-
koholabhängigkeit führen kann, so kann auch 
Glücksspiel leider sehr schnell zur Sucht werden. 
Was heißt das aber überhaupt, spielsüchtig zu sein? 
Ich könnte hier in der Tat von Schicksalen berich-
ten aus meinem eigenen Bekanntenkreis, aus mei-
nem Stadtteil. Weil dieses Thema aber für die Be-
troffenen immer mit sehr viel Scham verbunden ist, 
greife ich lieber auf einen anonymen Einzelfall zu-
rück, der im Spiegel schon mal berichtet wurde. 

Da trifft sich ein wohlsituierter junger Mann regel-
mäßig mit Freunden zum Pokern. Wenn sich die 
Spielpartner verspäteten, setzte er sich aus Lange-
weile mal an einen Spielautomaten und wirft ein 
paar Münzen rein. Mit der Zeit löst sich diese Po-
kerrunde auf. Am Automaten bleibt er aber sprich-
wörtlich kleben. Er verbringt dann jeden Tag stun-
denlang Zeit in Spielhallen, wirft immer mehr Geld 
in die Automaten. Erst Centbeträge und dann 
ganze Eurostücke. Gewinne werden sofort wieder 
verzockt. 300 Euro sind innerhalb einer halben 
Stunde verspielt. 

An manchen Tagen steckt er Tausende von Euros 
in die Automaten und nach einer Zeit sind die Re-
serven aufgebraucht. Er reizt nun seinen Dispokre-
dit aus und nimmt 12 000 Euro Schulden auf. Dann 
verkauft er alles, was sich zu Geld machen lässt – 
Fernseher, Spielkonsole, Möbel, Haushaltsgeräte –
, zahlt ein halbes Jahr keine Miete und zieht dann 
aus seiner Wohnung in ein kleines WG-Zimmer. 

Nach anderthalb Jahren hat dieser Mensch rund 
150 000 Euro verzockt. Um sich Geld leihen zu 
können, lügt er immer wieder Freunde an, Ver-
wandte an, er muss sich ein Lügenkonstrukt auf-
bauen, um seine Sucht und seine Schulden zu ver-
heimlichen. Zunehmend meidet er Familie, 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1465
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Freunde und Partnerin, damit seine Probleme nie-
mandem auffallen. Seine Beziehung geht in die 
Brüche, seine Existenz liegt in Trümmern. 

Meine Damen und Herren, wie schon gesagt, die-
ses Schicksal ist eines von vielen. Es wird ge-
schätzt, dass allein im Land Bremen weit über 
10 000 Menschen glücksspielsüchtig sind und wei-
tere 26 000 Menschen ein riskantes Spielverhalten 
aufweisen. Diese Spielsüchtigen landen mit Glück 
in Beratungsstellen, wie dem AWO Suchtbera-
tungszentrum Bremerhaven, der Ambulanten 
Suchthilfe Bremen gGmbH oder bei einer der 
Schuldnerberatungsstellen des Landes. An dieser 
Stelle möchte ich mich noch einmal für die enga-
gierte Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
dieser Beratungseinrichtungen auch bedanken. 

(Beifall SPD) 

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, auch das ge-
hört zur Wahrheit dazu: Wenn Beratung nötig wird, 
ist das Kind schon in den Brunnen gefallen. Wir als 
Gesetzgeber haben daher die Aufgabe und die 
Pflicht, die Bürgerinnen und Bürger vor einer Spiel-
sucht präventiv zu schützen. Wir haben die Auf-
gabe, dafür zu sorgen, dass Väter und Mütter nicht 
ihr ganzes Hab und Gut in Spielhallen verzocken, 
dass junge Männer nicht ihre Verwandten anlü-
gen, um sich für die nächste Sportwette Geld leihen 
zu können, das sie vermutlich nie zurückzahlen 
werden. Es ist auch unsere Aufgabe zu verhindern, 
dass Familien zerbrechen, weil die Sucht alles zer-
stört. 

Meine Damen und Herren, dieses Gesetz kann in 
dieser Hinsicht viel bewirken. Dafür sind wir aus-
drücklich dem Senat und auch der Wirtschaftssen-
atorin Vogt dankbar. Es bewahrt Menschen vor der 
Schuldenfalle, es kann Ehen retten, es kann Part-
nerschaften retten, es kann vor allen Dingen Exis-
tenzen retten. Ja, es wird natürlich auch nach die-
sem Gesetz weiterhin Glücksspiel in Bremen und 
Bremerhaven geben. Es wird auch weiterhin Spiel-
süchtige geben, aber wir als Parlament nehmen mit 
diesem Gesetz unsere Verantwortung wahr, die 
Spielsucht im Land Bremen weiter einzudämmen. 

Wenn dieses Gesetz angewandt wird, wird es zu ei-
ner Reduzierung der Spielhallen und Wettbüros 
kommen. Das ist unser Ziel mit diesem vorgelegten 
Gesetzesentwurf. Für die Details würde ich mich 
eventuell noch mal in einer zweiten Runde melden. 
– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Dr. Oğuzhan Yazıcı. 

Abgeordneter Dr. Oğuzhan Yazıcı (CDU): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Durch die erwähnten Änderungen im Bremischen 
Spielhallengesetz wird es in der Tat zu einer deut-
lichen Reduzierung kommen von etwa 35 Spielhal-
len an 29 Standorten. So jedenfalls die offiziellen 
Zahlen des Senats, die wir abgefragt haben im De-
zember 2021. Die Spielhallenbetreiber gehen von 
ganz anderen Zahlen aus, von einem Kahlschlag ist 
hier die Rede. 

(Abgeordnete Petra Krümpfer [SPD]: Bravo!) 

So oder so ist das ein hartes Gesetz, gerade auch im 
Vergleich zu dem niedersächsischen. Insofern ha-
ben wir uns das in der CDU-Fraktion nicht leicht 
gemacht. Wir haben darüber kontrovers diskutiert. 
Im Vorfeld habe ich auch mit der Fraktionsspitze 
viele Gespräche geführt, weil hier steht die Auto-
matenwirtschaft unweigerlich in einem Span-
nungsverhältnis: Die Interessen der Wirtschaft auf 
der einen Seite und die Verwirklichung der Ziele 
des Glücksspielstaatsvertrages in § 1, nämlich 
Suchtprävention und die Abwehr von Suchtgefah-
ren, auf der anderen Seite. 

Das in einen angemessenen Ausgleich zu bringen, 
ist eine Herausforderung. Die CDU-Fraktion wird 
heute diesem Gesetz zustimmen, weil wir mehr-
heitlich der Meinung sind, dass das Mittel der Ver-
fügbarkeitsreduktion das effektivere ist im Ver-
gleich zu der Zertifizierung der Spielhallen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren. Ich habe mich in 
Vorbereitung auf den heutigen Tag noch mal wirk-
lich genau mit der Forschungslandschaft auseinan-
dergesetzt, zumindest im Überblick, was die zent-
ralen Fragen angeht, die wir auch im Vorfeld so 
mitbekommen haben. Da geht es einmal darum, 
dass gesagt wird, dass der effektivere Spielerschutz 
nicht durch die Verfügbarkeitsreduktion, sondern 
durch qualitative Kriterien erreicht wird. 

Der zweite Punkt ist, wenn wir einfach weniger An-
gebote haben, wird das unweigerlich zum illegalen 
Markt abdriften und in den Onlinemarkt. Dazu 
möchte ich ausführen, dass sowohl im nationalen 
als auch im internationalen Kontext in der Glücks-
spielforschung klar belegt ist, dass die Verfügbar-
keitsreduktion auch Einfluss auf das Spielverhalten 
hat und somit präventive Wirkung, meine Damen 
und Herren. Das ist unzweifelhaft so. 
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Man muss auch sehen, dass die Angebote, die At-
traktivität des Spiels auch eine große Rolle spielen. 
Wenn Sie sich beispielsweise einige Wettbüros in 
der Gröpelinger Heerstraße anschauen: Da stehen 
ungefähr zehn LCD-Bildschirme an der Wand. Das 
ist ein Riesenerlebnis, gerade für junge Menschen. 
Sie hängen dort ab im wahrsten Sinne mit ihren 
Freunden, stundenlang, schauen Premier League, 
1. Bundesliga. Das übt auch eine große Faszination 
für junge Menschen aus. Wir sind der Meinung, 
dass hier mit einer Verfügbarkeitsreduktion an die 
Sache herangegangen werden muss. Denn durch 
qualitative Kriterien werden wir hier den Spieler- 
und Jugendschutz nicht effektiver voranbringen 
können, meine Damen und Herren. 

Denn die Spielhallenbetreiber stehen ja auch in ei-
nem Zwiespalt, ehrlicherweise. Der beste Kunde ist 
nun mal der, der spielt. Das muss man ehrlicher-
weise auch so sagen. Sie haben natürlich die Inte-
ressen der Gewinnmaximierung. Herr Fiedler von 
der Universität Hamburg hat in einer Studie nach-
gewiesen – das ist schon eine beeindruckende Zahl 
–, dass die Spielhallenbetreiber etwa 80 Prozent ih-
res Gewinns von spielsüchtigen Menschen gene-
rieren. Das steht natürlich in einem Widerspruch zu 
der Anforderung, dass sie dann Menschen davon 
abhalten sollen, weiterzuzocken. Das ist das Eine. 

Das Zweite ist: Was passiert eigentlich, wenn wir 
das Angebot verknappen? Dazu gibt es auch eine 
sehr aktuelle spannende Studie, wieder von der 
Universität Hamburg. Die hat nämlich das Spiel-
verhalten von spielsüchtigen Menschen in der 
Lockdownphase analysiert, März bis Mai: Was ma-
chen eigentlich diese Menschen, wenn überall in 
Deutschland die Spielhallen, Casinos und Wettbü-
ros geschlossen sind? Interessanterweise haben 
45 Prozent der Automatenspieler gesagt: „Ich habe 
nichts anderes gespielt.“ Kein Abdriften in eine an-
dere Spielform. Das ist sicherlich keine repräsenta-
tive Studie, aber aus meiner Sicht ein klares Indiz 
dafür, dass es zumindest keinen Automatismus 
gibt, dass, wenn wir das Spiel reduzieren, dass es 
automatisch ein Abdriften gibt in andere Spiele, 
meine Damen und Herren. 

Ein Punkt ist mir noch mal ganz wichtig, wenn wir 
uns nämlich angucken, wo diese Spielhallen und 
Wettbüros aufgestellt sind: Dort nämlich, wo wir 
massive Probleme haben mit der Kita-Versorgung, 
wo wir eine Unterdeckung haben mit Lehrerinnen 
und Lehrern, da haben wir auf jeden Fall eine her-
vorragende Abdeckung, was Spielhallen und Wett-
büros angeht. 

(Glocke) 

Hier bedarf es einer klaren Regulierung nach Ab-
stand und Größe, meine Damen und Herren. Dieser 
Entwurf geht hier – auch wenn man das anders se-
hen kann – aus unserer Sicht einen sinnvollen Weg. 
Deswegen werden wir ihn unterstützen. – Danke 
schön! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Prof. Dr. Hauke Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Zuhörende! 
Erst mal muss man feststellen: Glücksspiel ist legal 
in Deutschland. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Es hat auch 
keiner was anderes behauptet! – Abgeordneter 
Heiko Strohmann [CDU]: Alkohol auch, nur Kiffen 
leider nicht!) 

Nein, es hat keiner was anderes behauptet. Herr 
Güngör hat ja auch eben ausgeführt, es macht den 
Leuten auch Spaß oder es kann Spaß machen; es 
gibt welche, natürlich, die das machen. Bremen 
selbst ist auch am Glücksspiel beteiligt, betreibt 
über die Spielbank selbst Glücksspiel, macht dafür 
sogar Werbung im Fußballstadion. Auch das ist mir 
aufgefallen, als ich da mal zu Besuch war. Wir ha-
ben hier legales Glücksspiel, das natürlich reguliert 
werden muss, denn Glücksspiel kann süchtig ma-
chen, das ist nicht nur ein Radioslogan, sondern das 
ist tatsächlich eine ernste Gefahr. Natürlich sind 
die Folgen einer Sucht – Herr Güngör hat sie bild-
lich ausgeführt – schlimm, nicht nur für den Be-
troffenen, sondern auch für alle Familienmitglie-
der. Das ist ja völlig unbestritten. 

(Beifall FDP) 

Deswegen müssen wir, wenn wir Glücksspiel an-
bieten wollen, doch das Ziel haben, dort, wo es an-
geboten wird, mit maximaler Suchtprävention und 
natürlich auch mit maximalem Jugendschutz 
Glücksspiel anzubieten. Das muss doch in unser al-
ler Interesse sein. Wenn ich Ihr Gesetz hier aller-
dings sehe, dann kommen wir zu dem Schluss, dass 
es nicht in diese Richtung geht. Was Sie mit dem 
Gesetz hier machen ist, dass – also die Zahlen sind 
unterschiedlich – 80, 90 Prozent der legalen Spiel-
stätten verschwinden könnten bis 2024, das ist also 
ein massives Berufsverbot teilweise für die Spiel-
stätten. Das Onlineglücksspiel haben Sie aber mit 
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der Ratifizierung des Glücksspielstaatsvertrages 
explizit legalisiert. 

Auf unsere Anfrage in der Fragestunde vom Sep-
tember letzten Jahres „Wie sieht es denn mit der 
Bekämpfung von illegalem Glücksspiel aus?“ 
musste der Senator uns antworten, dass aufgrund 
von Personalmangel Priorisierungen festgestellt 
werden mussten bei der Bekämpfung von illegalem 
Glücksspiel. Das heißt nichts anderes, als dass der 
Innensenator nicht in der Lage ist, sämtlichen Hin-
weisen für illegales Glücksspiel nachzugehen und 
illegales Glücksspiel effizient zu bekämpfen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall FDP – Abgeordnete Petra Krümpfer [SPD]: 
Das ist doch jetzt ein ganz anderes Thema!) 

Deswegen glaube ich, es ist der falsche Weg, den 
Sie gehen. Das illegale Glücksspiel, das muss be-
kämpft werden. Dort hat Jugendschutz, Suchtprä-
vention überhaupt keinen Raum. Insofern sollte 
man in die Richtung gehen, und man soll froh sein 
für jeden, der kein illegales Glücksspiel und der 
kein Onlineglücksspiel macht, sondern in die vor-
handenen Spielstätten geht, in die von verantwor-
tungsvollen Betreibern. Auch nicht jeder Betreiber, 
das ist klar, der ein legales Glücksspiel betreibt, ist 
gleich verantwortungsvoll. Es gibt aber durchaus 
welche, die auch lange am Markt sind, die sehr ver-
antwortungsvoll sich ihrer Lage bewusst sind. 

Ich glaube, der richtige Weg ist hier, diese zu stär-
ken und weniger sie in die Illegalität zu treiben be-
ziehungsweise sie zu verbieten und dadurch das il-
legale Glücksspiel zu befördern, meine Damen und 
Herren. Deswegen werden wir Ihr Gesetz ableh-
nen. Wir sind auch der Ansicht, dass aufgrund der 
Rigorosität und auch dieser Strenge, die Sie hier 
vorlegen und damit auch die Auswirkungen auf 
den Markt, wenn Sie es vergleichen mit anderen 
Bundesländern, Niedersachsen hat Herr Dr. Yazıcı 
schon erwähnt – –. Wir haben unsere Zweifel, dass 
dieses Gesetz tatsächlich der rechtlichen Überprü-
fung am Ende standhält. Das werden wir erleben. 
Sie werden es ja heute beschließen. 

Es wird, das prophezeie ich Ihnen, lange Rechts-
streite geben. In der Zeit werden die Spielstätten 
alle geöffnet bleiben, solange bis das abschließend 
gerichtlich geklärt ist. Wir werden sehen. Ich be-
fürchte, dass Sie mit diesem Gesetz über die 
Stränge hinausschlagen und am Ende nichts ge-
wonnen haben. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Ingo Tebje. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleg:innen! Ich war 
viele Jahre lang im Beirat Hemelingen aktives Mit-
glied, und Spielhallen waren dort – ich denke mir 
wie in vielen anderen Beiratsgebieten – Dauer-
brenner. Gerade auch im Ortsteil Hemelingen sind 
besonders viele Spielhallen auf engem Raum zu 
finden, aber weder Beirat noch Bürgerschaft konn-
ten dies bisher begrenzen. Mit unserer heutigen 
Gesetzesänderung werden wir dies sehr grundsätz-
lich ändern, und das ist gut so, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Warum sind gerade in einem Ortsteil wie Hemelin-
gen und Umgebung besonders viele Spielhallen 
anzutreffen? Aus der Glücksspielforschung wissen 
wir – das ist heute hier auch schon ein paarmal ge-
fallen –, welche Faktoren zu einer Erhöhung der 
Gefährdung einer Glücksspielsucht führen. Über-
wiegend betrifft es Männer, junges Lebensalter, 
niedriges Bildungsniveau, geringes Haushaltsein-
kommen, Migrationsgeschichte, Arbeitslosigkeit 
und eine Glücksspielproblematik bei Familienan-
gehörigen. Genau die Faktoren, die sich in benach-
teiligten Orts- und Stadtteilen wie Hemelingen bal-
len. Spielhallenbesitzer verdienen gutes Geld mit 
Spielsüchtigen. Wir wollen und werden diese nun 
endlich schützen, liebe Kolleg:innen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Mit drei Hauptmaßnahmen wollen wir dies errei-
chen. Erstens, der Abstand von Spielhalle zu Spiel-
halle muss mindestens 500 Meter betragen. Der 
Abstand von allen Schultypen muss ebenfalls 
500 Meter betragen, und zukünftig soll der Zutritt 
zu Spielhallen erst ab dem 21. Lebensjahr erlaubt 
sein. Das sind tiefgreifende Veränderungen, die 
den Bestand von Spielhallen massiv reduzieren 
werden, aber wie oben beschrieben, sind sie drin-
gend nötig, um von Spielsucht gefährdete Personen 
schützen zu können. Denn es braucht eine signifi-
kante Angebotsreduktion. Da bin ich dem Kollegen 
von der CDU-Fraktion sehr dankbar, der es auch 
nochmal dargestellt hat – 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Dessen 
Namen ich nicht kenne!) 

der war es –, dass genau diese Angebotsreduktion 
wirklich zu einer Reduzierung des Suchtverhaltens 
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als solches führt. Diese Reduzierung der Spielhal-
len ist auch gut für die Stadtteilentwicklung. Nicht 
nur, dass der Platz für andere Nutzung frei wird, 
Spielhallen sind auch kein gutes Signal für einen 
Stadtteil. Sie sind genau das, was nicht dazu führt, 
dass sich da neues Kleingewerbe ansiedelt, dass 
man den öffentlichen Raum umgestaltet. Deshalb 
führen alle Beiräte einen ständigen Kampf darum, 
die Ansiedlung von Spielhallen zu verbieten, und 
oft ist das erfolglos, weil Spielhallen als Vergnü-
gungsstätten gelten und sich eben nicht in allen 
Gebietstypen ausschließen lassen. 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

Es ist aber auch kein sinnvolles Argument – da 
möchte ich noch mal auf Sie eingehen, Herr Profes-
sor Hilz –, dass möglichst viele Spielhallen das An-
wachsen des illegalen Onlinespiels verhindern 
würden. Ich glaube, das Gegenteil ist der Fall. Es 
gibt zwei Gründe, die dagegensprechen. Das eine 
hat der Kollege auch eben schon genannt, dass ei-
gentlich ein Abdriften nicht gesehen wird oder 
nicht so stark gesehen wird bei der Frage von Spiel-
hallenabhängigen. Zum anderen ist es natürlich 
generell so, dass man durch eine Reduktion von 
Suchtzugängen generell einen geringeren Zugang 
in das Suchtverhalten gibt, als würde man das nicht 
tun. 

Natürlich ist das hart für diejenigen, die Spielhallen 
betreiben, aber es gibt auch andere und bessere 
Geschäftsmodelle. Sich einzureden, man würde ein 
Geschäft betreiben, das völlig harmlos und nicht 
dazu gedacht ist, an Spielsucht zu verdienen, das 
ist eine Verweigerung der Realität. – Ich danke für 
die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Robert Bücking. 

Abgeordneter Robert Bücking (Bündnis 90/Die 
Grünen): Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Ich habe mich nicht vorgedrängelt, das kann 
man deutlich erkennen. Wir werden mit diesem 
Gesetz – das ist von allen Vorrednern eben schon 
gesagt worden – einen sehr weitreichenden Ein-
griff in unsere Stadtwirklichkeit machen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja!) 

Wenn Sie sich das vergegenwärtigen: Die Kollegen 
von den Glücksspielverbänden haben uns ja ge-
schrieben und eine kleine Grafik veröffentlicht, wo 
sie mal einen Kreis geschlagen haben um zwei 
Schulen in der Innenstadt und dann noch mal ge-
guckt haben, wie viel Platz da eigentlich über ist. 
Da haben sie dann festgestellt, es ist gerade mal 
noch ein Standort für eine Glücksspielhalle. Diese 
Konsequenz müssen wir uns klarmachen. Dieses 
Gesetz ist kross. Es geht weit, es wird dazu führen, 
dass es schwer ist, Standorte für Glücksspielein-
richtungen zu finden. Es werden sehr wenige sein. 
Die Wege zwischen den einzelnen Angeboten wer-
den weit sein. So wird das sein. 

Die Ehrlichen und die Unehrlichen werden gleich-
ermaßen getroffen. Davon müssen wir gemeinsam 
ausgehen. Es ist ja keineswegs so – Sie haben das 
ja auch selber gesagt –, dass sich da nur halbseide-
nes Gesindel trifft, sondern da sind Leute aus der 
Nachbarschaft, die gucken da Fußball und finden 
das lustig und treffen ihre Freunde. Auch die wer-
den mit getroffen. Das muss man sich kurz klarma-
chen. Das ist wichtig, damit man keinen leichtferti-
gen und illusionären Umgang mit dieser Maß-
nahme hat. Es ist die Idee von Prohibition, also von: 
Wir verhindern, dass ihr euch gefährdet. Wir grei-
fen ein. Am Ende des Tages läuft es darauf hinaus, 
dass man die Gelegenheiten reduziert, und zwar so 
weit reduziert, dass sie nahezu verschwinden in der 
Stadt. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Wie wir 
das mit Flatrate-Trinken gemacht haben!) 

Ja. Und die Konsequenz ist natürlich, dass ein Teil 
– wir haben die Zahlen ja gemeinsam eben gehört, 
so in der Größenordnung von 45 Prozent – dann an-
dere Gelegenheiten suchen wird. Das wird so sein. 

Nun gehen wir diesen Weg, weil in der Koalition 
das Argument überwiegt, zu sagen, wir schützen 
damit die Leute. Das überwiegt. Das stellen wir so 
stark nach vorne, dass wir diesen Eingriff in die Ge-
schäftsfreiheit einer legalen Branche damit recht-
fertigen. Das tun wir jetzt. 

Ich halte es auch für sehr wahrscheinlich, dass die 
Sache vor Gericht landet, und man wird dann se-
hen, ob die Gerichte so unfreundlich sind, zu sa-
gen, das Geschäft kann erstmal weiter betrieben 
werden bis zur endgültigen Entscheidung, oder ob 
die Intention, die hiermit verfolgt wird, nämlich zu 
sagen, wir wollen das stark reduzieren, tatsächlich 
auf diesem Weg erreicht wird. Es gab eine Zeit lang 
auch die Idee, nicht 500 Meter Abstand zu Schulen 
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und zwischen den Spielhallen zu wählen, sondern 
nur die Hälfte davon. Das wäre womöglich eine 
Abwägung zwischen den beiden Interessen gewe-
sen, die standhafter oder stabiler gewesen wäre. 

Kurz und gut, wir beschließen das jetzt. In all unse-
ren Parteien ist das Gesundheitsargument das Vor-
dringliche. Wir werden sehen, ob es sich in der 
Wirklichkeit der Stadt und vor Gericht bewährt. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD – Abgeordne-
ter Heiko Strohmann [CDU]: Aber Ihr habt dann 
stark mit Euch gerungen, dem zuzustimmen?) 

Ich? Ja, ich habe mit mir gerungen! – Vielen Dank! 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Mustafa Güngör. 

Abgeordneter Mustafa Güngör (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich will nicht versäumen, am An-
fang noch mal einer weiteren Gruppe zu danken, 
die auf diesem Feld, wenn es schon zu spät ist, doch 
eine großartige Arbeit leistet. Das sind die vielen 
Selbsthilfegruppen, die wir in dieser Republik ha-
ben. Es ist dann meistens zu spät, aber auch das ist 
ein wichtiger Bestandteil. 

Anhand des Beispiels, was ich versucht habe 
exemplarisch darzustellen, gibt es noch ein Phäno-
men. Andere Suchten erkennt man meistens etwas 
früher, ob das die Drogenabhängigkeit ist, teil-
weise auch bei Alkoholismus. Das kann man meis-
tens in einem Stadium vorher erkennen, aber bei 
der Glücksspielsucht besteht die große Gefahr, 
dass das sehr, sehr spät erkannt wird. Deshalb wol-
len wir hier mit diesem Gesetz auch sehr zielgenau 
handeln. 

Ich will auch nochmal einen Anlauf versuchen, um 
die FDP-Fraktion vielleicht doch noch zu überzeu-
gen. Herr Hilz, wir wissen, dass Menschen, die 
Geld- und Glücksspielautomaten nutzen oder auch 
Sport-Live-Wetten abschließen, die sind deutlich 
häufiger von so einer Glücksspielstörung betroffen, 
als Menschen, die jetzt nur Lotto spielen oder Rub-
bellose kaufen. Da gibt es in der Forschung schon 
einen vehementen Unterschied. 

Wir kennen auch die Risikofaktoren. Spielsucht 
trifft – mein Kollege Yazıcı hat es angeschnitten – 
überdurchschnittlich junge Männer mit niedrigem 
Einkommen, auffallend oft auch mit Migrationshin-
tergrund. Wenn wir schauen, wo diese Menschen 
wohnen, dann ist das auch an der Karte sehr 

schnell abzulesen. Das ist dann im Zweifel in Bre-
merhaven-Lehe oder in Gröpelingen, Hemelingen 
und Blumenthal oder in meinem Stadtteil Oster-
holz. Deshalb wundert es einen auch gar nicht, 
wenn man durch das Stadtbild geht. Ich glaube so-
gar, dass das im gewissen Sinne zu einer Stadtent-
wicklung gehört, darauf aufzupassen, wie sich der 
Stadtteil entwickelt. Deshalb, an jeder Straßenecke 
springt einem ein Wettbüro oder eine Spielhalle ins 
Auge. Wenn wir in andere bestimmte Stadtteile gu-
cken in Bremen und Bremerhaven, da sieht man 
deutlich keine. 

Das heißt, die Wettanbieter, die Wettbüros als auch 
die Spielhallenbetreiber wissen ganz genau, wo 
ihre Zielgruppe wohnt, wo sich das schnelle Geld 
machen lässt, nämlich in den Quartieren besonders 
mit hoher Arbeitslosenquote oder Armutsquote 
und meistens leider auch mit einem höheren Bevöl-
kerungsanteil mit Zuwanderungsgeschichte. Des-
halb, liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP-
Fraktion, ist es, glaube ich, auch wichtig und rich-
tig, genau diese Vorschriften zum Glücksspiel 
deutlich zu verschärfen. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Es wurde eben gesagt, wir brauchen erstens diese 
Abstandsregelung. Ja, es soll unattraktiver gestal-
tet werden. Keine Konzentration mehr von Wettbü-
ros und Spielhallen. Es wird dauern, bis dieses Ge-
setz in Kraft tritt mit den vielen Übergangsregelun-
gen, die wir sehr eng versucht haben zu stricken. 
Junge Erwachsene wollen wir schützen bis zu ih-
rem 21. Lebensjahr, und wir wollen es auch unat-
traktiv gestalten durch das Verbot von Verzehr von 
Speisen und Getränken. Damit sollen sie auch ihre 
Funktion als sozialer Treffpunkt verlieren. 

Ich glaube, das sind wichtige Instrumente. Ich weiß 
auch, dass die Lobbyarbeit auf dem Feld der 
Glücksspielindustrie sehr, sehr intensiv arbeitet, 
aber Herr Hilz, Ihre Herleitung habe ich auch nicht 
so ganz verstanden. Dieses illegale Glücksspiel, 
das wollen wir natürlich trotzdem bekämpfen. Das 
bedeutet ja aber nicht, dass wir nicht das legale 
Glücksspiel unattraktiver gestalten wollen, genau 
für die Zielgruppen, die ich jetzt eben gerade be-
schrieben habe. 

Und ja, es werden durch dieses Gesetz Spielhallen 
und Wettbüros schließen. Der eine oder andere 
prekäre Arbeitsplatz wird vielleicht auch wegfallen 
und auch die Steuereinnahmen werden vielleicht 
zurückgehen, aber das ist für uns kein stichhaltiges 
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Argument. Wenn wir den Vergleich mal zu ande-
ren Süchten ziehen. Wie ist es denn mit der Niko-
tinsucht und den gesundheitlichen Folgen? Da ver-
suchen wir auch schon seit Jahrzehnten, gegen die 
Tabaklobby umfassendes Werbeverbot, Steuerer-
höhung, viele Rauchverbote, drastische Warnhin-
weise auf den Verpackungen et cetera. Da greifen 
wir auch richtig intensiv rein. Auch das gefällt der 
Tabaklobby nicht, aber es geht hier in der Tat um 
die Abwägung von Interessen, eine moralisch rich-
tige Entscheidung zu treffen und hier der Suchtprä-
vention den Vorrang zu geben. 

Deshalb möchte ich noch mal an Sie appellieren, 
noch mal darüber nachzudenken, diesem Gesetz 
zuzustimmen. Sucht führt zu Armut, die in der Tat 
sehr, sehr schwer aufgefangen werden kann. Sie 
haben jetzt die Chance, auch hier mit Ihren Beitrag 
zu leisten. Das wollen wir gemeinsam bekämpfen. 
– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort Senatorin Kristina Vogt. 

Senatorin Kristina Vogt: Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Abgeordnete! Die Bürgerschaft debattiert 
heute über die Anpassung spielhallenrechtlicher 
und glücksspielrechtlicher Vorschriften. Das klingt 
erst mal sehr technisch – ein bisschen Technik 
kann ich Ihnen auch nicht ersparen –, hat aber ganz 
konkrete Auswirkungen auf Bremen und, wie ich 
finde, sehr positive. 

Uns ist sehr wohl bewusst, nicht nur uns im Ressort 
und im Senat, sondern auch in der Koalition, dass 
man damit nicht alle Probleme löst. Wir wissen zum 
Beispiel aus den Untersuchungen, dass 54 Prozent 
der Spielsüchtigen, die Spielhallen aufsuchen, sich 
andere Wege suchen werden. Das heißt aber, 55 
andere Prozent tun es nicht. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Genau!) 

Deswegen ist es richtig, diesen Weg heute zu be-
schreiten. Das heißt aber übrigens nicht, Herr Hilz, 
dass man sich um die anderen Probleme nicht auch 
kümmern muss. Herr Güngör hat es eben gesagt: 
In der Tat haben wir eine Ballung von Spielhallen 
und Wettbüros in Stadtteilen mit oft prekären Le-
benslagen. Ich kann Ihnen versichern, in einem 
dieser Stadtteile habe ich eine Zeit lang gelebt, ich 
glaube 15 Jahre, und wir haben da einen Ortsver-
band, und ich bin viel da und diskutiere mit den 
Menschen. Egal ob sie Migrationsgeschichte haben 

oder keine: Die Konzentration von Spielhallen in 
Gröpelingen ist ein großes Problem, und das wird 
von allen so empfunden, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja!) 

übrigens auch von denjenigen, deren Angehörige, 
vor allen Dingen deren Kinder, dort ihr Geld verzo-
cken. Wir haben uns darauf geeinigt im Senat und 
in der Koalition, die Vorschriften deutlich zu ver-
schärfen, sehr deutlich, das ist völlig klar, um damit 
den Schutz von Spielenden zu verbessern. Es ist 
eben schon gesagt worden, wir erhöhen zum Bei-
spiel den Abstand der Spielstätten von 250 auf 
500 Meter, heben das Mindestalter zum Betreten 
der Betriebe auf 21 Jahre an, versuchen, den Gast-
ronomiecharakter durch das Verzehr- und Aus-
schankverbot herzuleiten, wollen den Abstand zu 
Schulen vergrößern. Dadurch werden Spielstätten 
verschwinden. 

Wir können zudem die Erlaubnisse – jetzt wird es 
eben doch ein bisschen technisch – nach Ablauf ei-
ner zweijährigen Übergangsfrist nur dann erteilen, 
wenn die Spielhalle durch eine unabhängige Prü-
fungsorganisation zertifiziert worden ist. Das finde 
ich sehr wichtig, denn wir haben Spielhallen und 
Spielhallen, also auch das ein ganz wichtiger 
Punkt. Die Antragstellenden müssen eine Sach-
kundeprüfung nachweisen, auch das ist wichtig, 
um die ganz schwarzen Schafe von vornherein 
nicht mehr zu haben, also sie werden keine Zulas-
sung kriegen. Wir werden auch keinen Gebrauch 
von der Öffnungsklausel im Glücksspielstaatsver-
trag machen, die Mehrfachkonzessionen im selben 
Gebäude oder Gebäudekomplex ermöglichen 
kann. 

Natürlich – ich sage ja, ein bisschen Technik kann 
ich nicht ersparen – sind im Gesetz auch die Inte-
ressen der Bestandsunternehmen zu wahren. Dafür 
haben wir Übergangsregeln geschaffen. Ziel muss 
es letztendlich sein, Auswahlverfahren gerecht und 
spielformübergreifend zu gestalten. Die Erweite-
rung der Mindestabstandsregelung erfordert die 
Festlegung einer Stichtagsregelung, zu der alle 
spielhallen- und glücksspielrechtlichen Erlaub-
nisse im Land Bremen neu zu erteilen sind, damit 
alle Betreiberinnen und Betreiber gleichberechtigt 
in ein Verfahren einbezogen werden können. Des-
wegen werden alle Erlaubnisse – das ist auch sehr 
weitreichend – mit Inkrafttreten des Gesetzes zum 
Stichtag 30. Juni 2023 befristet. Dann wird das 
Auswahlverfahren durchgeführt. Also: Es hat kon-
krete und massive Auswirkungen, was wir hier 
heute beschließen. 
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Das hat zur Folge, und das ist auch klar, dass wir 
dazu kommen, dass durch dieses Gesetz wahr-
scheinlich in einem nicht unerheblichen Maß die 
Spielstätten im Land Bremen sich reduzieren wer-
den – aber das ist auch der politische Wille und 
auch im Gesetz so angelegt. Das braucht man auch 
gar nicht wegzudiskutieren oder so zu tun, als wäre 
das nicht. 

Ich sehe darin übrigens – weil ich eben gerade das 
Beispiel Gröpelingen genannt habe, wo wir sehr 
viel darüber diskutiert haben, wie sich dieser Stadt-
teil entwickelt hat, unter anderem durch die Ent-
wicklung der Zunahme von Spielhallen und Wett-
büros –tatsächlich eine Chance für eine andere ge-
werbliche Entwicklung in den Quartieren. Ideal 
wäre es natürlich, wenn nach dem Auszug der 
Spielhallen kleines Gewerbe und Einzelhandel 
wieder mehr Raum in genau diesen Stadtteilen, die 
wir hier eben genannt haben, einnehmen könnten. 
Das wäre nämlich tatsächlich eine nachhaltige Ent-
wicklung in den Stadtteilen. Von daher sehe ich 
auch da eher die Chancen. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Es ist klar, auch das ist angesprochen worden: Ja, 
es werden einige Menschen ihren Job verlieren, 
die jetzt in den Spielhallen arbeiten. Wir werden 
natürlich da hingucken, ob wir unterstützen kön-
nen, ich bin aber insgesamt sehr zuversichtlich. Die 
Jobs in den Spielhallen sind laut einer Studie des 
Bundesarbeitsministeriums im Branchenvergleich 
die im Durchschnitt am schlechtesten bezahlten. 
Bei den meisten Stellen handelt es sich um Mi-
nijobs im Servicebereich. 

Da, muss ich ehrlich sagen, bin ich ganz zuversicht-
lich. Die Pandemie hat nämlich dazu geführt, dass 
sich auch Menschen in der Gastronomie einen an-
deren Job gesucht haben. Ich gehe davon aus, dass 
die Menschen, die jetzt ihren Minijob verlieren, 
eine gute Chance haben, dort einen neuen Job zu 
finden. Die Chance auf einen neuen Arbeitsplatz ist 
gerade relativ gut, bestenfalls sogar in einer tarif-
gebundenen Struktur. Daran arbeiten wir gerade 
parallel, dass uns das in der Gastronomie zum Bei-
spiel in Bremen erhalten bleibt. 

Ich weiß, abschließend, dass der für die Automa-
tenwirtschaft zuständige Lobbyverband sehr um-
triebig ist und war. Ich glaube, Sie alle in den Frak-
tionen wie auch wir im Ressort haben wahrschein-
lich vielfältige Nachrichten bekommen auf unter-
schiedlichen Wegen, wir wurden alle vor einer zu 
starken Reglementierung der Branche gewarnt. 

Damit aber hier kein falscher Eindruck entsteht: 
Natürlich war der Automatenverband in das ge-
setzgebende Verfahren ganz regulär einbezogen. 
Wir haben zwei Anhörungsverfahren gehabt im 
Vorfeld der geplanten Gesetzesänderung, eine be-
reits im August letzten Jahres und eine im Frühling 
dieses Jahres. 

Die Position des Verbandes ist bekannt, sie ist auch 
in das Verfahren eingeflossen, und natürlich wird 
der Verband mit der jetzt gefundenen Lösung nicht 
besonders zufrieden sein, weil er zu einer Reduzie-
rung der Spielhallen führt, aber auch ein Lobbyver-
band, liebe Abgeordnete, muss akzeptieren, wenn 
demokratisch gewählte Vertreterinnen und Vertre-
ter sich ein Bild machen und dann auch mal gegen 
die Interessen der Lobby entscheiden. Das finde ich 
absolut richtig und in dem Fall auch richtig gut. 

Außerdem – das zeigt sich jetzt – haben wir eine 
große Zustimmung in der Deputation – und auch 
hier: Die CDU hat zugestimmt, die FDP hat sich lei-
der enthalten, aber ich glaube, mit so einer breiten 
Mehrheit in diesem Haus ist das ein kleiner Hin-
weis, dass wir mit dem Gesetz richtigliegen und 
dass das Gesetz in Bremen breit getragen wird. Da-
für herzlichen Dank! Den Beschäftigten – überwie-
gend sind es Minijobber und –jobberinnen –, denen 
möchte ich zum Schluss noch mal Mut machen: Ich 
glaube, sie können sich neu orientieren und sie fin-
den auch gerade in der heutigen Situation etwas 
Besseres und besser Bezahltes. – Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Damit ist die Beratung geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]: Hallo!) 

Ach so, Entschuldigung, und der Einzelabgeord-
nete Herr Beck. 

(Dafür Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 
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(Abgeordneter Peter Beck [BIW]: Ich kann aber 
auch näherkommen, also weiter nach vorne kom-
men! – Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Nee, 
bitte nicht!) 

Bitte nicht, das ist schon alles okay. – Ich bitte um 
die Gegenprobe. 

(Dagegen FDP, L.F.M.) 

Stimmenthaltungen liegen nicht vor. 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde 
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in 
erster und zweiter Lesung vorzunehmen. 

Ich lasse jetzt darüber abstimmen, ob wir jetzt die 
zweite Lesung durchführen wollen. 

Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

(Einstimmig) 

Wir kommen jetzt zur zweiten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in zweiter Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich bitte um die Gegenprobe. – Entschuldigung, ich 
wollte nur gucken, ob Sie aufpassen. 

(Heiterkeit – Dagegen FDP, Gruppe L.F.M.) 

Stimmenthaltungen liegen nicht vor. 

Damit stelle ich fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

Gesetz zur Änderung von hafenrechtlichen Vor-
schriften (Änderung des Bremischen Hafenbe-
triebsgesetzes und des Bremischen Schiffsabfall-
Entsorgungsgesetzes)  
Mitteilung des Senats vom 26. April 2022  
(Drucksache 20/1432) 

Wir verbinden hiermit: 

Gesetz zur Änderung von hafenrechtlichen Vor-
schriften (Änderung des Bremischen Hafenbe-
triebsgesetzes und des Bremischen Schiffsabfall- 
Entsorgungsgesetzes)  
Bericht und Antrag des Ausschusses für Angele-
genheiten der Häfen im Lande Bremen  
vom 13. Juni 2022  
(Drucksache 20/1496) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Dr. Clau-
dia Schilling. 

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf 
in ihrer 36. Sitzung am 11. Mai 2022 in erster Le-
sung beschlossen. 

Wir kommen zur zweiten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort für die Begründung 
Senatorin Dr. Claudia Schilling. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren Ab-
geordnete! Mit der heute zur Beratung stehenden 
Änderung des Bremischen Hafenbetriebsgesetzes 
setzen wir die höchstrichterliche Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts vom Januar dieses 
Jahres konsequent um. Das Verbot von Atomtrans-
porten über die bremischen Häfen war nicht ver-
fassungskonform. Dem Bund steht die ausschließli-
che Gesetzgebungskompetenz für den Bereich der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie zu. Das Bun-
desverfassungsgericht hat in seinem Urteil aus-
drücklich darauf hingewiesen, dass dazu zwingend 
auch der Transport radioaktiver Stoffe zu zählen 
ist. 

Sehr geehrte Abgeordnete, der § 2 Absatz 3 des 
Bremischen Hafenbetriebsgesetzes, der das Trans-

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1432
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1496
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portverbot regelte, ist damit durch das Bundesver-
fassungsgericht als für mit dem Grundgesetz un-
vereinbar und nichtig erklärt worden. Das Land 
Bremen hat in dieser Frage also keinen Spielraum, 
die Anpassung des Gesetzes ist alternativlos. Der 
Senat wollte seinerzeit eine Energiegewinnung 
mittels Kernbrennstoffen, die mit ungeklärten End-
lagerungsfragen verbunden ist, nicht durch einen 
Umschlag über bremische Häfen unterstützen. Das 
war und ist angesichts der vielfältigen Problemla-
gen, die sich aus der Nutzung und Entsorgung von 
Kernbrennstoffen ergeben, politisch die richtige 
Entscheidung des damaligen Senats gewesen. 

Diesem Kurs folgend hatte sich der Senat 2019 ei-
ner Bundesratsinitiative zur Forderung eines bun-
desgesetzlichen Exportverbotes von Kernbrenn-
stoffen und einem raschen Abschalten störanfälli-
ger Kernkraftwerke im grenznahen Ausland ange-
schlossen. Das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts indes kommt für mich nicht überraschend, da 
schon das Bremer Verwaltungsgericht im 
Jahr 2015 rechtliche Bedenken zur Verfassungs-
konformität des Bremer Weges, keine Kernbrenn-
stoffe in den Bremischen Häfen umzuschlagen, ge-
äußert hat. 

Es ist gut, dass dieser Rechtsstreit jetzt nach zehn 
Jahren beendet ist und endlich Klarheit herrscht. 
Mit dem Urteil wird die Funktion unserer Häfen als 
Universalhafen, der grundsätzlich für den Um-
schlag aller zulässigen Güter offensteht, vom Bun-
desverfassungsgericht noch einmal hervorgehoben 
und unterstrichen. Gerade diese Widmung der Bre-
mischen Häfen als Universalhafen ist dafür aus-
schlaggebend, auch in Zukunft Teil des transeuro-
päischen Transportnetzwerks TNT zu bleiben. 

Sehr geehrte Abgeordnete, ein Umschlag von 
Kernbrennstoffen ist seit Nichtigerklärung des lan-
desgesetzlichen Umschlagverbotes in den bremi-
schen Häfen nicht erfolgt. Inwieweit in Zukunft 
nun tatsächlich noch Atomtransporte über unsere 
Häfen abgewickelt werden, müssen wir abwarten. 
Ich gehe aber davon aus, dass auch der deutsche 
Atomausstieg Auswirkungen auf den Umschlag 
von Atommüll über die deutschen Häfen haben 
wird und sie damit hoffentlich langfristig der Ver-
gangenheit angehören werden. – Ich danke Ihnen 
für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Prof. Dr. Hilz als 
Berichterstatter des Hafenausschusses. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz, Berichterstat-
ter: Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Frau Senatorin hat 
schon ausgeführt, warum das Gesetz gekommen 
ist. Ein paar Worte als stellvertretender Vorsitzen-
der des Ausschusses für die Angelegenheiten der 
Häfen im Lande Bremen: Das ursprüngliche Bremi-
sche Hafenbetriebsgesetz ist am 21. Novem-
ber 2000 in Kraft getreten. Die hier angesproche-
nen Änderungen des § 2 sind am 25. Januar 2012 
von der Bürgerschaft beschlossen worden. 

Der Senat hat am 26. April 2022 dieses hier vorlie-
gende Gesetz in die Bürgerschaft eingebracht, und 
wir haben es gemeinsam am 11. Mai 2022 in erster 
Lesung beschlossen und an den Ausschuss für die 
Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen 
überwiesen. Dort haben wir in der letzten Sitzung 
am 7. Juni ausführlich über dieses Gesetz debat-
tiert, haben einen entsprechenden Bericht verfasst 
und am Ende einstimmig beschlossen, der Bürger-
schaft zu empfehlen, diesem Gesetz zuzustimmen. 
So viel von mir als Berichterstatter. – Herzlichen 
Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Susanne Gro-
bien. 

Abgeordnete Susanne Grobien (CDU): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Unserer 
Fraktion ist es wichtig, dass wir die notwendig ge-
wordene Änderung des Bremischen Hafenbe-
triebsgesetzes, die bisher ein Umschlagsverbot von 
Kernbrennstoffen über die bremischen Häfen vor-
sah, hier heute noch einmal kurz diskutieren, 
scheint es doch typisch für einen sogenannten Bre-
mer Weg zu sein. 

Die Regierung, der Senat nehmen immer wieder 
langjährige juristische Auseinandersetzungen in 
Kauf, um kurzfristig meist ideologisch geprägte 
Fragestellungen in Gesetzesinitiativen zu gießen 
und einfach Fakten zu schaffen. Man fragt sich, 
welches Rechtsstaatsverständnis dem eigentlich 
zugrunde liegt. Das Verbot von Atomtransporten – 
nicht, dass Sie mich falsch verstehen, wir alle wol-
len möglichst wenig Atomtransporte – hatte der rot-
grüne Bremer Senat im Jahr 2012 beschlossen. Be-
reits damals gab es Klagen, aber das Bremer Ver-
waltungsgericht fühlte sich nicht zuständig, und so 
musste die Frage vor dem Bundesverfassungsge-
richt entschieden werden. 
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Die CDU-Fraktion hat seinerzeit, weil wir uns da-
mals schon sicher waren, ein Gutachten erstellen 
lassen, und Professor Dr. Kyrill-Alexander Schwarz 
sah seinerzeit bereits erhebliche Grundrechts- und 
Europarechtsverstöße. Das Bundesverfassungsge-
richt hat im Dezember 2021 genauso entschieden, 
wie das Gutachten es damals schon sah: Bremen 
hätte diesen besagten § 2 Absatz 3 nie in das Bre-
mische Hafenbetriebsgesetz aufnehmen dürfen, da 
dem Bremer Senat dazu die Gesetzgebungskompe-
tenz fehlt. 

Das muss man sich mal auf der Zunge zergehen 
lassen: Ein Senat agiert quasi wissentlich gegen die 
Verfassung! Ich bin sicher, es gab seinerzeit auch 
in der Bremer Politik genügend und beauftragte 
Gutachter und auch anderweitig genug juristische 
Kompetenz mit der Auffassung, dass diese Auf-
nahme schwierig sein wird. Jetzt, nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts, hat der Senat den 
geänderten Gesetzentwurf dem Parlament vorge-
legt – Herr Professor Hilz hat es schon gesagt –, in 
erster Lesung beschlossen, an den Hafenausschuss 
überwiesen und noch einmal beraten. 

Doch auch die Beratung war ehrlicherweise bemer-
kenswert. Von den regierenden Fraktionen hat sich 
zu dieser Änderung des Bremischen Hafenbe-
triebsgesetzes und der Rücknahme überhaupt kei-
ner gemeldet, es gab noch nicht einmal einen Be-
schlussvorschlag. Wir haben dann tatsächlich ein-
stimmig beschlossen, aber ehrlicherweise wirkte 
das alles wie das Herumreichen einer heißen Kar-
toffel. Dabei kann ich für die CDU-Fraktion sagen, 
dass wir die Aufhebung des Paragrafens sehr be-
grüßen, bestätigt das doch, dass die bremischen 
Häfen Universalhäfen sind und auch bleiben wer-
den. Welche Bedeutung unsere Häfen für Bremen 
und Bremerhaven haben, haben wir heute schon 
diskutiert und debattieren es auch immer wieder. 

Dass aber das Verbot von Kernbrennstoffen zumin-
dest die Fraktion DIE LINKE weiterbeschäftigt, 
zeigt die kleine Anfrage mit dem Titel „Exportver-
bot für Kernbrennstoffe weiterverfolgen und Wie-
deraufbereitungsanlagen schließen“, deren Ant-
wort uns Parlamentariern seit gestern vorliegt. 
Richtig viel Neues geht daraus nicht hervor. Die an-
deren beiden Fraktionen, Rot und Grün, scheinen 
sich mit dem Bundesverfassungsgerichtsurteil ab-
zufinden und haben noch nicht agiert. 

Derartige Gesetzesinitiativen des Bremer Senats, 
die dann später von anderen Gerichten wieder ein-
kassiert werden müssen, gibt es und gab es schon 
häufiger. Man würde sich da doch ein bisschen 

mehr Respekt vor der Verfassung und dem Grund-
gesetz und unserem Rechtsstaatlichkeitsprinzip 
wünschen. 

(Beifall CDU) 

Es ist in unseren Augen nicht immer opportun, alles 
und jedes, was man sich politisch oder auch ideolo-
gisch wünscht, gleich in Gesetze zu drücken. 
Wahrscheinlich erleben wir das in der laufenden 
Legislaturperiode mit dem von dem Regierungs-
bündnis angestrebten Ausbildungsfonds, der juris-
tisch auch auf sehr, sehr tönernen Füßen steht, er-
neut. Es ist schon beachtlich, wie der Senat mit die-
sem Instrument in den Ausbildungsmarkt einzu-
greifen gedenkt. Bei der Debatte um die Überge-
winnbesteuerung geht es ehrlicherweise auch um 
nichts anderes. 

Es scheint sich, was den Ausbildungsfond angeht, 
durchaus Widerstand insbesondere aus der Wirt-
schaft zu regen. Wir sind gespannt, wie der Senat 
damit umgeht, wenn sich berechtigte Zweifel an 
der Wirksamkeit und Rechtmäßigkeit – –, ob er sich 
darüber einfach hinwegsetzt. 

Die CDU-Fraktion stimmt jedenfalls der Streichung 
des § 2 Absatz 3 im Bremischen Hafenbetriebsge-
setz ausdrücklich zu und begrüßt auch den einstim-
migen Beschluss im Ausschuss. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Jörg Zager. 

Abgeordneter Jörg Zager (SPD): Frau Präsidentin, 
liebe Abgeordnete! Wir beraten heute zwei Ge-
setze, einmal das Bremische Hafenbetriebsgesetz 
und einmal das Bremische Schiffsabfall-Entsor-
gungsgesetz. 

Kommen wir zum Bremischen Schiffsabfall-Entsor-
gungsgesetz: Wir begrüßen die Änderung des Bre-
mischen Schiffsabfall-Entsorgungsgesetzes. Damit 
stärken wir die Rechte aller am Entladen oder Auf-
fangen von Schiffsabfällen beteiligten Parteien, in-
dem wir ihnen die Möglichkeiten zur Geltendma-
chung von Schadensersatzansprüchen infolge un-
nötiger Verzögerung einräumen. Damit stellen wir 
aber auch sicher, dass die Entladung der Schiffsab-
fälle zu einer einvernehmlich vereinbarten Zeit im 
Rahmen der ortsüblichen Regelarbeitszeit stattfin-
det. Letztendlich wird hiermit die entsprechende 
EU-Richtlinie umgesetzt. 
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Kommen wir zum Bremischen Hafenbetriebsge-
setz: Mit der Änderung kommt der Senat seiner ge-
setzlichen Verpflichtung zur Umsetzung der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts aus De-
zember 2021 nach, das hat Senatorin Dr. Schilling 
schon vorgetragen. Wir und auch die Koalition 
stimmen dem Antrag genau wie die CDU natürlich 
zu. Mit der Umsetzung des Bürgerschaftsbeschlus-
ses von 2012 haben wir ein Umschlagsverbot für 
Kernbrennstoffe in den bremischen Häfen erwirkt. 
Die Intention des Gesetzes war und ist richtig – das 
Mittel war es aus heutiger Sicht nur nicht. 

Der Ursprung der bremischen Gesetzesänderung 
lag in der 2010 von der schwarz-gelben Regierung 
getroffenen Fehlentscheidung, die Laufzeit der 
Atomkraftwerke zu verlängern. Dann kam noch 
Fukushima mit der Katastrophe, und das hat die 
Fehlentscheidung der schwarz-gelben Bundesre-
gierung offengelegt. Die menschlichen, ökologi-
schen und wirtschaftlichen Schäden von 
Fukushima waren enorm und halten bis heute an. 

Bremen war zum damaligen Zeitpunkt von ver-
schiedenen als veraltet geltenden Atomkraftwer-
ken umgeben. Die Transporte von Kernbrennstof-
fen sind zum großen Teil dem Umstand geschuldet, 
dass die Endlagerfrage ungelöst war und bis heute 
ist. Daher war die damalige Absicht und Entschei-
dung immer noch richtig. Der Transport und Export 
gefährdet zum einen die Gesundheit der Bevölke-
rung, zum anderen war und ist die Kernkraft kein 
zukunftsfähiger Energieträger. Vielmehr sollte der 
Fokus auf die Nutzung erneuerbarer Energien ge-
legt werden, damit die Klimaschutzziele erreicht 
werden können. 

Wir sind nach wie vor der Auffassung, dass der Ex-
port von Kernbrennstoffen an AKWs im Ausland 
besonders in Grenznähe zum Bundesgebiet eine 
Gefahr für die Bevölkerung darstellt und deswegen 
untersagt werden sollte. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Im Übrigen haben es auch die Hafenarbeiter be-
dauert, dass das Gesetz gekippt worden ist 

(Beifall SPD – Zuruf Abgeordneter Jens Eckhoff 
[CDU]) 

und es nun wieder möglich sein wird, Kernbrenn-
stoffe über unsere Häfen zu exportieren. Ich hoffe, 
dass das nicht eintreten wird. Allerdings steht auch 
für uns fest, dass wir ein einheitliches europäisches 

Vorgehen benötigen, um die Energiesicherheit in 
Europa insgesamt sicherzustellen. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Robert Bücking. 

Abgeordneter Robert Bücking (Bündnis 90/Die 
Grünen): Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Die Verfassung muss eingehalten werden, das 
ist offenkundig Konsens hier im Haus, 

(Heiterkeit CDU) 

und aus der Atomkraft muss ausgestiegen werden, 
auch darüber können wir uns mittlerweile verstän-
digen. Es kommt so beides zusammen. Die Verfas-
sung wird eingehalten, wir korrigieren unser Bre-
misches Hafenbetriebsgesetz und wir steigen aus 
der Nutzung der Atomenergie aus. Damit wird 
auch der Transport und Umschlag von Atommüll 
ein Ende finden. Insofern können wir mal zufrieden 
sein unter dem Strich. 

Es ist die Diskussion, die man lange führen könnte: 
Was hat uns damals geritten? 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja, gute 
Frage!) 

Zuallererst – Herr Zager hat es schon erwähnt – wa-
ren das Fukushima und die Entscheidung der Bun-
desregierung, die Laufzeit der Atomkraftanlagen 
zu verlängern. Zuerst die Verlängerung und dann 
Fukushima. Sie erinnern sich daran, es hat eine 
Weile gedauert, bis die Einsicht auch bei der Bun-
desregierung gelandet ist, dass das ein Fehler ge-
wesen ist mit der Verlängerung und dass man wie-
der zurückkehren muss zu der Entscheidung, aus 
der friedlichen Nutzung der Atomenergie auszu-
steigen. 

In dieser Situation hat die Bremer Politik gesagt: 
Wir tun alles, was wir irgendwie machen können, 
um sicherzugehen, dass es mit der friedlichen Nut-
zung der Atomenergie ein Ende hat. Dann haben 
wir zu diesem Mittel gegriffen. Es war eine nahe-
liegende Entscheidung, und es war eine verkehrte 
Entscheidung. 

Wir hatten selbstverständlich auch Gutachten vor-
liegen, die uns ermutigt hatten, diesen Weg zu ge-
hen. Mindestens zwei Richter des Bundesverfas-
sungsgerichts haben das offenkundig auch für eine 
sinnvolle Überlegung gehalten. Doch vier zu zwei 
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ist vier zu zwei, dementsprechend: Das Recht lan-
dete genau an der Stelle, die wir jetzt hier wahr-
nehmen, das Bremische Hafenbetriebsgesetz und 
das Bremische Schiffsabfall-Entsorgungsgesetz 
werden entsprechend korrigiert. 

Wir wissen, dass unsere Häfen nicht der Hebel 
sind, um solche Entscheidungen auf Bundesebene 
zu erzwingen, das nehmen wir zur Kenntnis. – Vie-
len Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Bevor ich den 
nächsten Redner aufrufe, möchte ich Herrn Mag-
nitz darum bitten, in dem Plenarsaal nicht zu tele-
fonieren. Das ist heute nicht das erste Mal! 

(Zuruf Robert Bücking [Bündnis 90/Die Grünen]) 

Wie bitte? 

(Abgeordneter Robert Bücking [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Während meiner Rede?) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Während Ihrer 
Rede, Herr Bücking, obwohl Sie so ruhig – –. 
Nächstes Mal gibt es wirklich – –. 

(Abgeordneter Robert Bücking [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Einen auf die Finger! – Heiterkeit) 

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Klaus-Rainer Rupp. 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin, sehr verehrte Anwesende! Ich ge-
stehe, ich bin schuld. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Wodran, 
an dem Anruf? – Abgeordnete Petra Krümpfer 
[SPD]: Haben Sie ihn angerufen?) 

An allem, notfalls an allem. Nein, ich meine ganz 
konkret die Passage im Bremischen Hafenbetriebs-
gesetz, die lautet, dass keine Kernbrennstoffe mehr 
über bremische Häfen umgeschlagen werden dür-
fen. Warum bin ich schuld beziehungsweise meine 
Fraktion? 

Wir haben irgendwann mal eine Anfrage gestartet: 
Wie viel Nukleartransporte, nukleares Material 
wird eigentlich über bremische Häfen transpor-
tiert? Wir waren schon ziemlich erschrocken, wie 
viel das ist, in welcher Häufigkeit, wie das trans-
portiert wird. Da machten Kernbrennstoffe – also 

das fertige Produkt – eigentlich gar nicht die Masse 
aus, sondern die Masse waren die Vorprodukte, 
unter anderem nicht angereichertes Uranhexafluo-
rid und anderes mehr. 

Daraufhin haben wir eine Initiative gestartet und 
haben einen Antrag in die Bürgerschaft gebracht: 
Das muss man irgendwie ändern. Wir verbieten 
das. Wir haben dann auch jemanden gefunden, der 
mit uns Überlegungen angestellt hat: An welcher 
Stelle könnte es eine Chance haben, durchzugrei-
fen? Dann sind wir auf die Änderung des Bremi-
schen Hafenbetriebsgesetzes gekommen. Das ist 
dann irgendwann von der Bürgerschaft aufgenom-
men und so beschlossen worden. 

Ich finde das richtig, dass wir das so gemacht ha-
ben, nach wie vor, weil man weiß ja nicht, wie das 
Verfassungsgericht entscheidet, bevor man ihm die 
Frage nicht gestellt hat. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Aber an 
manchen Stellen weiß man das schon!) 

Ich bekenne mich schuldig, mich mit Verfassungs-
recht nicht so auszukennen wie Sie. Wenn Sie das 
also schon vorher gewusst haben – –. Gucken wir 
mal in die Begründung des Bundesverfassungsge-
richtes und die Einlassung von 2011, ob die in ir-
gendeiner Weise kompatibel sind. Trotz alledem, 
die Entscheidung ist jetzt gefallen, es muss raus 
und wir werden natürlich die Entscheidung des 
Gerichtes akzeptieren. Ich möchte nur darauf auf-
merksam machen, dass es eine Illusion ist, dass mit 
dem Ausstieg aus der Atomenergie in Deutschland 
Atomtransporte über bremische Häfen nicht erle-
digt sind. 

Im Moment ist es so, dass Gronau und Lingen nicht 
mehr nur für deutsche Atomkraftwerke liefern und 
auch damals nicht nur für deutsche Atomkraft-
werke geliefert haben. Die hatten ein reges Ge-
schäft mit dem Umland, also dem ausländischen 
Umland: Tschechien, Frankreich, ich weiß nicht, 
wo sie überall hinliefern. Selbst in die USA ist das 
Zeug gekommen und hier wieder hingeschickt 
worden. Es ist keineswegs so, dass die Transporte 
von Brennelementen und anderem nuklearem Ma-
terial, Vorprodukten, Abfällen dann zu Ende sind. 

Ich bin seit ungefähr 50 Jahren entschiedener 
Atomkraftgegner. Ich halte die sogenannte friedli-
che Nutzung der Atomenergie neben dem Klima-
wandel und der Erfindung von Atombomben als ei-
nes der größten Verbrechen an Mensch und Um-
welt. 
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(Beifall DIE LINKE) 

Das wird sich erst in Zukunft zeigen. 

Ich finde, dem müssen wir uns stellen. Ich finde 
auch, dass es nicht sein kann – da sind wir doch so 
ein bisschen pharisäerhaft, wenn ich die Bibel rich-
tig interpretiere –, dass wir auf der einen Seite sa-
gen, wir betreiben keine Atomkraftwerke mehr, 
aber wir lassen zu, dass bei uns das Zeug herge-
stellt wird, mit dem andere Atomkraftwerke betrie-
ben werden. Ich finde, das ist zumindest ambiva-
lent. Nach wie vor ist mein Ziel – entschiedene 
Atomkraftgegnerinnen und -gegner sollten das tei-
len –, dass Gronau und Lingen irgendwann zuge-
macht werden können und dass damit auch die 
Transporte von Brennstoffen und die Transporte 
von Uranhexafluorid und anderem aufhören. 

Ich habe mich zu dem Zeitpunkt unter anderem 
deswegen intensiv mit Uranhexafluorid beschäf-
tigt, weil es ein ziemliches Teufelszeug ist. Das 
nicht unbedingt nur, weil die radioaktive Strahlung 
schon da ist. Die werden in Behältern transportiert, 
die sehr hohe Temperaturen oder Unfälle abkön-
nen, aber so ab 500 Grad wird es eng. Wenn dann 
ein solcher Behälter mal leckt oder explodiert, dann 
verbindet sich das Fluor in dem Uranhexafluorid 
mit dem Wasser, der Luft oder der Feuchtigkeit der 
Luft. Dann kriegen wir sogenannte Flusssäure. Das 
ist die böse Schwester der Salzsäure. Sie ist nicht 
nur ätzend, wie alles, sondern sie ist auch hochgra-
dig giftig. 

Experten sagen, wenn so ein – –. Die werden auch 
im Lastwagen über die Autobahn geschickt. Wenn 
so ein Ding mal richtig verunfallt und das Ding geht 
auf, ist ungefähr im Raum von 12 Kilometern jeder 
Mensch tot. Ich finde, das sind Risiken, die wir uns 
nicht unbedingt leisten sollten. Ich finde, diese 
Atomtransporte müssen aufhören. Am besten errei-
chen wir es, wenn Lingen und Gronau zugemacht 
werden. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Prof. Dr. Hauke 
Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Zuhörende! 
Aus Sicht der Freien Demokraten ist es nur richtig 
und konsequent, dass dieser Passus jetzt aus dem 
Bremischen Hafenbetriebsgesetz wieder gestri-
chen wurde. Es ist auch bekannt, wir waren nie ein 

Freund davon, dass das reingekommen ist, denn 
solange Deutschland als Bundesrepublik Kern-
kraftwerke betreibt, muss auch der Transport von 
Kernbrennstoffen über alle Häfen ermöglicht wer-
den. Das ist am Ende jetzt auch entsprechend ge-
urteilt worden. Als Rechtsstaatspartei ist das für uns 
ein gutes Signal. 

(Beifall FDP) 

Ich schließe mich ein bisschen dem an, was Frau 
Grobien gesagt hat, dass der Beschluss seinerzeit 
2012 – –. 

(Glocke) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Herr 
Prof. Dr. Hilz, der Abgeordnete Herr Rupp hat, 
glaube ich, eine Zwischenfrage. – Würden Sie eine 
zulassen? 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Da Sie 
vorhin auch eine zugelassen haben, lasse ich sie 
gerne zu. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Sehr nett! – Bitte 
schön, Herr Rupp. 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Ich wollte fragen, ob Sie registriert haben, dass die 
Atomkraftwerke in Deutschland ihre Brennstoffe 
aus Lingen und Gronau bekommen und die gar 
nicht über die Häfen transportiert werden müssen. 
Das sind internationale Geschäfte, die hin- und 
hergehen. Die gehen im Wesentlichen von Lingen 
und Gronau aus. Deswegen: Wissen Sie, dass die 
Tatsache, dass keine Atomkraftwerke mehr hier 
laufen, nicht bedeutet, dass die Atomtransporte 
aufhören? 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Herr 
Rupp, die entscheidende Frage ist doch in diesem 
Fall: Betreiben wir Kernkraftwerke und sind wir 
uns gesamtstaatlich der Verantwortung bewusst, 
dass wir insofern Brennstäbe irgendwie transpor-
tieren müssen? Solange das der Fall ist, solange 
müssen wir das auch genehmigen. Wenn Ende des 
Jahres die letzten Atomkraftwerke vom Netz ge-
hen, dann müssen wir aber in diesem Fall bundes-
rechtlich die Sache neu bewerten und schauen, wie 
dann die Regelungen sind. Das ist unsere Position 
als Freie Demokraten. 

(Beifall FDP) 
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Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Ich komme darauf zurück. – Danke! 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Ich 
wollte aber sagen, dass ich bei den Anmerkungen 
von Frau Grobien bin, dass das hier ja kein Einzel-
fall ist. Heute Morgen hat Herr Güngör das in der 
Rede zur Übergewinnsteuer relativ deutlich gesagt. 
Ich habe es jetzt leider nicht so schnell mitschrei-
ben können, das Protokoll ist auch noch nicht da, 
deswegen muss ich es sinngemäß zitieren. Er hat 
also sinngemäß gesagt: „Und wenn das Gesetz am 
Ende einkassiert wird, der politische Wille, der war 
der richtige, das zu beschließen.“ Das wird Ihnen 
hier auch einmal direkt attestiert, dass es eben der 
falsche Weg ist. Sie müssen sich vorher rechtssicher 
sein, um diese Gesetze entsprechend zu beschlie-
ßen, meine Damen und Herren. 

(Beifall FDP, CDU) 

Gerade bei der vorherigen Debatte ist es auch so, 
auch bei dem Thema Glücksspiel. Herr Bücking 
hat es gesagt, es wird eine Rechtsauseinanderset-
zung geben in diesem Fall, und man ist nicht sicher, 
wie das ausgeht. Insofern unsere Empfehlung als 
Freie Demokraten, Gesetze zu beschließen, bei de-
nen zumindest die Wahrscheinlichkeit, dass sie vor 
Gericht standhalten, größer ist, als die Wahrschein-
lichkeit, dass sie vor Gericht nicht Bestand haben. 

Meine Damen und Herren, wir werden also konse-
quenterweise – ich glaube ich brauche das nicht 
weiter in die Länge ziehen – diesem Gesetz zustim-
men. Damit ist dieses Kapitel dann in den Ge-
schichtsbüchern der Bremischen Bürgerschaft und 
des Bremer Senates, und wir können uns wieder 
den Universalhäfen in ihrer Funktionalität für den 
Transport für Deutschland und Europa widmen. – 
Vielen Dank! 

(Beifall FDP, CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist damit geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in zweiter Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung. 

(Einstimmig) 

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) vom 
Bericht des Ausschusses für Angelegenheiten der 
Häfen im Lande Bremen, Drucksache 20/1496, 
Kenntnis. 

Zur aktuellen Beschäftigungssituation und Lage 
der Beschäftigten im Land Bremen  
Große Anfrage der Fraktionen der SPD, Bündnis 
90/Die Grünen und DIE LINKE  
vom 21. Dezember 2021  
(Drucksache 20/1286) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 15. Februar 2022  
(Drucksache 20/1347) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Kristina 
Vogt. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. 

Die Aussprache ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Jasmina Heritani. 

Abgeordnete Jasmina Heritani (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und liebe 
Kollegen! Dankend und mit großem Interesse habe 
ich die Antworten auf unsere Große Anfrage gele-
sen, zur aktuellen Beschäftigungssituation im Land 
Bremen. Die Zahlen zeigen ganz deutlich, dass die 
Pandemie eine deutliche Auswirkung auf die Be-
schäftigten in Bremen und Bremerhaven hatte. 

Die Kurzarbeit stieg vor allem im Frühjahr 2020 bis 
auf 62 000 in Bremen und 10 000 in Bremerhaven. 
Im Verlauf der Pandemie hat sich das wieder erholt 
und wir waren im Durchschnitt bei 25 000 in Bre-
men und 5 000 in Bremerhaven. Wir haben uns 
jetzt auf ein Niveau der Vorpandemie entwickelt, 
haben aber natürlich dazu auch noch den Aspekt 
der coronabedingten Zahl der Arbeitslosen gehabt 
während der Pandemie, und hatten in Spitzenzei-
ten 2020 mit 39 000 in Bremen und 10 000 in Bre-
merhaven, sind aber mittlerweile wieder auf dem 
Vorpandemieniveau. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1496
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1286
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1347


5288 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 37. Sitzung am 15.06.2022 und 16.06.2022 

Die Pandemie hat sich vor allem unterschiedlich 
auf die Beschäftigungssituation von Männern und 
Frauen ausgewirkt. Am Anfang waren es mehr 
Männer, die in Kurzarbeit gegangen sind, was na-
türlich mit dem Industriestandort Bremen und der 
Konjunkturabhängigkeit zu tun hat. Später waren 
es aber vor allem Frauen, die pandemiebedingt 
nach Hause geschickt wurden, in Kurzzeit kamen, 
und vor allem aus dem Hotel- und Gaststättenge-
werbe entlassen wurden, später auch. Das hat vor 
allem mal wieder die Minijobberinnen betroffen. 

Die Große Anfrage zeigt uns ganz deutlich, dass 
gering qualifizierte Beschäftigte, also die Personen, 
die keinen abgeschlossenen oder anerkannten 
Berufsabschluss haben, besonders betroffen waren. 
Zu der Gruppe gehören natürlich auch geflüchtete 
und andere Menschen ohne deutsche Staatsbür-
gerschaft. Sie machen einen großen Teil der Ge-
ringqualifizierten aus, denn sie arbeiten oft in Hel-
fertätigkeiten und arbeiten auch vor allem in Hel-
fertätigkeiten, weil ihre Abschlüsse nicht aner-
kannt werden und sie nicht als qualifizierte Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in den Arbeits-
markt gehen können. In der Zeit von 2019 bis 2020 
fielen in unserem Bundesland 2 300 Stellen im Hel-
ferbereich weg. Diese Menschen sind auch zum 
Teil bis heute noch in der Arbeitslosigkeit. 

Trotz der schwierigen Arbeitsmarktsituation wäh-
rend der Pandemie hat der Senat aus unserer Sicht 
die Krise durch gezieltes arbeitsmarktpolitisches 
Handeln gut eingedämmt. Neben den negativen 
Einflüssen, durch die Pandemie bedingt, gab es 
aber ein konzentriertes und fokussiertes Handeln, 
Menschen zu schützen vor noch schlimmeren Ar-
beitsmarktproblemen. Wir sind da doch, trotz eines 
großen Anstiegs der Arbeitslosenquote auf 13 Pro-
zent, im Vergleich zu Hamburg und Berlin ganz gut 
dran gewesen. 

Dann gab es wirklich gute Instrumente, die letzt-
endlich davor geschützt haben, dass die Menschen 
wirklich arbeitslos geworden sind. Die Menschen, 
die in Kurzzeit waren, sind zurück auf die Arbeits-
plätze, zum großen Teil. Dann gab es natürlich For-
mate, die letztendlich auch junge Menschen vor 
der Arbeitslosigkeit gerettet haben, wie die Ausbil-
dungsverbünde, die natürlich aus unserer Sicht nur 
ein Plan B sind und auch waren. In die normalen 
Betriebe sollten die Menschen überführt werden. 

Wenn man nun noch einmal auf die Krise und die 
Langzeitarbeitslosigkeit schaut, sehen wir auch da 
wieder, dass das viele Geringqualifizierte sind, die 

von der Arbeitslosigkeit in die Langzeitarbeitslo-
sigkeit gerutscht sind, und da ist auch die klare Ar-
beitsaufforderung für uns: Wir müssen es schaffen, 
sowohl Arbeitslose als auch Beschäftigte zu quali-
fizieren. Wir haben schon gute Formate für arbeits-
lose Menschen, die wir auch während der Pande-
mie genutzt haben, wie den Qualifizierungsbonus, 
der aber erst einmal nur für Arbeitslose galt. 

Um die Probleme der Geringqualifizierten am Ar-
beitsmarkt zu verringern und ihre Situation zu ver-
bessern, ist ja zum einen die Landesagentur für 
Weiterbildung aufgebaut worden. Auch Bera-
tungsstellen sind ausgeweitet worden. Der Qualifi-
zierungsbonus muss aber aus unserer Sicht, aus so-
zialdemokratischer Sicht, unbedingt ausgeweitet 
werden auf alle Gruppen. Das heißt, nicht nur Ar-
beitslose sollen einen Qualifizierungsbonus be-
kommen, sondern alle Menschen, die sich berufs-
begleitend qualifizieren wollen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Das Ziel muss sein, mit Qualifizierung Menschen 
aus prekären Beschäftigungsverhältnissen heraus-
zuholen, also aus dem Helferjob hinein in einen 
Facharbeiterjob. Das hat uns die Pandemie über-
deutlich gezeigt, dass die Situation derjenigen, die 
wirklich in unqualifizierten Jobs sind, in Helferjobs 
sind, das sind die ersten, die arbeitslos geworden 
sind in der Pandemie. Das muss eine klare Auffor-
derung für uns sein. 

Klar ist aber auch, dass Bildung allein nicht reichen 
wird. Wir müssen die Menschen auch vernünftig 
absichern. Da wir heute Morgen den Mindestlohn 
debattiert haben, möchte ich noch einmal sagen, 
dass das alleine nicht reicht. Denn ein vernünftiger 
Tarifvertrag, eine vernünftige Absicherung hat den 
Menschen auch in dieser Pandemie geholfen. Und 
im zweiten Teil gehe ich auf das Thema Arbeits-
marktintegration in Bremen ein. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Ingo Tebje das Wort. 

(Abgeordneter Ingo Tebje [DIE LINKE): Ich schon?) 

Ja, weil sich keiner außer Ihnen gemeldet hat. 
Sonst könnte ich Frau Vogt als Senatorin schon 
drannehmen. 

(Heiterkeit) 
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Ja, das ist so ein Zocken hier in der Bürgerschaft: 
Wer hat sich gemeldet? Wann melde ich mich? 

(Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]: Geht doch jetzt 
gar nicht mehr! – Abgeordneter Nelson Janßen 
[DIE LINKE]: Stimmt, das haben wir verboten!) 

Jetzt hat sich Frau Hornhues noch gemeldet. – Bitte 
sehr, Herr Tebje! 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleg:innen! Mit 
Gästen sieht es jetzt um die Uhrzeit auch nicht 
mehr so gut aus. Sinn der Anfrage war es ja, gewis-
sermaßen zu bilanzieren, wie der Arbeitsmarkt im 
Land Bremen nach den Pandemiejahren 2020 und 
dasteht. Man kann das kurz so zusammenfassen: 
Wir sind wieder zurück auf Los. 

Das ist einerseits extrem positiv. Durch den Einsatz 
von Kurzarbeit, aber auch die vielen Förder- und 
Unterstützungsmaßnahmen für die Wirtschaft, hat 
sich der Arbeitsmarkt im Land Bremen schneller 
und weitgehender erholt als in vielen anderen 
Großstädten. Das kann man bilanzieren: Aktive Po-
litik in der Krise zahlt sich aus. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Genau. Andererseits ist der Befund natürlich auch 
negativ. Wir sind zurück bei allen Problemen des 
Arbeitsmarkts, wie wir sie vorher auch schon hat-
ten und sie bestanden haben: Hohe Arbeitslosig-
keit, hoher Sockel von Langzeitarbeitslosigkeit, 
schlechte Perspektiven für Menschen ohne Berufs-
ausbildung und gleichzeitig ein sich zuspitzender 
Fachkräftemangel. Was folgt jetzt daraus? Die Pan-
demiekrise geht nahtlos über in die Transformati-
onskrise, die vorher schon spürbar war, jetzt aber 
noch einmal Fahrt aufgenommen hat. Betriebe stel-
len sich auf veränderte Produktionsweisen und Ge-
schäftsfelder, Absatzmärkte ein. Verschiebungen 
zwischen Branchen setzen sich fort, Qualifikation 
wird wichtiger und viele alte Qualifikationen pas-
sen nicht mehr richtig. 

Über das, was wir im Bremen-Fonds, im ESF, in an-
deren Programmen, bereits anschieben, um darauf 
zu reagieren, sollten wir an anderer Stelle diskutie-
ren. Die einzelnen Maßnahmen sind ja hier nicht 
das Thema. Festhalten möchte ich allerdings zwei 
Punkte, die wir sonst nicht so klar auf dem Tisch 
haben. 

Das eine ist die Aussage: „Wer einen Berufsab-
schluss hat, hat eine gute Perspektive auf dem Ar-
beitsmarkt.“ Das muss man differenzieren. Natür-
lich ist es schwer, wenn man gar keinen Abschluss 
hat und die allgemeinen Qualifikationsanforderun-
gen steigen. Die Statistik der Arbeitsagentur um-
fasst aber auch viele Personen ohne Berufsab-
schluss, deren letzte Beschäftigung schon vier 
Jahre oder länger her ist. In diesem Fall gilt die bis-
herige Berufsqualifikation als erloschen. Das muss 
man sich näher ansehen. 

Es ist ja ein großer Unterschied, ob jemand eine 
Berufsqualifikation hat, die man vielleicht ergän-
zen, anpassen, aktualisieren kann oder ob er oder 
sie beruflich qualifizierte Erfahrung hat, aber in ei-
ner Branche, die einfach nicht mehr aufnahmefähig 
ist, sodass man über Umqualifizierungen nachden-
ken muss oder ob jemand tatsächlich nie einen 
Berufsabschluss hatte, was eine ganz andere Her-
ausforderung ist. Hier müssen wir deutlich näher 
ran, um angepasste Angebote machen zu können. 

Der zweite Punkt ist: Die Zahl der Anerkennung 
ausländischer Berufsabschlüsse ist nach wie vor 
viel zu gering. Es kann ja nicht sein, dass wir gar 
nicht so genau wissen, wie viele es sind. Wir haben 
Statistiken zu den gestellten Anträgen, zu den Ab-
lehnungen, zu den Nachforderungen, aber eigent-
lich keine harte Aussage, wie viele jetzt pro Jahr 
ihren Abschluss tatsächlich anerkannt bekommen 
haben. Das brauchen wir dringend. Wir werden für 
diese Zielgruppe verstärkt Angebote machen müs-
sen wie Nachqualifizierungen, die für die Anerken-
nung notwendig sind, berufsbegleitend gemacht 
werden können, und zwar mit Arbeitszeitverkür-
zungen und Lohnausgleich. Anders ist es für Men-
schen in der Mitte ihres Berufslebens nicht leistbar. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Es wäre auch wünschenswert, dass viele Verfahren 
entbürokratisiert werden und die Anerkennung 
großzügiger erfolgt, aber das Wichtigste ist, den 
Weg zur Nachqualifizierung für Menschen tatsäch-
lich leistbar zu machen. Sonst produzieren wir stän-
dig neue Gruppen von Menschen, die eigentlich 
Qualifikationen haben, aber zusätzlich in die große 
Menge derer eingehen, die ohne Berufsabschluss 
geführt werden und die ja eigentlich auch in den 
Beschäftigungen tätig sein könnten, die sie auch 
schon mal erlangt haben oder zumindest artver-
wandt sind. 
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Insofern danke ich für die ausführliche Beantwor-
tung der Anfrage. Sie zeigt, dass der Senat die Kri-
senbekämpfung gut geleistet hat – das ist wirklich 
bemerkenswert –, und sie zeigt den Weg, der jetzt 
zu gehen ist. Da kommt noch eine Menge Arbeit 
auf uns zu. Packen wir es an! – Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Bettina 
Hornhues. 

Abgeordnete Bettina Hornhues (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Wir debattieren heute über eine Anfrage der 
Regierungsfraktionen und deren Beantwortung 
durch den Senat von Mitte Februar 2022. Ich weiß 
nicht, was es bedeuten soll, geht mir durch den 
Kopf beim Ansehen und dem Lesen der Großen 
Anfrage. Die Große Anfrage beinhaltet ein Sam-
melsurium völlig zusammenhangloser Fragen ohne 
roten Faden. 

(Abgeordnete Lencke Wischhusen [FDP]: Yes! 
Richtig!) 

Alle abgefragten Daten sind leicht über die amtli-
che Statistik der Bundesagentur für Arbeit selbst 
abrufbar. Dafür braucht es keine Ingangsetzung ei-
nes Behördenapparates. 

(Beifall CDU, FDP) 

Betrachten wir aber nun die Große Anfrage ge-
nauer: Sie schreiben schon in der Herleitung Ihrer 
Fragen auf der Basis von Aussagen der Arbeitneh-
merkammer, die Sie sich damit zu eigen machen, 
dass es in Bremen bereits vor der Coronakrise ein 
grundsätzliches Defizit an passenden Arbeitsstel-
len gab. Sie unterstellen aber, dass der Arbeits-
markt Stellen für die Unterbeschäftigung in Bre-
men von circa 50 000 Personen schaffen müsste. Es 
ist aber doch so, dass wir wissen, dass viele Men-
schen, die arbeiten möchten, nicht die notwendi-
gen fachlichen Voraussetzungen für die angebote-
nen Arbeitsplätze mitbringen. Sie schreiben aber in 
Ihrer Beantwortung, dass es schon vor Corona kein 
Matching gab. 

Wo sind denn Ihre Verantwortung und Ihre An-
sätze, diese bekannten Matching-Probleme zu be-
seitigen? Instrumente wie Förderung und Qualifi-
kation sowie Umschulungen stehen hier im beson-

deren Fokus. Hierbei können die Mismatch-Prob-
leme abgefangen werden, um auch Arbeitslose er-
reichen zu können, die bisher geringere Arbeits-
marktchancen haben. Allerdings muss Bremen 
auch auf der anderen Seite nachsteuern. Es müssen 
Jobs entstehen, wo bereits die Arbeitskräfte eine 
Chance auf Beschäftigung erhalten können. Hier 
lag und liegt das grundsätzlich strukturelle Prob-
lem Bremens. Wir benötigen hier dringend Lösun-
gen vom Senat, wie Schaffung zusätzlicher Arbeits-
plätze durch Schaffung zusätzlicher Gewerbeflä-
chen und damit Ansiedlung von Unternehmen, die 
Arbeitsplätze schaffen. 

(Beifall CDU) 

Diese Debatte hierzu hatten wir in der letzten Sit-
zungswoche, meine ich, in der Stadtbürgerschaft. 
Bremen kann einfach das grundsätzlich struktu-
relle Problem nicht abbauen. Schlimm ist auch, 
dass in Teilen des Ressorts wohl immer noch nicht 
einheitlich die Daten erhoben werden. Auch hier 
ist leider die Senatorin für Kinder und Bildung 
(SKB) zu nennen. 

(Vizepräsidentin Antje Grotheer übernimmt den 
Vorsitz.) 

Eines zeigen die Zahlen, glaube ich, deutlich: Ohne 
das Instrument des Kurzarbeitergeldes hätten wir 
arbeitsmarkttechnisch die harten Zeiten des Lock-
downs nicht so glimpflich überstanden. In der Pan-
demie zeigte sich wieder einmal mehr unsere auch 
gesamtdeutsche Leitungsfähigkeit in unserer Form 
der sozialen Marktwirtschaft. 

Was erfahren wir aus den Antworten der Fragen? 
Kurzarbeit erreichte ihren Höchststand im April 
2020 in der Stadt Bremen, ein Viertel aller sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigten. Bis Juni 
2021 ging Kurzarbeit jedoch wieder stark zurück, 
um etwa zwei Drittel gegenüber Höchstwerten. Be-
sonders betroffen in Bremen: das verarbeitende 
Gewerbe, in Bremerhaven das Gastgewerbe. Dem-
zufolge waren in der Seestadt mehr als die Hälfte 
der Kurzarbeiter Frauen. 

Die Arbeitslosigkeit stieg in beiden Städten wäh-
rend der Pandemie. Die Unterbeschäftigung im en-
geren Sinne ging zurück. Leider liefert der Senat 
hierzu keine Differenzierung nach Branchen, wel-
che hier besonders wichtig wären. Im Land Bremen 
entwickeln sich die gemeldeten Stellen im Helfer-
bereich während der Pandemie rückläufig, insbe-
sondere für Frauen, während sie im niedersächsi-
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schen Umland anstiegen. Vor allem im verarbeiten-
den Gewerbe, im Gastgewerbe und bei den wirt-
schaftsnahen Dienstleistungen wurden Helferstel-
len abgebaut, am Bau, im Einzelhandel, Verkehr 
und auch in der Verwaltung jedoch aufgebaut. Ein 
riesiges Problem nach wie vor und nicht erst seit 
der Pandemie im Land Bremen: fehlende Berufsab-
schlüsse. Der Anteil sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigter ohne Beruf ist auf 10,6 Prozent ge-
stiegen. Unter den Ausländern sind es 26 Prozent 
in Bremen und 27 Prozent in Bremerhaven. 

Eines lässt sich auch hier erkennen: Es gab eine 
deutliche Gender-Betroffenheit. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, das sollten wir aus den Antworten 
der Großen Anfrage herausziehen und uns weiter 
auf unsere To-do-Liste schreiben. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Also war sie doch gut, die Anfrage!) 

Wir müssen die unterstützenden Maßnahmen bei 
der Kinderbetreuung und bei der Pflege und nicht 
zuletzt auch bei der Qualifizierung ausbauen. Denn 
eines darf nie wieder in solchen Krisensituationen, 
egal welcher Ursache, geschehen: Wir dürfen nicht 
wieder die Rolle rückwärts in die 1950er-Jahre ma-
chen und die Frauen in die alleinige Kinderbetreu-
ung zurückdrängen. Das war eine Punktlandung. – 
Vielen Dank! 

(Beifall CDU, FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Dr. Henrike 
Müller. 

Abgeordnete Dr. Henrike Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Liebe Frau Heritani, liebe 
Kollegin Jasmina Heritani, vielen Dank für die 
Große Anfrage! Ich bin sehr, sehr dankbar, dass die 
Initiative von Ihnen ausgegangen ist, weil Sie uns 
eben wichtige Daten geliefert hat und weil sie dazu 
führt, dass wir heute hier in einer ausführlichen De-
batte zu einzelnen Problemlagen sprechen, die sich 
gerade erst und vor allem sehr deutlich nach der 
Pandemie ergeben haben, auch wenn sie vorher 
schon vorhanden waren, aber die Pandemie hat 
dann doch noch mal wie ein Brennglas auf vieles 
gewirkt. 

Von daher vielen Dank an die Kollegin und auch 
noch mal herzlichen Dank an den Senat für die aus-
führliche Beantwortung, für die vielen Zahlen und 
Fakten, mit denen man dann ja auch gut arbeiten 

kann! Ich will nicht alles wiederholen. Ja, ja, wir 
sind eigentlich ganz gut durch die Krise gekommen 
gemessen und im Vergleich zu anderen Regionen 
und Städten, und trotzdem bleiben die fundamen-
talen strukturellen Problemlagen auf dem Bremer 
Arbeitsmarkt bestehen. Darauf haben ja viele Kol-
leginnen und Kollegen schon hingewiesen. 

Ich will mich noch mal konzentrieren auf die ein-
zelnen Zielgruppen. Wir haben in der Tat einen im-
mer noch hohen Sockel und hohe Anzahl von lang-
zeitarbeitslosen Menschen. Das wird sich wahr-
scheinlich, wenn wir uns da nicht richtig was ein-
fallen lassen und auch an der Kategorie arbeiten, 
nicht ändern. Wir haben Beschäftigte, die immer 
noch in Kurzarbeit sind, nicht mehr durch die Vi-
ruspandemie, sondern jetzt eben zum Teil auch 
aufgrund der Kriegswirtschaft, mit der wir uns ja 
auch auseinandersetzen müssen. 

Insbesondere, darauf hat Frau Hornhues auch ge-
rade noch mal richtigerweise hingewiesen, haben 
eben viele, viele Frauen, die als Minijobberinnen 
gearbeitet haben, als Allererste und am langfris-
tigsten ihren Job verloren, nicht wieder zurückge-
funden in andere Tätigkeiten. Und, das muss einen 
besonders betrüben und auch warnen: Die Be-
schäftigungen im Helferbereich werden nicht erst 
seit der Pandemie immer weniger, weil wir eben 
doch eine hochqualifizierte Gesellschaft sind mit 
hochtechnologisierten Arbeitskräften, und da blei-
ben immer weniger Arbeitsplätze für diejenigen, 
die weder einen Schul- oder Berufsabschluss ge-
macht haben. 

Der Senat hat in der Antwort dargestellt, mit wel-
chen guten Instrumenten und Maßnahmen er ge-
gengewirkt hat, sowohl gegen Auswirkungen der 
Pandemie als auch grundsätzlicher Art, was Ar-
beitsmarktmaßnahmen angeht. Da sind sehr, sehr 
viele gute Instrumente ausprobiert worden – darauf 
hat Frau Heritani hingewiesen – wie der Qualifizie-
rungsbonus. Wir sehen das genauso wie Sie, dass 
der ausgeweitet werden muss, natürlich auf alle 
Beschäftigten, die sich weiterqualifizieren wollen. 
Da besteht Konsens. 

Insgesamt also eine angespannte Lage. Ehrlich ge-
sagt, kann uns die Pandemie und auch die aktuelle 
Kriegswirtschaft ja nur davor warnen, was noch auf 
uns zukommt, denn die anstehende Transforma-
tion, auf die der Kollege Tebje hingewiesen hat, die 
beginnt ja gerade erst, und sie wird sich mit voller 
Wucht auch auf den Bremer Arbeitsmarkt auswir-
ken. Von daher würde ich gerne vier bis fünf The-
menfelder noch ansprechen, wo wir noch eine 
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ziemlich große Schippe drauflegen müssen. Teils 
hat der Senat in der Antwort auch darauf hingewie-
sen. 

Die mangelnden Schul- und Berufsabschlüsse: 
Wenn wir nicht langsam eine Idee haben, wie wir 
die hohen Quoten von Absolventinnen und Absol-
venten der Bremer Schulen ohne Schulabschluss in 
den Griff kriegen, dann werden wir ein dauerhaftes 
strukturelles Problem haben, denn der Aufwuchs 
wird ja immer größer, und dann müssen wir uns in 
zehn Jahren nicht über noch mehr langzeitarbeits-
lose Menschen kümmern, wenn wir jetzt nicht da-
für sorgen, dass junge Menschen in Bremen Schul-
abschlüsse bekommen. Da muss uns ordentlich et-
was einfallen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP) 

Man muss sich dem auch stellen, dass es so ist, dass 
wir offensichtlich schlecht sind an den Schulen. 

Der zweite Punkt: die Ausbildung. Wir brauchen 
eine richtige Offensive, um die duale Ausbildung 
zu attraktivieren und ganz viele junge Menschen 
davon zu überzeugen, dass sie vielleicht nicht in 
eine brotlose Kunst der Universitätsausbildung ge-
hen, sondern in das goldene Handwerk oder da, wo 
sie dann ordentlich Zukunftsperspektiven mit or-
dentlichen Löhnen haben. Ausbildungsoffensive ist 
dringend notwendig und in gleichem Maße auch 
eine Umqualifizierungsoffensive. 

Für viele, viele Menschen, die zum Beispiel aus 
dem Einzelhandel raus sind: Warum können sie – –
, hat mich gerade noch der Praktikant draußen ge-
fragt: Warum kann sich nicht diejenige, die aus 
dem Einzelhandel raus ist, umschulen lassen in ei-
nen schönen handwerklichen oder technischen Be-
ruf? Gute Frage, die der junge Mann da gestellt hat. 
Auch da müssten wir Überleitungsprozesse herstel-
len. Die Anerkennung ausländischer Abschlüsse, 
darauf hat Herr Tebje hingewiesen. 

(Glocke) 

Ich verstehe, dass wir da so gar nicht vorankom-
men, macht wirklich große Sorgen. 

Und letzter Punkt: Eignungsprüfung. Ich finde, 
dass wir in Deutschland eine zu hohe Fokussierung 
auf Zettelwirtschaft, also Zeugnisse haben. Ich 
glaube, wir brauchen dringend auch nied-
rigschwelligere, unbürokratischere Wege über Eig-
nungsprüfungen für bestimmte Beschäftigungen, 

um Menschen mit Talent in die richtige Beschäfti-
gung zu finden und nicht die, die die richtige Note 
auf dem Zeugnis haben. 

(Glocke) 

Ich bin fertig. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Lencke Wisch-
husen. 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Vielen 
Dank Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Mir ging es so ein bisschen wie Bettina 
Hornhues, muss ich sagen, als ich die Große An-
frage gelesen habe. Ich glaube, die Grundsatzidee 
war ja eine gute, aber irgendwie ist dieses Fragen- 
und Beantworten-Pamphlet, was dann zustande 
kam, irgendwie alles andere als gut. 

Ich glaube, liebe Frau Vogt, uns wird immer ganz 
oft vorgeworfen, dass wir so eine Beschäftigungs-
therapie der Verwaltung machen, weil wir so einen 
Wust an Fragen einreichen. Das, was da passiert ist, 
finde ich ehrlich gesagt für Ihr Ressort – –, das tut 
mir schon fast leid, weil das ist ein Riesenaufwand, 
und es gibt diesen tollen Bericht zur Lage der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Land Bre-
men – wer ihn nicht kennt – der Arbeitnehmerkam-
mer. Auf 140 Seiten wird in Perfektion eine Ana-
lyse 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ja, und das, was da fehlte, hat jetzt die 
Anfrage gebracht!) 

des Landes Bremen vom Arbeitsmarkt gemacht. Ja, 
es kam danach, das stimmt, aber manchmal kann 
man vielleicht auch ein bisschen warten, weil dann 
hätte man sich dieses Ding einfach nur noch sparen 
können. 

Im Endeffekt, es wird nämlich wirklich auch dem 
nicht gerecht – –, das passt nicht, was wir da ma-
chen. Man hätte auch mehr erwarten können. 
Wenn man danach fragt, hätte man vielleicht auch 
tiefer fragen müssen. Es werden ganz wichtige 
Themen wie die Fachkräfteentwicklung und wel-
che zentralen wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
Abhilfe schaffen könnten, überhaupt nicht berück-
sichtigt. Es wird nicht nach arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen in einer Tiefe gefragt. Es wird ehrlich 
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gesagt auch kaum das Thema Inklusion in den Ar-
beitsmarkt und Integration aufgenommen, was wir 
uns auch gewünscht hätten. Es wird auch das 
Thema demografischer Wandel, und der Wegzug 
von bestimmten Bevölkerungsgruppen in das Um-
land überhaupt nicht mitgedacht. Diese Verzah-
nung, die nun mal entscheidend ist, gerade auch 
zur Betrachtung des Arbeitsmarktes, muss ja ir-
gendwo zwischen Stadtentwicklung, Bildung und 
Arbeitspolitik gemeinsam gedacht werden, aber 
das alles findet bei dieser Großen Anfrage leider 
überhaupt nicht statt. 

Es gibt auch überhaupt keine konkreten Pfade, was 
man Beschäftigten ohne Berufsabschluss und den 
Aufstieg zu ermöglichen – –, wie das gemacht wird, 
wie man das machen kann. Es gibt keine sektorale 
Entwicklung am Arbeitsmarkt, auch das wird nicht 
abgefragt. Es sind so viele Dinge, wo ich gedacht 
habe: Mensch, das können wir uns doch sparen, 
hier, diese ganzen Anfragen. Sie fragen nach sechs 
Monaten – um auch das noch mal zu sagen zum 
Thema Tabellenwust –, Sie fragen nach einer Ent-
wicklung in den letzten sechs Monaten. Ihre Ant-
wort ist: 23 Monate. Das wird langgezogen seiten-
weise, das hätte man eigentlich knackig und kurz 
beantworten können, 

(Beifall CDU) 

aber so ist es nur Wischiwaschi und hilft nicht. 

(Beifall FDP) 

Wenn wir uns die Fakten daraus trotzdem angu-
cken, und ich würde doch auch mit den positiven 
einmal anfangen wollen, dann ist es gut, oder wir 
sind ja noch relativ gut durch die Pandemie gekom-
men. Es wurde gesagt, dass die Anzahl der Kurzar-
beiter und Kurzarbeiterinnen eine Zeit lang sehr 
hoch war, ja, aber das Verhältnis zwischen der an-
gezeigten Kurzarbeit und der realisierten ist eben 
doch im Verhältnis noch positiv zu bewerten, und 
vor allem überdurchschnittlich schnell konnte die 
Kurzarbeit wieder abgebaut werden, was ja positiv 
ist. 

Da aber auch meine Frage gleich nach der Analyse: 
Warum sind wir denn eigentlich so viel besser, was 
das Thema angeht als andere Großstädte? Auch da 
hätte man ja vielleicht was daraus lernen können, 
aber dieses Learning, auch was mit dieser Anfrage 
zu machen, vielleicht auch was abzuleiten, auch 
das kommt in der Konsequenz mal wieder leider zu 
kurz. Genauso, was ich positiv finde, es wurde eben 

angesprochen, ist das Thema der Anzahl der An-
träge zur Anerkennung von Berufsabschlüssen. Es 
wurde zu Recht genannt, dazu sage ich gleich noch 
was, dass eben viele oder eben gar nicht so viele 
einen Antrag stellen, aber – und das muss man 
durchaus positiv bewerten –, dass diejenigen, die 
einen Antrag stellen, tatsächlich auch relativ gut 
begleitet werden, um nämlich dann den Antrag be-
willigt zu bekommen. Das heißt, das Saldo sieht da 
tatsächlich gut aus. 

Trotzdem ist ja die Frage: Wie schaffen wir es, dass 
wir Menschen aus dem Ausland dafür begeistern 
und sie dahin auch beraten, dass sie sich ihre Ab-
schlüsse anerkennen lassen können? Es darf eben 
nicht passieren, dass wir hochqualifizierte Men-
schen haben, die in niedrigen oder niedriger be-
zahlten Jobs arbeiten, weil das können wir uns 
nicht leisten. Wir haben in vielen Bereichen einen 
Fachkräftemangel, und da brauchen wir diese 
Menschen, und es ist auch unsere Verantwortung, 
denen hier eine Lebensperspektive innerhalb ihrer 
Passion in ihrem Berufsfeld aufzuzeigen. 

Auch zum Teil langwierige Anerkennungsverfah-
ren, muss ich Ihnen sagen: Wenn ich lese, dass 
Hebammen 17 Monate brauchen, um sich ihre An-
erkennung im Beruf oder den Beruf anerkennen zu 
lassen – –. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]) 

17 Monate! Da frage ich mich schon: Was brauchen 
die 17 Monate? Eine Hebamme, die in Afrika Kin-
der zur Welt bringt, hat im Zweifel ein schlechteres 
Gesundheitssystem mit schlechterer Versorgung 
als wir hier in Deutschland. Ich weiß nicht, ob wir 
da nicht auch noch mal ran können und das analy-
sieren, um hier wirklich auch eine Verbesserung zu 
erreichen. – 

(Glocke) 

Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Jasmina Heri-
tani. 

Abgeordnete Jasmina Heritani (SPD): Frau Präsi-
dentin, vielen Dank! Ich hatte mich auf eine inhalt-
liche Debatte hier gefreut und bin so ein bisschen 
enttäuscht von der Debatte seitens der CDU und 
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der FDP, die sich nur damit beschäftigt, ob ich zu 
viele Fragen gestellt habe oder nicht. 

(Abgeordnete Bettina Hornhues [CDU]: Wieso? Es 
gibt doch noch die zweite Runde! – Beifall Bündnis 
90/Die Grünen) 

Ich bin froh, dass Frau Dr. Müller meine dreigeteil-
ten Fragen gesehen hat, denn es gab drei große 
Blöcke in den Fragen, die beeinflusst wurden bei 
mir gar nicht dadurch, dass ich gesagt habe, ich 
habe nachts so viel Zeit und möchte jetzt Fragen 
stellen und möchte das ganze Ressort in Arbeit 
bringen. Nein, diese Fragen kommen aus meiner 
täglichen praktischen Arbeit, und ich würde da 
jetzt auch den Punkt Anerkennung von Abschlüs-
sen aufgreifen wollen, an dem Frau Dr. Müller ge-
stoppt hat. Ich denke, sie hat vermutet, dass ich 
dazu noch mal was sagen werde, denn mein Ar-
beitsalltag ist geprägt durch Sätze wie: „Tut uns 
leid, aber ihr Abschluss wird bei uns leider nicht 
anerkannt! Tut uns leid, aber ihre deutsche Spra-
che ist nicht ausreichend für die Arbeitsstelle“ oder 
„Ihr Akzent ist zu stark.“ Das sind zwei Sätze, die 
über die Zukunft von Menschen entscheiden und 
von ganzen Familien in Deutschland. Das ist ein-
fach Fakt, und das kommt täglich immer noch vor. 

(Beifall SPD – Abgeordneter Heiko Strohmann 
[CDU]|: Ja, wer regiert hier?) 

Genau deswegen habe ich mich hingesetzt und mir 
diesen ganzen Bereich noch mal angeschaut, sys-
tematisch mit Fragen, die sich zum einen mit der 
Pandemie beschäftigt haben, zum anderen damit, 
wer ist in welchem Arbeitsbereich drin, und der 
dritte Teil ist für mich einfach der Teil, auf den ich 
jetzt eingehen möchte: die Integration in den Ar-
beitsmarkt. Vor allem sind die Fragen so aufge-
baut, dass sie durch meine berufliche und wissen-
schaftliche Arbeit beeinflusst wurden. 

In den letzten Jahren habe ich viele Menschen mit 
Migrations- und Fluchtgeschichte in den Arbeits-
markt begleitet und geprägt, weil diese Begleitung 
einfach von der dauerhaften Enttäuschung der 
Nichtakzeptanz einer Wertigkeit von ausländi-
schen Abschlüssen und auch Ressourcen – –. Wir 
haben da einfach verdammt viele Hürden, die bei 
der Anerkennung anfangen, die über die deutsche 
Sprache gehen, die über die Fachsprache gehen, 
und letztendlich landen wir dann beim Selbstver-
trauen dieser Menschen, weil die trauen sich über-
haupt nicht mehr, Anerkennung zu beantragen, 
weil sie schon hören in der Community: Wir haben 

keine Chancen, eine Anerkennung unserer Ab-
schlüsse zu bekommen. Das ist kein neues Thema. 
Wenn wir an 1989 – die deutsche Einheit – denken: 
Da hatten wir schon einmal das Thema, und wir ha-
ben aus dieser Zeit einfach nicht gelernt. 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Wir haben wieder eine Menge Menschen, denen 
wir den Zugang zum Arbeitsplatz verwehren. Wir 
haben diese Menschen nicht als Fachkräfte in der 
Wirtschaft, im sozialen, im pädagogischen oder ge-
sundheitlichen Bereich, sondern wir finden diese 
Menschen ganz klar in niedrigschwelligen Jobs, in 
den Helferjobs, die abgebaut wurden in den letzten 
Jahren, wo wir einfach nicht mehr so viele Arbeits-
kräfte brauchen. Wir brauchen qualifizierte Ar-
beitskräfte, und dafür ist es für mich persönlich und 
auch für meine sozialdemokratische Fraktion ein 
klares Ziel: Wir müssen die Menschen in den Ar-
beitsmarkt integrieren, wir müssen die Hürden ab-
schaffen, wir müssen es schaffen, diese Menschen 
zu qualifizieren. 

Wenn Menschen eine Ablehnung bekommen ihrer 
Abschlüsse, dann muss es einen Weg geben, wie 
wir diese Menschen über einen Anerkennungs-
lehrgang integrieren können in den Arbeitsmarkt. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Deutlich zeigt der erste Teil der Fragen, dass 20 bis 
25 Prozent der Menschen ohne deutsche Staatsbür-
gerschaft in gering qualifizierten Stellen sind. Das 
heißt, da müssen wir schauen, denn da sind Leute 
bei, die haben Qualifikationen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen und diese werden nicht erhoben, gu-
cken sie doch mal rein ins System der Agentur für 
Arbeit oder des Jobcenters: Da wird nur erhoben, 
wenn die Abschlüsse anerkannt sind, und dann ist 
es Ermessenssache der Sachbearbeiterin und des 
Sachbearbeiters, ob sie dazu noch eine Ergänzung 
machen. Das heißt, wir haben eine Menge Leute, 
die bei uns als Unqualifizierte laufen. Wo finden 
wir die am Ende? In der Lagerarbeit. 

Gehen sie doch mal in die Logistik! Ich möchte jetzt 
gar keinen Arbeitgeber nennen. Sie kennen alle 
großen Arbeitgeber. Gehen Sie da mal spazieren 
und fragen sie die Menschen, was sie in ihrem Her-
kunftsland gemacht haben. Da werden sie staunen, 
was die ursprünglich mal getan haben, und da wird 
auch ganz klar: Das sind Fachkräfte, die wir drin-
gend brauchen für unsere Wirtschaft und auch für 
die anderen Bereiche. 
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(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Jetzt noch zwei Dinge, weil ich habe ja nicht mehr 
so viel Zeit. Das eine ist, seit 2014 gab es 4 600 An-
träge. Davon gab es 200 Ablehnungen. Ich sage 
Ihnen, es gibt eine Menge Leute, die Papiere zu 
Hause liegen haben und nie eine Anerkennung be-
antragt haben. Das sind Tausende von Menschen, 
die vielleicht auch keinen offiziellen Berufsab-
schluss haben, aber die etwas können. Im Hand-
werk brauchen wir dringend Leute, und da müssen 
wir uns überlegen, wie wir das schaffen, die nach-
zuqualifizieren. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wer eine Ablehnung bekommt, muss von uns an 
die Hand genommen und muss vernünftig geför-
dert werden. Da gehört vor allem auch der 
Deutschbereich dazu. Da haben wir schon eine 
Menge anzubieten, ja, aber was wir auch machen 
müssen ist, noch mal auf die Pandemie zu schauen. 

(Glocke) 

Deswegen auch die Fragen zur Pandemie. Es gab 
viele, die in der Pandemie ihre Sprache nicht nut-
zen können. Die haben die Sprache verlernt. Da 
müssen wir lockerer auch noch mal Sprachkurse 
anbieten und die auch finanzieren, denn letztend-
lich wollen wir doch Menschen gesellschaftliche 
Teilhabe ermöglichen, und das geht nur, wenn sie 
hier arbeiten können, wenn sie das dürfen. Dann 
sind sie nämlich wirklich Teil dieser Gesellschaft. 

Abschließend noch ein Wort zu geflüchteten 
Frauen: Da haben wir Arbeitsbedarf, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Das reicht definitiv nicht, denn wir haben viele 
Frauen, die wollen und die können auch, 

(Glocke) 

aber sie müssen an die Hand genommen werden 
und dann haben wir auch gleich die nächste Gene-
ration mit integriert. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Bettina 
Hornhues. 

Abgeordnete Bettina Hornhues (CDU): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Fra-
gen, die in der Großen Anfrage gestellt wurden, 
sind Vorlagen für den Senat, sehr ausführlich und 
zahlenreich die Situation zu beschreiben. Die Beur-
teilungen allerdings sind dünn. Kritisieren möchte 
ich an dieser Stelle, dass zwar viel Datenmaterial 
zur Verfügung gestellt wird, aber die Bewertungen 
des Senats doch Fragen aufwerfen. 

Schauen wir uns mal die letzte Frage, die Frage 10 
an. Mit mageren sechs Worten beantwortet der Se-
nat diese. Der Senat bewertet die Maßnahmen für 
die Verbesserung des Zugangs von geflüchteten 
Frauen in der Antwort als gut. Frau Heritani, Sie 
sprachen es gerade an. Der Senat schränkt aber 
seine eigene Antwort ein, weil geprüft werden 
sollte, ob zusätzliche Programme für Geflüchtete 
geschaffen werden sollten. Hier wäre eigentlich als 
Antwort zu erwarten gewesen, dass die Situation 
bisher nicht ausreicht. Wenn man dann auch mal 
hinterfragt, ob die Frage 10 nicht eigentlich mit 
Nein beantwortet hätte werden müssen. 

Schauen wir die Antworten zu der Anerkennung 
der Abschlüsse an. Hier war ich dann doch ein we-
nig, um es vorsichtig zu formulieren, irritiert von 
der Tatsache, dass bei der Erstellung der statisti-
schen Auswertungen in Teilen die Ressorts wohl 
nicht verlässlich die Daten erheben. So hat die Se-
natorin für Kinder und Bildung nach Daten doch 
Lücken – völlig unverständlich in der heutigen Zeit. 

Betrachten wir aber mal die Aussage des Senats zu 
dem Thema: Wieso können von knapp 4 000 Anträ-
gen auf Anerkennung von Berufsabschlüssen le-
diglich nur knapp 3 000 Abschlüsse anerkannt 
werden? Man verweist in Anerkennungsprozessen 
auf die fehlenden Referenzberufe, auf die Regelun-
gen in anderen Bundesländern, und man lässt die 
Fachleute dann ziehen. Wieso schafft man es denn 
hier nicht, sich die Regelungen der anderen Bun-
desländer zu eigen zu machen und hier im Sinne 
der Fachkräftegewinnung zu handeln? Auch blei-
ben Fragen beim Lesen dieser Antworten. Was 
wird der Senat unternehmen, um die Quote der An-
erkennung zu steigern? Unklar bleibt auch, wie 
lange die Anerkennungsverfahren in Bremen dau-
ern und wie man diese zugunsten aller beschleuni-
gen kann. 

Ich glaube, dies ist auf der einen Seite eine gute 
Grundlage, auch in den kommenden Jahren die Er-
holung aus der Pandemie im Hinblick auf unseren 
Arbeitsmarkt beobachten zu können. Leider kön-
nen wir in der heutigen Situation vermutlich die 
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Zahlen gleich fortschreiben lassen, um die Auswir-
kungen auf den Arbeitsmarkt auch im Hinblick auf 
den Ukrainekrieg als weiteren Einschnitt und alle 
damit verbundenen wirtschaftlichen Einbrüche zu 
betrachten. 

Auf jeden Fall einen herzlichen Dank an die Bun-
desagentur für Arbeit für das umfassende Zahlen-
werk, aber liebe Koalition, machen Sie endlich Ihre 
Hausaufgaben. Die Bewertungen und Folgerungen 
ist das Wichtige und dann bitte auch die praktische 
Umsetzung in Form von Gesetzen und Verordnun-
gen in bestehende Strukturen und nicht nur eine 
weitere Agentur. – Danke! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Lencke Wisch-
husen. 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Vielen 
Dank, Frau Präsidentin! Liebe Frau Heritani, ich 
würde da doch noch mal gerne drauf antworten, 
weil: Wenn Sie sich eben auf das Thema Anerken-
nungsverfahren konzentrieren, dann finde ich das 
gut. Das ist auch der Part, wo ich sage, okay, das 
wäre eine eigene Große Anfrage wert gewesen, 
wenn wir uns wirklich mal nur um das Thema küm-
mern, wie wir ausländische Mitbürgerinnen und 
Mitbürger unterstützen können, wie wir uns an-
schauen können, dass wir gezielt auch die Frauen 
abholen, die vielleicht noch mal einen ganz ande-
ren Förderbedarf haben, die wir anders ansprechen 
müssen, die wir vielleicht auch aus einer ganz an-
deren Situation heraus betrachten müssen, wie 
schaffen wir es, die vom Helferbereich in die hö-
here Qualifikationsstufe zu heben? Das hätte ich al-
les sinnvoll gefunden. 

Wenn Sie zum Thema Sprachkurse sprechen und 
sich eben auch zu Recht darüber aufgeregt haben, 
dass es bei vielen bei der Sprache hapert – –. Das 
fragen Sie aber nur in Frage 9 ab, und da gibt es 
eine relativ kurze Antwort, wo mir ehrlich gesagt 
die komplette Aufschlüsselung, wo stehen wir ei-
gentlich beim Thema Qualifikation, Nachqualifi-
zierung, Unterstützung von Sprache der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer oder potentieller 
Fachkräfte, hier tatsächlich fehlt. 

Wenn Sie so viel einfordern, dann frage ich mich: 
Warum machen Sie es denn nicht einfach? Wenn 
wir hier das Thema Anerkennungsverfahren ha-
ben, dann möchte ich Ihnen aus der Antwort des 

Senats nur das mal vorlegen zum Thema „die Ab-
lehnung im Bereich Senatorin Kinder und Bil-
dung“. Da steht: „Zudem fehlt im Fall von staatlich 
geprüften Assistent:innen häufig die entspre-
chende landesrechtliche Regelung.“ Ja, verdammt, 
warum ändern Sie die denn nicht? 

(Beifall FDP, CDU) 

Sie sind doch diejenigen, die das können! Ich bin ja 
bei Ihnen, dass wir uns darüber aufregen können, 
dass das nicht gut ist, dass Menschen, die total – –. 
Ich mache jetzt vielleicht den polemischen Ver-
gleich, dass die Ärztin Taxi fährt, das muss nicht 
sein. Dann müssen wir endlich es schaffen, dass die 
Berufsabschlüsse anerkannt werden. Dann müssen 
wir auch überlegen, wie können wir es denn schaf-
fen, dass wir gemeinsam mit den Kammern Prüfun-
gen entwickeln, um vielleicht es auch schneller 
hinzubekommen? Wir haben über Kitas und feh-
lende Plätze gestritten. Wir wissen, dass uns im 
Pflegebereich viele Menschen fehlen. Ja, wie 
schaffen wir es denn, dass wir hier ein einheitliches 
Niveau möglichst schnell erzielen und dann auch 
bei „Training on the Job“ einfach weitermachen? 

All das wäre möglich, wenn gewollt. Wenn ich lese, 
dass bei der Handwerkskammer Verfahren gezählt 
werden, aber dann der Verzicht auf mögliche An-
tragsteller besteht, weil die ihre Anträge zurückzie-
hen, da müssen wir uns die Frage stellen: Warum 
ist denn das so? Wie können wir besser aufklären? 
Wie können wir auch wirklich – –. Ich bin kein 
Freund von Millionen Beratungsstellen, aber das 
wäre vielleicht eine eigene Beratungsstelle wert, 
sich mal zu überlegen, wie kriegen wir das? 

(Zuruf) 

Haben wir. Okay. Dann sagen Sie mir: Warum 
funktioniert es nicht? 

Dann noch vielleicht einen letzten Satz dazu. Wenn 
wir das Thema Langzeitarbeitslosigkeit – –. Was ja 
übrigens hier auch noch mal drinsteht, dass wir ei-
nen Anstieg der Langzeitarbeitslosigkeit in Bremen 
zu verzeichnen haben. Wir haben leider ein struk-
turelles Problem, was die Langzeitarbeitslosigkeit 
angeht, weil wir ganz viel machen, aber wo ist 
denn die Evaluation der Träger? Wo findet denn 
ein Controlling statt, welche Träger wirklich gut 
funktionieren, welche Maßnahmen funktionieren 
und wo kriegen wir das hin? Und wenn wir alles 
machen, dann frage ich mich, warum kriegen wir 
es nicht hin? 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 37. Sitzung am 15.06.2022 und 16.06.2022 5297 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Hat was mit den Menschen zu tun, Frau 
Wischhusen!) 

Ich begreife es dann nicht. Dann bitte erklären Sie 
es mir, und ich freue mich auf die Erklärung. Aber 
zu lesen, dass das alles irgendwie schlechter geht 
und alles nicht funktioniert, weil landesrechtliche 
Regelungen nicht funktionieren, akzeptieren wir 
jedenfalls nicht. – Danke! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Jasmina Heri-
tani zur Kurzintervention. 

Abgeordnete Jasmina Heritani (SPD): Ja, nur eine 
ganz kurze Ergänzung. Es war ja auch eine klare 
Aufforderung Richtung der Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber, denn es ist, glaube ich, einiges mög-
lich, wenn Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber mit-
gehen und auch jemanden einstellen, der noch kei-
nen formalen Abschluss im Handwerk hat. Denn im 
Moment ist doch die Beratung so, wie die Arbeit-
geberinnen und Arbeitgeber es fordern. Sie kön-
nen nicht arbeiten, sie haben keinen formalen Ab-
schluss, auch wenn sie gut mauern, Fliesen legen 
können und sonst was. Das ist doch Fakt. 

Das Zweite ist Deutsch. Darüber müssen wir uns 
unterhalten, da brauchen wir nicht zig Fragen, 
denn es sind bekannte Themen. Das sind Formate, 
die wir aufgelegt haben, aber fragen Sie doch mal 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, wie viele 
„Deutsch am Arbeitsplatz“ in Anspruch nehmen 
und damit berufsbegleitend einen Arbeitnehmer o-
der Arbeitnehmerin mit Flucht- oder Migrations-
hintergrund fördern. Das ist doch das, was wir hier 
gut debattieren können. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen aus den Reihen der Abgeordneten liegen 
nicht vor, deswegen erhält jetzt Senatorin Kristina 
Vogt das Wort. 

Senatorin Kristina Vogt: Frau Präsidentin, liebe 
Abgeordnete! Die Debatte hat ja jetzt einen ande-
ren Verlauf genommen. Ich lege das jetzt mal weg. 
Frau Heritani, ich muss mich natürlich bei Ihnen 
entschuldigen, denn wir hatten gerade ein Zwiege-
spräch, als es um die Anerkennung ging, denn Sie 
haben eben einen ganz wichtigen Punkt genannt. 
Für die Anerkennungsverfahren sind nicht immer 

die senatorischen Behörden zuständig, sondern 
erstens immer mit die Kammern und zweitens so-
gar manchmal ausschließlich. Sie haben hier eben 
reingerufen: „Wer regiert denn hier?“. Die Kam-
mern regieren wir nicht, um es mal ganz deutlich 
zu sagen, die sind völlig unabhängig. 

Das Gleiche ist mit unseren Angeboten, die wir ha-
ben. Wir haben die Möglichkeit zum Spracherwerb 
am Arbeitsplatz, und es wird in der Tat wenig in 
Anspruch genommen, selbst in unseren eigenen ar-
beitsmarktpolitischen Projekten. 

(Präsident Frank Imhoff übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Das Dritte, Frau Wischhusen: Ja, ich bin auch der 
Meinung, wenn man sich anguckt, wo es bei Aner-
kennungen hapert, wo es landesrechtliche Rege-
lungen braucht, dann müssen wir sie finden. Da bin 
ich zu 100 Prozent bei Ihnen, denn das kann 
schlicht nicht angehen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Jetzt mal eben ganz kurz, aber trotzdem zurück zur 
Anfrage, die ja schon ein halbes Jahr alt ist. Seit-
dem hat sich die Welt nämlich noch mal massiv ge-
ändert, denn wir haben jetzt zwei übereinanderlap-
pende Krisen durch den Angriffskrieg auf die Uk-
raine. Die Herausforderungen sind enorm. 

Ehrlich gesagt, bei allen Problemen, die wir auch in 
der Deputation oft diskutieren – deswegen sage 
ich, ich brauche hier jetzt keine Unterlagen, das 
kann ich alles mehr oder weniger, die Probleme be-
nennen, aber auch, was wir machen –, muss man 
eine Sache mal tatsächlich festhalten – und das ma-
che ich jetzt nicht aus Eitelkeit, sondern weil wir 
wirklich zu Beginn der Krise gesagt haben, die Re-
gelkreise des SGB II und SGB III, und das wissen 
wir alle, die sind oft nicht regional passgenau, und 
sie helfen oft den Menschen nicht –: Wir haben eine 
Unzahl – auch, weil wir die Möglichkeit hatten, das 
kreditfinanziert auf den Weg zu bringen – von 
Maßnahmen auf den Weg gebracht, die auch dazu 
führen, dass wir als Bundesland, was die Beschäfti-
gung bei sozialversicherungspflichtigen Stellen an-
geht, als erstes wieder auf Vorkrisenniveau waren. 
Dazu gehören eben nicht nur arbeitsmarktpoliti-
sche Programme, die hier gar nicht – –. Wenn ich 
die Anfrage selber hätte beantworten oder stellen 
können, hätte man die auch noch aufnehmen kön-
nen, zum Beispiel Perspektive Arbeit für Frauen o-
der Arbeit für Migrantinnen und Arbeit für Bremer-
haven. 



5298 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 37. Sitzung am 15.06.2022 und 16.06.2022 

Ich war letzte Woche in Bremerhaven, da funktio-
niert das wunderbar mit der Agentur, die die Leute 
angerufen hat, die infrage kommen, mit dem afz 
(Arbeitsförderungs-Zentrum im Lande Bremen 
GmbH), war in den Schulen, ich war im Familien-
zentrum. Da gibt es aber auch das übliche Problem, 
eine Ein-Fach-Lehrerin aus Asien, die nicht aner-
kannt wird, weil sie Ein-Fach-Lehrerin ist. Da gibt 
es auch das Problem, dass wir da eine ehemalige 
Karstadt-Beschäftigte hatten – die hatte ich übri-
gens vor zwei Jahren bei mir im Büro –, die jetzt 
gern die Ausbildung zur sozialpädagogischen As-
sistentin machen würde, weil sie jetzt einen Job 
braucht und nicht wieder in die Arbeitslosigkeit 
will, ist in Bremen aber noch nicht anerkannt und 
bei Kita Bremen auch nicht. Da müssen wir ehrlich 
gesagt ran. Ich sage das so ganz offen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich sage das so ganz offen, denn ich möchte diese 
Frau nicht nach zwei Jahren Qualifizierung wieder 
in die Arbeitslosigkeit schicken, weil wir hier echt 
nicht weiter kommen an der Stelle. 

Wir haben aber auch bei unseren Wirtschaftsför-
dermaßnahmen, wo die Bundesförderung nicht 
greift, genau geguckt: Wo sichern wir denn Ar-
beitsplätze? Wir haben bundesweit ein einmaliges 
Veranstaltungsförderprogramm, und zwar genau 
deswegen, weil wir wussten, welche Berufe durchs 
Raster fallen und wer als Kurzarbeiter oder Kurzar-
beiterin so wenig Geld hat, weil wir es ja nicht ge-
schafft haben, die unmittelbare Erhöhung durchzu-
setzen, dass sie dann nachher in der Branche nicht 
sind. Wir haben doch die Veranstaltungsförderung 
deswegen aufgesetzt, weil dahinter Caterer sitzen, 
Tontechniker, Lichttechniker et cetera. Wir woll-
ten, dass diese Leute einen Job haben, also haben 
wir nicht die Schließung subventioniert, sondern 
den Betrieb – bundesweit einmalig. Das hat dazu 
geführt, dass uns jetzt hier der Re-Start gelingt, im 
Gegensatz zu anderen Bundesländern. 

(Beifall DIE LINKE) 

Und ja, ich habe gesagt, die Arbeitslosigkeit hat na-
hezu das Vorkrisenniveau erreicht. Wir haben bei 
den sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten 
2021 mit über 336 000 Beschäftigen einen neuen 
Rekordstand. Die Zahl der Arbeitslosen ist tatsäch-
lich im Mai 2022 wieder 6,5 Prozent weniger als ein 
Jahr zuvor, aber wir haben drei große Baustellen, 
die wir schon vorher hatten. 

Das ist die Langzeiterwerbslosigkeit, wo wir un-
glaublich viele Menschen haben mit Flucht- und 
Migrationsbiografie. Die haben große Lücken im 
Schulleben, und die haben hier eine Schule oft nur 
sehr kurz besucht. Wir versuchen die in speziellen 
Programmen unterzukriegen. Ich weiß auch, dass 
das Handwerk da viele Menschen aufgenommen 
hat. Aber wenn man nur so kurze Zeit in der Schule 
ist, dann kann man auch dem Fachunterricht nicht 
folgen. Das heißt, wir haben da praktisch kein 
Problem, aber bei den tatsächlichen Prüfungen in 
den Kammern, die zum Berufsabschluss führen, fal-
len wahrscheinlich viele durch, obwohl wir hinter-
her und auch vorher an die ausbildungsbegleiten-
den Kurse gegangen sind. Da ist natürlich ein Prob-
lem, was man nicht nur über sprachsensible Lösun-
gen lösen muss, das ist ganz dringend, sondern es 
ist natürlich klar, wer Mathetextaufgaben hat und 
die deutsche Sprache nicht richtig spricht, dem 
fehlt natürlich auch das Mathematikgrundver-
ständnis. 

(Beifall FDP) 

Das ist tatsächlich bei Menschen mit Fluchtbiogra-
fien ein ganz gravierender Punkt, bei jungen Men-
schen. Das ist auch was, was wir nicht nur arbeits-
marktpolitisch in den Griff kriegen. Da, glaube ich, 
haben wir noch mehr vor uns. 

Wir haben tatsächlich keine Erfolge gehabt bei pre-
kärer Beschäftigung, Helferberufe, aber vor allen 
Dingen Minijobber, die ihre Beschäftigung verlo-
ren haben. Deswegen profitieren übrigens auch 
Frauen nicht von der wirtschaftlichen Erholung, 
weil die nämlich oft im Abseits gelandet sind, weil 
sie in diesen prekären Verhältnissen arbeiten. Wir 
gehen zwar davon aus, dass sich in den kontaktin-
tensiven Dienstleistungsbereichen – Gastronomie, 
Hotellerie, Körperpflege – jetzt durch den Wegfall 
der Einschränkungen der Arbeitsmarkt wieder er-
holen wird, aber natürlich waren Beschäftigte in 
Helferberufen von den Folgen der Krise häufiger 
betroffen. Deswegen wäre ich auch froh gewesen, 
wenn unser Einsatz für einen besseren Zugang 
zum Kurzarbeitergeld und auch eine Erhöhung tat-
sächlich durchgegangen wären. 

Wir haben auch ein paar Sachen, die die Bundes-
regierung lösen muss. Wir haben zum Beispiel, in-
teressanterweise auch mit Stimmen der CDU-Län-
der, in der ASMK, also der Arbeits- und Sozialmi-
nisterkonferenz, im letzten Winter einen deutlichen 
Beschluss gefasst, dass wir die Reduzierung von 
Minijobs haben wollen, weil wir genau wissen, 
dass sie prekäre Beschäftigungen sind. Interessant: 
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Die CDU-Länder sind es mitgegangen, anders als 
es jetzt im Koalitionsvertrag in Berlin auf Druck der 
FDP steht, die die Minijobs sogar noch ausweiten 
wollen. Die CDU hat begriffen, dass das kein guter 
Weg ist, zumindest aufseiten der Arbeitsminister. 

(Beifall DIE LINKE) 

Wir setzen uns auch weiter dafür ein, dass wir tat-
sächlich nicht nur Bremer Probleme lösen. Übri-
gens: Der Qualifizierungsbonus ist in der nationa-
len Weiterbildungsstrategie mit aufgenommen 
worden – ich habe da selber mit Hubertus Heil auch 
drüber gesprochen – und er ist ja auch im Koaliti-
onsvertrag, weil es nämlich ein gutes Instrument 
ist, und die Ausweitung, keine Frage, die brauchen 
wir. Das sehe ich auch so. Aber weil SGB II und 
SGB III oft nicht so richtig passen, haben wir – das 
Thema Ausbildung wurde angesprochen – auch 
deswegen mit viel, viel, viel, viel Geld, öffentlichem 
Geld, die Ausbildungsverbünde geschaffen. Jetzt 
haben wir die ersten Auszubildenden, die tatsäch-
lich je nach Innung im Betrieb die Ausbildung zu 
Ende bringen. Das war ja der Plan. 

Frau Wischhusen, bei allem Respekt, aber die Lan-
desagentur für berufliche Weiterbildung, die wir 
jetzt gegründet haben, die sich ausdrücklich an 
Unternehmen richtet, an Betriebsrätinnen und Be-
triebsräte, an die Menschen, die sich weiter quali-
fizieren wollen, ohne Qualifizierung und berufsbe-
gleitend, die ist bundesweit einmalig. Das gucken 
sich andere Bundesländer gerade ab, und das kön-
nen Sie nicht mal eben so mit einer abwertenden 
Bemerkung hier zur Seite tun, denn es ist nämlich 
die Antwort auf die Transformation, wo es auch 
nicht nur öffentliche Aufgabe ist. 

Wir haben das Problem, dass die Unternehmen nur 
für ihre eigenen Bedarfe qualifizieren, nicht nach 
übermorgen gucken, vielleicht sogar ganze Auszu-
bildendenjahrgänge reduzieren, weil sie meinen, 
Automatisierung, Digitalisierung, toll, und dann 
kommen sie hinterher und machen Quereinstieg, 
die fehlen dann insbesondere im Mittelstand. Wir 
brauchen endlich ein Verständnis auch der Unter-
nehmen, dass berufsbegleitende Qualifizierung für 
Tätigkeiten, die es übermorgen nicht mehr gibt o-
der morgen, auch Aufgabe der Unternehmen ist, 
wegen mir im Verbund und branchenübergreifend. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Und da unterstütze ich auch gern und da geben wir 
auch gern Mittel mit rein, aber es ist auch Aufgabe 

der Unternehmen, denn denen fehlen doch die Ar-
beitskräfte. 

Jetzt hätte ich noch ganz viel zur Ukraine sagen 
sollen. Meine Zeit ist um. Ich glaube, wir werden 
das weiter debattieren, wir haben es ja jede zweite 
Deputation. Es ist die Herausforderung dieses Jahr-
zehnts. Qualifizierung ist die Antwort auf die An-
forderungen, aber auch auf die Risiken der Trans-
formation. Dann ist Transformation auch eine 
Chance, weil es Menschen nämlich hilft, in besser-
bezahlten Berufen zu arbeiten. In diesem Sinne, ar-
beiten wir dran! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: So ein 
Quatsch!) 

Nein, das ist nicht so ein Quatsch! 

(Unruhe) 

Präsident Frank Imhoff: Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Weitere Wortmeldungen liegen 
zumindest hier für das Rednerpult nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats mit der Drucksachen-Nummer 20/1347 
auf die Große Anfrage der Fraktionen der SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und DIE LINKE Kenntnis. 

Meine Damen und Herren, mit Beendigung dieses 
Tagesordnungspunktes sind wir am Ende der Ta-
gesordnung heute angekommen. Ich unterbreche 
die Sitzung und wünsche Ihnen allen einen schö-
nen Abend! 

(Unterbrechung der Sitzung 18:10 Uhr) 

 

Präsident Frank Imhoff eröffnet die unterbrochene 
Sitzung wieder um 10:00 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Die unterbrochene Sit-
zung der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröff-
net. 

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herzlich 
den Leistungskurs Politik des Clemens-August-
Gymnasiums in Cloppenburg, das Schulparlament 
der Grundschule Robinsbalje – scheint noch nicht 
da zu sein – und eine Gruppe des Mütterzentrums 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1347
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Osterholz-Tenever e. V., auch noch nicht. – Herzli-
chen Willkommen vom Gymnasium aus Cloppen-
burg. 

(Beifall) 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich dem Abgeordneten Falk-Constantin Wagner zu 
seinem heutigen Geburtstag die herzlichsten 
Glückwünsche des Hauses aussprechen. 

(Beifall) 

Wir setzen die Tagesordnung fort. 

Fragestunde 

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) lie-
gen 16 frist- und formgerecht eingebrachte Anfra-
gen vor. Die 13. Anfrage wurde inzwischen von den 
Fragestellern zurückgezogen. 

Anfrage 1: Regelungen und Konzepte zu rauch-
freien Stadien  
Anfrage der Abgeordneten Prof. Dr. Eva Quante-
Brandt, Mustafa Güngör und Fraktion der SPD  
vom 5. Mai 2022 

Frau Kollegin, Sie haben das Wort. 

Abgeordnete Prof. Dr. Eva Quante-Brandt (SPD): 
Herzlichen Dank! Wir fragen den Senat: 

1. Welche Regelungen in puncto Rauchen bezie-
hungsweise Rauchverbot gelten für die Stadien der 
Sportvereine im Profi- beziehungsweise im Halb-
profibereich im Land Bremen? 

2. Wie bewertet der Senat generell Rauchverbote 
in Stadien der Sportvereine im Profi- beziehungs-
weise im Halbprofibereich im Land Bremen? 

3. Welche Kenntnisse hat der Senat über entspre-
chende Konzepte zu rauchfreien Stadien der Fuß-
ballvereine im Profi- beziehungsweise im Halbpro-
fibereich im Land Bremen? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Senatorin Anja Stahmann. 

Senatorin Anja Stahmann: Vielen Dank, Herr Prä-
sident, sehr geehrte Damen und Herren, für den 
Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Im Land Bremen finden lediglich im 
wohninvest Weserstadion und im Stadion auf Platz 

elf, das sich in unmittelbarer Umgebung des 
wohninvest Weserstadions befindet, Wettbewerbe 
im Profi- oder Halbprofibereich statt. 

Aktuell gelten dort folgende Regelungen: Im 
wohninvest Weserstadion gilt in allen Räumlichkei-
ten ein Rauchverbot. Dies beinhaltet alle Büro-
räume, Hospitality-Bereiche sowie die sonstigen 
Funktionsräume. Dazu zählen sowohl der sportli-
che Bereich von SV Werder Bremen als auch die 
Bereiche der Leichtathletikhalle mit angeschlosse-
nen Umkleiden im Südbereich. 

Im Zuschauerbereich gibt es mit dem AOK-Ge-
sundheitsblock, Nichtraucher:innenblock, bewusst 
bereits eine klare Botschaft an Ticketkäufer:innen, 
dass in diesem Block nicht geraucht werden darf. 
An den Zugängen zu diesem Block wird verstärkt 
darauf hingewiesen. Im Stadion auf Platz elf ist le-
diglich das Rauchen in geschlossenen Räumen un-
tersagt. 

Zu Frage 2 und 3: Für den Start der neuen Saison 
2022/2023 erarbeitet der SV Werder Bremen ein 
Konzept, um mittelfristig ein rauchfreies Stadion im 
Bereich der Zuschauerränge anzustreben. Das Ziel 
ist es, in den Zuschauerrängen im Zeitfenster von 
15 Minuten vor dem Anpfiff bis 15 Minuten nach 
dem Abpfiff rauchfrei zu sein. Auf mehreren Kom-
munikationswegen sollen Fans zu diesem Verhal-
ten animiert und ermutigt werden. 

Der Senat begrüßt, dass die Bremer Weser-Stadion 
GmbH (BWS) und Werder Bremen gemeinsam an 
einem Konzept für ein rauchfreies Stadion arbeiten 
und wird dieses Vorhaben auch über den Auf-
sichtsrat der BWS unterstützen. – So weit die Ant-
wort des Senats, liebe Frau Professor Quante-
Brandt! 

Präsident Frank Imhoff: Frau Abgeordnete, haben 
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Prof. Dr. Eva Quante-Brandt (SPD): 
Ja, das habe ich. Erst einmal herzlichen Dank für 
die Antwort, die insbesondere von einem Konzept 
spricht, von Mittelfristigkeit und von Anstreben, 
also einer hohen Freiwilligkeit. Ich möchte auf die 
Frage kommen: In den Stadien des FC Bayern 
München, also der Primus, des Traditionsvereins 
1. FC Köln, der TSG 1899 Hoffenheim als auch 
Bayer Leverkusen ist Rauchfreiheit bereits vorhan-
den. Könnten Sie mir sagen, wann in Bremen die 
Rauchfreiheit des wohninvest Weserstadions ein-
treten wird? 
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Senatorin Anja Stahmann: Das finde ich eine aus-
gezeichnete Frage, Frau Professorin Quante-Brand 
– –. 

Abgeordnete Prof. Dr. Eva Quante-Brandt (SPD): 
Das glaube ich. 

Senatorin Anja Stahmann: Ich versuche es auch 
zwischendurch ein bisschen diplomatisch. Ich erin-
nere mich, dass das Thema Nichtraucher:innen-
schutz immer eines der am heißesten diskutierten 
Themen bei Koalitionsverhandlungen ist und dass 
es da auch durchaus unterschiedliche Ansätze der 
Koalitionspartner:innen gibt. Ich entsinne mich, da-
mals war ich auch noch Raucherin, wie lange es ge-
dauert hat, in der Bürgerschaft als gutes Beispiel 
voranzugehen. Ich finde, es ist auch immer noch 
nicht optimal gelöst, weil als Nichtraucherin, die 
ich jetzt bin, muss man ja immer durch eine Wolke 
von Rauch gehen. Das finde ich auch nicht attrak-
tiv. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich würde mir wünschen, dass wir das jetzt zum 
Saisonstart umsetzen und dass der SV Werder Bre-
men das auch wirklich mit einer Testimonialkam-
pagne verbindet, die auch Fans anspricht. Wer aber 
am letzten Spieltag dabei war und gehört hat, dass 
alle Fans auch Masken aufsetzen und am Platz 
bleiben sollen – –. Also, wenn so eine gewisse Emo-
tionalität im Stadion ist, ist es, glaube ich, manch-
mal auch schwierig, Regeln durchzusetzen. Deswe-
gen, glaube ich, ist es ein längerer Weg, bevor wir 
die Rauchfreiheit im wohninvest Weserstadion tat-
sächlich durchgesetzt haben. 

Ich kann aber versichern, die Diskussion im Auf-
sichtsrat war anständig, der Verein und auch die 
Aufsichtsratsmitglieder sehen das als wichtiges 
Anliegen und haben auch verstanden, dass aus der 
Bürgerschaft eindeutig der Wunsch geäußert wird, 
dass das passiert und nicht nur auf dem Papier 
steht, sondern tatsächlich auch umgesetzt wird. 

Offen bleibt am Ende auch die Frage, Frau Profes-
sorin Quante-Brandt, wenn man jetzt weiterge-
hende Regelungen machen will, auch beispiels-
weise am Panzenberg, wer wird in die Rolle ge-
schickt, zu kontrollieren? Das ist eben das Problem, 
wenn man Regeln aufstellt, die man nicht kontrol-
liert. Das ist eben auch schwierig, und damit wer-
den wir uns dann auch noch auseinandersetzen 
müssen. Am Ende sind wir auf das Verständnis der 

Fans angewiesen und auch auf die Fairness unter-
einander. Ich finde das aber sehr richtig, dass Sie 
diese Frage stellen, danke schön! 

Präsident Frank Imhoff: Frau Professorin Quante-
Brandt, haben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte 
sehr! 

Prof. Dr. Eva Quante-Brandt (SPD): Ja. Erst einmal 
herzlichen Dank für die Ausführungen, damit ist 
meine zweite Frage hinfällig, wie der Diskussions-
prozess zwischen Senat und wohninvest Wesersta-
dion sich gestaltet. Meine zweite Frage ist dann: Ist 
es für die Umsetzung der Rauchfreiheit im wohnin-
vest Weserstadion unterstützend, wenn das Nicht-
raucherschutzgesetz seine Anwendungsbereiche 
ausweitet? 

Senatorin Anja Stahmann: Ich denke, das ist – –. 
Wie gesagt, ich entsinne mich an Koalitionsver-
handlungen, bei denen ich diesen Teil verhandeln 
sollte, für den mittleren Teil hier im Haus, und ich 
an bestimmten Diskussionssträngen gescheitert 
bin. Ich denke, es gibt Teile hier, die das sofort un-
terstützen werden, beim Nichtraucher:innen-
schutzgesetz strengere Regelungen auf den Weg 
zu bringen. Ich glaube, das muss man politisch mit-
einander bereden und dann durch das Parlament 
bringen. Dann wird sich auch der SV Werder Bre-
men dazu noch einmal anders verhalten müssen, 
wenn es eine gesetzliche Auflage ist. 

Ich gebe aber zu bedenken, dass beispielsweise 
das Stadion in Oberneuland ein privates Stadion 
ist, und dass wir nicht ohne weiteres mit einer ge-
setzlichen Grundlage überall in Regelungen kom-
men werden. Ich glaube wirklich, dass wir Men-
schen überzeugen müssen, und dass wir sie an der 
Stelle mitnehmen müssen. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Abgeordnete, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Prof. Dr. Eva Quante-Brandt (SPD): 
Ich hätte eine weitere Frage: Warum glauben Sie, 
dass das in Bayern gelungen ist, also bei dem FC 
Bayern München, als auch bei den drei anderen 
Vereinen, die ich aufgezählt habe und bei uns 
nicht? 

Senatorin Anja Stahmann: Ich glaube, dass die von 
Anfang an eine strengere Vorgabe gemacht haben. 
Auch das ist in Bremen ja mal diskutiert worden 
und war bislang noch nicht gewollt. Ich denke mal, 
wenn man mit dem Anlauf von Bayern kommt und 
sagt, man will das regeln, dann wird das auch in 
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Bremen umgesetzt werden, aber bisher war das 
hier noch nicht die Zielvorgabe, diplomatisch aus-
gedrückt, Frau Professorin Quante-Brandt. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin eine wei-
tere Zusatzfrage durch den Abgeordneten Kevin 
Lenkeit. – Bitte sehr, Herr Kollege! 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Frau Senato-
rin, ich will da nur mal nachfragen, ob ich Sie rich-
tig verstanden habe: Sie sind also der Meinung, 
dass es der wohninvest Weserstadion GmbH mit 
seinem Mieter SV Werder Bremen an Spieltagen 
nicht möglich wäre, ein (gesetzliches) Rauchverbot 
zu kontrollieren und durchzusetzen? 

Senatorin Anja Stahmann: Ja, ich halte das für ab-
solut schwierig in einem Stadion, das mit 40 000 
Menschen besetzt ist, Fehlverhalten zu kontrollie-
ren. Das ist doch superschwierig. Also wenn es 
über Jahre hinweg noch nicht einmal gelingt, das 
Zünden von Pyrotechnik zu verhindern, Herr Len-
keit, wie soll Werder jede Raucherin, jeden Rau-
cher dort verfolgen. Ich glaube, wir sind gut bera-
ten, Gesetze zu machen, die auch eingehalten wer-
den können. Ich finde, dass Sport und Rauchen 
nicht zusammenpasst und mit so einer Botschaft 
können der Verein und der Bremer Sport insgesamt 
auch antreten. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin, weitere 
Zusatzfragen liegen nicht vor. – Ich bedanke mich 
für die Beantwortung. 

Bevor ich die nächste Anfrage aufrufe, begrüße ich 
jetzt eine Gruppe des Mütterzentrums Osterholz-
Tenever e. V. – Herzlich willkommen hier bei uns 
heute im Haus! 

(Beifall) 

Anfrage 2: Großwärmepumpen in der Fernwär-
meversorgung Bremerhavens und Bremens  
Anfrage der Abgeordneten Jörg Zager, Arno 
Gottschalk, Mustafa Güngör und Fraktion der 
SPD  
vom 5. Mai 2022 

Herr Kollege Zager, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Jörg Zager (SPD): Herr Präsident, 
vielen Dank! Wir fragen den Senat: 

1. Wie beurteilt der Senat die Vorschläge und Pläne 
des Hamburg Institut Consulting GmbH (HIC) – die 
auf Anregung der Enquetekommission entstanden 

sind – Teile der Bremerhavener Fernwärmeversor-
gung mit Flusswasserwärmepumpen zu versorgen? 

2. Wie viele Menschen könnten damit nach Ein-
schätzung des Senats potenziell versorgt werden? 

3. Welche Instrumente kann der Senat nutzen, um 
die Installation von Flusswasserwärmepumpen in 
Bremerhaven und Bremen zu unterstützen? 

Präsident Frank Imhoff: Die Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Enno Nottelmann. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Sehr geehrter Herr 
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, für den 
Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Nach Auffassung des Senats ist der Ein-
satz von Wärmepumpen eine wichtige Option für 
die Deckung des zukünftigen Fernwärmebedarfs. 
Die Nutzung von Weserwasser als Wärmequelle ist 
sowohl in Bremerhaven als auch in Bremen unter 
Berücksichtigung von relevanten ökologischen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen möglich, 
siehe auch Antwort zu Frage 3. Dazu kommen wir 
gleich. 

Für das Quartier Überseeinsel in Bremen sieht der 
Investor aktuell beispielsweise eine Flusswasser-
wärmepumpe vor. 

Zu Frage 2: Gemäß HIC-Gutachten könnten in Bre-
merhaven drei und in Bremen 15 Flusswasserwär-
mepumpen mit jeweils zehn Megawatt thermischer 
Leistung installiert werden. Eine Angabe zu poten-
ziell versorgten Menschen liegt noch nicht vor. 
Dem Gutachten ist aber auch zu entnehmen, dass 
2030 in Bremerhaven 20 Prozent und in Bremen 
14 Prozent des Fernwärmebedarfs durch Flusswas-
serwärmepumpen gedeckt werden könnten. 

Zu Frage 3: Der Senat wird Projekte zum Bau von 
Flusswasserwärmepumpen aktiv unterstützen. 
Durch die Entnahme von Wärme und anschließen-
der Rückführung abgekühlten Wassers entstehen 
ökologische Auswirkungen auf das Gewässer, die 
im Rahmen der erforderlichen wasserrechtlichen 
Erlaubnisse und unter Berücksichtigung von der-
zeit in Überarbeitung befindlichen Kriterien der 
Oberflächengewässerverordnung zu bewerten 
sind. Mögliche Standorte für die Nutzung von 
Wärme aus der Weser sollen im Rahmen der Wär-
meplanung weiter konkretisiert werden. Für die 
Errichtung der Anlagen können Investoren die um-
fangreichen Förder- und Finanzierungsangebote 
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des Bundes nutzen. – So weit die Antwort des Se-
nats! 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Zager, haben 
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Jörg Zager (SPD): Ja, Herr Präsi-
dent, habe ich. Sie sagten eben, weitere Konkreti-
sierungen im Rahmen des Planes für Wärme. Gibt 
es da schon eine Zeitschiene, an der erkennbar ist, 
wann welche Punkte erreicht werden sollen? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Ja, vielen Dank, Herr 
Zager, für die Rückfrage. Unser Haus ist gerade da-
bei, den Zeitplan so vorzulegen. Wir werden im 
Klimacontrollingausschuss Anfang Juli dann auch 
eine Präsentation dazu vorführen, wie genau der 
Zeitplan für die Wärmeplanung ist. Dazu gibt es ja 
einen Bürgerschaftsbeschluss, bis Ende nächsten 
Jahres soll das erfolgt sein. Von daher werden wir 
einen Zwischenstand mit einem Blick auf die Werk-
bank Anfang Juli vorlegen. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, eine wei-
tere Zusatzfrage durch den Abgeordneten Holger 
Welt. – Bitte, Herr Kollege, Sie haben das Wort! 

Abgeordneter Holger Welt (SPD): Ich habe noch 
eine Frage zu der Antwort auf die Frage zwei. Da 
schreiben Sie, dass in Bremerhaven drei und in 
Bremen 15 Möglichkeiten bestehen, diese Fluss-
wasserwärmepumpen zum Einsatz zu bringen. 
Gibt es in diesem Bereich schon Planungen, sind 
die Orte bekannt und könnte das Ressort vielleicht 
den Abgeordneten diese Orte als Anlage benen-
nen? Ich kenne das aktuelle Gutachten aus Ham-
burg zu den Örtlichkeiten nicht. Sind das jetzt nur 
genannte Orte in dem Gutachten oder gibt es da 
schon irgendetwas Konkretes, das man vielleicht 
für die Zukunft fassen kann? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Die Antwort würden 
wir schriftlich in der Deputation vorlegen, soweit es 
Orte gibt. Ich kann im Moment nicht genau sagen, 
welche Orte konkret vorliegen. Das liefern wir in 
der Deputation nach. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Welt, habe 
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Holger Welt (SPD): Irgendwelche 
Planungen sind dann sicherlich auch nicht be-
kannt, bis jetzt nur über das Gutachten? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Genau, im Moment 
gibt es nur ein Gutachten, das das Potenzial auf-
zeigt. Wir sind ja in Bremen zumindest in der Situ-
ation, dass wir in der Deputation auch fossilfreie 
Versorgung von Neubauquartieren vorsehen und 
dann werden solche Fragen natürlich an der Stelle 
auch mit geprüft, aber es gibt keine konkreten Pla-
nungen, die mir bekannt sind. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, eine wei-
tere Zusatzfrage durch den Abgeordneten Arno 
Gottschalk. – Bitte, Herr Kollege! 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Danke, 
Herr Präsident! Um solche Großwärmepumpen 
nutzen zu können, wird man sie ja an ein Netz an-
schließen müssen. Wenn ich das richtig sehe, liegt 
so ein Netz bis zur Weser bislang weder in Bremen 
noch in Bremerhaven. Wer könnte denn, wer dürfte 
denn oder wer müsste denn dieses Netz bauen? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Es gibt unterschiedli-
che Formen von Netzen, es gibt Quartiersnetze, es 
gibt das große Fernwärmenetz. Das ist korrekt, 
dass es keinen Anschluss gibt. Im Moment gibt es 
in Bremen und Bremerhaven die wesernetz Bre-
men GmbH, die den Netzausbau für das Fernwär-
menetz betreibt und da gibt es ja durchaus auch 
Planungen, an die Weser ranzugehen. Das werden 
sicherlich Fragen sein, die wir im Rahmen der kon-
kreten Wärmeplanung, die bis Ende nächsten Jah-
res gemäß Bürgerschaftswunsch und -beschluss 
vorliegen soll, konkretisieren müssen, wie das Aus-
bauszenario ausschaut. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter Gott-
schalk, haben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte 
sehr! 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Eine noch, 
Herr Präsident. Wenn das Fernwärmenetz an die 
Weser herangeführt würde, dieses Fernwärmenetz 
hat ja eine sehr hohe Temperatur, wäre das denn 
ohne weiteres möglich, aus der Großwärmepumpe 
heraus dort in so ein Netz einzuspeisen? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Das muss man dann 
genau angucken, wie das beim Fernwärmenetz ist. 
Am Ende geht es ja darum, zu schauen, wie die 
Frage von anderen Formen von Netzen ist. Ich 
hatte eben gesagt, Nahwärmenetze mit einer etwas 
niedrigeren Temperatur sind möglicherweise in 
dem Zusammenhang die sinnvollere Lösung. 
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Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, eine wei-
tere Zusatzfrage durch den Abgeordneten Ingo 
Tebje. – Bitte, Herr Kollege, Sie haben das Wort! 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Herr 
Staatsrat, Sie haben ja gerade gesagt, dass Sie die 
Fernwärme mit Flusswasserpumpen unterstützen 
wollen würden, wenn andere sich entsprechend 
engagieren. Wie weit laufen denn auch Planungen, 
wie weit Bremen selbst aktiv werden kann, zum 
Beispiel für eigene Liegenschaften ein eigenes 
Netz aufzubauen, um die Flusswärme gerade da zu 
nutzen, wo wir eigene Liegenschaften dekarboni-
sieren müssen? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Im Rahmen von Sanie-
rungen prüfen wir das natürlich auch, wenn das in-
frage kommt. Im Moment gibt es kein konkretes 
Projekt, wo wir das einsetzen. Im Moment überar-
beitet der Senator für Finanzen die Baurichtlinie für 
die Gebäude in Bremen und die des Landes. Dann 
wird es da auch die Rahmenbedingungen geben. 
Mir ist aber kein Projekt bekannt, in dem das im 
Moment umgesetzt wird. Wenn es aber die Lage 
des Gebäudes und die Situation zulassen, wird es 
im Rahmen solcher Sanierungen sicherlich geprüft. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Eine wei-
tere Zusatzfrage habe ich noch. Sie haben ja insbe-
sondere auf die swb AG, die Fernwärme- und Nah-
wärmenetze betreibt, hingewiesen. Jetzt wissen 
wir ja gar nicht, ob es Private gibt, die auch weitere 
Nah- und Fernwärmenetze ausbauen wollen, auch 
mit diesen Mitteln. Wird denn auch geprüft, ob Bre-
men den Aufbau von Nah- und Fernwärmenetzen 
gerade in Verbindung mit Flusswärme selbst initi-
iert? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Es gibt private Initiati-
ven, wie ich zu Frage 1 beantwortet habe. Es gibt 
zum Beispiel Akteure, die Überseeinsel, die da eine 
eigene Struktur aufbauen. Wenn es Akteure gibt, 
die ein Netz aufbauen wollen, dann stehen wir für 
Gespräche gern bereit. Wir selbst sind zumindest 
im Moment nicht durch die entsprechenden Gre-
mien beauftragt, eine Netzgesellschaft aufzu-
bauen. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 3: Sicherheitskontrollen im Hafengebiet  
Anfrage der Abgeordneten Kevin Lenkeit, Jörg 
Zager, Mustafa Güngör und Fraktion der SPD  
vom 5. Mai 2022 

Herr Kollege Lenkeit, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Herr Präsi-
dent, vielen Dank! Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Diebstähle von Fahrzeugen, sowie 
Fahrzeugteilen, insbesondere auch von Schlüsseln 
aus dem Autoterminal Bremerhaven, sind seit 2019 
angezeigt worden, wie hoch ist der entstandene 
Schaden und ist dieser über eine Versicherung ab-
gedeckt? 

2. Wie werden Fahrzeuge im Autoterminal Bremer-
haven gesichert und welche konkreten Sicherheits-
vorkehrungen wurden für die Stellflächen getrof-
fen? 

3. Wurden in den letzten drei Jahren und insbeson-
dere in den letzten drei Monaten Sicherheitsstan-
dards erhöht oder angepasst und existieren neben 
den ISPS-Codes weitere Sicherheitsvorkehrungen 
oder wurden diese angepasst? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Senatorin Dr. Claudia Schilling. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Vielen Dank Herr 
Präsident! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt: 

Zu Frage 1: Seit 2019 wurde bei der örtlich zustän-
digen Ortspolizeibehörde Bremerhaven eine nied-
rige, insgesamt zweistellige Anzahl von Fällen an-
gezeigt, in denen Fahrzeuge oder Fahrzeugteile 
aus dem Hafengebiet entwendet wurden. Nach 
Mitteilung der BLG Logistics Group AG & Co.KG 
wurden insgesamt zwölf Diebstähle von Fahrzeu-
gen, fünf Diebstähle von Fahrzeugschlüsseln und 
vier Diebstähle von weiteren Fahrzeugteilen ange-
zeigt. Der entstandene Gesamtschaden beläuft sich 
auf einen höheren sechsstelligen Eurobetrag. Die 
Diebstähle wurden jeweils der Versicherung ge-
meldet. 

Zu Frage 2: Die Zugangsbeschränkungen nach 
dem internationalen Code für die Gefahrenabwehr 
auf Schiffen und in Hafenanlagen (ISPS) und alle 
weiteren Sicherungsmaßnahmen der Hafenanlage 
liegen in der Verantwortlichkeit des jeweiligen Be-
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treibers der Anlage. Es handelt sich dabei um be-
triebsinterne und vertrauliche Informationen, die 
nicht zur Veröffentlichung geeignet sind. 

Zu Frage 3: Die ISPS-Sicherungsmaßnahmen wer-
den von den zuständigen Behörden regelmäßig 
überprüft und von den Verantwortlichen im Be-
darfsfall angepasst. Als Folge einer Greenpeace-
Aktion vom September 2019, bei der in Bremer-
haven die Verladung von SUVs behindert worden 
ist, wurde eine Überprüfung des Sicherungssys-
tems vorgenommen, obwohl keine direkte ISPS-
Relevanz gegeben war. Der von der Aktion be-
troffene Terminalbetreiber hat im eigenen Inte-
resse weitere Verbesserungen seines Sicherungs-
konzeptes vorgenommen. Die für die Hafensicher-
heit zuständigen Behörden haben ihrerseits Opti-
mierungen in der wasserseitigen Überwachung 
entwickelt und umgesetzt. Diese Maßnahmen sind 
in den Gefahrenabwehrplänen detailliert beschrie-
ben. Auch hierbei handelt es sich um betriebsin-
terne und vertrauliche Informationen. – So weit die 
Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter Len-
keit, haben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Frau Senato-
rin, die Antworten zu den Sicherheitsvorkehrungen 
sind ja relativ schlank gehalten, deswegen meine 
Frage: Inwieweit wären Sie bereit, in einem nicht 
öffentlichen Teil entweder in der Innendeputation 
oder auch des Hafenausschusses hierzu vielleicht 
noch einmal mehr ins Detail zu gehen? 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Soweit ich das 
verantworten kann, soweit nicht betriebsinterne 
und vertrauliche Informationen preisgegeben wer-
den, die der Gefahrenabwehr schädlich sein könn-
ten, werde ich das gern tun. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin, eine wei-
tere Zusatzfrage durch die Abgeordnete Christine 
Schnittker. – Bitte, Frau Kollegin, Sie haben das 
Wort! 

Abgeordnete Christine Schnittker (CDU): Vielen 
Dank, Herr Präsident! Frau Senatorin, Anfang des 
Jahres, wenn ich richtig erinnere, hat sich ein Vor-
fall ereignet, bei dem 200 Autoschlüssel geklaut 
worden sind. Können Sie bestätigen, dass das 
ebenfalls im Hafenbereich passiert ist oder war das 
auf einer anderen Fläche? 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Nach meiner 
Kenntnis, ich habe das jetzt so genau nicht in Erin-
nerung, aber ich meine, das war im Hafenbereich. 
Ich werde das aber nachliefern. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Christine Schnittker (CDU): Ja, 
danke schön! Wenn es im Hafenbereich gewesen 
ist, davon gehe jetzt einmal aus, dann frage ich 
mich, warum die Sicherheitsmaßnahmen da nicht 
geholfen haben, die Sie uns ja letztes Jahr auch be-
scheinigt haben. Wir haben ja als CDU dazu im 
letzten Jahr im Hafenausschuss schon eine Be-
richtsbitte gehabt. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Es ist ja immer 
schwer zu beantworten. Sie werden immer Krimi-
nalität im Hafen wie auch in anderen gesellschaft-
lichen Belangen haben und wir können immer nur 
versuchen, die Sicherheitsvorkehrungen so anzu-
passen, dass wir alle Fälle ausschließen. Das ge-
lingt nicht zu 100 Prozent, aber es gelingt uns im-
mer besser. Die Sicherheitsmaßnahmen werden 
auch entsprechend, je nachdem, welche Vorfälle es 
gibt, angepasst. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Abgeordnete, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Christine Schnittker (CDU): Ja, 
danke schön! Frau Senatorin, gehen Sie mit mir 
d’accord, dass der Hafen ein Hochsicherheitsbe-
reich ist und dass ein reines „wir versuchen es, si-
cher zu machen“ an der Stelle nicht reicht und dass 
man schon erwarten kann, dass Sie die Sicherheits-
probleme fast lückenlos schließen? 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Diese Erwartung 
können Sie haben, die teile ich auch, und deswe-
gen haben wir uns auf den Weg gemacht, mit ver-
schiedenen Behörden eine Sicherheitspartner-
schaft einzugehen. Wir haben im Moment auch 
weitere Projekte, die wir angehen werden und die 
wir auch in Kürze vorstellen werden. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 
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Anfrage 4: Hilfe für zu Hause beatmete Patienten 
bei großflächigen, länger anhaltenden Stromaus-
fällen  
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, 
Marco Lübke, Heiko Strohmann und Fraktion der 
CDU  
vom 5. Mai 2022 

Frau Kollegin, Sie haben das Wort. 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Danke, Herr 
Präsident! Wir fragen den Senat: 

1. Welche Probleme könnten für Beatmungspatien-
ten durch einen großflächigen, länger anhaltenden 
Stromausfall im Gegensatz zu einem kleinräumi-
gen Ausfall entstehen, und inwiefern könnte durch 
diese eine Bergung von beatmeten Patienten aus 
der Gefahrenzone erschwert bis unmöglich wer-
den? 

2. Wie können zu Hause beatmete Patienten bei 
solchen Stromausfällen nach Ablauf der Akkuleis-
tung ihrer Beatmungsgeräte von ungefähr zwei bis 
fünf Stunden davor geschützt werden, in akute Le-
bensgefahr zu geraten? 

3. Inwieweit ist dem Senat bekannt, wie viele beat-
mete Patienten an welchen Orten in Bremen leben, 
könnten diese im Notfall schnell an mit Strom ver-
sorgte Orte evakuiert werden und inwieweit gibt es 
dafür bereits Mechanismen und Vorsorgemaßnah-
men? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrätin Silke Stroth. 

Staatsrätin Silke Stroth: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren, für den Se-
nat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Bei einem großflächigen Stromausfall 
sind im Gegensatz zu einem kleinräumigen Strom-
ausfall deutlich mehr beatmungspflichtige Patien-
tinnen und Patienten betroffen, die gerettet werden 
müssten. Eine Individualversorgung über Not-
stromgeneratoren wäre entsprechend schwieriger. 
Die Transportwege in stromversorgende Bereiche 
wären länger und daher der Aufwand für die Ret-
tungskräfte größer. 

Zu Frage 2: Bei kleinräumigen Stromausfällen ist 
aufgrund der voraussichtlich geringen Zahl von be-
atmungspflichtigen Patientinnen und Patienten 
eine Individualversorgung mit Notstrom grund-

sätzlich denkbar. Besonders schwer betroffene Pa-
tientinnen und Patienten, die einen Beatmungsbe-
darf von mehr als 16 Stunden am Tag haben, ver-
fügen im Allgemeinen über ein zweites akkube-
triebenes Beatmungsgerät, das eine Beatmung 
über weitere sechs bis acht Stunden gewährleistet. 
Bei einer großen Anzahl solcher Patientinnen und 
Patienten müssten diese mit ihren noch funktions-
fähigen Beatmungsgeräten in zentral notstromver-
sorgte Liegenschaften, zum Beispiel regional vor-
bereitete Turnhallen, transportiert werden. 

Zu Frage 3: Es liegen der Senatorin für Gesundheit, 
Frauen und Verbraucherschutz momentan nur Da-
ten für zwei Einrichtungen vor. Die Senatorin für 
Soziales, Jugend, Integration und Sport hat bereits 
zugesagt, eine solche Liste in Zusammenarbeit mit 
den Krankenkassen zu erstellen. Die Krankenkas-
sen verfügen über Daten aller beatmeten – inklu-
sive der außerklinischen – Patientinnen und Patien-
ten. Sobald eine entsprechende Datenlage vorliegt, 
können Planungen vorangetrieben werden, die 
festlegen, wie im Fall eines Stromausfalles eine 
zeitnahe Evakuierung der gefährdeten Personen 
durchgeführt werden kann. 

Da bislang aber noch offen ist, um wie viele be-
troffene Personen es sich handelt, ist die Dimension 
des bestehenden Problems nicht abzuschätzen. Da-
her bedarf es zunächst der Schaffung einer ent-
sprechenden Datenlage. Diese wäre zukünftig ste-
tig aktuell zu halten. Sollte es zu einem länger an-
haltenden Stromausfall kommen, müsste eine Eva-
kuierung der zu Hause beatmeten Pflegebedürfti-
gen in zentral notstromversorgte Liegenschaften 
durchgeführt werden. Der Senator für Inneres hat 
Unterstützung beim Transport von zu Hause zum 
Evakuierungsort zugesagt. – So weit die Antwort 
des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Frau Abgeordnete Grö-
nert, haben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Frau Staatsrä-
tin, ich freue mich, dass Sie das auch so sehen, dass 
das dann nicht nur auf Selbsthilfe hinauslaufen 
kann. Wer ist denn jetzt zuständig für den Trans-
port der Menschen in entsprechende Einrichtun-
gen, wenn so ein großflächiger Stromausfall länger 
wäre und gibt es dazu jetzt schon Daten? Ich habe 
verstanden, es gibt keine, aber im Moment wäre 
quasi keine Hilfe möglich? 

Staatsrätin Silke Stroth: Inzwischen sind wir auch 
schon etwas weiter. Es wurde ja im vergangenen 
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Jahr beim Senator für Inneres eine Koordinierungs-
stelle Katastrophenschutz eingerichtet. Diese Stelle 
hat für alle Senatsressorts umfangreiche Abfragen 
zu dem übergreifenden Thema großflächiger, län-
ger anhaltender Stromausfall gestartet. Da sind 
zum Beispiel für den Gesundheitsbereich sämtliche 
Krankenhäuser, Dialyseeinrichtungen, Apotheken 
et cetera abgefragt worden, wie auch die Pflege-
einrichtungen, in denen intensivpflichtige, beat-
mungspflichtige Patientinnen und Patienten ver-
sorgt werden. 

Wir sind über die Krankenkassen dabei zu identifi-
zieren, welche Versicherten wo zu Hause beat-
mungspflichtig versorgt werden. Für die Evakuie-
rung bei einem länger anhaltenden, großflächigen 
Stromausfall wäre der Innensenator zuständig. Wie 
gesagt, dazu gibt es innerhalb des Senats einen 
Prozess, um zu klären, wie wir das dauerhaft si-
cherstellen können. 

Meines Erachtens müssten wir versuchen – –. Es 
gibt ja zu dem Thema intensivpflichtige Patientin-
nen und Patienten mehrere Gesetzesinitiativen, es 
gibt auch eine neue Rahmenempfehlung. Aus mei-
ner Sicht müsste im Zusammenhang mit der Rah-
menvereinbarung, die Krankenkassen und Pflege-
verbände schließen, auch ein Verhalten im Notfall 
festgeschrieben werden, sodass es nicht eine indi-
viduelle Geschichte ist, dass jemand anfängt, sich 
um sich selbst zu kümmern, sondern dass das struk-
turell verankert wird. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage, Frau Abgeordnete? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Wie weit sind 
denn die Planungen schon konkret und wann kön-
nen wir damit rechnen, dass Sie uns dazu etwas 
vorlegen, dass es Ergebnisse gibt und die Bergung 
solcher Patienten tatsächlich möglich wird? 

Staatsrätin Silke Stroth: Also, von Bergung spre-
chen wir nicht – geborgen werden in der Regel Ver-
storbene, also Leichen –, sondern von Evakuierung. 
Ich gehe davon aus, dass auch zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt eine Evakuierung durch den Innensena-
tor jederzeit möglich wäre, sollte ein großflächiger, 
länger anhaltender Stromausfall eintreten. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage, Frau Kollegin? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Ja. Wie wäre 
das denn jetzt jederzeit möglich, ohne dass Sie die 
Daten haben? 

Staatsrätin Silke Stroth: Wir sind dabei die Daten 
zu generieren. Wir wissen zum Beispiel schon von 
der AOK Bremen/Bremerhaven, dass es um etwa 
40 Menschen geht, die beatmungspflichtig zu 
Hause versorgt werden. Meine Überlegung ist 
eben nur, und darauf haben wir keinen unmittelba-
ren Einfluss, das Thema strukturell zu verankern 
im Rahmen der Empfehlungen nach § 132a SGB V 
zwischen Pflegeverbänden und den Krankenkas-
sen. Darüber wäre dann eine Ansprechpartnerin o-
der ein Ansprechpartner gewährleistet, die oder 
der im Falle eines Falles sofort kontaktiert werden 
kann. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage, Frau Grönert? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Tut mir leid, 
ja. Sie haben jetzt – habe ich das richtig verstanden 
– gesagt, Sie würden in einer solchen Notlage auch 
jetzt schon jeder Zeit in der Lage sein, alle zu 
Hause beatmeten Patienten vor Ablauf ihrer Akku-
leistung zu evakuieren? 

Staatsrätin Silke Stroth: Nein, ganz so weit würde 
ich mich nicht aus dem Fenster lehnen, aber ich 
würde sagen, wir sind auf einem guten Weg. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Staatsrätin, weitere 
Zusatzfragen liegen nicht vor. – Ich bedanke mich 
für die Beantwortung. 

Anfrage 5: Digitalisierung der bremischen Häfen  
Anfrage der Abgeordneten Prof. Dr. Hauke Hilz, 
Lencke Wischhusen und Fraktion der FDP  
vom 5. Mai 2022 

Herr Professor Hilz, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Vielen 
Dank, Herr Präsident! Wir fragen den Senat: 

1. Wie sind die bremischen Häfen bei der Digitali-
sierung aufgestellt und welche Bedeutung hat die 
Digitalisierung im europäischen Wettbewerb zwi-
schen den Häfen? 

2. Wo sind die größten Rückstände im Bereich der 
Digitalisierung bei den Häfen im Land Bremen? 

3. Inwiefern plant der Senat eine Digitalisierungs-
offensive, um die bremischen Häfen smarter und 
dadurch zukunftsfähiger aufzustellen? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Senatorin Dr. Claudia Schilling. 
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Senatorin Dr. Claudia Schilling: Vielen Dank, Herr 
Präsident, für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt: 

Zu Frage 1: Die maritime Wirtschaft wandelt sich, 
daher müssen sich auch die Häfen ständig weiter-
entwickeln, um den neuen Anforderungen gerecht 
zu werden. Kapazitätserhöhungen in den Häfen 
werden heute und vor allem zukünftig nicht mehr 
allein durch den Ausbau und die Erweiterungen 
von physischen Infrastrukturen wie beispielsweise 
Straßen, Schienen und Hafenanlagen realisiert, 
sondern in immer stärkerem Maße auch durch den 
Einsatz effizienter neuer Technologien erzielt. The-
men der Automatisierung und Digitalisierung rü-
cken dabei immer stärker in den Fokus und bestim-
men zugleich auch in besonderer Weise den Ha-
fenwettbewerb der Zukunft. 

Bremen hat seine Position in diesem Kontext zuletzt 
im Rahmen der Weiterentwicklung des bremischen 
Hafenkonzeptes durch eine externe Analyse mit ei-
ner Befragung unterschiedlichster Marktbeteiligter 
überprüfen lassen. Im Ergebnis hat sich gezeigt, 
dass insbesondere unter dem Stichwort „Smart 
Port“ Optimierungspotenziale in den bremischen 
Häfen bestehen. Dies war im Grundsatz bereits in 
der Koalitionsvereinbarung aufgegriffen worden, 
weshalb seither mit unterschiedlichen Maßnahmen 
und Projekten die Digitalisierung in und um die 
Häfen vorangetrieben wird. 

Zu Frage 2: Die vorgenannte Analyse dokumen-
tiert, dass verschiedene Unternehmen und Institu-
tionen bereits eine Vielzahl von Projekten voran-
treiben, jedoch wurde auch bescheinigt, dass ins-
besondere die Zusammenarbeit der Hafenunter-
nehmen mit anderen Akteuren wie Universitäten, 
Hochschulen, Instituten, Forschungseinrichtungen, 
Start-ups oder Technologieunternehmen noch 
deutlich ausgebaut werden kann. Insofern gilt es, 
die Vernetzung der Akteure untereinander voran-
zutreiben, aber auch die Sichtbarkeit der vielfälti-
gen Projekte, Ideen und Innovationsansätze sicht-
barer zu machen. 

In den Hafenunternehmen selbst wird deutlich, 
dass an verschiedenen Wettbewerbsstandorten zu-
nehmend automatisierte Systeme für die Lagerung 
und den Transport verschiedener Waren zum Ein-
satz kommen. Auch in diesem Bereich besteht in-
sofern für die bremischen Häfen ein Entwicklungs-
potenzial. 

Zu Frage 3: Themen der Automatisierung und Di-
gitalisierung werden einen erkennbaren Schwer-
punkt bei der Weiterentwicklung des bremischen 
Hafenkonzeptes darstellen. Damit wird eine klare, 
langfristig orientierte Hafendigitalisierungsstrate-
gie beschrieben, die mit einer Vielzahl einzelner 
Projekte hinterlegt sein wird. Konkrete Anwen-
dungsbeispiele werden dabei beispielsweise ein 
neues IT-System für die Bremische Hafeneisen-
bahn, intelligente Schleusensteuerungen oder 
auch eine Optimierung der Schiffsanläufe auf der 
Weser sein. – So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Herr Professor Hilz, haben 
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Ja, vie-
len Dank, Herr Präsident! Vielen Dank für die Ant-
worten, Frau Senatorin! Ich habe eine Frage zur di-
gitalen Infrastruktur, wofür der Staat und damit Ihr 
Ressort zuständig ist. Wie sieht es denn da mit der 
digitalen Infrastruktur aus? Haben die Unterneh-
men, die im Hafen tätig sind, eine optimale digitale 
Infrastruktur zur Verfügung oder besteht dort auch 
noch Handlungsbedarf? 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Das ist nicht nur 
eine staatliche Aufgabe, sondern das ist ein Zusam-
menwirken aller Beteiligter. Bisher sind mir inso-
weit noch keine Anforderungen der Unternehmen 
untergekommen, die sagen, die Infrastruktur reicht 
nicht aus. Genau dieser Punkt ist aber ja ein Teil, 
das wir betrachten, wo wir schauen, wie wir die Inf-
rastruktur unserer Hafenmanagementgesellschaft 
im Sinne von Personal aufbauen müssen, damit wir 
dort als Treiber der Digitalisierung handeln kön-
nen. 

Das ist ja auch etwas und das müssen wir ja auch 
sehen, dass sich dadurch auch die Aufgaben der 
Hafenmanagementgesellschaften wandeln. Das 
wissen Sie. Vorher war es ja sehr infrastrukturlas-
tig, dass man sich angeguckt hat, wie bauen wir die 
Kajen auf, wie bauen wir die Infrastruktur als sol-
che auf und jetzt wandelt sich das hin zur Digitali-
sierung. Ich finde das auch richtig, dass wir da ei-
nen aktiven Part einnehmen. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Professor Hilz? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Ja, Herr 
Präsident, vielen Dank! Welche Rolle spielt dabei 
die Idee der 5G-Modellregion? 
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Senatorin Dr. Claudia Schilling: Die spielt natür-
lich auch eine Rolle. Das war ja das, was Sie ange-
sprochen haben, dass wir die digitale Infrastruktur 
brauchen, um die Projekte auch umsetzen zu kön-
nen. Insofern verfolgen wir da natürlich auch die 
weiteren Entwicklungen. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Kollege? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Ja, vie-
len Dank, Herr Präsident! Können Sie uns denn den 
Stand der 5G-Modellregion mitteilen, weil Sie sa-
gen, Sie verfolgen das weiter? Bisher ist aber noch 
nicht alles am Start. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: So ist das. 

(Zurufe Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU] 
und Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]) 

Jetzt haben Sie mich aus dem Konzept gebracht. 
Die Entwicklungen sind noch nicht so, wie wir sie 
haben wollen. Das ist klar, das geben wir auch of-
fen zu, aber wir werden weiter unterstützen, dass 
wir an der Stelle vorankommen. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Professor Hilz, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Eine 
Zusatzfrage habe ich noch, hoffentlich die letzte. 
Frau Senatorin, vielen Dank! Wie steht Ihr Haus in 
dieser Frage im Austausch mit dem Bundesminis-
terium für Digitales und Verkehr und gibt es dort 
Möglichkeiten, dass der Bund gerade in dieser für 
die Bundesrepublik Deutschland existenziellen 
Frage des Exports über die Häfen unterstützt? 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Wir stehen natür-
lich in ständigem Austausch auch zu dieser Frage 
auf Arbeitsebene mit dem Bundesministerium und 
machen dort unseren Einfluss geltend. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Reger 
Faxaustausch!) 

Das haben wir nicht mehr, wir regeln das per E-
Mail. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin, weitere 
Zusatzfragen liegen nicht vor. – Ich bedanke mich 
für die Beantwortung. 

Anfrage 6: Durchführung des Kita-Brückenjahrs 
im Land Bremen und Stand der Planungen für 
2023  
Anfrage der Abgeordneten Dr. Solveig Eschen, 
Christopher Hupe, Björn Fecker und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 6. Mai 2022 

Frau Kollegin, Sie haben das Wort. 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Vielen Dank, Herr Präsident! Wir fragen 
den Senat: 

1. Wie viele der 205 Nichtkitakinder mit diagnosti-
ziertem Sprachförderbedarf, die 2023 in Bremen 
und Bremerhaven in die Schule kommen, werden 
im Kitajahr 2022/23 einen Platz in einer Kinderta-
geseinrichtung bekommen und wie viele Kinder 
sind dahingehend nach wie vor unversorgt? 

2. Wie viele Kindertageseinrichtungen erhalten im 
Rahmen des Brückenjahres eine zusätzliche Res-
source für eine Funktionsstelle oder Sprachexper-
tin, und wie werden diese Stellen finanziert? 

3. Welche Vorbereitungen hat der Senat bereits 
hinsichtlich der nächsten vorgezogenen Sprach-
standsfeststellung für das Brückenjahr 2023/24 vor-
genommen, und wie plant der Senat, zum Beispiel 
auch durch aufsuchende Kontaktaufnahme, im 
nächsten Durchlauf mehr Kinder und ihre Familien 
zu erreichen? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Senatorin Sascha Karolin Aulepp. 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete, liebe Frau Dr. Eschen, für den Senat 
beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Von den in Frage 1 genannten Kindern 
entfallen 134 auf die Stadtgemeinde Bremen. Diese 
wurden in wohnortnahen Kitas angemeldet. Mit 
Stand vom 18. Mai 2022 haben 95 dieser Kinder be-
reits einen Kitavertrag, der spätestens zum 1. Au-
gust 2022 beginnt. Für sieben weitere Kinder be-
steht bereits eine Zusage durch eine Einrichtung. 

Aktuell sind 32 Kinder unversorgt. In sieben Fällen 
haben die Eltern den Platz abgelehnt oder sich gar 
nicht zurückgemeldet. In den anderen Einzelfällen 
war die von der fachlichen Leitstelle vorgenom-
mene Kitaanmeldung aufgrund von fehlenden Ü3-
Plätzen nicht erfolgreich. Da die Zielgruppe der 
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Kinder mit Sprachförderungsbedarf prioritär ver-
sorgt werden soll, werden für diese Kinder derzeit 
zentral von der Leitstelle aus Kitaplätze gesucht, 
unter anderem über die Aufforderung an alle Trä-
ger, freie Ü3-Plätze in den jeweiligen Gebieten zu 
melden. 

In Bremerhaven wurden 71 Kinder mit festgestell-
tem Sprachförderbedarf identifiziert. 30 Kinder 
wurden nach Abschluss der PRIMO-Testung von 
den Personensorgeberechtigten für einen Kitaplatz 
angemeldet. Da zum jetzigen Zeitpunkt das Auf-
nahmeverfahren durch die Kitaleitungen noch 
nicht vollständig abgeschlossen ist, geht das Amt 
für Jugend, Familie und Frauen davon aus, dass 
noch weitere Kinder berücksichtigt werden kön-
nen. 

Zu Frage 2: In der Stadtgemeinde Bremen sollen 
alle Einrichtungen mit mehr als elf Kindern mit 
Sprachförderbedarf mit einer Sprachexpert:in aus-
gestattet werden. Dies betrifft aktuell 43 Kitas. Ein 
Teil dieser Einrichtungen erhält bereits Zuschüsse 
über die Maßnahme Sprachexpert:innen. 

In Bremerhaven sollen elf Kitas mit einer zusätzli-
chen Funktionsstelle ausgestattet werden. Die Klä-
rung der Finanzierung befindet sich in der Abstim-
mung. 

Zu Frage 3: Für Bremen ist eine Wiederholung der 
vorgezogenen PRIMO-Tests in das künftige Aufga-
benprofil des Instituts für Qualitätsentwicklung im 
Land Bremen (IQHB) aufgenommen worden. Es ist 
vorgesehen, termingerecht zur Hauptanmelde-
phase für einen Kitaplatz den identifizierten Nicht-
kitakindern einen Testtermin angeboten und Test-
termine vorliegen zu haben. 

In der Stadtgemeinde Bremen wird eine systemati-
sche Elternberatung durch den Elternservice/Fach-
liche Leitstelle aufgebaut. Im Sozialraum sollen In-
formations- und Beratungsangebote zur Kitaan-
meldung, zur Sprachförderung und zur PRIMO-Te-
stung stattfinden. Die Umsetzungsmöglichkeiten 
einer mobilen und flexiblen PRIMO-Testung wer-
den geprüft. 

Für Bremerhaven wird die Implementierung einer 
aufsuchenden Elternerstberatung in Kooperation 
mit den „Lebendigen Quartieren“, den Sprachmitt-
ler:innen und dem Sozialamt geprüft. Des Weiteren 
sollen auch Informationsveranstaltungen sowie 
mehrsprachige Flyer entwickelt werden, um für 

Teilnahme an der Sprachstandsfeststellung zu wer-
ben, zu sensibilisieren, gut zu informieren und Fra-
gen zu klären. – So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Frau Abgeordnete, haben 
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Ich habe eine Zusatzfrage zur Antwort 
auf Frage 1, wann das Verfahren in Bremerhaven 
voraussichtlich abgeschlossen sein wird? Und für 
Bremen und Bremerhaven: Sofern es nicht gelin-
gen sollte, alle Kinder auf einen Kitaplatz zu ver-
mitteln, die diesen diagnostizierten Sprachförder-
bedarf haben, was wären dann die Optionen für 
diese Kinder? 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Zunächst zur 
Frage, wann in Bremerhaven das Verfahren zur 
Kitaanmeldung abgeschlossen ist: Diese Informa-
tion müsste ich Ihnen nachreichen, da ja die An-
meldung im Kitabereich und die Versorgung mit 
Kitaplätzen eine kommunale Angelegenheit ist. 
Daher gehe ich davon aus, dass es in Bremerhaven 
so ist wie in Bremen. 

Wir haben ja gestern in der Debatte auch schon 
darüber gesprochen, wie das mit dem Kitajahr ist 
und dass das womöglich tatsächlich auch Auswir-
kungen auf Familienplanung und demografische 
Entwicklungen hat, aber natürlich ist jedes Kind 
mit einem Rechtsanspruch auf einen Kitaplatz aus-
gestattet. Es kann und sollte möglichst auch gene-
rell in das Verfahren eingesteuert werden können, 
ganz unabhängig von Anmeldezeiträumen, aber 
wie gesagt, über Bremerhaven kann ich das an die-
ser Stelle nicht sagen. 

Wenn ich die zweite Frage auch gleich beantwor-
ten darf. Wir kommen ja von der Situation, dass 
Kinder mit festgestelltem Sprachförderbedarf ver-
pflichtet sind, an Sprachfördermaßnahmen teilzu-
nehmen, bevor sie in die Schule kommen. Diese 
Sprachfördermaßnahmen sind für die Kinder, die 
bislang Kitas besucht haben, sowohl alltagsinte-
griert, aber auch in die Kita integriert, als zusätzli-
che Maßnahmen. 

Für Kinder, die keine Kita besuchen, waren diese 
ergänzenden Maßnahmen, die ja dann alleine stan-
den, unbefriedigend. Deswegen haben wir das an-
gepackt und gesagt, eigentlich ist es für die alle 
besser, in die Kita zu gehen. Sollte es aber tatsäch-
lich so sein, dass auch im kommenden Kitajahr 
noch nicht alle Kinder mit festgestelltem Sprachför-
derbedarf in einer Kita angemeldet werden können 
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– daran arbeiten wir ja noch, dass das der Fall ist –, 
dann wird es diese Angebote, die es bislang gab, 
gerne auch verstärkt weiterhin geben. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage, Frau Kollegin? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Ja, vielen Dank, eine Frage habe ich 
noch, Herr Präsident! Frau Senatorin, in der Ant-
wort zu Frage 3 wird darauf verwiesen, dass sich 
verschiedene Dinge zur Elternberatung im Aufbau 
befinden und auch geprüft wird, inwieweit eine 
mobile Umsetzung der PRIMO-Testung möglich 
sein wird. Wie schätzen Sie es ein, wann werden 
diese Dinge zur Verfügung stehen? Denn es ist ja 
bei diesem Durchlauf, dem ersten Durchlauf der 
vorgezogenen Sprachstandserhebung noch nicht 
gelungen, alle Kinder zu erreichen. Das hat ja auch 
gerade erst angefangen mit dieser Neuerung, aber 
ich würde mir natürlich wünschen, dass es im 
nächsten Durchlauf gelingt, alle zu erreichen. – 
Diesen Wunsch teilen wir sicherlich. Wie wird das 
möglich sein und wann werden die Dinge dafür be-
reitstehen? 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Ja, diesen 
Wunsch teile ich in der Tat, und zwar aus zwei 
Gründen: Einmal, weil es ja darum geht, tatsächlich 
die Kinder zu fördern, die dieser Förderung bedür-
fen und zum anderen, weil wir natürlich generell 
auch sagen wollen, für viele Kinder – ich wage ein-
mal die These –, insbesondere für die Kinder, die 
auf die Einladung zum PRIMO-Test erst mal nicht 
reagieren, vielleicht auch, weil sie nicht wissen, 
was das eigentlich ist und was das soll. Auch be-
züglich der Anschreiben können wir, glaube ich, 
durchaus noch einmal überlegen, wie wir daran ar-
beiten, dass für die das Angebot der Kindertages-
betreuung und der frühkindlichen Bildung da na-
türlich auch ganz besonders wichtig ist. 

Deswegen teile ich das sehr, dass wir zusehen müs-
sen, wie wir diese Familien erreichen, vor dem Hin-
tergrund, dass es sehr unterschiedliche Gründe ha-
ben kann und haben wird, warum diese Kinder 
nicht kommen. Es ist aber richtig, da nicht zu sa-
gen, ach dann schick mal irgendjemanden los, der 
an der Haustür klingelt und sagt, hier habe ich ei-
nen Brief für dich, komm doch zum PRIMO-Test, 
weil das möglicherweise die Vorbehalte noch ver-
stärkt. Daher muss man genau hingucken, welche 
Personen das machen können. Wie können wir 
auch die sozialen Strukturen, die Netzwerke vor 
Ort nutzen und einbinden. Ich kann Ihnen aber je-
denfalls zusagen, dass ich mit meiner Behörde mit 

Hochdruck daran arbeite, dass wir bei den kom-
menden vorgezogenen PRIMO-Tests die Kinder er-
reichen. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin, weitere 
Zusatzfragen liegen nicht vor. – Ich bedanke mich 
für die Beantwortung. 

Anfrage 7: Krankenversicherung von Inhaftierten  
Anfrage der Abgeordneten Nelson Janßen, Ralf 
Schumann, Sofia Leonidakis und Fraktion DIE 
LINKE  
vom 10. Mai 2022 

Herr Kollege Janßen, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Vielen 
Dank, Herr Präsident! Wir fragen den Senat: 

1. Inwieweit werden Inhaftierte in der Justizvoll-
zugsanstalt (JVA) des Landes Bremen bei der Klä-
rung ihres Krankenversicherungsschutzes wäh-
rend ihrer Inhaftierung unterstützt? 

2. Wie häufig kommt es nach Einschätzung bezie-
hungsweise Erfahrung des Ressorts vor, dass Inhaf-
tierte bei ihrer Krankenkasse während ihrer Haft-
zeit Schulden durch nicht bezahlte Krankenkas-
senbeiträge ansammeln? 

3. Welche Möglichkeiten sieht der Senat, Inhaf-
tierte vor Beitragsschulden in der Krankenversi-
cherung zu bewahren, beispielsweise durch Infor-
mation der Kassen durch die zuständige Behörde 
über den Status „heilfürsorgeberechtigt“? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Senatorin Dr. Claudia Schilling. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Vielen Dank, Herr 
Präsident! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt: 

Zu Frage 1: Aufgrund bundesgesetzlicher Regelun-
gen sind Inhaftierte grundsätzlich nicht in die ge-
setzliche Krankenversicherung einbezogen. Die 
Gefangenen in den Justizvollzugsanstalten der 
Freien Hansestadt Bremen unterfallen einer eigens 
geregelten Gesundheitsfürsorge während der Zeit 
in Haft. Die Beitragspflicht für bestehende Kran-
kenversicherungen endet aufgrund bundesgesetz-
licher Bestimmungen allerdings erst mit Mitteilung 
der Inhaftierung. Wie bei allen anderen Kranken-
versicherungsfragen auch ist es zunächst grund-
sätzlich Sache der Versicherten, diese Mitteilung 
zu veranlassen. 
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Zur Klärung des Krankenversicherungsschutzes 
während der Haft erhalten die Gefangenen im Auf-
nahmeverfahren – zusätzlich zu dem zwischen al-
len Bundesländern inhaltlich abgestimmten 
„Merkblatt zur Sozialversicherung der Gefange-
nen“ – ein für die Verwendung in der JVA Bremen 
formuliertes, besonderes Informationsschreiben zu 
Fragen der Krankenversicherung. In Fällen, in de-
nen die Krankenkasse eine Austrittserklärung zur 
Beendigung der beitragspflichtigen Mitgliedschaft 
für notwendig erachtet, wird durch den Sozial-
dienst der JVA darauf hingewirkt, dass der Gefan-
gene die entsprechende Erklärung fristgemäß ab-
gibt. 

Zu Frage 2: Durch das im Haftzugang regelförmig 
durchgeführte Informationsverfahren zu Fragen 
der Krankenversicherung dürfte sichergestellt sein, 
dass, von wenigen Ausnahmen abgesehen, keine 
neuen Beitragsschulden für die Dauer der Inhaftie-
rung entstehen. 

Aus der Zeit vor Einführung dieses Informations-
verfahrens im Sommer 2021 war Gesprächen mit 
Mitarbeitenden freier Straffälligenhilfeträger im 
Land Bremen zu entnehmen, dass Erlassanträgen 
nach § 76 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 SGB IV von 
den örtlichen Krankenkassen regelmäßig stattge-
geben wurde, sobald eine Haftbescheinigung vor-
lag. Dieses Erlassverfahren belastete allerdings alle 
Beteiligten, sodass auf das präventive Informati-
onsverfahren umgestellt wurde. Die gesetzliche 
Möglichkeit des Erlasses besteht weiterhin, hierauf 
weisen die Träger der Straffälligenhilfe Betroffene 
weiterhin auch hin. 

Zu Frage 3: Neben der Detailoptimierung des vor-
handenen bundesgesetzlichen Regelungsmecha-
nismus, wie dem regelförmig durchgeführten Infor-
mationsverfahren, der Beratungs- und Unterstüt-
zungsleistung durch den Sozialdienst der JVA und 
dem Erlassverfahren, setzt sich die Senatorin für 
Justiz und Verfassung für eine Systemänderung 
dahingehend ein, dass zukünftig alle Gefangenen 
umfassend in den allgemeinen Schutz der gesetzli-
chen Krankenversicherung einbezogen werden. 
Die Justizvollzugsanstalt müsste dann die Kran-
kenversicherungsbeiträge für die Gefangenen 
übernehmen, die gesetzlichen Krankenkassen 
müssten Leistungen an Gefangene nach den für 
alle Versicherten geltenden Grundsätzen und Nor-
men im Rahmen der vollzuglichen Gegebenheiten 
erbringen. Nach dem nicht mehr gültigen Strafvoll-
zugsgesetz des Bundes sollte eine entsprechende 
Neuregelung schon spätestens im Jahr 1980 erfol-
gen. Mit der genannten Zielrichtung wird einer der 

nächsten Strafvollzugsausschüsse befasst werden. 
– So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Janßen, ha-
ben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Wür-
den Sie den Rechtsausschuss über den Fortgang 
des Verfahrens auf dem Laufenden halten, ein Sys-
temwechsel hin zu einer Integration in die reguläre 
Krankenversicherung umzusetzen? 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Das werde ich mit 
Freude tun. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin, weitere 
Zusatzfragen liegen nicht vor. – Ich bedanke mich 
für die Beantwortung. 

Anfrage 8: Finanzinvestor:innen im Gesundheits-
wesen  
Anfrage der Abgeordneten Nelson Janßen, Sofia 
Leonidakis und Fraktion DIE LINKE  
vom 10. Mai 2022 

Herr Kollege Janßen, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Danke 
schön, Herr Präsident! Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele zugelassene Kassenarztsitze und Me-
dizinische Versorgungszentren (MVZ) gibt es in 
Bremen und wie viele dieser Sitze und Zentren be-
finden sich im Besitz von Finanzinvestor:innen? 

2. Welche ärztlichen Fachgruppen sind besonders 
von der Übernahme durch Finanzinvestor:innen 
betroffen und wie hoch ist der prozentuale Anteil 
der Finanzinvestor:innen in diesen Gruppen? 

3. Wie hat sich das Verhältnis der Trägerschaft in 
den letzten Jahren in Bremen verändert? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrätin Silke Stroth. 

Staatsrätin Silke Stroth: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren, für den Se-
nat beantworte ich die Anfrage wie folgt, beginne 
aber mit einer Vorbemerkung: 

Dem Senat liegen die in der Anfrage erbetenen Da-
ten und Informationen nicht vor. Daher wurden bei 
der Beantwortung der Anfrage die Kassenärztliche 
Vereinigung (KV) Bremen und die KV im Lande 
Bremen beteiligt. 
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Im Zusammenhang mit der Beantwortung der An-
frage wird unter einem Medizinischen Versor-
gungszentrum in Investorenhand ein Medizini-
sches Versorgungszentrum in Fremdbesitz verstan-
den, dessen wirtschaftliche Eigentümer Finanzin-
vestoren sind. 

Exakte Daten dazu, wie viele vertragsärztliche Me-
dizinische Versorgungszentren beziehungsweise 
wie viele Einzelpraxen oder Berufsausübungsge-
meinschaften sich in Investorenhand befinden, lie-
gen der KV Bremen aufgrund der derzeitigen Ge-
setzeslage nicht vor. 

Die Möglichkeit, ein MVZ zu gründen, wurde 2004 
durch das Gesetz zur Modernisierung der gesetzli-
chen Krankenversicherung, kurz: GKV-Moderni-
sierungsgesetz, eingeführt. Grundsätzlich sehen 
die KV Bremen und der Senat die zunehmende 
Gründung beziehungsweise Übernahme von Me-
dizinischen Versorgungszentren kritisch. Der Se-
nat hat bereits Initiativen in die Gesundheitsminis-
terkonferenz (GMK) eingebracht beziehungsweise 
mit dem Ziel unterstützt, die Übernahme von Me-
dizinischen Versorgungszentren durch Investoren 
und Finanzfonds transparent zu machen und zu be-
schränken. 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

Ich komme jetzt zur Beantwortung der Anfrage. 

Zu Frage 1: Die KV Bremen teilt mit, dass in der 
Stadtgemeinde Bremen derzeit 1 225,25 ärztliche 
Versorgungsaufträge und in der Stadtgemeinde 
Bremerhaven derzeit 241,75 ärztliche Versor-
gungsaufträge vergeben sind. Hinzu kommen 64 
Versorgungsaufträge in der gesonderten fachärzt-
lichen Versorgung, die für den gesamten KV-Be-
zirk gezählt werden. 

Die KV Bremen teilt ferner mit, dass in der Stadt-
gemeinde Bremen derzeit 27 Medizinische Versor-
gungszentren und in der Stadtgemeinde Bremer-
haven derzeit 14 Medizinische Versorgungszen-
tren zugelassen sind. 

Voraussetzung für die Zulassung eines Medizini-
schen Versorgungszentrums ist gemäß § 95 Ab-
satz 1a SGB V unter anderem die Gründung durch 
einen der dort benannten Leistungserbringer oder 
durch eine Kommune. Diese Voraussetzung wird 
vom Zulassungsausschuss für Ärztinnen und Ärzte 
im Rahmen der Beantragung einer Zulassung eines 

Medizinischen Versorgungszentrums geprüft. So-
fern nachgewiesen wurde, dass der benannte 
Gründer den Voraussetzungen des § 95 Absatz 1a 
SGB V entspricht, erfolgt nach den der KV Bremen 
vorliegenden Informationen keine weitere Prüfung 
durch den Zulassungsausschuss, inwieweit hinter 
den Gründern Finanzinvestoren stehen. 

Die KV im Lande Bremen teilt mit, dass es mit 
Stand 31. März 2022 im Land Bremen 16 vertrags-
zahnärztliche Medizinische Versorgungszentren, 
davon in der Stadtgemeinde Bremen 13, in der 
Stadtgemeinde Bremerhaven drei, gibt. Nach 
Kenntnis der KV im Lande Bremen befindet sich 
davon knapp die Hälfte der zahnärztlichen Medizi-
nischen Versorgungszentren in Investorenhand. 
Womöglich sind noch an weiteren vertragszahn-
ärztlichen Medizinischen Versorgungszentren In-
vestoren beteiligt. 

Die KV im Lande Bremen teilt ferner mit, dass es 
mit Stand 31. März 2022 im Land Bremen 273 ver-
tragszahnärztliche Praxen, davon in der Stadtge-
meinde Bremen 232, in der Stadtgemeinde Bremer-
haven 41, gibt. Der KV im Lande Bremen liegen aus 
vorstehend genannten Gründen keine gesicherten 
Erkenntnisse darüber vor, ob Investoren gegebe-
nenfalls an Einzelpraxen oder Berufsausübungsge-
meinschaften beteiligt sind. 

Zu Frage 2: Der KV Bremen liegen zu der Frage 
keine Daten vor. 

Nach Angaben der KV handelt es sich bei den ver-
tragszahnärztlichen Medizinischen Versorgungs-
zentren um zwölf allgemein zahnärztliche sowie 
vier aus dem Fachbereich Mund-, Kiefer- und Ge-
sichtschirurgie. Bisher gibt es im Land Bremen kein 
Medizinisches Versorgungszentrum, welches für 
den Fachbereich Kieferorthopädie zugelassen 
wurde. In den beiden erstgenannten Fachgruppen 
liegt der Anteil an Medizinischen Versorgungszen-
tren derzeit im unteren einstelligen Prozentbereich, 
ist aber nach Angaben der KV im Lande Bremen 
stetig steigend. Exakte Daten dazu, wie viele ver-
tragszahnärztliche Medizinische Versorgungszen-
tren sich in Investorenhand befinden, liegen der 
KV im Lande Bremen aufgrund der derzeitigen Ge-
setzeslage nicht vor. 

Zu Frage 3: Der KV Bremen liegen zu der Frage 
keine Daten vor. 

Nach Angaben der KV im Lande Bremen hat sich 
die Anzahl der vertragszahnärztlichen Praxen im 
Lande Bremen im Verhältnis zu den zahnärztlichen 
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Medizinischen Versorgungszentren in den vergan-
genen Jahren, Stand 31. Dezember, wie folgt ent-
wickelt: Im Jahr 2017: 291 vertragszahnärztliche 
Praxen, darunter fünf zahnärztliche Medizinische 
Versorgungszentren. Im Jahr 2018: 285 vertrags-
zahnärztliche Praxen, darunter neun zahnärztliche 
Medizinische Versorgungszentren. Im Jahr 2019: 
282 vertragszahnärztliche Praxen, darunter 13 
zahnärztliche Medizinische Versorgungszentren. 
Im Jahr 2020: 276 vertragszahnärztliche Praxen, 
darunter 13 zahnärztliche Medizinische Versor-
gungszentren. Im Jahr 2021: 273 vertragszahnärzt-
liche Praxen, darunter 15 zahnärztliche Medizini-
sche Versorgungszentren. 

Als Trend zeigt sich also zwischen 2017 und 2021 
eine Abnahme der vertragszahnärztlichen Praxen 
um etwa sechs Prozent – 28 Praxen – und eine Ver-
dreifachung der zahnärztlichen Medizinischen 
Versorgungszentren. – So weit die Antwort des Se-
nats! 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Herr Janßen, ha-
ben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Vielen 
Dank! Verstehe ich Ihr Engagement in der GMK 
richtig, wenn Sie darauf abzielen, hier bundesge-
setzliche Regelungen zu schaffen, um für mehr 
Transparenz zu sorgen, was den Besitz von Kassen-
sitzen und MVZs angeht? 

Staatsrätin Silke Stroth: Das verstehen Sie richtig. 
Wir haben uns im Rahmen der GMK dafür einge-
setzt, dass eine Kennzeichnungspflicht kommt, also 
ein MVZ-Schild, das auch für Patientinnen und Pa-
tienten erkennbar macht, um was für eine Einrich-
tung es sich handelt. Wir haben ein Register für 
MVZs gefordert und wir haben eine Gesetzesiniti-
ative gefordert, die die Beschränkung der Zulas-
sung von Medizinischen Versorgungszentren vor-
sieht und auf eine Beschränkung des Versorgungs-
anteils auf 25 Prozent der Praxen im fachärztlichen 
Bereich zielt. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Haben Sie eine 
weitere Zusatzfrage, Herr Janßen? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Die 
KV Bayern ist dabei eine Studie zur Frage der Er-
fassung weiterer Daten umzusetzen. Können Sie 
sich vorstellen, im Gespräch mit der KV Bremen 
auch einmal die Frage zu bewerten, ob es nicht 
zielführend wäre, auch hier eine bessere Daten-
grundlage zu erhalten. 

Staatsrätin Silke Stroth: Ja, das kann ich mir gut 
vorstellen, weil – wie gesagt – auch die KV dieses 
Thema Medizinische Versorgungszentren in Inves-
torenhand durchaus kritisch betrachtet. Allerdings 
bin ich schon der Meinung, dass wir dafür auch 
eine gute gesetzliche Grundlage brauchen, aber 
man kann ja das eine tun, ohne das andere zu las-
sen. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Eine weitere Zu-
satzfrage durch den Abgeordneten Arno Gott-
schalk. – Bitte sehr! 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Danke, 
Frau Präsidentin! Frau Staatsrätin, Sie haben ge-
sagt, dass auch Kommunen solche Medizinischen 
Versorgungszentren gründen oder erwerben kön-
nen. Wie viele haben denn Bremen und Bremer-
haven? 

Staatsrätin Silke Stroth: Wir haben im Land Bre-
men bislang kein einziges kommunales Medizini-
sches Versorgungszentrum. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Haben Sie eine 
weitere Zusatzfrage, Herr Gottschalk? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Ist denn 
darüber schon einmal diskutiert worden, dass das 
vielleicht ein interessantes Instrument sein kann, 
um auch gerade die Verteilung in den Stadtgebie-
ten zu steuern? 

Staatsrätin Silke Stroth: Ja, Herr Gottschalk. Wie 
Sie wissen, sind wir sehr daran interessiert, etwas 
gegen Entwicklungen im Gesundheitswesen, die 
wir sehen und erkennen und die wir auch als kri-
tisch oder schwierig betrachten, zu tun. Dazu gehö-
ren unter Umständen auch ein oder mehrere kom-
munale Medizinische Versorgungszentren, insbe-
sondere auch vor dem Hintergrund, dass wir ja se-
hen, dass gerade in sozial und wahrscheinlich wirt-
schaftlich weniger attraktiven Stadtteilen Bremens 
und Bremerhavens insbesondere auch die haus-
ärztliche Versorgung immer schwieriger wird. 
Wenn also ein Hausarzt/eine Hausärztin seine/ihre 
Praxis aufgibt, oft keine Nachfolgerin/kein Nach-
folger gefunden wird, da sind wir intensiv am über-
legen, wie wir uns dagegen wenden können. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Haben Sie eine 
weitere Zusatzfrage, Herr Gottschalk? – Bitte sehr! 
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Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Eine letzte. 
Dass wir das unter der Schuldenbremse ohne Be-
lastung des Haushalts machen könnten, ist so weit 
bekannt? 

Staatsrätin Silke Stroth: Ja. Da gehen die Meinun-
gen ein wenig auseinander, was die Profitabilität 
von hausärztlichen Medizinischen Versorgungs-
zentren in kommunaler Hand angeht. Wir glauben, 
dass man das ohne zusätzliche Haushaltsbelastun-
gen hinbekommen kann. Inwieweit das aber eines 
Anschubs bedarf, um das Ganze ans Laufen zu 
bringen, um das Vertrauen von Patientinnen und 
Patienten zu gewinnen, einen soliden Patentinnen- 
und Patientenstamm zu haben. Daran würde ich 
noch so ein kleines Fragezeichen setzen. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Frau Staatsrätin, 
weitere Zusatzfragen liegen nicht vor. – Ich be-
danke mich für die Beantwortung. Damit ist die 
Fragestunde beendet. 

(Die vom Senat schriftlich beantworteten Anfragen 
der Fragestunde finden Sie im Anhang zum Plenar-
protokoll ab Seite 5387.) 

Klimaschutzrelevantes Handwerk durch Qualifi-
zierung stärken  
Große Anfrage der Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen, der SPD und DIE LINKE  
vom 22. März 2022  
(Drucksache 20/1417) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 31. Mai 2022  
(Drucksache 20/1482) 

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Kai Stüh-
renberg. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. 

Die Aussprache ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Dr. Henrike Müller. 

Abgeordnete Dr. Henrike Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Es ist höchste Zeit, deswegen möchte ich 
gern mit Ihnen über klimarelevantes Handwerk in 
Bremen sprechen und debattieren und vor allem 

gemeinsam Ideen entwickeln, wie wir hier besser 
und schneller – Betonung auf schneller – voran-
kommen. Nicht erst seit den Ergebnissen der En-
quetekommission „Klimaschutzstrategie für das 
Land Bremen“ ist uns allen klar, dass wir mit aller 
Anstrengung des Handwerks und aller Gewerke, 
die wir in Bremen, und darüber hinaus natürlich 
auch aus dem Umland, zur Verfügung haben, im 
Klimaschutz ordentlich vorankommen müssen. Das 
heißt, bei den Gebäuden, auf der Straße, all das, 
was die Klimaenquete so hervorragend herausge-
arbeitet hat. 

Wer aber in den letzten Monaten versucht hat, von 
Gas auf Wärmepumpe umzustellen oder ein paar 
Photovoltaikanlagen auf das Dach zu bringen oder 
auch nur ein Gründach auf die Garage, wird fest-
gestellt haben, dass es fast unmöglich ist, so etwas 
relativ zügig umzusetzen. Das liegt nicht nur an 
den Lieferkettenschwierigkeiten wegen des Krie-
ges, sondern auch daran, dass unser Handwerk 
nicht in allen Bereichen und in allen Gewerken 
schon auf der Höhe der Zeit ist. 

Deswegen wollten wir vom Senat wissen: Wie sind 
wir hier aufgestellt? Welche Lücken sind zu schlie-
ßen? Was braucht es konkret, um Klimaschutzmaß-
nahmen angemessen und schnell auf die Straße zu 
bringen? – An der Stelle mein großer Dank an den 
Senat für die sehr ausführliche und auch offene 
Antwort. Es sind doch auch einige Lücken benannt 
worden und offenbar geworden, derer wir uns an-
nehmen müssen. 

Ich werde mich in meiner ersten Runde auf die Be-
reiche Berufsorientierung, Ausbildung und Weiter-
bildung konzentrieren, weil das die zentralen Be-
reiche für die Fachkräftegewinnung sind, denn wir 
brauchen dringend in vielen Bereichen sehr viele 
neue Fachkräfte, die den Klimaschutz voranbrin-
gen müssen und wollen. 

Der Senat zeigt in der Beantwortung der Großen 
Anfrage generell ein großes Angebot auf, was die 
Berufsorientierung angeht. Allein was die klima-
schutzrelevanten Gewerke angeht, wird er nicht 
besonders deutlich. Das habe ich sehr bedauert, 
gleichzeitig aber sehr begrüßt, dass neue Bereiche 
wie der Berufsparcours, der wirklich erfolgreich 
läuft, zum Beispiel auch erwähnt werden und vor 
allem in Aussicht gestellt wird, dass das in Bremen 
auch ausgeweitet wird. 

Ich mag mich trotzdem gerne darauf konzentrieren, 
Erfahrungen auch aus den Gesprächen mit vielen 
Innungen in Bremen in die Debatte zu tragen, die 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1417
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1482
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sagen, dass wir bei Schüler:innen an den Schulen 
ein wahnsinnig hohes Berufsinformationsdefizit 
haben, vor allem aber auch, weil sie sich wenig mit 
dem Handwerk auskennen bei den Lehrkräften 
und vor allem auch bei den Eltern. 

Bei allen jetzt genannten herrschten doch sehr ver-
altete Bilder von Berufen vor, und in den seltensten 
Fällen ist es so, dass den Schüler:innen aufgezeigt 
werden kann, wie hochkomplex, modern neue 
Technologien in sehr vielen Handwerksberufen 
sind. Insbesondere gilt das für gymnasiale Zweige. 
Hier hört man in der Schullaufbahn nur wenig über 
Möglichkeiten der dualen Ausbildung, insbeson-
dere im Handwerk und vor allem über die vielen, 
vielen Möglichkeiten, die es da gibt. Hier muss 
nachgesteuert werden, hier müssen wir besser wer-
den. Das können wir zum Beispiel mit viel mehr 
und flexibleren Praktikumsmöglichkeiten, mit ei-
ner speziellen Berufsorientierung für Eltern, mit ei-
ner engeren Kooperation zwischen Schulen und 
Unternehmen. 

Wir brauchen hier also eine echte Ausbildungsof-
fensive, die die Modernität und die Zukunftsfähig-
keit vieler Handwerksberufe herausstellt und aktiv 
bewirbt. 

(Beifall) 

Wir brauchen darüber hinaus auch viel mehr Über-
leitungswege und offenere Wege für Quereinstei-
ger und auch für Studierende, die vielleicht doch 
noch ihren Weg in die duale Ausbildung finden 
wollen. Hier ist tatsächlich noch ein bisschen Fan-
tasie von uns allen gefragt, wie wir das hinbekom-
men wollen. Dasselbe gilt für Weiterbildung und 
Qualifizierung, für Quereinsteiger:innen. Wir ha-
ben gestern in der Debatte auch schon darüber ge-
sprochen: Wie können wir auch für Handwerksbe-
rufe Wege aufzeigen in die Qualifizierung? Das ist 
enorm wichtig. Ich glaube, dass wir hier nur mit ei-
nem hohen Grad an Entbürokratisierung wirklich 
vorankommen. 

Unser Ziel ist, Klimaexpert:innen in nahezu allen 
Gewerken zu fördern, und dafür sind – das will ich 
in den letzten Sekunden noch mal eben benennen 
– vier zentrale Punkte ausschlaggebend: Wir brau-
chen ein zentrales Berufsorientierungsprogramm, 
das junge Menschen Gewerke übergreifend dazu 
motiviert, in diese Berufe zu gehen. Wir brauchen 
eine Initiative auf Bundesebene, um die inhaltliche 
und strukturelle Neuausrichtung von Ausbildungs-
berufen voranzutreiben. Das Curriculum für ext-
rem viele Gewerke ist so veraltet, das hat mit den 

heutigen Herausforderungen überhaupt nichts 
mehr zu tun. 

(Glocke) 

Zwei letzte Punkte: Wir müssen gerade für Hand-
werksberufe viel stärker um Frauen und Mädchen 
werben, 

(Beifall) 

denn hier können sie auch ordentlich existenziell 
Geld verdienen, und wir brauchen – das werde ich 
nicht müde, immer wieder zu betonen, das wird 
Herrn Volker Stahmann gleich freuen – die Beto-
nung der Gleichwertigkeit von Studium und dualer 
Ausbildung. – Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Ingo Tebje. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleg:innen, liebe 
Gäste! Vielen Dank für die ausführliche Beantwor-
tung der Großen Anfrage zur Qualifizierung von 
klimaschutzrelevanten Handwerker:innen. Ich bin 
gerade selbst dabei, mein eigenes Haus energe-
tisch zu sanieren. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ja, ich auch! – Beifall DIE LINKE, CDU) 

Daher weiß ich, wie groß die Probleme sind, zuerst 
überhaupt eine Fachberaterin oder einen Fachbe-
rater zu finden, um das zu machen. Ich weiß jetzt 
schon ganz genau, was auf mich zukommt, um 
dann noch entsprechende Handwerker:innen zu 
finden, die tatsächlich die Umsetzung machen, 
denn der Fachkräftemangel ist einer der großen 
Flaschenhälse auf dem Weg in die Klimaneutrali-
tät. Das wissen wir aus der Prognos-Studie, und wir 
wissen es auch aus den Diskussionen in der En-
quetekommission. 

Wir sehen bei der Beantwortung der Frage glückli-
cherweise auch, dass das Problem bei allen Betei-
ligten in der Verwaltung, in den Schulen, in den 
Handwerksbetrieben, bei der Arbeitsagentur, der 
Jugendberufsagentur, der neuen Landesagentur 
für berufliche Weiterbildung und anderen klar an-
gekommen ist und dass vieles wirklich auf allen 
Ebenen intensiv beraten und bearbeitet wird. 
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Hier versuchen viele Akteurinnen und Akteure be-
reits, praktische Lösungen zu finden und Fort-
schritte zu erzielen. Die Frage, die alle umtreibt ist: 
Wie schaffen wir es, dass sich mehr Menschen für 
den Beruf der Handwerkerin oder des Handwer-
kers entscheiden und dort auch bleiben? Ich 
möchte mit einem der ganz dicken Bretter anfan-
gen, darauf hat meine Kollegin Dr. Henrike Müller 
gerade auch schon hingewiesen: Das Handwerk 
muss weiblicher werden. 

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Diese Forderung ist nicht ganz neu. Vor über 
30 Jahren habe ich meine Ausbildung als Energie-
elektroniker gemacht und war in der Jugend- und 
Auszubildendenvertretung und in der Gewerk-
schaftsjugend aktiv. Das zentrale Thema war schon 
damals: Wie bekommen wir mehr Frauen in die 
klassischen männlichen Ausbildungsberufe? Des-
halb sind gerade solche Projekte zur Förderung von 
sogenannten geschlechteruntypischen Ausbildun-
gen und die Ausweitung von Angeboten für Teil-
zeitausbildung im Handwerk extrem wichtig. Ich 
glaube, es kann auch helfen, deutlich zu kommuni-
zieren, dass wir den Weg in die Klimaneutralität 
nur mit Handwerkerinnen schaffen und ganz be-
wusst ohne „:i“. 

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Das kann helfen, sehr verfestigte Berufsstereotype 
aufzubrechen, denn ohne mehr Frauen in Hand-
werksberufen wird es nicht gehen. Aber aus mei-
ner Sicht ist es, glaube ich, auch das dickste Brett, 
ich habe schon beschrieben, wie lange mich das 
Thema bereits begleitet. 

Auf die Gewinnung von Abiturientinnen und Abi-
turienten möchte ich als nächstes eingehen. Das 
Handwerk und seine Berufsentwicklungschancen 
müssen für junge Menschen interessanter werden. 
Die Einführung und Ausweitung von dualen Studi-
engängen, die das Erlernen von Handwerksberu-
fen mit technischen Studiengängen verbinden, 
sind aus meiner Sicht auch ein wichtiger Weg, um 
die Berufsorientierung von Abiturientinnen und 
Abiturienten ins Handwerk zu lenken. 

Solche Modelle können dabei helfen, junge Men-
schen, das hat Dr. Henrike Müller auch gerade ge-
sagt, die mit ihrer bisherigen Studienwahl unzu-
frieden waren, das nicht geschafft haben, gezielt 
anzusprechen und für das Handwerk zu gewinnen. 

Darüber hinaus – das kann ich auch aus meiner ei-
genen Vita sagen – halte ich es für wichtig, wenn 
Handwerkerinnen und Handwerker bessere Mög-
lichkeit haben, in Bremen später auch berufsbe-
gleitend technische Studiengänge absolvieren zu 
können. Das ist eine wichtige Ergänzung und Al-
ternative zu den klassischen Meister- und Techni-
kerweiterbildungen, und ich glaube, das würde die 
handwerkliche Ausbildung insgesamt attraktiver 
machen, in diese Bereiche reinzugehen, wenn ich 
da auch andere Chancen habe, mich weiterzuent-
wickeln. 

Zum Schluss möchte ich noch auf ein Thema ein-
gehen, das in der Beantwortung noch nicht explizit 
aufgetaucht ist, aber die Stärkung aller beruflichen 
Ausbildungen betrifft: Die veränderten Bedingun-
gen im Beruf, die gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen, die viel spätere Berufsorientierung von 
jungen Menschen, der demografische Wandel, die 
Probleme, die wir in vielen Bereichen mit fehlen-
den Sprachkenntnissen haben und Lücken in der 
Vorbildung machen es sowohl den Ausbildungsbe-
trieben als auch den Auszubildenden einfach viel 
schwieriger mit dem ganzen Thema der dualen 
Ausbildung. 

Berufsbilder und Berufsinhalte werden immer an-
spruchsvoller, und fast alle Berufsfelder konkurrie-
ren um Nachwuchs. Der Fachkräftemangel ist nicht 
nur im Handwerk massiv. Deshalb brauchen wir 
dringend einen Ausbildungsunterstützungsfonds, 
der Ausbildungsbetrieben durch fachliche, päda-
gogische, psychosoziale Maßnahmenpakete helfen 
kann, Bewerber:innen zu gewinnen und bei der 
theoretischen und praktischen Ausbildung zu un-
terstützen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Mit den Ausbildungsbegleiter:innen bei den Kam-
pagnen haben wir bereits gute Angebote. Die müs-
sen wir verstetigen. Wir brauchen dauerhaft Aus-
bildungsverbünde, die Auszubildende fit machen, 
damit sie die Ausbildung in den Betrieben auch 
wirklich zu Ende zu machen. Es braucht auch eine 
finanzielle Entlastung gerade der kleinen Ausbil-
dungsbetriebe, die einen massiven Anteil an der 
gesamten Ausbildung haben. Wenn man es kurz 
und knapp sagen will, sagt man: Mehr Frauen ins 
Handwerk, mehr duale Studiengänge und den 
Ausbildungsfonds unterstützen. So wird das was. 
So weit erst mal. – Ich danke für die Aufmerksam-
keit! 
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(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen – 
Zuruf Abgeordneter Robert Bücking [Bündnis 
90/Die Grünen]). 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Volker Stah-
mann. 

Abgeordneter Volker Stahmann (SPD): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, verehrte 
Damen und Herren! Nachdem Frau Dr. Müller, die 
eine Akademikerin ist, gesprochen hat, spricht jetzt 
der zweite Elektriker. Herr Tebje, ich wusste gar 
nicht, dass Sie vor 30 Jahren das Gleiche gelernt 
haben wie ich, aber bei mir ist es 40 Jahre her. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Handwerklich sehr begabt!) 

Da passt bei uns kein Blatt dazwischen. 

(Heiterkeit) 

Da sind Dr. Henrike Müller und ich uns vollkom-
men einig. 

Ich würde gerne den Blick noch etwas erweitern. 
Wir reden in diesem Haus nicht nur in der Frage 
des Handwerks immer über die Frage der Transfor-
mation. Was heißt das eigentlich, Transformation? 
Eine unveränderbare, unumkehrbare Verände-
rung, die nicht wieder zurückgenommen werden 
kann und auf Dauer angelegt ist. Wir werden in 
den Betrieben, insbesondere im Handwerk, eine 
Transformation erleben, die nicht nur aus der Situ-
ation des Handwerks entsteht, sondern wie die Ar-
beitnehmerkammer richtigerweise immer sagt: Es 
gibt die 3D-Transformation, nämlich das erste D ist 
die Dekarbonisierung, das zweite D ist die Digitali-
sierung und das dritte D ist der demografische 
Wandel. 

Zum demografischen Wandel haben wir das in den 
letzten Tagen immer wieder angesprochen, und ich 
will es nur noch einmal erwähnen: Wir haben zur-
zeit im Handwerk in Bremen über 31 000 Beschäf-
tigte in über 5 400 Betrieben. Das Rückgrat des 
Handwerkes sind, wie in allen anderen Bereichen, 
angefangen von Ärzten, wie wir gerade vor 14 Ta-
gen auf dem Kongress erleben konnten, bis hin zu 
anderen, die geburtenstarken Jahrgänge. Es sind 
die Jahrgänge von Jahrgang 1955 bis 1965. Die ge-
hen. Die gehen nach und nach alle in Rente. 

In dem Automobilwerk, das wir in Bremen haben, 
haben wir 2 500 Beschäftigte in fünf Jahrgängen. 

Das wird eine Herausforderung. Diese Herausfor-
derung wird sich im Handwerk niederschlagen, 
denn die geburtenstarken Jahrgänge sind das 
Rückgrat der Handwerker, und wir wissen alle – –. 
Jeder der zurzeit irgendetwas renoviert oder 
macht, hat die Erfahrung gemacht, dass es ausge-
sprochen schwierig ist, Handwerker zu bekommen. 

Was heißt das? Das heißt, dass das Handwerk ganz 
besondere Herausforderungen hat, und zwar auch 
in der Erstausbildung, in der normalen dualen Aus-
bildung, weil sie uns – das muss man auch noch mal 
erwähnen – in der Frage der Flüchtlinge 2015 und 
folgende einen großen Dienst erwiesen haben. Sie 
haben nämlich viele Flüchtlinge aufgenommen. 

(Beifall) 

Das, finde ich, ist auch mal einen Beifall wert. 

Sie sind aber strukturell natürlich immer benach-
teiligt, weil die Ausbildungsvergütung im Hand-
werk nicht so hoch ist wie in der Industrie, und weil 
die Industrie natürlich anders dasteht. Es ist eben 
schick, wenn man in einem der großen Konzerne 
und bei den großen Namen arbeitet. Insofern gibt 
es ein Problem im Handwerk, bei dessen Lösung 
wir als Politik unterstützen müssen, wo wir sagen 
müssen, wir brauchen eine Initiative. Handwerk 
hat goldenen Boden, Handwerk hat eine Zukunft, 
und der Bedarf an Handwerkern ist aus ganz vielen 
Gründen unglaublich hoch. Nicht nur wegen der 
Veränderung und der klimaschutzrelevanten Be-
rufe, sondern Handwerk hat insgesamt eine große 
Zukunft. 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

Was können wir als Stadt und als Land dazu beitra-
gen? Ich glaube, wir müssen viele Punkte einfach 
angehen. Es gibt die Frage der Erstausbildung im 
Handwerk, es gibt aber auch – und das ist schon 
angesprochen worden – die Frage der Weiterbil-
dung. Wenn man mit der Handwerkskammer 
spricht, sagen die: „Wir machen Angebote der Wei-
terbildung.“ Die Digitalisierung nimmt auch im 
Handwerk ihren Lauf. Ein Dachdecker kommt 
nicht mehr und klettert auf das Dach, sondern der 
nimmt eine Drohne, fliegt hoch, fotografiert das 
und guckt sich das hinterher an. Das sind die ersten 
Dinge, die gemacht werden müssen. Wir brauchen 
eine Weiterbildung innerhalb der Betriebe. Die ha-
ben dazu zurzeit gar keine Zeit. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Nein, wann denn?) 
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Die Handwerker sagen: „Ich würde das gerne ma-
chen, aber einer hat gerade Corona und jetzt kann 
ich nicht noch einen auf einen Lehrgang schicken. 
Ich brauche die, um meine Aufträge abzuarbei-
ten.“, was auch alles richtig ist. Wir brauchen aber 
eine Struktur, die gewährleistet, dass diese nor-
male Weiterbildung in dem Betrieb auch gewähr-
leistet werden kann. 

Wie unterstützen wir die Betriebe, damit sie das 
leisten können? Wie unterstützen wir sie in der 
Frage weiterer, auch umweltpolitischer Herausfor-
derungen? Früher hat sich kein Mensch um Erd-
wärme gekümmert. Es brauchte sich niemand da-
rum zu kümmern. Jetzt kommen die Technologien, 
jetzt muss man das fortschreiben, und jetzt brau-
chen wir zwei Dinge, und den Rest mache ich dann 
im zweiten Beitrag, 

Das eine ist, wir brauchen das in der Erstausbil-
dung: Wie werden diese Techniken da aufgenom-
men, wie bleiben wir am Zahn der Zeit, ohne dass 
wir Ausbildungsrahmenpläne immer alle fünf 
Jahre verändern, denn das ist viel schnelllebiger. 
Das ist der eine Punkt. Der zweite Punkt ist: Wie 
schaffen wir es, dass die Weiterbildung im Hand-
werk adäquat der Herausforderungen der Technik 
und der Umweltansprüche ist, die wir jetzt haben? 
– Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Bettina 
Hornhues. 

Abgeordnete Bettina Hornhues (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, liebe Zuhörerinnen! Wie sieht unsere Zu-
kunft der Arbeit aus? Neben der Digitalisierung 
und der Globalisierung ist die größte Herausforde-
rung der Klimawandel. Hier müssen wir in den 
nächsten Jahren mit Nachdruck Lösungen finden 
und vor allem verstärkt ressourcensparende Wege 
entwickeln und anwenden. 

In Zukunft zeichnet sich dadurch im Land Bremen 
ein erheblicher Fachkräftemangel beziehungs-
weise seine weiteren Verschärfungen in vielen kli-
maschutzrelevanten Bereichen ab, neben dem 
Handwerk auch in der technischen Produktions-
planung, in der Bauplanung, der Bau- und Trans-
portgeräteführung sowie dem Maschinenbau und 
der Betriebstechnik. Dies geht aus einer aktuellen 
Prognos-Studie „Ökologische Transformation und 

duale Ausbildung in Bremen, Analyse des Fach-
kräftebedarfs und -angebots“ im Auftrag der Ar-
beitnehmerkammer hervor. Im Jahr 2040 droht in 
einigen Schlüsselberufen jede zweite Stelle unbe-
setzt zu bleiben. 

Die Antwort auf die Große Anfrage der Koalition 
zeigt den derzeit beschrittenen Weg des Senats auf, 
um diese Herausforderung anzunehmen. In erste 
Linie geht es hierbei um den Ausbau der benötigen 
Infrastruktur im privaten und öffentlichen Sektor. 
Die bisherige Debatte zeigt hier im Hause Konsens, 
dass wir mehr Fachkräfte benötigen, zum Beispiel 
durch die Weiterqualifizierung vorhandener Fach-
kräfte, bestmöglich berufsbegleitend, um nicht den 
schon jetzt angespannten Handwerkermarkt exor-
bitant zu belasten oder durch die Gewinnung 
neuer Fachkräfte durch Umqualifizierung aus Be-
rufen, die heute auf dem Arbeitsmarkt keinen Be-
darf mehr erfahren sowie die Gewinnung von 
Schulabgängern, die auf der Suche nach Ausbil-
dungsplätzen und Studienfächern sind. 

Nicht nur wir als Politiker, sondern auch die Bürge-
rinnen und Bürger, die Unternehmen sind gefor-
dert, einen Beitrag zu diesem Strukturwandel zu 
leisten. Wir alle müssen die Verantwortung über-
nehmen, um diesen Weg zu bestreiten. Technolo-
gische Umwälzungen gab es in unserer Geschichte 
bisher mehrfach, aber noch nie hat die nachfol-
gende Generation weniger Energie verbraucht als 
die vorhergehende. 

Die Beantwortung der Großen Anfrage zeigt die 
vielen Projekte und Möglichkeiten auf, die es in 
Bremen hinsichtlich der Qualifizierung gibt. Aller-
dings wäre die spannende Frage, die leider nicht 
betrachtet wird, wie viele Ausbildungs- und Wei-
terbildungsbereiche hiermit erreicht werden, denn 
nur bei einer auch quantitativen Betrachtung lässt 
sich die Wirksamkeit der Maßnahmen bewerten. 
Es bleibt die Frage: Wie groß ist die Effektivität, 
und wie werden bestehende Angebote angenom-
men? 

Für mich als Mutter von drei Kindern im Berufsfin-
dungsalter reichen die Maßnahmen an den Schu-
len nicht aus. Vorrangig werden die Schülerinnen 
und Schüler in den Oberschulen beraten, das Abi-
tur zu machen. Klassische duale Ausbildungen, vor 
allem im Handwerk, werden bei vielen Schülerin-
nen und Schülern der Oberschulen, aber auch der 
Gymnasien nicht nachgefragt, weil sie einfach 
nicht bekannt sind oder bekannt gemacht wurden. 
Später, wenn die Schülerinnen und Schüler das 
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Abitur bestanden haben, besteht nach dem Ab-
schluss die Folgerung ins Studium starten zu müs-
sen. Ich habe meinen Sohn, der hat gerade das Abi-
tur gemacht, gefragt: „Was willst du jetzt machen? 
Was ist mit klimarelevantem Handwerk?“ 

(Zuruf Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 
90/Die Grünen]) 

Er macht eine Ausbildung im kaufmännischen Be-
reich, aber die Antwort war: „Was soll ich machen? 
Was mit Klima?“ Das war bei den Jugendlichen gar 
nicht angekommen. Ich denke, wir benötigen hier-
für frühzeitig Ansatzpunkte und vielleicht auch 
mehr Möglichkeiten im Rahmen von Praktika und 
Projektwochen, die jetzt endlich wieder möglich 
sind, um den Schülerinnen und Schülern das 
Klimahandwerk frühzeitig als spannende Berufs-
ausrichtung aufzuweisen. 

Ich hoffe, da jetzt Praktika wieder möglich sind, 
dass auch Klimaberufe verstärkt in den Fokus der 
Jugendlichen kommen und in den Schulen, viel-
leicht im Unterricht, ein bisschen der Weg in die 
Richtung begleitet wird. Ganz klar benötigen wir 
endlich die Anerkennung der Gleichwertigkeit der 
beruflichen Bildung im Vergleich zur akademi-
schen Bildung. Berufsberatung an Schulen, Werbe-
kampagnen und verstärkte Aktionen unserer Ju-
gendberufsagentur sollten hier im Vordergrund 
stehen. 

Wir müssen zur Gewinnung der benötigten Fach-
kräfte folgende Maßnahmen in den Blick nehmen: 
Ausbau der Aktivitäten in der Berufsorientierung 
für Jugendliche, insbesondere an Gymnasien und 
ganz speziell für Mädchen, Aufzeigen an Beispie-
len wie attraktiv und zukunftsorientiert moderne 
Klimaberufe sind, die Stärkung der dualen Ausbil-
dung und natürlich die Lerninhalte in die Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahmen bringen und kurzfris-
tig anpassen, zudem in diesem Zusammenhang si-
cherlich die Möglichkeit, auch Teilzeitausbildung 
anzubieten. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Lencke Wisch-
husen. 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! Liebe Frau 
Dr. Müller! Sie haben mich motiviert. Ich habe 
meine Rede gerade weggeworfen und mir einfach 
Notizen gemacht, weil Sie aufgefordert haben, ein 

paar Ideen zu entwickeln. Das finde ich manchmal 
viel besser, als das zu erzählen, was man sich auf-
geschrieben hat. 

Ich würde gern zur Ausgangssituation zurückkeh-
ren. Sie haben bei der Großen Anfrage in den Fo-
kus genommen, sich vor allem auf das Thema 
Handwerk und Klimaschutz zu konzentrieren. Ich 
beschäftige mich gerade in einem ganz anderen 
Kontext mit dem Thema Digitalisierung und Klima-
schutz. Was mir dabei aufgefallen ist, was ich su-
perspannend finde und was ich auch beim Lesen 
der Großen Anfrage gemerkt habe, ist, dass wir, 
glaube ich, dazu kommen müssen, ein bisschen 
umzudenken. Wir denken im Moment noch sehr 
stark Klimaschutz und Handwerk, Digitalisierung 
und Handwerk, Wirtschaften und Klimaschutz. Ich 
glaube, wir dürfen anfangen, das zusammenzuden-
ken, und zwar von Anfang an. 

Wir dürfen anfangen zu schauen, dass das parallel 
läuft, dass man nicht mehr anfängt, alles separat zu 
betrachten, sondern sich zu überlegen: Wie schaf-
fen wir es gerade in den Ausbildungen von Anfang 
an, Klimaschutz und Handwerk mitzudenken? 
Wenn ich mir überlege: Gerade die Motivation zur 
Arbeit hat sich innerhalb der Generationen massiv 
verändert. Volker Stahmann hat angesprochen, 
wer jetzt alles in Rente gehen wird, absolut zu 
Recht. Damals war die Motivation eine ganz an-
dere. Es gab Macht, Geld. Das war die Motivation 
zur Arbeit. Heute, die Jüngeren, haben vor allem 
die Motivation, sinnstiftender Arbeit nachzugehen, 
etwas zu tun, was auch einen Fußabdruck hinter-
lässt, dass man weiß: Wofür arbeitet man eigent-
lich? 

Gerade die Jungen haben natürlich das Thema Kli-
maschutz nach ganz, ganz oben gestellt. Ich 
glaube, wenn wir anfangen, Handwerk und Klima-
schutz zu verbinden und zu zeigen, dass Klima-
schutz mittlerweile überall, egal wo, verzahnt und 
eingreift – –. Dass jeder und jede eine Chance hat, 
das für sich zu begreifen und damit auch in den je-
weiligen Alltag einzuarbeiten, um das damit tat-
sächlich ein bisschen besser zu machen und zu un-
terstützen. Ich glaube, dass ist eine wirklich große 
Chance, die übrigens auch das Image des Hand-
werks verbessern könnte. 

(Beifall FDP) 

Wenn wir überlegen, wie schaffen wir energetische 
Gebäudesanierung, wie schaffen wir Bauen mit 
Holz, klimafreundlichem Beton, wer installiert die 
Ladesäulen zum Thema Mobilitätswende, wer setzt 
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die Solardachpflicht um? Es ist immer schön, wenn 
wir hier etwas verabschieden, dann müssen wir uns 
aber auch überlegen: Wer macht das nachher? Sie 
haben es zu Recht angesprochen: Wer im Moment 
einen Handwerker, eine Handwerkerin braucht, 
darf ewig warten, weil es einfach viel zu wenig gibt 
beziehungsweise die in ihrem ganzen Tun überlas-
tet sind. 

Ich glaube, da sind sehr große Chancen, die, wenn 
wir es richtig kommunizieren, wenn wir wirklich 
anfangen, Berufsorientierung frühzeitig in den Ab-
lauf zu integrieren, dem Ganzen, auch dem Fach-
kräftemangel, entgegenwirken. Die Frage „Wie 
schaffen wir es, Menschen für das Handwerk zu 
begeistern?“ – –. Herr Tebje hat zu Recht gesagt, 
das ist keine Frage, die wir erst seit gestern oder 
fünf Jahren haben, die begleitet uns seit sehr vielen 
Jahren, weil der Trend, auch bei der Berufsorien-
tierung, dahingeht, viele Menschen in die akade-
mische Ausbildung zu drängen und gar nicht in 
Richtung Handwerk oder Handelsausbildung zu 
beraten oder, oder. 

Ich glaube, das ist ein Grundsatzproblem, bei dem 
wir uns die Frage stellen dürfen: Wie schaffen wir 
es auch, unsere Berufsagenturen dahingehend zu 
beraten, das Blickfeld zu öffnen, wieder mehr für 
duale Ausbildung zu begeistern? Ich denke aber 
auch, dass wir die Firmen insofern noch mal aufwe-
cken dürfen. 

Ich habe schon vor vielen Jahren einen Hand-
werksbetrieb in Süddeutschland besucht. Der hat 
für jeden seiner Azubis von Anfang an ein Tablet 
bereitgestellt. Da habe ich gesagt: „Wieso haben 
die alle Tablets? Das brauchen die doch hier gar 
nicht.“ Da hat er gesagt: „Das stimmt, aber alle in 
den anderen Ausbildungsberufen haben ein Tab-
let, und die fühlen sich minderwertig und blöd, 
wenn sie selber keins haben“. Er hat gesagt: „Ich 
bin doch nicht doof, dann kriegen sie alle ein Tab-
let, ich biete meine Schulungen einfach auf dem 
Tablet an, und sie machen es vom Arbeitsplatz di-
rekt.“ Eine ganz einfache Möglichkeit, digitale 
Teilhabe, digitale Transformation, die jetzt in den 
Handwerken und in den Gewerken sowieso zuge-
nommen hat, von Anfang an zu integrieren. Ich 
glaube, da dürfen wir einfach noch ein bisschen of-
fener und auch kreativer werden. 

Was das Thema Nachfolge angeht, Volker Stah-
mann, bin ich total bei Ihnen. Die Frage ist: Wie 
schaffen wir es, diese Nachfolge zu ermöglichen? 
Viele der Handwerksbetriebe sind familiengeführt, 
sind in Familienhand, die haben dort aber keinen 

Nachfolger, keine Nachfolgerin. Die natürliche 
Nachfolge könnte im Mitarbeiter:innnenkreis ge-
funden werden, die haben aber nicht das Geld. 

Da ist die Frage: Wie schaffen wir das? Wir hatten 
vorgeschlagen, einen Fonds aufzulegen, der eine 
Nachfolge ermöglichen könnte. Vielleicht haben 
Sie andere Ideen, wie man es machen könnte. 
Heute ist die Ideendebatte, das finde ich super. – 
Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Volker Stah-
mann. 

Abgeordneter Volker Stahmann (SPD): Frau Präsi-
dentin! Ich hatte mich jetzt bewusst ganz schnell 
noch mal gemeldet, weil ich eigentlich einen Ap-
pell da oben zu den Gästen schalten wollte. 

(Heiterkeit) 

Ich wollte eigentlich sagen, ich spreche nicht zu 
den Abgeordneten, sondern will da oben noch mal 
Werbung für das Handwerk machen. Das ist jetzt 
leider zu spät, jetzt müssen Sie meinen Beitrag aus-
halten. Wer von euch, von Ihnen ins Handwerk ge-
hen will: Herzlich willkommen! 

(Heiterkeit) 

Ich will noch ein paar Punkte – Lencke Wischhusen 
hat das angesprochen – –: Die Frage der Betriebe. 
Wir müssen über die Ausbildung reden, wir müs-
sen über die Weiterbildung reden, aber wir müssen 
natürlich auch über die Anzahl der Handwerksbe-
triebe reden. Ich habe vorhin gesagt, es sind zurzeit 
noch etwas über 5 400. Das heißt aber auch, dass 
wir gucken müssen: Wie erhalten wir diese Be-
triebe, was haben wir für Möglichkeiten, dass die 
Ansiedlung bleibt, und wie kriegen wir es hin, dass 
wir das ausdehnen? Die Frage von Gewerbegebie-
ten, ausgewiesen für Handwerker, Handwerker-
höfe, also ein Angebot zu machen für Neugründun-
gen, auch aus der Frage Industrie und Transforma-
tion. 

Wir haben eine ganze Menge Menschen, die in der 
Industrie arbeiten, aber einen handwerklichen Be-
ruf haben oder sogar einen Meisterbrief haben, die 
überlegen, sich selbstständig zu machen. Die brau-
chen Unterstützung an der Stelle, und die brauchen 
auch Raum, in dem sie das machen können. Wir ha-
ben ja mit den beiden kleinen Gewerbegebieten 



5322 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 37. Sitzung am 15.06.2022 und 16.06.2022 

Nußhorn und Reedeich, unten Teile vom BWK-Ge-
lände, schon Ideen. Das finde ich total super, weil 
das auch ein Schritt ist, um Ausbildung und Hand-
werk in Bremen zu halten und auszubauen. Das ist 
der eine Punkt. 

Der zweite Punkt: Die Frage der Praktika ist ange-
sprochen worden. Ich würde mir wünschen, dass 
von diesem Haus ein Appell ausgeht. Ich weiß, dass 
für die Betriebe drei Wochen Praktika, gerade 
diese Schülerpraktika, immer mit Aufwand ver-
bunden sind. Das ist ja etwas anderes, als würde 
ich da einen Studenten von der Uni sechs Monate 
nehmen, mit einer Aufgabe betreuen können, da 
kommt was raus. Trotzdem brauchen wir das. Wir 
brauchen – wie heißt das im Neudeutsch, ein fürch-
terliches Wort –, wir brauchen dieses Matching. Wir 
brauchen, dass die Erfahrung ist, und wir brauchen 
auch die Betriebe, dass die sich ein paar Leute noch 
mal angucken. 

Ich will an der Stelle eindeutig sagen: Was wir als 
Stadt machen können, was wir als Land machen 
können und was unbedingt erforderlich ist, ist die 
Frage der Qualifikation in den Berufsschulen. Wir 
brauchen eine Berufsschuloffensive und wir brau-
chen ein besseres Berufsschulsystem, das dem ge-
recht wird. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir erleben in den Berufsschulen, dass die klassi-
sche Teilung – der Betrieb macht die Praxis, die Be-
rufsschule macht die Theorie – überhaupt nicht 
mehr funktioniert, weil die Digitalisierung ganz an-
dere Voraussetzungen schafft. Das heißt aber, dass 
die Berufsschulen eine Ausstattung brauchen, 
Räumlichkeiten brauchen, in denen sie Wissen ver-
mitteln können, und zwar gerade im Handwerk, 
gerade in kleineren Betrieben, die selbst die Aus-
stattung nicht haben, die darauf angewiesen sind, 
dass Theorie auch verzahnt mit dem betrieblichen 
Alltag vermittelt wird, und das muss einer der 
Schwerpunkte sein an der Stelle. – Herzlichen 
Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Philipp Bruck. 

Abgeordneter Philipp Bruck (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kol-
leg:innen! Ich will ein paar Worte dazu sagen, wa-
rum dieses Thema Fachkräfte auch aus Klima-
schutzsicht so eine bedeutende Rolle spielt. Das ist 

schon die Überschrift der Anfrage gewesen, wurde 
zum Teil auch schon angesprochen. Wenn man sich 
überlegt: Wir haben unsere Enquetestrategie – was 
sind eigentlich Stolpersteine oder Flaschenhälse, 
die dazu führen können, dass wir es nicht schaffen, 
die umzusetzen? 

Bei verhaltensbezogenen Themen gibt es natürlich 
immer die Möglichkeit, dass die Menschen viel-
leicht nicht überzeugt sind, ihr Verhalten zu än-
dern, aber bei allen technologischen Fragen kann 
man sich überlegen: Woran kann es scheitern? Es 
kann eigentlich nicht mehr daran scheitern, dass 
wir nicht wüssten, welche Ziele wir erreichen wol-
len. Es kann nicht daran scheitern, dass wir nicht 
wüssten, wie wir die Ziele erreichen können, denn 
das haben wir in der Enquetestrategie beschrieben. 
Es sollte hoffentlich nicht mehr daran scheitern, 
dass wir nicht wissen, wie wir die Aufgaben finan-
zieren wollen, auch dafür haben wir Lösungsvor-
schläge. 

Das heißt, das, was dann übrigbleibt, was der ent-
scheidende Flaschenhals dafür sein wird, ob uns 
das gelingt, die Enquetestrategie umzusetzen, Kli-
maneutralität in Bremen und Bremerhaven zu er-
reichen, das ist die Frage des Personals, der Fach-
kräfte, insbesondere im Handwerk. Diese Frage ist 
natürlich extrem schwer zu lösen. Das löst man 
nicht von heute auf morgen, das fängt schon an der 
Schule an. Es wurden schon viele Lösungsmöglich-
keiten diskutiert, das ist eine sehr komplexe Auf-
gabe, aber das ist jetzt die Aufgabe, die wir brau-
chen, um am Ende auch die Klimaziele erreichen 
zu können. 

Wie groß das Problem ist, sieht man ja daran, wenn 
man jetzt gerade Gebäude sanieren will. Ich be-
sitze selbst keine Gebäude, die ich modernisieren 
könnte, aber wir haben ja schon gehört, wie 
schwierig das ist, Handwerker:innen zu finden, die 
jetzt eine Solaranlage installieren oder ein Ge-
bäude sanieren. Man sieht, das wurde auch schon 
erwähnt, wie manche Betriebe Schwierigkeiten ha-
ben, wenn man sie mit der Aufgabe konfrontiert, in 
einem Altbremer Haus eine Wärmepumpe zu in-
stallieren, weil es eben eine Aufgabe ist, die in der 
Vergangenheit nicht so oft aufgetaucht ist. 

Deswegen brauchen wir jetzt ganz kurzfristig quasi 
ein Schnellqualifizierungsprogramm, über das wir 
die Handwerker:innen in Bremen und Bremer-
haven sehr schnell für die neuen Aufgaben qualifi-
zieren. Da ist es gut, dass wir dafür dieses Klima-
bauzentrum wahrscheinlich ab Januar schon ha-
ben werden, das genau solche Fragen beantworten 
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soll, solche Weiterbildungen ermöglichen soll, ein 
Ort dafür ist, diese Weiterbildungen aber auch Ver-
netzungen stattfinden zu lassen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Frau Wischhusen hat ja eben schon erklärt, dass 
dieses Zusammendenken wichtig ist, neben Klima-
schutz und Handwerk auch über Digitalisierung 
und so weiter. Es ist aber natürlich auch wichtig, 
dass es ein Zusammendenken innerhalb der Ge-
werke des Handwerks gibt, dass es auch zwischen 
den verschiedenen Gewerken, die an einem Ge-
bäude zu tun haben, eine Vernetzung gibt. Auch 
das hat dann wieder mit Digitalisierung zu tun, weil 
inzwischen alles mehr miteinander zu tun hat, und 
auch dafür ist es gut, wenn es einen zentralen Ort 
gibt, an dem zukünftig diese Aufgaben gelöst wer-
den sollen. 

Wir haben auch gehört, dass nicht nur Vernetzung 
Zeit kostet, nicht nur Weiterbildung Zeit kostet: 
Praktika, Ausbildung, all das kostet Zeit für die Be-
triebe, und Volker Stahmann hat vorhin schon ge-
sagt, dass natürlich gerade jetzt diese Zeit knapp 
ist, und warum sollte ein Betrieb, der volle Auf-
tragsbücher hat, sich darum kümmern, in die Aus-
bildung zu investieren? 

Dafür ist es, glaube ich, ganz wichtig, dass wir hier 
in der Politik deutlich machen: Das ist kein kurz-
fristiger Effekt. Es geht nicht darum, dass innerhalb 
des nächsten Jahres wegen des russischen An-
griffskriegs in der Ukraine alle ihre Heizung tau-
schen wollen, danach ist es wieder vorbei und des-
wegen nimmt man lieber schnell diese Welle mit, 
sondern das ist eine Aufgabe, die uns mindestens 
die nächsten 16 Jahre bis zur Klimaneutralität be-
gleiten wird, auch darüber hinaus. 

Deswegen ist es gut, dass wir den Betrieben die 
Planungssicherheit geben können mit dem, was 
wir in der Enquetekommission aufgeschrieben ha-
ben: Wir geben ihnen die Planungssicherheit, wir 
wollen Faktor 20 in der Photovoltaik, wir wollen 
eine Vervielfachung der Sanierungsrate, wir wer-
den ganze Stadtviertel umbauen, wenn wir Fern-
wärme verlegen oder Mobilität umgestalten wol-
len. Das schafft Planungssicherheit, da ist richtig 
viel zu tun und es lohnt sich für die Betriebe, heute 
in die Ausbildung zu investieren, um in den nächs-
ten Jahren von dieser gewaltigen Transformation 
profitieren zu können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Andersherum ist auch klar: Ohne Handwerk ist un-
sere Transformation verloren. Deswegen hätte ich 
auch gern noch an die jungen Menschen appelliert, 
aber Politik kann ja Gott sei Dank mehr als appel-
lieren. Deswegen sollten wir diese Große Anfrage 
zum Anlass nehmen, die vielen Lösungsmöglich-
keiten, die schon beschrieben wurden, zu diskutie-
ren und am Ende umzusetzen. Das ist jetzt die zent-
rale Aufgabe, auch die zentrale Aufgabe dafür, ob 
uns das gelingt, unsere Klimaziele zu erreichen, ob 
uns das gelingt, die Enquetestrategie umzusetzen. 
– Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Lencke Wisch-
husen. 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Vielen 
Dank, Frau Präsidentin! Vielleicht noch ein paar 
weitere Gedanken: Was ich schade finde, ist, dass 
die Teilzeitausbildung relativ wenig wahrgenom-
men wird. Das ist aber eine Riesenchance, denn wir 
haben gerade in Bremen viele vor allem alleiner-
ziehende Mütter, die leider arbeitslos sind, die 
auch leider oft keinen Berufsabschluss vorweisen 
können. Gerade da wäre diese Teilzeitausbildung 
eine Riesenchance, um sich weiterzuqualifizieren 
und sich für die Zukunft etwas aufzubauen, um 
nachher eine sichere Rente zu haben und nicht in 
diese Altersarmutsgefährdung reinzurutschen. Ich 
würde mir wünschen, dass wir auch da überlegen 
können: Wie schaffen wir es, vielleicht mit der 
Handwerkskammer in den Dialog zu gehen, dieses 
Thema Teilzeitausbildung anders zu bewerben? 

Auch wenn wir über das Thema Ausbildung spre-
chen, dann denken wir oft an die jungen Men-
schen, die nach der Schule direkt kommen und sich 
überlegen: Was mache ich eigentlich für mein kom-
mendes Leben? Wir befinden uns aber aktuell in ei-
ner Zeit, in der sich ganz viele um die 50 herum die 
Frage stellen: Ist das, was ich die ganze Zeit getan 
habe, eigentlich das Richtige? Oder habe ich Lust, 
noch mal etwas ganz Neues zu machen? Ich glaube 
auch da: Viele, die klassischen Bürojobs nachge-
gangen sind, die auch in einem Akademikerumfeld 
lange gearbeitet haben, die wollen mal was ganz 
anderes, und die haben echt Lust auf Handwerk, zu 
sehen, was die Arbeit, was sie da täglich verrichten, 
macht, zu sehen, was für einen Output man 
dadurch bekommt. 
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Ich glaube, auch das wäre vielleicht, liebe Frau 
Dr. Müller, als Idee eine Chance, sich diese Ziel-
gruppe, derer wir uns bisher nicht so angenommen 
haben, mal genauer anzugucken: Was haben die 
eigentlich für Bedürfnisse, wie können wir die ge-
nau ansprechen und wie schaffen wir es dort, ein 
Weiterbildungsangebot zu schaffen, das es viel-
leicht so noch nicht gegeben hat? 

Auch bei dem Thema Berufsorientierung weiß ich 
nicht, inwiefern es das gibt, aber es gibt ja immer 
das Klassische, es wurde angesprochen von Volker 
Stahmann, diese klassischen Schulpraktika – zwei 
Wochen, drei Wochen, kennen wir alle – mal in den 
Ferien, mal außerhalb der Ferien im normalen Un-
terricht eingebunden. Ja, für einige ist es schwie-
rig, etwas zu bekommen, dass überhaupt Firmen 
sich die Zeit nehmen und aufbringen. Ich weiß 
nicht, ob wir eine Chance haben, das frühere Be-
rufsbildungszentrum, den „Campus Nord“ oder 
auch das Ausbildungszentrum in der Schongauer 
Straße miteinzubeziehen, denn dort findet man na-
türlich alle Gewerke auf einem Haufen. Da hätte 
man vielleicht die Chance, zu sagen: Ich mache 
jetzt mal zwei Tage Malerin und den nächsten Tag 
mache ich mal zwei Tage Sanitär und dann mache 
ich mal CNC-Fräser. 

Als wir das damals mit der Fraktion besucht haben, 
muss ich gestehen, Sie hätten mich da drei Wochen 
einschließen können und ich hätte mich in jedem 
Gewerk ausprobieren wollen, weil ich das total 
spannend fand, und ich hätte mir gewünscht, ich 
hätte die Chance gehabt. Deswegen weiß ich nicht, 
ob die so was machen, ob so was angeboten wird. 
Als Idee fände ich das aber spannend, gerade den 
jungen Menschen mehrere Möglichkeiten anzu-
bieten, sich eben nicht nur in einem einzigen, son-
dern auch in verschiedenen Gewerken auszupro-
bieren. 

Zwei letzte Punkte: Ich selbst habe auch mal eine 
Ausbildung gemacht, ein duales Studium – das 
steht ja auch mit in der Großen Anfrage –, was ich 
einen sehr, sehr guten Ausbildungsweg finde, weil 
es Praxis und Theorie gut verbindet. Da würde ich 
nur darum bitten, dass wir darauf hinarbeiten, dass 
es immer in Kooperation mit einer Hochschule pas-
siert und nicht eigenständige Akademien gegrün-
det werden, die keinen vergleichbaren Abschluss 
herbeiführen. 

Bei mir war es tatsächlich damals so: Wir hatten ei-
nen Abschluss, der war nicht Diplom, sondern wir 
mussten dann noch zu einer Hochschule, dann 

doch noch in ein separates Studium und es nach-
qualifizieren. Ich glaube, wenn wir so etwas ma-
chen, sollten wir von Anfang an das mitdenken, 
dass auch eine Vergleichbarkeit der Abschlüsse 
gegeben ist, denn sonst bauen wir eben wieder nur 
ein duales Studium als „Ausbildung light“ oder 
„Ausbildung plus“, was aber so ein Hybrid ist und 
nicht auf Augenhöhe. Das fände ich schade, weil 
wir damit, glaube ich, von Anfang an die Weichen 
falsch stellen würden. Wenn Sie darüber nachden-
ken, wie man es machen könnte, würde ich mir 
wünschen, dass das mitgedacht wird. – Danke! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Bettina 
Hornhues. 

Abgeordnete Bettina Hornhues (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Der Fachkräftemangel im Handwerk und 
die jetzt schon volle Arbeitsauslastung des Hand-
werks lassen ein Nadelöhr für die Energie- und 
Wärmewende entstehen. Uns muss doch klar sein, 
dass der Klimawandel nur durch ausreichend Fach-
kräfte gelingen kann. Ich frage mich die ganze 
Zeit, was denn jetzt mit der Solardachpflicht ist. 
Dürfen wir in Zukunft nicht mehr bauen, wenn die 
Handwerker die Solarpanele nicht mehr auf die 
Dächer bekommen? Das sind doch alles Sachen, 
die wir mit im Fokus auch bei dieser Großen An-
frage behalten müssen. 

Ich habe mich gefreut, dass in der Großen Anfrage 
ein Best-Practice-Beispiel aus Bremerhaven ge-
nannt wurde, „So geht Zukunft! Berufsorientierung 
für eine nachhaltige Entwicklung“. Wenn es doch 
so erfolgreich ist, warum übernehmen wir das in 
Bremen nicht? Warum müssen wir denn immer die-
ses Rad zweimal erfinden? Warum können wir das 
denn nicht einfach mal kopieren? 

(Beifall CDU) 

Um auch den Menschen mit Migrationshinter-
grund den Einstieg in die berufliche Ausbildung 
mit Klimaschutzrelevanz zu erleichtern, müssen 
passgenaue Beratungsangebote geschaffen wer-
den und die Verfahren zur Anerkennung ausländi-
scher Abschlüsse in Zusammenarbeit mit den Kam-
mern weiter vereinfacht werden. Auf diese Situa-
tion haben wir gestern schon in der Debatte zur 
Lage der Beschäftigten hingewiesen. Hier besteht 
auch ein klarer Handlungsauftrag bei den Kam-
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mern. Auch in der Weiterbildungsförderung müs-
sen wir doch darauf hinwirken, dass die Agentur 
für Arbeit sowie die Jobcenter in Bremen und Bre-
merhaven längerfristig erfolgsversprechende Maß-
nahmen der beruflichen Weiterbildung mehr Ge-
wicht in ihrer aktiven Arbeitsmarktpolitik einräu-
men. Dies alles muss geschehen, um die Leistungs- 
und Zukunftsfähigkeit unserer Handwerksbetriebe 
zu sichern. 

Auch der Qualifizierungsbonus ist noch nicht ange-
sprochen worden. Da sollte das SGB II auch auf Ar-
beitslose im SGB III und gegebenenfalls auch auf 
Beschäftigte mit kleinen Einkommen ausgeweitet 
werden, damit diese den Mehraufwand für die 
Weiterbildung nicht komplett allein finanziell 
stemmen müssen. Eine weitere Maßnahme ist für 
uns, die Wiederauflage des Bremer Weiterbil-
dungschecks als Teil des Landesprogramms „Wei-
ter mit Bildung und Beratung“ vorzunehmen. Die 
Nachqualifizierung muss weiterhin Bestandteil des 
Landesprogramms „Weiter mit Bildung und Bera-
tung“ bleiben, und nicht zuletzt sollten wir die 
Stadt auch als Produktionsstandort für erneuerbare 
Energien stärken und zukunftsfähig aufstellen. 

Lassen Sie uns gemeinsam unsere Priorität in das 
klimarelevante Handwerk setzen und am besten 
ein Innovations-, Kompetenz- und Fachkräftemoni-
toring einsetzen, um bedarfsgerecht die Lösungen 
zu finden. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Heinrich Löh-
mann. 

Abgeordneter Heinrich Löhmann (L.F.M.): Frau 
Präsidentin, liebe Kollegen und Anwesenden! Ich 
will nur einen Satz sagen: Wir reden hier über An-
sätze, dass wir ausbilden wollen, für das Klima ver-
nünftig ausbilden. Wir reden von Berufsschulen, 
Verbesserungen der Berufsschulen, aber wir müs-
sen doch erstmal einen Status schaffen, dass der 
Rohstoff da ist. Der Ausbildungsbetrieb, der 
braucht einen Auszubildenden, der lesen, schrei-
ben und rechnen kann. 

(Abgeordneter Dr. Markus Buhlert [FDP]: Das sind 
doch Menschen, kein Rohstoff! – Abgeordneter 
Martin Günthner [SPD]: Das war jetzt mehr als ein 
Satz!) 

Trotzdem, auch die Berufsschule kann zwar theo-
retisch weiterbilden, aber wenn die Basisbildung 

nicht da ist, kann die Berufsschule nichts leisten. – 
Danke! 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort Staatsrat Kai Stührenberg. 

Staatsrat Kai Stührenberg: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! Ich freue mich 
sehr, dass ich zu diesem Thema heute was sagen 
darf, denn so wie der Abgeordnete Stahmann und 
der Abgeordnete Tebje bin auch ich Elektriker. 

(Heiterkeit) 

Das ist auch 40 Jahre her, aber in den Stahlwerken 
habe ich das Handwerk gelernt. Damals waren bei 
mir auch null Frauen dabei, interessanterweise, 
aber ich erinnere mich auch daran, dass es auch 
nicht mal eine Diskussion darüber gab, und ich 
glaube, das ist heute anders. 

Ich glaube, es ist noch mal deutlich geworden, dass 
es einen sehr großen Konsens gibt bei dieser Ge-
samtthematik, was wir hier tun müssen, was wir tun 
wollen. Ich fand es auch gut, dass es ein wenig zu 
einer Debatte über Ideen gekommen ist, weil das 
natürlich hier ein ganz wichtiger Punkt ist. 

Volker Stahmann hat sie genannt, die drei Ds der 
Transformation, des Strukturwandels, die beglei-
ten uns, und die begleiten uns hier in dieser The-
matik ganz besonders, aber letztlich haben wir na-
türlich mit diesem Thema Transformation überall 
zu tun, und der demografische Wandel, der setzt 
uns bald vor ganz große Herausforderungen. Wir 
schaffen es nur, das Thema zu lösen mit entspre-
chenden Fachkräften, darüber sind wir uns einig. 
Das wissen auch die Unternehmen, das wissen 
auch die Kammern, ich glaube, das ist nichts 
Neues. Wie aber kommen wir dahin? Darüber ha-
ben wir genau die Debatten, die Diskussionen, und 
die müssen wir hier führen. 

Ich finde das gut, und das ist heute noch mal deut-
lich geworden, dass wir alle gemeinsam diesen Pro-
zess gestalten müssen, denn es geht nur, wenn 
Schule funktioniert, wenn Betriebe funktionieren, 
wenn die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
funktionieren, wenn alles das aufeinander abge-
stimmt ist. Ich bin fest davon überzeugt, wir müssen 
auch dafür sorgen, dass wir möglichst vielen Men-
schen diese Möglichkeiten und Chancen eröffnen, 
denn letztendlich haben alle Menschen eine 
Chance darauf, an diesem Prozess des ökologi-
schen und sozialökologischen Wandels teilzuneh-
men. 
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Das Handwerk ist definitiv entscheidend, das ha-
ben wir gelernt. Wir kriegen die Dächer nicht mo-
dernisiert, wir kriegen die Gebäude nicht moderni-
siert, wir kriegen die Heizungsthemen nicht gelöst, 
wenn wir das nicht machen. Genau die Debatten, 
die wir heute geführt haben, das erlebe ich auch in 
jedem Gespräch mit den Unternehmen – –, „wir ha-
ben doch gerade so viel zu tun“. Das ist das, was 
sie wirklich sagen. Wenn sie jetzt mal eine Wärme-
pumpe bestellen, dann ist es tatsächlich so, ich 
habe das mal probiert, so aus Spaß, dann habe ich 
so eine nette WhatsApp bekommen: „Wir melden 
uns.“ Das ist an der Stelle wirklich ein harter 
Markt, ein toller Markt, eine tolle Chance für die 
Unternehmen, tolle Chance für die Umwelt, aber 
man braucht eben Menschen, um das zu machen, 
und das werden wir versuchen, so gut, wie es geht, 
zu begleiten. 

(Beifall DIE LINKE) 

Es geht darum, Menschen für das Handwerk zu ge-
winnen, und gleichzeitig haben wir natürlich die 
Situation, dass wir unglaublich viele neue Anforde-
rungen haben. So ein Beruf heute wie Elektriker:in 
ist anders, als wir das damals gelernt haben. Es ist 
deutlich komplexer. Ich habe das jetzt gelernt, als 
wir Daimler besucht haben und dort Mechatroni-
ker:innen uns durch Daimler, die Ausbildungs-
werkstatt, geführt haben. Wir gingen eigentlich nur 
von Rechner zu Rechner, von Roboter zu Roboter 
und von Steuerung zu Steuerung. Irgendwo stand 
dann auch noch so ein Teil, was man mal feilen 
konnte, aber ich habe da noch mal gesehen ganz 
praktisch: Diese jungen Menschen sind dabei, mit 
hochsensibler und hochkomplexer Technik umzu-
gehen und ja, das ist nicht so ganz einfach. Das ist 
eine große Herausforderung, und da müssen wir 
viel dafür tun, dass das funktioniert, aber dass auch 
möglichst viele Menschen die Möglichkeit dazu 
bekommen, sich mit diesen Technologien ausei-
nanderzusetzen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Wir hatten das eben angesprochen. Natürlich geht 
es darum, auch die Ausbildungsberufe zu verän-
dern. Das passiert. Es gibt ganz viele, die haben da 
unglaubliche – –, leider haben wir viel zu viele In-
stitutionen, die sich damit beschäftigen, weil es 
dauert nämlich verdammt lange. Berufsbilder zu 
ändern geht ja nicht in Monaten, geht manchmal 
nicht mal in Jahren, geht manchmal in Jahrzehn-
ten. Ich glaube, das ist eine Herausforderung, der 

wir uns definitiv stellen müssen, weil dieser sozial-
ökologische Wandel erlaubt es uns nicht mehr, in 
Jahrzehnten zu denken, sondern wir müssen in der 
Lage sein, in kürzeren Zeitabschnitten Berufsbilder 
neu zu betrachten, neu zu formen, und das ist die 
Aufgabe im Bund, dort, wo das letztendlich pas-
siert, aber auch unsere Aufgabe, dazu beizutragen 
mit den Kammern, dass wir hier einfach dynami-
scher, agiler werden. Ich liebe dieses Wort, weil es 
passt irgendwie so gut in die Zeit und auch im 
Handwerk müssen wir das letztendlich tun. 

Wir haben das eben ein paar Mal angesprochen: 
Berufsorientierung ist ein ganz zentrales Thema, 
und wir wissen alle, die Pandemie hat uns dabei 
jetzt nicht so gutgetan. Das war nichts. Die Kinder 
waren nicht in der Schule. Viele Programme konn-
ten nicht gestartet werden. Da ist vieles liegenge-
blieben. Ich habe viele Schüler:innen gesprochen 
und gesagt: „Wie war es denn bei dir mit der Be-
rufsorientierung?“ Da sagten die: „War nicht. Ha-
ben wir gar nicht gehabt. Eigentlich schon, aber die 
Lehrerin war krank, und ich war ja auch nicht in 
der Schule.“ 

Das ist ganz doof, weil bei so vielen Berufen, die 
wir haben, ist es echt schwer zu überlegen: Was 
will ich eigentlich machen? Ich weiß es doch selbst 
nicht. Irgendjemand erzählt mir, studieren ist im-
mer gut, das sagt man den meisten Kindern. Ich 
habe letztens gelernt, dass auch manche Protago-
nisten der Handwerksszene ihren Kindern empfoh-
len haben, doch ein Studium zu machen. Es scheint 
immer noch ganz tief verwurzelt zu sein: Nur ein 
Studium heißt Zukunft, nur ein Studium heißt Kar-
riere, und das ist Quatsch, meine Damen und Her-
ren! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Wir sind zusammen mit dem Bildungsressort wirk-
lich im intensiven Diskurs, hier diese Berufsorien-
tierungsprogramme wieder zu verstärken, hochzu-
fahren. Da gibt es tolle Träger, es gibt tolle Initiati-
ven. Ich war letztens im Hafenmuseum. Dort wer-
den unglaublich gute Berufsorientierungspro-
gramme gefahren. Wir werden das auch von unse-
rer Seite, der Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und 
Europa, unterstützen und stärken, weil wir glau-
ben, es ist ganz wichtig, dass man Hands-on ran-
geht. Ich weiß nicht, wer von Ihnen beim Berufs-
parcours war? Der hat erlebt, was da passiert, wenn 
Kinder und Jugendliche auf einmal dastehen und 
auf einmal Kabel miteinander verbinden können. 
Und dann geht ein Licht an. Das ist ein Augenblick, 
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der ist cool, da merkt man, das macht Spaß, und da 
habe ich wirklich gesehen, wie viele Jugendliche 
gesagt haben: „Das kannte ich nicht, das wusste 
ich nicht, das ist aber interessant.“ Die Betriebe, die 
da mitmachen, sagen alle: „Das ist für uns ein gro-
ßer Gewinn. Wir wollen das ausweiten. Das tun wir 
jetzt. Wir hatten einen, wir hatten zwei und wir 
werden sechs dieses ganze Jahr machen.“ 

Ich freue mich über die enge Kooperation mit den 
Rotary Clubs, mit denen wir das ganze Thema be-
wegen. Hier kommen staatliches und privates En-
gagement zusammen, und ich glaube, gerade in 
dieser Thematik hilft uns das alles. 

Ein wichtiger Punkt ist aber auch, dass wir den Fo-
kus der Jugendlichen, die für Ausbildungen in-
frage kommen, erweitern. Wir kennen diese Debat-
ten: Die sind ja alle nicht so schlau, deswegen kön-
nen wir die gar nicht gebrauchen. Das ist aber letzt-
endlich nicht mal die halbe Wahrheit. Wir lernen, 
dass wir eine Vielzahl von Jugendlichen haben, al-
lein in unseren Ausbildungsverbünden, die keine 
Chance auf einen Ausbildungsplatz gehabt haben, 
die nur Absagen bekommen haben, die, als wir sie 
aber zusammengebracht haben mit den Handwer-
kern – –, und da muss ich besonders hervorheben 
die Kfz-Innung, die nämlich gar nicht bei uns nach-
gefragt hat, die hat einfach gesagt, da sind Jugend-
liche, toll, die lernen wir einfach mal kennen. Die 
sind dahingegangen, haben die angeguckt, haben 
mit denen geredet, haben die in Betriebe vermit-
telt, in Kurzzeitpraktika, mit einigen haben sie ein 
Langzeitpraktika gemacht und einige sind jetzt in 
Ausbildung in Bremer Kfz-Betrieben. 

(Beifall) 

Diese Jugendlichen waren nicht ausbildungsfähig, 
angeblich, sie sind es aber letztendlich doch. Ich 
glaube, da müssen wir ganz viel tun, dass wir ein-
fach lernen, wir müssen hier tiefer rangehen, auch, 
wenn natürlich die Ausbildung heute anders ist als 
früher. Die Jugendlichen sind anders, die Schü-
ler:innen sind anders, ein gesamtgesellschaftliches 
Klima ist anders, jeder, der Kinder hat, weiß das. 
Kinder diskutieren, fragen nach, auch Jugendliche 
tun das. Das machen die auch in der Ausbildung. 
Natürlich funktioniert es dann nicht, wenn man 
sich dort genauso verhält wie vor 20 Jahren. 

Wir haben gelernt: Durch individuelle Unterstüt-
zung der Jugendlichen können wir ganz viel Poten-
zial erheben. Ich nenne nur mal das Beispiel der 
JOBLINGE: ein tolles Projekt, wo Kinder, Jugend-
liche hinkommen, wo man sagt, das wird nichts, die 

da ein halbes oder ein Dreivierteljahr sind und mit 
einer Erfolgsquote von 70 Prozent in Unternehmen 
vermittelt werden können. Das ist ein Projekt, was 
wir unterstützen wollen. Solche Themen wollen wir 
weiter ausbauen, damit mehr Jugendliche eine 
Ausbildung machen können. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wenn wir sie dann darin haben, müssen wir auch 
dafür sorgen, dass sie in Ausbildung bleiben. 

(Abgeordnete Petra Krümpfer [SPD]|: Genau!) 

Ich erinnere nur mal daran, im Bereich Köche ha-
ben wir Abbrecherquoten von bis zu 60 Prozent, in 
vielen anderen Berufen von bis zu 50 Prozent. Das 
heißt, ein Unternehmen investiert in Jugendliche, 
Jugendliche beginnen eine Ausbildung, und nach 
drei, sechs oder sieben Monaten oder manchmal 
nach einem Jahr hören die wieder auf. Das ist nicht 
gut, weil das ist ein verlorenes Investment für die 
Jugendlichen aber auch für die Betriebe, und auch 
da müssen wir ganz viel tun. 

Ich freue mich, dass wir jetzt bei den Handwerks-
kammern und bei den Handelskammern Ausbil-
dungsbegleiter:innen installiert haben, die wir fi-
nanzieren, die im Dialog mit den Betrieben stehen 
und die im Dialog mit den Azubis stehen bei Prob-
lemen, bei Fragen, bei all diesen Dingen, und das 
ist wichtig. Wir brauchen so eine Struktur von un-
terstützenden, begleitenden Maßnahmen. Die 
brauchen wir, weil es ist einfach für den kleinen 
Betrieb eine riesige Herausforderung, auch mit Ju-
gendlichen umzugehen, die vielleicht ein paar 
mehr Herausforderungen haben. 

Ich erinnere mich da an ein Gespräch mit einer Fri-
seurin, die mir sagte: „Wenn ich mich jetzt von acht 
Stunden fünf Stunden mit meinem Azubi beschäf-
tige, habe ich fünf Stunden keine Haare geschnit-
ten und fünf Stunden kein Geld verdient; dann 
habe ich ein Problem.“ Was können wir da tun? Die 
Antwort kann nur sein: Da müssen wir der helfen, 
da müssen wir so einer jungen Friseurin helfen bei 
der Ausbildung, mit ihren vielleicht auch etwas an-
spruchsvollen Azubis umzugehen. Ja, die haben 
manchmal andere Probleme als wir früher. Es gibt 
da auch manchmal psychosoziale Probleme, und es 
gibt auch viele Jugendliche, die, wenn die Freun-
din sie verlässt, dann erst mal eine Woche nicht 
mehr arbeiten können. Das sind Themen, mit de-
nen wir uns auseinandersetzen müssen, aber sie 
sind real. Jeder von Ihnen kennt das bei seinen ei-
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genen Kindern. Es nützt nichts, sich darüber zu be-
klagen, sondern Betriebe und Unternehmen brau-
chen bei der Thematik Unterstützung. 

(Beifall CDU, SPD, DIE LINKE) 

Wir wollen jetzt dieses Unterstützungssystem wei-
ter ausbauen. Wir glauben, dass es wichtig ist, be-
stimmte Jugendliche vorne zu begleiten. Das hört 
man auch von jedem, der sich mit Arbeitsmarkt und 
Ausbildung auseinandersetzt, auch von der Ar-
beitsagentur. Für viele Jugendliche ist es gut, im 
ersten Lehrjahr etwas intensiver betreut zu wer-
den, und deswegen sehen wir unsere Ausbildungs-
verbünde in einer neuen Form – mehr als vorberei-
tend – für die betriebliche Ausbildung als eine gute 
Maßnahme. 

Bisher war es eine Pandemie-Ad-hoc-Hilfsmaß-
nahme, jetzt geht es darum, hier die Dinge nach 
vorne zu bringen und so ein Unterstützungssystem 
aus vorbereitender Maßnahme, aus begleitender 
Maßnahme in vielen Fragen – –, das brauchen die 
Betriebe und das wollen wir gemeinsam mit den 
Kammern und den Betrieben schaffen, weil wir 
glauben, die duale Ausbildung wird besser funkti-
onieren, wenn wir so ein begleitendes System zur 
dualen Ausbildung schaffen, weil wir werden mehr 
Jugendlichen hier eine Perspektive bieten können. 

(Beifall SPD, DIE LINKE – Vizepräsidentin Antje 
Grotheer übernimmt den Vorsitz.) 

Natürlich gehören dazu auch gut ausgestattete Be-
rufsschulen. Es kann nicht sein, dass man im Be-
trieb mit Hightech konfrontiert wird und in der 
Schule mit Technik von vor zehn Jahren. Das funk-
tioniert nicht. Das müssen wir auf der Stelle auf das 
entsprechende Niveau bringen, denn es ist wichtig, 
dass hier in diesen hochkomplexen Jobs auch 
hochkomplexe Technologie vorhanden ist. Ich 
habe mir das selbst in der Schongauer Straße ange-
guckt. Wenn man sieht, was da für Technik allein 
bei den Kfz-Leuten steht, da ändert sich die Tech-
nik so schnell, da ist das eine riesige Herausforde-
rung für die Meister und Meisterinnen, die da Aus-
bildung machen, immer wieder das neue Material 
zu besorgen, damit die den Kids auch das zeigen 
können, was sie letztendlich im betrieblichen All-
tag erleben. Das werden wir machen. 

Es gibt aber neben all diesen staatlichen Maßnah-
men – und ich glaube, wir sind da gut aufgestellt, 
das haben wir in der Anfrage gezeigt –, viele Maß-
nahmen, es gibt gute Ideen, und wir werden auch 
noch weitere Ideen entwickeln, aber es ist auch 

eine Herausforderung für die Unternehmen. Denn 
so viel wir auch machen, letztendlich wollen die 
Unternehmen – –. Die Schüler bewerben sich beim 
Unternehmen und die Unternehmen müssen at-
traktiv für Schüler sein. Sie kennen das, wenn sie 
heute ein Handwerkslieferwagen sehen, steht da 
hinten drauf: „Komm in unser Team! Hier ist es su-
per cool. Bewirb dich! Alles ist in Ordnung!“ Die 
Frage ist aber: Erlebt der Schüler oder die Schüle-
rin, wenn sie dann in den Betrieb kommt, genau 
das auch wieder, nämlich ein cooles Team? Erlebt 
die junge Handwerkerin da ein gendersensibles 
Umfeld bei den Gesellen? Funktioniert das? Erlebt 
der Junge oder das Mädchen mit Migrationshinter-
grund einen sensiblen Umgang mit dieser Thema-
tik? 

Ich habe eine ganze Reihe von Handwerksbetrie-
ben kennengelernt, da funktioniert das. Da bin ich 
hingekommen, habe gefragt: „Wie läuft das denn 
bei euch mit dem Thema Ausbildung? Wie macht 
ihr das?“ Da sagt er: „Habe ich kein Problem mit. 
Ich kriege so viele Bewerbungen ohne Ende und 
ich habe so viele Leute, die bei mir arbeiten wol-
len.“ Warum ist das so? Weil der hat eine ganz hoch 
moderne Unternehmenskultur, der ist partizipativ, 
da hat jeder Chance auf Karriere. Der arbeitet mit 
Social Media in der Akquisition, der macht Videos, 
der ist mittlerweile in vielen Schulen eine Marke 
als Unternehmen, und der sagt einfach: „Ich habe 
kein Problem.“ 

Das kann man vielleicht so nicht verallgemeinern, 
aber ganz klar ist: Ein modernes Unternehmen mit 
einer modernen Unternehmenskultur, mit einer 
modernen Kommunikation wird auch mehr Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt bei der Akquisition von 
Fachkräften haben als Unternehmen, die das nicht 
haben. Ich glaube, darüber sind wir uns einig: 
Nicht alle Handwerksunternehmen sind da kom-
plett auf der Höhe. Ich glaube, das wird auch die 
Handwerkskammer nicht behaupten, aber hier ist 
ein großes Potenzial und hier müssen auch die Un-
ternehmen etwas tun, um für das Handwerk noch 
attraktiver zu werden. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wir haben eine ganze Reihe von Dingen in der Be-
antwortung erläutert. Wir haben eine Vielzahl von 
Maßnahmen. Natürlich haben wir eine Reihe von 
Projekten auch zur genderuntypischen Ausbil-
dung, und wir sprachen eben das Thema Teilzeit-
ausbildung an. Frau Wischhusen, Sie haben das be-
nannt, das ist zentral wichtig, ja, natürlich, wir müs-
sen solche Dinge machen. Auch dort müssen wir – 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 37. Sitzung am 15.06.2022 und 16.06.2022 5329 

–. Ich erlebe die Kammern dort sehr aufgeschlossen 
und sehr offen, dass sie einfach sagen: „Wir versu-
chen diesen Weg, wir wollen diesen Weg gehen.“ 
Sie wissen aber auch, das ist in den Betrieben auch 
nicht so ganz einfach. Klar, Teilzeitausbildung for-
dert heraus, aber es ist ein Potenzial, und das ge-
samte Potenzial von Frauen ist natürlich massiv un-
terbelichtet im Handwerk. Das ist überhaupt gar 
keine Frage. 

Überall in diesen Berufen – und ich habe mit vielen 
gesprochen, ich habe mit Schornsteinfegerinnen 
gesprochen, mit Mechatronikerinnen gesprochen, 
mit Malerinnen gesprochen – gibt es sie, aber sie 
sind überall die Minderheit. Wenn man mit diesen 
Frauen spricht, versteht man nicht, warum, weil die 
haben Spaß, die haben da tolle Möglichkeiten, die 
lernen da ganz viel. Ich glaube, da müssen wir alle 
insgesamt viel besser werden: die Eltern, die Schu-
len, die Betriebe, die Politik. Wir müssen einfach 
zeigen: Es gibt hier keine Geschlechtergrenzen, 
das Handwerk ist für alle da. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Auch weiterhin, wenn wir von der Ausbildung 
weggehen, kommen wir zur Weiterbildung: Da tun 
wir natürlich auch eine ganze Menge. Wir haben 
mit der Landesagentur für berufliche Weiterbil-
dung, der LabeW, eine Struktur aufgebaut, wo wir 
ganz intensiv – –. Gerade letztens haben wir einen 
Workshop mit den Innungen gemacht, um ihnen zu 
sagen: „Was machen wir denn jetzt? Was wollt ihr 
denn? Wo sind denn eure Herausforderungen?“ Ich 
kann Ihnen sagen, die haben verstanden, es gibt 
Herausforderungen, aber auch dort weiß man na-
türlich noch nicht im Detail genau: Was brauchen 
wir ganz genau, und wie geht das alles? Deswegen 
sind wir mit ihnen in den Dialog gegangen, um ge-
meinsam herauszufinden: Wie sieht eigentlich Zu-
kunft in fünf Jahren aus, wie machen wir das? 

Ich erlebe hier viele Unternehmen, die sagen: „Ja, 
wir müssen was tun“, aber auch viele Unterneh-
men, die sagen: „Wir haben gerade so viel zu tun, 
machen wir demnächst.“ Ich glaube, Herr Bruck 
hat es schon gesagt: Wir müssen jetzt agieren, wir 
müssen jetzt die Zukunft planen, und die bisheri-
gen Workshops werden wir diesbezüglich weiter-
führen, um gemeinsam mit den Betrieben genau 
bedarfsorientiert die Maßnahmen zu entwickeln, 
die helfen, um Auszubildende zu bekommen und 
weiterzubilden und Fachkräfte insgesamt zu ak-
quirieren. Ich glaube, insgesamt ist der Senat da 
auf einem sehr guten Weg. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Der Kern ist: Das ganze Thema hat mit Verände-
rung zu tun, Veränderungen ohne Ende. Das ist 
eine riesige Herausforderung für uns alle. Wir müs-
sen uns ganz schnell hier anpassen und verändern. 
Wir müssen hier gemeinsam überlegen: Wie schaf-
fen wir das? Ausbildung ist nicht mehr so wie frü-
her, Weiterbildung auch nicht. Das geht alles 
schneller. Dass man einen Job anfängt und den bis 
zum Lebensende behält, das ist auch vorbei. Wir 
müssen das gesamte Thema auf Flexibilität trim-
men. 

Da komme ich zurück zum Anfang: Das ist eine ge-
meinsame Aufgabe, die wir gemeinsam lösen müs-
sen, und ich freue mich, dass wir hier so viel Kon-
sens bei dieser Thematik haben, um hier auch die 
nötige Energie und Kraft reinzulegen, um den sozi-
alökologischen Wandel auch im Handwerk zu ge-
stalten. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats, Drucksache 20/1482, auf die Große An-
frage der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, der 
SPD und DIE LINKE Kenntnis. 

Paradigmenwechsel für ein selbstbestimmtes und 
sozial eingebundenes Leben: Pflege im Quartier  
Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und DIE LINKE  
vom 23. Mai 2022  
(Drucksache 20/1476) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Anja 
Stahmann. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Birgitt Pfeiffer. 

Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Wir möchten heute über die neue Ausrichtung 
von Unterstützung, Pflege und Teilhabe Älterer im 
Quartier debattieren. „Pflege im Quartier“, so be-
schreiben wir schlagwortartig unseren Ansatz und 
damit auch unsere Zielperspektive. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1482
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1476
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Der Ursprung dieses Ansatzes ist folgende Aus-
gangssituation: Wir haben in Deutschland 4,3 Mil-
lionen Pflegebedürftige, in Bremen haben wir im 
Land 35 000, Tendenz Land und Bund steigend. 
Fünf bis sechs Millionen Menschen werden Be-
rechnungen zufolge 2030 pflegebedürftig sein. 
Grund dafür ist der schon zitierte demografische 
Wandel. Den sehen wir im Moment vor allen Din-
gen bei der Generation der Babyboomer, die jetzt 
peu à peu älter werden und in die Pflege geraten. 
Auch deren Ansprüche an die Pflege haben sich 
verändert. 

Der demografische Wandel zeigt sich auch bei den 
Fachkräften sehr deutlich. Schon heute stehen 
Wohnbereiche in der stationären Pflege leer, und 
ambulante Pflegedienste suchen händeringend 
Pflegekräfte. Zudem verändert sich die Situation in 
der häuslichen Pflege. Wir alle wissen, 80 Prozent 
der Pflegebedürftigen werden zu Hause versorgt, 
56 Prozent davon von der eigenen Familie. Da ste-
hen wir vor einer wachsenden Herausforderung: 
Zunehmende Mobilität führt dazu, dass Familien 
nicht am selben Ort leben. Das zeigt sich auch an 
der hohen Singlezahl. Da sind Bremen und Bremer-
haven, was die Quote der Single-Haushalte an-
geht, in den Statistiken immer ganz vorne. Die 
Frauenerwerbsquote steigt, und damit fallen 
Frauen, die traditionell die Care-Arbeit in der häus-
lichen Pflege leisten, zunehmend aus oder haben 
eine schwere Doppelbelastung von Arbeit und 
Pflege. 

Diese Ausgangslage trifft auf Menschen, die, wenn 
man sie fragt, wie möchtest du gerne alt werden, 
das sagen: „Wir wollen so selbstbestimmt wie mög-
lich sein, wir wollen so lange wie möglich teilhaben 
am Leben, integriert sein in ein Gemeinwesen. Wir 
wollen so gut versorgt sein wie nötig und bei Bedarf 
Hilfen abrufen.“ Und das ist vielleicht das wich-
tigste für die allermeisten Menschen: Sie wollen bei 
Pflegebedürftigkeit genau dort wohnen bleiben, 
wo sie sich zu Hause fühlen, eingebunden in ihren 
eigenen Stadtteil, in ihren eigenen vier Wänden. 
Damit sind wir genau bei unserem Antrag ange-
langt. 

Wir sind fest davon überzeugt, dass wir Pflege neu 
denken müssen. Das müssen wir in vielen Berei-
chen, in der Ausbildung, gerade bei der stationären 
Pflege. Wir finden, wir müssen all das konsequent 
von den Bedarfen und Wünschen der Pflegebedürf-
tigen und ihren sorgenden Angehörigen aus tun. 

Wir sind überzeugt, dass wir das auch in unseren 
Quartieren gestalten können und müssen, denn 

dort können wir einen Beitrag dazu leisten, die 
Selbständigkeit von Menschen zu erhalten, ihre 
Teilhabe, ihre Integration in das Gemeinwesen mit 
zu organisieren. Genau das hilft dabei, Pflegebe-
dürftigkeit zu vermeiden, zu verringern oder bio-
grafisch nach hinten zu verschieben. Das entlastet 
am Ende auch sorgende Angehörige. 

Dazu braucht es einiges, wir haben das im Antrag 
aufgeführt. Ich will ein paar Dinge akzentuieren: 
Wir brauchen vor allen Dingen sehr viele sehr un-
terschiedliche Angebote in unseren Quartieren, 
von Teilhabemöglichkeiten über beratende, pfle-
gerische, hauswirtschaftliche, teilstationäre und 
auch stationäre Angebote, die so unterschiedlich 
sind wie die Menschen, die sie nutzen und die sie 
brauchen. Wir brauchen eine deutlich verbesserte 
lokale Infrastruktur und mehr Unterstützung auch 
für pflegende Angehörige. Da könnte man jetzt 
eine ganze Liste aufführen. Ich lasse es bei der Be-
nennung der Punkte. 

Wir sind überzeugt davon, wir brauchen auch 
ganze Quartiere – früher hätte man Dörfer gesagt –
, die sich um Ältere kümmern. Caring Communi-
ties, sorgende Gemeinschaften, so nennt das der 
Pflegewissenschaftler Professor Dr. Thomas Klie. 
Wir brauchen schon jetzt und wir werden in Zu-
kunft außer den Angehörigen noch mehr andere 
brauchen, die sich um Ältere kümmern. Wir wer-
den Freiwillige brauchen, wir brauchen Nachba-
rinnen und Nachbarn, so, wie wir es aus der Coro-
nazeit kennen, wo wir für ältere Nachbarn einge-
kauft haben, wo wir mitbekommen haben, wie es 
ihnen geht und wo wir gefragt haben: Was 
brauchst du an Unterstützung? 

Wir werden auch generationengerechte Quartiere 
mit kurzen Wegen brauchen. Wir benötigen aber 
auch, wenn wir das in den Quartieren organisieren 
möchten, eine Koordinations- und Steuerungsfunk-
tion – die Wissenschaftler nennen das ein Care Ma-
nagement –, das all das gut und verlässlich mitei-
nander verknüpft, mit Akteuren und Akteurinnen 
vor Ort Lücken in der Versorgung schließt und das 
die Unterstützung von Älteren zu einer gemeinsa-
men Aufgabe im Quartier macht. 

Wir fangen damit in Bremen nicht von vorne an. 
Wir haben in unseren Städten schon einiges an lo-
kaler Infrastruktur und auch eine in Teilen, je nach 
Stadtteil, bestehende gute Vernetzung der Ak-
teure. Diese wertvolle Grundlage möchten wir nut-
zen, um quartiersbezogene Versorgungsstrukturen 
zu stärken, vorhandene Zahnräder besser ineinan-
dergreifen zu lassen und neue zu ergänzen. 
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Wir meinen, dass wir mehr Brücken brauchen zwi-
schen unterstützenden und Teilhabe-Angeboten 
und pflegerischen Angeboten. Wir sind überzeugt, 
dass wir durch quartiersbezogene Ansätze 

(Glocke) 

gezielter auf bestimmte Personengruppen zugehen 
und auch maßgeschneiderte, präventiv wirksame 
Angebote bereitstellen können. 

Kurz, und das ist der letzte Satz für diesen Teil: Wir 
wollen eine proaktive, eine vor- und versorgende 
Strategie, orientiert an Interessen, Bedürfnissen 
und Bedarfen Älterer in den Quartieren. – Vielen 
Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Cindi Tuncel. 

Abgeordneter Cindi Tuncel (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Wenn ich mir mein Lebensalter vorstelle, 
dann hoffe ich natürlich, hochbetagt körperlich und 
geistig noch fit zu sein, um meinen Alltag ohne 
Hilfe anderer bewältigen zu können. Ich denke, die 
meisten von uns werden ähnliche Wünsche haben. 
Die Realität sieht anders aus, das zeigen die Zah-
len. 

Die Lebenserwartung und Alterung in Deutschland 
steigen, und seit Jahren wächst die Zahl der Pfle-
gebedürftigen. Derzeit sind es in Deutschland – 
meine Kollegin hat das erwähnt – 4,1 Millionen 
Menschen, die wegen gesundheitlicher Beein-
trächtigungen ihren Alltag nicht mehr selbständig 
meistern oder dauerhaft Hilfe benötigen. Etwa ein 
Drittel der Pflegebedürftigen ist hochbetagt, und 
der Frauenanteil überwiegt. Rund vier von fünf 
Pflegebedürftigen in Deutschland werden zu 
Hause versorgt. Wenn ich mir vorstelle, im Alter 
pflegebedürftig zu sein, dann würde ich mir wün-
schen, zu Hause gepflegt werden zu können. Auch 
das wird den meisten von uns so gehen. 

Tatsächlich entspricht das dem Wunsch der meis-
ten betagten Pflegebedürftigen. Sie wollen in ih-
rem gewohnten Umfeld bleiben, in ihrer Wohnung, 
die ihre Heimat ist, dort wo sie sich zu Hause füh-
len. Ältere Pflegebedürftige, die zu Hause versorgt 
werden, werden in der Regel von Angehörigen ge-
pflegt. Häufig unterstützt sie dabei ein ambulanter 
Pflegedienst. 

Wenn sie von ihren Partner:innen versorgt werden, 
dann sind diese selbst oft schon älter und vielleicht 
auch nicht mehr ganz fit. Werden sie von ihren Kin-
dern versorgt, dann müssen die das eigene Leben, 
vielleicht die Versorgung ihrer Kinder, Erwerbsar-
beit und dann noch die Pflege der Eltern unter ei-
nen Hut bekommen. Das ist häufig eine absolute 
Überforderung. Zudem bedeutet die Pflege von äl-
teren Menschen, dass sie häufig Jahre andauert, in 
denen die älteren Menschen – und das ist der große 
Unterschied zur Versorgung von Kindern – zuneh-
mend schwächer werden und ihre Selbständigkeit 
abnimmt. 

Auch wenn wir die Arbeit in den Pflegeheimen, die 
durch die Altenpfleger:innen geleistet wird, sehr 
schätzen und ich den Altenpfleger:innen an dieser 
Stelle meinen höchsten Respekt und meine Aner-
kennung aussprechen möchte, so ist es dennoch 
richtig und wichtig, wenn wir es Menschen ermög-
lichen, zu Hause alt werden zu können. 

(Beifall DIE LINKE) 

Aber dafür müssen wir auch die Rahmenbedingun-
gen schaffen, um genau das zu ermöglichen, damit 
ältere Menschen, die nur ein bisschen Unterstüt-
zung von außen benötigen, noch gut zu Hause le-
ben können und damit es für pflegende Angehö-
rige auch eine bessere Möglichkeit gibt, ihre Lie-
ben bei sich zu Hause zu behalten. 

Ich finde, mit diesem Antrag, für dessen Zustim-
mung ich hier sehr werben möchte, haben wir ein 
richtig gutes Paket geschnürt, um tatsächlich einen 
Paradigmenwechsel in der Pflege einzuleiten. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir schaffen mit diesem Konzept deutlich bessere 
Möglichkeiten, damit Menschen ihren Lebens-
abend in ihrem Zuhause verbringen können. Wir 
setzen den Schwerpunkt auf das Quartier, auf das 
Wohnumfeld der Menschen. 

Es wird ein Konzept beschlossen, das die Organi-
sation der Pflege in den Stadtteil integriert, indem 
stationäre und ambulante Angebote mit Selbsthil-
fekräften und Nachbarschaftshilfe verknüpft wer-
den, indem diese verstärkt werden und kurze 
Wege zu bedarfsgerechten Angeboten hergestellt 
werden. Wir fordern hier ein Konzept – um nur ei-
nen mir sehr wichtigen Bereich herauszunehmen –
, das Strukturen in den Stadtteilen und Quartieren 
schafft, um wirklich im Nahbereich der Pflegebe-
dürftigen und Pflegenden Angebote vorzuhalten, 
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die die Pflege zu Hause unterstützen. Das beginnt 
bei der Beratung vor Ort, im Quartier oder zu 
Hause. 

Die Möglichkeiten, Hilfe zu erhalten, sind unüber-
sichtlich und deren Beantragung mühsam. Schon 
hier werden Pflegeberater:innen und Pflegestütz-
punkte den Menschen große Erleichterung schaf-
fen, wenn sie ihnen durch diesen Dschungel hel-
fen, liebe Kolleginnen und Kollegen, aber dann, in 
den konkreten Pflegesituationen benötigen wir All-
tagsbegleiter:innen, hauswirtschaftliche Hilfe, weil 
neben den Dienstleistungen der ambulanten Pfle-
gedienste genau diese Tätigkeiten benötigt wer-
den, um die Angehörigen zu entlasten. Dasselbe 
gilt für die Ausweitung von Tagesangeboten, denn 
wenn die Angehörigen wissen, dass ihre pflegebe-
dürftige Mutter oder Frau, der pflegebedürftige 
Bruder oder Vater tagsüber wohnortnah gut ver-
sorgt ist, dann erleichtert das eine Vereinbarung 
von Pflege und Beruf. 

Dieser Antrag setzt somit eine Leitlinie um, die von 
uns Linken getragen wird: eine Gesellschaft, in der 
die Rahmenbedingungen dafür geschaffen wer-
den, dass alle Menschen mit ihren unterschiedli-
chen Bedürfnissen und Bedarfen zusammenleben 
können. Vor allem schafft der Antrag Teilhabe, so-
dass die Menschen an allen Bereichen des sozialen 
Lebens gleichberechtigt partizipieren. – Vielen 
Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus 
Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Wenn wir ein paar Generationen zurückdenken, 
war es ein Leid, alt zu werden. Es gab Siechenhäu-
ser und anderes. Heute sind wir in der glücklichen 
Lage, diskutieren zu können, wie wir das noch bes-
ser organisieren, und wir sind auf einem Weg. Ehr-
lich gesagt, der Antrag, der hier gestellt ist, den wir 
voll und ganz unterstützen, skizziert diesen Weg, 
und Bremen ist da nicht am Anfang, sondern viele 
dieser Meilensteine sind schon erfolgt und gegan-
gen. 

Das Ziel, das wir teilen, ist doch, dass Menschen so 
lange sie wollen selbstbestimmt in dem gewohnten 
Umfeld leben können, dabei Unterstützung finden 
– das ist eben der Stadtteil, der Ortsteil, das Quar-
tier –, die Unterstützung vor Ort finden, die sie 

brauchen, um in Würde alt werden zu können und 
eben nicht mehr so, wie das noch vor Generationen 
war. Wenn ich mir das anschaue, wenn ich meine 
Mutter besuche, die inzwischen glückliche 90 ist 
und genau dieses leben kann, dann kann ich sa-
gen: Das ist wirklich eine Zielvorstellung, die – 
Cindi Tuncel hat es gesagt – wir uns alle wünschen. 
Aber wir haben natürlich alle das Risiko, das wir 
keinem wünschen, dass wir pflegebedürftig wer-
den. 

Angesichts der Zahlen der hohen Pflegebedürftig-
keit müssen wir uns das alle vergegenwärtigen, 
denn wir haben in der Tat – das ist, glaube ich, noch 
nicht so deutlich geworden – eine Gesellschaft, die 
heute mit ungefähr 18 Millionen Menschen über 65 
– und bald über 21 Millionen Menschen, die über 
65 sind, so ist das für 2040 prognostiziert –, die na-
türlich auch rein statistisch gesehen einen höheren 
Pflegebedarf hat. Wenn man das mit der höheren 
Lebenserwartung kombiniert – Mädchen, die heute 
geboren werden, werden fast 84 Jahre alt –, dann 
muss man einfach sagen, das ist eine Sache, die wir 
dringend weiterdenken müssen, auch im Sinne von 
dem, wie der Bedarf ist. 

Ich weiß, das ist eine andere Diskussion, die immer 
wieder gerne geführt wird, dass manche sagen, Äl-
tere haben zu großen Wohnraum und so weiter. 
Aber es gibt ein gewisses Alter, ab dem man sagen 
muss, einen alten Baum verpflanzt man nicht. Das 
ist genau das, was man da erlebt, und deswegen ist 
es so wichtig, die Menschen im Quartier zu halten 
und dort zu haben, damit sie ihre bekannten Wege 
haben, damit sie, wenn sie tüdelig – haben wir frü-
her gesagt – im Kopf werden, die gewohnten Wege 
immer noch finden, die gewohnte Umwelt haben, 
sodass sie, bevor eine richtige Demenz einsetzt, im-
mer noch gut klarkommen. 

Insofern ist es genau richtig, diese Vorteile zu ha-
ben. Man kann in gewohnter Umgebung alt wer-
den, soziale Kontakte pflegen, Nachbarschaften 
pflegen, seinen Tagesrhythmus erhalten. An den 
Bedarf angepasste individuelle Betreuung kann 
man organisieren, und auch die Familienbezüge 
können erhalten bleiben, wenn die Familie noch 
vor Ort ist, aber eben auch, wenn sie zu Besuch 
kommt und dann vielleicht das Gästezimmer nutzt. 

Wichtig ist, dass die Voraussetzungen geschaffen 
werden: Gesundheitsgruppen, Kurse, ein Umfeld, 
eine Gesellschaft, die das möglich macht, Liefer-
möglichkeiten, eine Nahversorgung, die erhalten 
wird, wo dann aber auch Pflegemöglichkeiten in 
der Nähe sind und das Ganze so organisiert ist, 
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dass auch die Mobilität der älteren Menschen ge-
wahrt wird. Denn was nützt es älteren Menschen, 
wenn wir immer größere Supermärkte haben, die 
nur noch schwer zu erreichen sind, von denen man 
den täglichen Einkauf schwer nach Hause tragen 
muss? Denn auch da gibt es natürlich einen Bedarf 
an Mobilität, aber der kann nicht immer durch den 
ÖPNV abgedeckt werden. Auch das muss gesehen 
werden. 

Dass es Probleme bei der Umsetzung gibt, ist völlig 
klar. Aber wie gesagt, solche Ansätze sind die, die 
darauf eingehen, dass man mit einem gezielten 
Pflegemix, mit gezielter Unterstützung durch Hilfs-
kräfte – –. Den Einkauf muss keine examinierte 
Krankenschwester oder Pflegekraft machen, den 
kann man auch in Nachbarschaftshilfe organisie-
ren, genauso die Reinigung der Wohnung. Genau 
diese Unterstützung muss man haben. Hinsichtlich 
des Personalmangels haben wir eben eine Diskus-
sion erlebt, die gilt natürlich auch hier in anderer 
Form, dass man Leute wieder motiviert, tätig zu 
werden, in dem Bereich unterwegs zu sein, Quer-
einstieg ermöglicht. 

Das sollte alles möglich sein, und insofern ist hier 
eine große Chance. Wir unterstützen den Antrag 
aus vollem Herzen. Selbstbestimmtes, eigenverant-
wortliches Leben so lange es geht, muss das Ziel 
sein. Der Senat, so sehen wir es, ist da mit einigen 
Modellprojekten auf dem Weg. 

(Glocke) 

Insofern ist es ein Weg, den wir gern weitergehen, 
und deswegen unterstützen wir diesen Antrag. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP, SPD) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Sigrid Grönert. 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Meine Damen 
und Herren, Frau Präsidentin, liebe Koalition! Mit 
Ihrem Antrag legen Sie uns heute einen bunten 
Strauß an vielen bekannten und einigen zum Teil 
neuen, aber doch eher unerfüllbaren Wünschen 
vor. Älter und womöglich auch pflegebedürftig zu 
werden – das leugnet niemand – wird schon seit 
Jahren politisch ein immer größeres Thema. Da 
sind wir auch nicht auseinander in dem Willen, 
frühe Pflegebedürftigkeit nach Möglichkeit zu ver-
hindern und für ein möglichst langes, sozial einge-
bundenes Leben im Quartier und in der eigenen 
Wohnung zu sorgen. 

(Beifall CDU) 

Das haben meine Vorredner und -rednerinnen 
eben auch gesagt. 

Die Bremer Koalition macht heute mit ihrem Antrag 
einen Rundumschlag mit dem Ziel, eine aus ihrer 
Sicht revolutionäre Pflegeplanung zu entwickeln, 
einen Paradigmenwechsel. Als aber die CDU-Frak-
tion im Jahr 2018 forderte, den damals zehn Jahre 
alten Altenplan mit genau dem Ziel, einer guten 
Pflegeplanung, aufzulegen, waren Sie dagegen. 
Ein neuer Altenplan sollte aber schon vor vier Jah-
ren genau die Fragen beantworten, die Sie heute 
auch aufwerfen: Wie und wo wollen wir leben, 
wenn wir alt werden? Was muss man dafür tun? Die 
Bremische Seniorenpolitik sollte neu darauf ausge-
richtet werden, ältere Menschen im Quartier einzu-
binden, sie zu aktivieren, Begegnungen zu schaf-
fen und sie vor Resignation und Vereinsamung zu 
bewahren. Nötig werdende Pflege sollte ambulant 
wie auch stationär, politisch gut gesteuert, ermög-
licht werden. Die Erarbeitung sollte in Zusammen-
arbeit mit allen Vertretern der älteren Generation 
geschehen. 

2018 hielten die damalige Koalition und der Staats-
rat für Soziales eine solche auf Papier festgehaltene 
Pflegeplanung aber für völlig überzogen und unnö-
tig. In der Debatte hielten mir die Grünen sogar vor, 
ich würde dem Sozialressort Untätigkeit vorwerfen, 
dabei wäre doch genau das Gegenteil der Fall. Das 
Thema hätte dort noch nie so im Zentrum gestan-
den wie zurzeit. Es ginge dem Sozialressort aktuell 
– wohlgemerkt, das war Mitte 2018 – um die kon-
zeptionell neue Ausrichtung rund um das Thema 
„Älter werden in Bremen“. Man würde gerade sehr 
viel tun, um älteren Menschen ein selbstbestimm-
tes Leben in den eigenen vier Wänden zu ermögli-
chen und frühe Pflegebedürftigkeit womöglich mit 
stationärer Aufnahme zu verhindern. Auch ältere 
behinderte Menschen und älter werdende Men-
schen mit Migrationshintergrund hätte man im 
Blick, so die Grünen. Natürlich sollten sich schon 
da, wie auch all die Jahre zuvor, die Pflegeeinrich-
tungen zum Stadtteil öffnen. 

Obwohl die Koalition, zu der inzwischen auch DIE 
LINKE gehört, heute einen Paradigmenwechsel, 
also eine völlig neue Ausrichtung der Pflege im 
Quartier fordert, beschreibt sie für Bremen doch 
genau dieselben Ziele, an denen das Sozialressort 
angeblich auch schon 2018 – und ich würde be-
haupten, auch die Jahre davor – intensiv gearbeitet 
hat. Was stellen Sie somit heute dem Sozialressort 
für ein Armutszeugnis aus, und warum sollten wir 
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oder die Bremer Senioren und Seniorinnen glau-
ben, dass mit der heutigen Debatte nun endlich al-
les besser wird? 

(Beifall CDU) 

Dass Sie in Ihren Antrag dann auch noch einige 
Forderungen an die Bundesregierung eingebaut 
haben, hat doch auf Bremens Quartiere noch lange 
keine Auswirkungen. Es kommt mir gerade so vor, 
als wenn Sie damit von Ihrem bislang fehlgelaufe-
nen Engagement ablenken möchten. 

(Beifall CDU) 

Zu guter Letzt bleibt von Ihrem Antrag nur ein ein-
ziger konkreter Punkt für Bremen übrig: Bremen 
soll ein Konzept erstellen – im Grunde eben das, 
was wir vor genau vier Jahren gefordert haben –, 
und dann sollen all die schönen Dinge, die Sie ge-
rade ausgemalt haben, modellhaft in zwei bis drei 
Quartieren ausprobiert werden. Doch über allem 
hängt, wie Sie selbst schreiben, ein Damokles-
schwert. Für eine dauerhaft erfolgreiche Etablie-
rung Ihrer Vorhaben sind unterstützende Rahmen-
bedingungen, also rechtliche und strukturelle Ver-
änderungen auf Bundesebene von hoher Bedeu-
tung. Das heißt doch im Klartext: Wenn der Bund 
sich nicht bewegt, dann platzt Ihre Seifenblase, 
und Ihr schönes Konzept – beinahe all das, was Sie 
heute beschrieben haben – wäre für das Altpapier. 

Aber was ist eigentlich aus den seniorenpolitischen 
Leitlinien geworden, die Staatsrat Fries in der De-
batte im Jahr 2018 angekündigt hatte und die of-
fensichtlich auch ohne bundesgesetzliche Verän-
derungen vieles neu in Bremen in Bewegung brin-
gen sollten? Wörtlich sagte Staatsrat Fries: „In Bre-
men haben wir uns, wie andere Bundesländer 
auch, seniorenpolitische Leitlinien vorgenommen 
und werden noch in diesem Jahr, 2018, damit an-
fangen. Wir werden die Akteure mit einbeziehen 
und einen ressortübergreifenden Prozess begin-
nen.“ 

Sie haben diese Ziele offensichtlich verfehlt. Wa-
rum sonst haben wir heute diesen Antrag? Das nen-
nen Sie dann Paradigmenwechsel: ein neues Be-
kenntnis zu alten Zielen, versehen mit ein paar Le-
ckerlis, die aber ohne bundesgesetzliche Änderung 
unerreichbar hoch hängen. 

(Glocke) 

Ich komme zum Schluss. Die Bremer Senioren und 
Seniorinnen sind nicht dumm, meine Damen und 

Herren, und ich komme gleich in meinem zweiten 
Beitrag noch zu einem weiteren Punkt, für den die 
Zeit jetzt leider nicht mehr reicht. 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Ilona Oster-
kamp-Weber. 

Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber (Bündnis 
90/Die Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren! „Pflege im Quar-
tier“ ist für mich der Hauptaspekt in diesem Kon-
zept, das wir gerne für Bremen hätten. 

Pflege im Quartier: Uns hat die Pandemie leider auf 
verschiedenen Ebenen gezeigt, dass Menschen, 
die pflegebedürftig sind – und da geht es nicht nur 
um Seniorinnen und Senioren, sondern auch an-
dere, die in den Einrichtungen pflegebedürftig sind 
– besonders hart getroffen waren von Lockdowns, 
von Kontaktbeschränkungen, von Schließungen 
einzelner Institutionen, die sie versorgt haben. Uns 
wurde vorgeführt, was es bedeutet, oder den Men-
schen, die betroffen waren, wurde vorgeführt, was 
es bedeutet, wenn Wege sich verlängern, wenn 
Hilfe und Maßnahmen nicht da sind. 

Pflege von Menschen ist umfassend. Wir haben 
hier in Bremen ein System – Frau Grönert, Sie ha-
ben es jetzt alles schimpfenderweise dargestellt –, 
das schon sehr viel für diese pflegebedürftigen 
Menschen tut. Es gibt die direkte Pflege durch die 
vielen Pflegedienste in unserer Stadt, durch die An-
gehörigen, die ihre Lieben versorgen, durch Tages-
pflegeeinrichtungen und so weiter. Es gibt haus-
wirtschaftliche Unterstützung durch die Dienstleis-
tungszentren und auch hier durch die pflegenden 
Angehörigen. Soziale Hilfeleistungen werden 
durch Pflegestützpunkte, durch Stadtteilangebote, 
über Kirchenvereine und das großartige Ehrenamt 
gegeben. 

Meine Damen und Herren, wir stellen hier noch 
mal – und das hatte meine Kollegin Birgitt Pfeiffer 
auch gesagt – die Pflege im Quartier als Modellpro-
jekt vor, das eine wissenschaftliche Expertise hat 
und das immer wieder, auch wissenschaftlich be-
legt, beschrieben wird: Wenn wir frühzeitig mitei-
nander präventiv arbeiten und beraten, ist Pflege-
bedürftigkeit zu vermeiden. Wenn wir damit eine 
soziale Eingebundenheit steigern, dann kann vor-
handener Wohnraum bestehen bleiben, können 
vorhandene soziale Kontakte bestehen bleiben, 
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diese können gezielt verknüpft werden. Was wich-
tig ist und was dieser Antrag auch sagt: Wir wollen 
Doppelstrukturen vermeiden. 

Wir haben schon in mehreren Debatten, auch mit 
dem Sozialressort, mit mehreren Trägern, die Al-
tenhilfe anbieten, besprochen, dass es gerade auch 
in der aufsuchenden Altenarbeit sehr schwierig ist, 
die dort vorhandenen Player zu verknüpfen und zu 
eruieren, was für Maßnahmen ergänzend stattfin-
den müssen. Ich glaube – und das ist dann auch die 
Herausforderung für das Land –, es wird ein großer 
Organisationsaufwand sein, ein solches Konzept zu 
erstellen und zu eruieren: Was haben wir an groß-
artigen Hilfeleistungen in unserer Bremer Land-
schaft? Wie können wir die vorhandenen Angebote 
mit neuen Angeboten ergänzen, und wie können 
wir sie gezielt auf ein Quartier mit kurzen Wegen, 
mit kommunikativen Prozessen, die durchschaubar 
sind, die leicht erkennbar sind, wie können wir so 
die Menschen im Quartier aufsuchend präventiv 
begleiten und sie durch den großen Angebotskata-
log durchführen? 

Es gehört dazu – ja, Frau Grönert, und das finde ich 
auch für diesen Antrag legitim –, dass wir Heraus-
forderungen auf der Bundesebene haben, die mit 
Bremen zu tun haben und von denen Bremen auch 
vielleicht in gewisser Weise abhängig ist. Aber 
trotzdem können wir gleichzeitig unsere Quartiere 
gestalten und für diejenigen Menschen, die einen 
Hilfebedarf haben, alles so gestalten, dass sie die 
vorhin genannten Punkte nutzen können und somit 
lange selbstbestimmt in ihrer eigenen Häuslichkeit 
verweilen können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Es ist eine weitere Herausforderung – und es kann 
auch nicht das Ressort allein schaffen, da gebe ich 
noch mal ein ganz deutliches Signal zum Beispiel 
an Kostenträger –, was Refinanzierungen angeht: 
Wir müssen uns als Gesellschaft sehr genau angu-
cken, was denn Pflegebedürftigkeit für uns für ei-
nen Wert hat, wie hier Leistungen refinanziert wer-
den und wie die Belastungen für pflegende Ange-
hörige und die Betroffenen reduziert werden. Da 
sind alle Player in dieser Stadt gefragt, aber da sind 
auch Gesetzgebungsverfahren auf der Bundes-
ebene dringend nötig. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Dazu gehört auch die Altersarmut, die will ich hier 
nicht unerwähnt lassen. Wenn Menschen es sich 

nicht leisten können, Pflegeleistungen, Unterstüt-
zungsmaßnahmen in Anspruch zu nehmen, dann 
können wir sie lang und breit für Bremen planen. 
Auch hier brauchen wir bundesweite Unterstüt-
zung. Der Pflegeberuf an sich muss gestärkt wer-
den, damit erzähle ich nichts Neues, das ist Ihnen 
alles bekannt. Auch daran müssen Bund und Län-
der gemeinsam arbeiten, um diesen Beruf attrakti-
ver zu gestalten. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Glocke) 

Einen Satz noch, Frau Präsidentin. Ich halte es für 
dringend notwendig, innerhalb der Quartiere zu 
schauen, wie man die Altenhilfe organisiert, prä-
ventiv, vorbeugend, um Menschen selbstbestimmt 
in ihrem Quartier leben zu lassen. Dafür ist dieser 
Antrag genau richtig. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Sigrid Grönert. 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Meine Damen 
und Herren! Das ging jetzt aber schnell. Ich möchte 
Ihnen einen wichtigen Punkt, den ich noch habe, 
nicht vorenthalten: Zurzeit wird durch Herrn Pro-
fessor Rothgang für 200 000 Euro ein kommunaler 
und ein Landespflegebericht für Bremen erarbeitet. 
Dieser Pflegebericht, zu dessen Erstellung Bremen 
gesetzlich verpflichtet ist, wird, so das Sozialress-
ort, auch eine wesentliche Voraussetzung für eine 
gute Versorgungsplanung für die bremische Pflege 
sein. Mich wundert ein wenig, dass Sie den über-
haupt nicht erwähnt haben. 

Dieser Pflegebericht wird unter anderem folgende 
Punkte enthalten: Zum Beispiel soll erstens die Ent-
wicklung der Pflegebedürftigkeit seit 2015 mit ei-
ner Prognose bis 2035 für Bremen dargestellt wer-
den. Zweitens, alle Angebote, die sich mit Pflege 
befassen, von den ambulanten Diensten über 
Hausärzte, Pflegeberatung, die Anzahl und Vertei-
lung pflegender Angehörige, Krankenhäuser, 
Dienstleistungszentren, bis hin zur Selbsthilfe und 
zur Personalstruktur in Pflegeeinrichtungen, wer-
den erfasst. Drittens möchte ich noch nennen: 
Durch die Erarbeitung sollen die vorhandenen An-
gebote und zukünftigen Bedarfe erkannt werden 
und Empfehlungen auch für Neuerungen zur An-
passung der vorhandenen pflegerischen Versor-
gungsstrukturen an die zukünftigen Herausforde-
rungen gegeben werden. Dazu wird auch die Stär-
kung der häuslichen Pflege gehören, die Berück-
sichtigung besonderer Versorgungsbedarfe, die 
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Quartiersperspektive in der Pflege, also ganz in Ih-
rem Sinne die Pflege im Quartier, und so weiter. 

Diesen Pflegebericht gibt es aber noch nicht. Er 
wird Bremen im Laufe der nächsten Monate, wahr-
scheinlich aber erst im Jahr 2023 vorgelegt werden. 
Ich frage Sie nun: Ist der heute hier diskutierte An-
trag mit Blick auf diesen von Herrn Professor Roth-
gang noch zu erwartenden Bericht nicht irgendwie 
irrelevant und fehlplatziert? Wenn der Pflegebe-
richt für Bremen vorliegt, dann – und erst dann, so 
das Sozialressort – sollen weitere Planungsüberle-
gungen angestellt werden. Erst dann soll eine Pfle-
geplanung erstellt werden, in der anhand konkre-
ter Bedarfszahlen formuliert wird, welche Bedarfe 
aktuell und zukünftig bestehen und mit welchen 
Angeboten diese gedeckt werden können und sol-
len. 

Wer soll das aber noch verstehen? Das grün ge-
führte Sozialressort verfolgt diesen Pflegebericht 
für immerhin 200 000 Euro, und parallel dazu sol-
len wir heute einen Antrag auf ein zusätzliches 
Konzept für Modellquartiere und einen Paradig-
menwechsel für Pflege im Quartier, initiiert von der 
SPD-Fraktion, beschließen. Wo sollen sich denn 
dann noch die bisher fehlenden Ergebnisse von 
Herrn Professor Rothgang wiederfinden? Oder 
wird der Antrag heute nur der SPD zuliebe be-
schlossen, um ihn dann später irgendwie mit den 
Ergebnissen des Pflegeberichtes zusammenzubas-
teln? 

Ich komme hier zu einem klaren Nein. Wir sollten 
jetzt geschlossen auf den Pflegebericht warten und 
dessen Ergebnisse für eine Neuausrichtung oder 
ein Nachjustieren der vorhandenen Arbeit nutzen. 

(Beifall CDU) 

Ich kann mich nur wiederholen: All das hätten wir 
auch schon vor vier Jahren auf den Weg bringen 
können. Da waren Sie aber noch der Überzeugung, 
alles im Griff zu haben und mit den durch Herrn 
Staatsrat Fries angekündigten seniorenpolitischen 
Leitlinien auf einem guten Weg zu sein. Das sehen 
Sie ja inzwischen ganz offensichtlich anders. 

(Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber [Bündnis 
90/Die Grünen]: Das steht doch da überhaupt nicht 
geschrieben!) 

Das steht woanders. Dann hätte man vielleicht mal 
hingucken sollen. Ich habe es gemacht. 

(Beifall CDU – Abgeordneter Björn Fecker [Bünd-
nis 90/Die Grünen]: Es geht ja jetzt um den Antrag, 
um nichts anderes!) 

Es ist für mich okay, dass Erkenntnisse manchmal 
Zeit brauchen, aber ein solches Durcheinander, wie 
Sie es jetzt verursachen, braucht kein Mensch. So 
wird niemandem geholfen, außer vielleicht den 
Antragstellenden, die hoffen dürften, dass die äl-
tere Generation glaubt, dass sie jetzt irgendwas 
Tolles für sie getan hätten. Ich habe wirklich in all 
Ihren Beiträgen nur das gehört, was ich die letzten 
elf Jahre, seit ich Abgeordnete bin, auch gehört 
habe und wohinter ich auch stehe, das finde ich 
auch vollkommen in Ordnung. Aber einen Antrag 
auf den Markt zu schicken, mit einem Paradigmen-
wechsel, das kann ich nicht nachvollziehen. Wir 
sind uns einig im Ziel, aber Sie versuchen, das 
durch ein undurchsichtiges Labyrinth von Wegen 
zu erreichen, auf die wir nicht folgen werden. 

Sie haben auch einige wichtige Punkte unter den 
Tisch fallen lassen, zum Beispiel die Kurzzeit-
pflege. Auch die finanzielle Ausstattung bislang 
schon vorhandener Angebote für Senioren lassen 
Sie außen vor, ebenso die Chancen, die Sport- und 
andere Vereine, Kirchen und Gemeinden bieten 
und die Sie auch unterstützen könnten, ihre im 
Kleinen schon vorhandenen Seniorenangebote 
auszubauen und somit Strukturen und Kontakte zu 
nutzen, in denen sich die Menschen schon in jün-
geren Jahren bewegt haben. Da ist Fehlanzeige. 

Sie zählen vieles auf, vieles aber auch nicht. Ihr 
versuchter und doch missglückter Rundumschlag 
hilft der Arbeit in unseren Quartieren und unseren 
Seniorinnen und Senioren genauso wenig weiter 
wie Ihre Ankündigungen vor vier Jahren. Deshalb 
lehnen wir ihn auch ab. 

(Glocke) 

Ich komme zum Schluss. Wir brauchen keinen Pa-
radigmenwechsel, sondern echten Einsatz, durch 
den bereits gemachte Ankündigungen umgesetzt 
werden und der sich in naher Zukunft auch an den 
Ergebnissen des Pflegeberichtes ausrichtet. 

(Glocke) 

– Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Birgitt Pfeiffer. 
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Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Ja, Frau Grönert, wir können Sie 
nur herzlich einladen mitzudenken. 

(Lachen SPD – Beifall SPD) 

Da freuen wir uns sehr drauf, wenn Sie das tun. 
Denn in der Tat haben Sie natürlich recht: Das, was 
wir hier an Forderungen zusammengestellt haben, 
ist keine vollständige Liste der Dinge, die es benö-
tigt. Sie haben auch recht damit, dass die Idee nicht 
revolutionär ist. Dieses Thema „Pflege im Quar-
tier“, das haben wir uns nicht ausgedacht, sondern 
Ideen und Konzepte, die damit zu tun haben, die 
finden sich in Altenberichten der Bundesregierung, 
die finden sich in Pflegeberichten und -reporten 
von Krankenkassen, in wissenschaftlichen Veröf-
fentlichungen. Die in Bremen sehr bekannten Kol-
legen Stefan Görres und Michell-Auli, früher beim 
DZA, heute in der Sozialbehörde, haben schon 
2012 zu diesen Themen veröffentlich. In der Tat, es 
ist ein Marathon, auf dem wir uns da bewegen. 

„Undurchsichtig“ lasse ich jetzt mal so. Ich lasse ei-
niges stehen von dem, was Sie gesagt haben. Ich 
will gerne noch mal deutlich machen, dass wir in 
dieser Koalition seit Beginn der Legislaturperiode 
eine ganze Menge an Steinen schon sozusagen ins 
Wasser gerollt haben, was einzahlt auf die Idee von 
„Pflege im Quartier“. Ich will mal sagen, wir haben 
mit, ich glaube, dem ersten Haushalt in dieser Le-
gislaturperiode Mittel für präventive Hausbesuche 
bereitgestellt. 

(Beifall SPD) 

Dann kam die Coronapandemie, die ist aber, so-
weit ich weiß, das wird die Senatorin vielleicht 
gleich sagen, jetzt konzeptionell so weit, dass wir 
uns im Herbst damit beschäftigen. 

Wir haben im Landesprogramm „Lebendige Quar-
tiere“ ein Programm „Ältere in den Quartieren“ 
aufgelegt, das vergünstigte Mittagstische für Ältere 
organisiert, das Fahrdienste für Mobilitätseinge-
schränkte unterstützt, das auch Kosten von Freiwil-
ligen, die in ihrem Engagement für Ältere aktiv 
sind, da übernehmen kann. Wir haben die Begeg-
nungszentren gestärkt, weil wir glauben, dass das 
wichtige Säulen sind, und wir haben auch durch 
das Landesprogramm „Lebendige Quartiere“ die 
Quartierszentren in immerhin 14 Quartieren finan-
ziell abgesichert. Das sind aus unserer Sicht sehr 
gute Begegnungsorte für Jung und Alt und können 
auch Zentren sein, wo Dinge neu entstehen. 

Dann heben Sie auf den Pflegebericht ab. Das finde 
ich geradezu wunderbar, dass Sie darauf aufmerk-
sam gemacht haben, das war nämlich Teil des 
zweiten Teiles meiner Rede, dass wir ja auch den 
genauso angelegt haben – –. 

(Abgeordnete Sigrid Grönert [CDU]: Das steht aber 
nicht im Antrag!) 

Das stimmt, das steht nicht im Antrag drin. Haben 
Sie völlig recht. Den haben wir genau deswegen 
beauftragt, weil wir, um die Pflegeorganisation, die 
Strukturen in den Quartieren gut weiterentwickeln 
zu können, diese Daten brauchen, und zwar sowohl 
die Daten über die Versorgungsstruktur und die 
zukünftige Nachfragestruktur als auch diese klein-
räumigen Teile. Ich erinnere mich sehr gut, Frau 
Grönert, in der Sozialdeputation, wie Sie sich lä-
cherlich gemacht haben darüber, dass wir in dem 
zweiten Teil des Pflegeberichtes auch erfassen, 
welche Angebote zum Beispiel Kirchengemeinde 
und religiöse Gemeinschaften anbieten. 

(Zuruf Abgeordnete Sigrid Grönert [CDU]) 

Das machen wir zusätzlich, und darüber haben Sie 
sich sehr echauffiert und gesagt: „Was soll denn 
der Scheiß?“, weil das keine regelmäßigen Ein-
künfte waren. 

(Zuruf Sigrid Grönert [CDU] – Abgeordneter Heiko 
Strohmann [CDU]: Das hat Frau Grönert nie ge-
sagt!) 

Entschuldigung, das ziehe ich zurück, dieses Wort, 
das hätte sie nie gesagt, hätte Frau Grönert nie so 
gesagt, aber sie hat sehr deutlich Kritik geübt, und 
heute sagen Sie, das ist doch wichtig, dass wir ge-
nau diese Angebote mit reinnehmen, und da haben 
Sie völlig recht! 

(Zuruf Abgeordnete Sigrid Grönert [CDU]) 

Wenn wir uns darin einig sind, dass wir auch diese 
Angebote in den Quartieren brauchen, dann müs-
sen wir, um sie einbeziehen zu können, sie zu-
nächst mal erfassen. Dann stellt sich die Frage: An 
welchen Punkten müssen wir da vielleicht noch ein 
bisschen Dünger geben, damit wir das auch verste-
tigen können? 

(Beifall SPD) 

Dann heben Sie ja ab, dass wir nicht mehr machen 
können, ohne dass der Bund sich bewegt. Da will 
ich noch mal deutlich sagen: Im Koalitionsvertrag 
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dieser Ampelregierung steht deutlich mehr zum 
Thema Pflege, als die CDU in 16 Jahren auf die 
Reihe gekriegt hat. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

All das, was wir hier an Forderungen haben, bis auf 
das Thema der kommunalen Pflegebudgets, das 
steht nicht im Koalitionsvertrag, weil das ein me-
gadickes Brett ist, aber alle anderen Punkte, dazu 
finden sich Aussagen in der Koalitionsvereinba-
rung. Das heißt noch nicht, dass das morgen umge-
setzt wird. Deswegen haben wir es hier mit reinge-
setzt, damit unser Bundesland da ordentlich Druck 
macht. 

Dann möchte ich noch einen Punkt sagen: Natür-
lich sind da Dinge drin, die schwer umsetzbar sind, 
weil unsere Finanzierungslogik zum Beispiel in der 
ambulanten Pflege, so ist, wie sie ist. Die einschlä-
gig Vertrauten kennen das Modell Buurtzorg aus 
den Niederlanden, die eben die Nachbarschaft mit 
einbeziehen in den pflegerischen Prozess. Seit Jah-
ren versuchen in Deutschland Pflegedienste, genau 
solche Modelle auch hier refinanziert zu kriegen. 
Ist außerordentlich schwer. In Münster ist es mal 
geglückt. Wir glauben, dass wir für Bremen auch 
noch mal so einen Angang machen können und mit 
den Kassen da ins Gespräch gehen. Frau Grönert, 
meine Zeit ist vorbei, ich kriege schon hier böse 
Zeichen gemacht. 

(Glocke) 

Ich freue mich auf weitere Gespräche und Beratun-
gen darüber in der Sozialdeputation und freue 
mich sehr über konstruktive Beiträge, auch der 
CDU. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen aus den Reihen der Abgeordneten liegen 
mir nicht vor. Deswegen erhält jetzt Senatorin Anja 
Stahmann das Wort. 

Senatorin Anja Stahmann: Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Damen und Herren! Ich könnte natürlich 
auch ganz tief in die fachliche Debatte einsteigen, 
die hier in Teilen angeklungen ist. Das will ich 
nicht machen. Aber ich finde es schon interessant, 
dass die CDU in Bremen sich beschwert, dass man 
nicht über einen Paradigmenwechsel in der Pflege 
sprechen darf, wenn in dieser Woche das i2b-Meet-
Up (Veranstaltung der idea to business GmbH) in 
Bremen in dem neuen Gebäude der Sparkasse just 

zu diesem Thema stattfindet. Es muss doch irgend-
wie was dran sein, dass nach einer Wasserstoffde-
batte eine Debatte über das Megathema Pflege 
folgt, in der Bremischen Wirtschaft, weil sie näm-
lich erkannt haben, dass das einer der vier Me-
gatrends ist, die uns gesellschaftlich beschäftigen 
werden, und zwar nicht nur im Bereich Soziales, 
sondern auch in anderen politischen Bereichen. 
Dazu sage ich jetzt gleich noch was. 

Die Frage ist ja: Wie wollen wir im Alter leben und 
wie gestalten wir das? Dieser Senat, diese Koalition 
hat in dieser Legislaturperiode richtig investiert in 
die Quartiere, und das werden wir auch weiter tun. 
Wie soll gute Pflege für alle aussehen? 80 Prozent 
der Menschen wollen in ihren eigenen vier Wän-
den bleiben. Manche können das, manche können 
das nicht. Das Thema Barrierefreiheit wird eines 
der Riesenthemen sein, die uns hier in Bremen um-
treiben. In der vorherigen Debatte wurde gerade ja 
auch über den Fachkräftemangel diskutiert. Das 
wird natürlich Auswirkungen haben. 

Wir müssen riesige Investitionen tätigen in den 
baulichen Bestand. Die Finanzierung insgesamt 
der gesamten Pflege, dass das bezahlbar bleibt, das 
wird eine der großen politischen Aufgaben auch 
des Bundes werden, dass nämlich der Eigenanteil 
gebremst ist. Jetzt haben wir eine Situation, dass 
diejenigen, denen es ohnehin gutgegangen ist im 
Leben, die Glück gehabt haben, dass die sich eine 
Pflege nach Katalog aussuchen können. Diejeni-
gen, für die Frau Stahmann zuständig ist, denen 
geht es auch gut, denn da übernimmt die öffentli-
che Hand dann die Kosten. Aber wir haben eine 
ganz große Zahl – ich sage mal, Mittelfeld – von 
Menschen, die aus finanziellen Gründen zu Hause 
bleiben und semi-optimal versorgt sind. 

Wir haben das Thema Demenz, was zunimmt. Hier 
sind die Zahlen genannt worden. Die Menschen 
werden älter, ab 80 steigt auch das Risiko, an De-
menz zu erkranken. Wir beschäftigen uns längst 
mit demenzfreundlichen Stadtteilen. Das macht 
nicht nur das Sozialressort, sondern viele Bereiche, 
auch beispielsweise die Bremische Sparkasse hat 
das längst zu einem Thema gemacht. Ich finde, die-
ser Antrag ist berechtigt. Genauso ist berechtigt, 
dass wir weiterarbeiten, mit Heinz Rothgang zu-
sammen. 

Entschuldigung, Frau Grönert, wir haben echt in 
den letzten vier Jahren ein volles Aufgabenheft ge-
habt. Wenigstens einmal das Wort: Wir haben auch 
zwei Jahre mit dem Thema Corona zu tun gehabt! 
Es sind immer die gleichen Mitarbeiter, die alles 
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gleichzeitig machen sollen. Das will ich einmal 
deutlich sagen: Die Leute bei uns hängen sich rich-
tig rein! 

(Zuruf Sigrid Grönert [CDU]) 

Frau Grönert, Bremen ist ein Stadtstaat, und der 
Vorteil von Bremen ist auch, dass wir eine Experi-
mentierklausel haben, dass ich als Senatorin in den 
Senat gehen kann, um rechtliche Voraussetzungen 
zu schaffen, und da scheue ich mich auch nicht, 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

das tun wir auch, und das darf man nicht wegreden. 
Das ist auch das Pfund, das Bremen unterscheidbar 
macht von den Flächenländern. 

Der Landespflegebericht, den werden wir vorle-
gen. Wir sind auch schon dabei, Modellregionen 
auszugucken. In dem Antrag sind viele Dinge be-
schrieben, an denen unsere Behörde längst arbei-
tet. Es ist unheimlich wichtig, dass dieses Haus mit 
allen politischen Bereichen daran arbeitet, wie die 
Stadt, wie Bremen und Bremerhaven sich als „Sor-
gende Städte“ aufstellen, damit wir Menschen 
auch weiterhin gut begleiten und auch betreuen 
und pflegen können. Wir haben nicht die Fach-
kräfte, um alle Menschen in stationären Einrichtun-
gen unterzubringen. Das ist, glaube ich, bei vorher-
gegangenen Debatten ja auch schon deutlich ge-
worden. 

Aber ich fände es wichtig, dass die Opposition in 
Teilen – die FDP stimmt ja zu –, dass die Opposition 
das auch einmal sieht und würdigt, was wir in den 
letzten drei Jahren, das vierte folgt jetzt, was wir an 
Geld in die Hand genommen haben. Jetzt kommt 
die Stadt Dortmund und schaut sich Bremen an, 
dass wir vorbildlich sind. Beim Städtetag werden 
wir angesprochen. Hier kommen die Gruppen an 
und lassen sich von uns informieren. Ich glaube, 
dass Herr Fries und auch ich und unsere Leute im 
Haus, wir sind da gern gesehene Gesprächs-
partner, und wir gelten nicht als diejenigen, die 
hinter dem Mond leben und das Thema nicht er-
kannt haben. – Danke schön! Ich bitte um Zustim-
mung zu dem Antrag! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE, 
FDP, Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen CDU, L.F.M., Abgeordneter Thomas Jür-
gewitz [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 

Meine Damen und Herren, interfraktionell ist ver-
einbart worden, vor der Mittagspause nur noch die 
Tagesordnungspunkte ohne Debatte aufzurufen. 

Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeige-
setzes sowie weiterer Gesetze  
Mitteilung des Senats vom 17. Mai 2022  
(Drucksache 20/1474) 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die LINKE, 
FDP, Abgeordneter Peter Beck [BIW], Abgeordne-
ter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(CDU, L.F.M.) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1474
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Interfraktionell wurde vereinbart, nach der ersten 
Lesung den Gesetzesantrag zur Beratung und Be-
richterstattung an die staatliche Deputation für In-
neres zu überweisen. 

Wer dieser Überweisung seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist 
entsprechend. 

(Einstimmig) 

Gesetz zur Harmonisierung und Fortentwicklung 
der Bestimmungen über Beiräte im Strafvollzug  
Antrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE und 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 8. Juni 2022  
(Drucksache 20/1492) 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die 
LINKE, FDP, Abgeordneter Peter Beck [BIW], Ab-
geordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(L.F.M.) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

Bericht des staatlichen Petitionsausschusses Nr. 
29  
vom 10. Juni 2022  
(Drucksache 20/1495) 

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh-
lenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

(Einstimmig) 

Meine Damen und Herren, damit treten wir jetzt in 
eine Mittagspause bis 14:30 Uhr ein. Ich unterbre-
che die Sitzung bis dahin. 

(Unterbrechung der Sitzung 12:59 Uhr) 

 

Präsident Frank Imhoff eröffnet die unterbrochene 
Sitzung wieder um 14:31 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Die unterbrochene Sit-
zung der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröff-
net. Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht 
herzlich den Fachbereich Politikwissenschaft der 
Universität Bremen, Seminar „Politik und Regieren 
in Bremen“, inklusive des ehemaligen Abgeordne-
ten Dr. Güldner. Herzlich willkommen hier heute 
bei uns in der Bürgerschaft. 

(Beifall) 

Die notwendigen Ermittlungsgrundlagen im 
Kampf gegen Organisierte Kriminalität auch in 
Bremen schaffen  
Dringlichkeitsantrag der Fraktion der CDU  
vom 2. Juni 2022  
(Drucksache 20/1487) 

Dazu als Vertreter des Senats Senator Ulrich Mäu-
rer. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Marco Lübke. 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1492
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1495
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1487
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Die Zahlen, die uns durch die Veröffentlichung der 
Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) im Mai be-
kannt worden sind, sind erschreckend. Die Fälle 
von sexuellem Kindesmissbrauchs sind in einem 
Jahr um über 15.000 Fälle und die Meldung von 
Missbrauchsdarstellungen um 108 Prozent gestie-
gen. Auch in Bremen hat sich die Zahl seit 2018 na-
hezu verdoppelt. 

Für uns als CDU-Fraktion sage ich ganz deutlich: 
Diese Straftaten gehören wohl zu den widerlichs-
ten und sind für uns unerträglich, meine Damen 
und Herren! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

Ich glaube, da sind wir uns einig. Wir alle wollen 
und werden das nicht akzeptieren und hinnehmen. 
Vor allem, wenn man sich vergegenwärtigt, dass 
das Dunkelfeld ganz erheblich höher ist. Es handelt 
sich dabei nur um das Hellfeld. 

Ich finde, wir sind als Gesellschaft und auch als Po-
litik gefordert, da deutlich gegenzusteuern. Wir 
müssen alles Menschenmögliche dafür tun, um 
diese Straftaten zu verhindern, aufzuklären und 
Kinder zu schützen. 

Meine Damen und Herren! Die EncroChat-Ermitt-
lungen haben deutlich gezeigt, was möglich ist, 
wenn man alle Ressourcen ausschöpft. Um das et-
was überspitzter zu formulieren bedient sich Bre-
men regelmäßig der Erkenntnisse der französi-
schen Ermittler. Was auch gut ist. 

Aber das, meine Damen und Herren, kann nicht 
unser Anspruch sein! Dass wir auf andere Länder 
angewiesen sind, um an diese Beweismittel und 
diese Daten zu kommen. Wer sich mit den Ermitt-
lungen der Polizei ein wenig auskennt, oder mit Er-
mittlern der Polizei gesprochen hat, der weiß, dass 
diese Straftaten nicht ohne die Möglichkeit einer 
Speicherung aufgeklärt werden können. 

Zumindest darum muss es doch uns doch gehen: 
Die IP-Datenspeicherung einzuführen, denn die ist 
vom Europäischen Gerichtshof ausdrücklich er-
laubt worden. Dabei geht es darum, dass nicht ge-
speichert wird, wer, wen, wann angerufen oder 
eine E-Mail geschrieben hat, oder an welchem 
Standort jemand sich befand, sondern zu welcher 
Zeit welche IP-Adresse für einen Internetanschluss 
verwendet wurde. 

Deswegen muss es aus Sicht der CDU-Fraktion da-
rum gehen, die Verkehrsdatenspeicherung so auf-
zubauen, so zu reformieren, dass diese den Geset-
zen auf Bundes- und europäischer Ebene entspre-
chen. 

Ich bin sehr froh, dass die vergangene Innenminis-
terkonferenz in der vorletzten Woche, Senator 
Mäurer war auch da, dazu einen sehr deutlichen 
Beschluss gefasst hat. Den, wenn ich das richtig 
verstanden habe, Senator Mäurer mitgetragen hat. 
Ich finde es richtig, dass dieser Beschluss gefasst 
wurde. 

Meine Damen und Herren, ein weiterer Punkt der 
Instrumente für Ermittlungen wäre die künstliche 
Intelligenz (KI) bei der Arbeit der Ermittlungsbe-
hörden. Im Bereich Kinderpornografie schießt die 
Zahl der Delikte exponentiell, im gleichen Maße 
zum Aufwand der Aufklärungen, in immer weitere 
Höhen. In einem Fall, nur damit das mal anschau-
lich dargestellt wird, in einem Fall ist das im Schnitt 
ein Datenvolumen zwischen 1,5 Terabyte und 3 
Petabyte. Ich kannte den Betriff gar nicht. Das sind 
umgerechnet, wenn man sich das mal vorstellt, un-
gefähr 3.000 Festplatten. 

Diese Fülle von Beweismaterial auszuwerten, ist 
für die Polizei kaum möglich. Die künstliche Intel-
ligenz, und deswegen die Forderungen, kann dazu 
beitragen, dass das umfangreiche Material gesich-
tet und ausgewertet wird, und auch, die Ermittler 
von dem psychischen Druck, der daran hängt, zu 
entlasten. 

(Beifall CDU) 

Um es noch einmal ganz deutlich zu sagen, es geht 
hier nicht darum, die menschlichen Ermittler zu er-
setzen, sondern es geht darum, durch die künstli-
che Intelligenz zu helfen und Zeit zu gewinnen. 
Zeit für wichtige Ermittlungsarbeit, denn die ist bei 
diesen Verfahren ganz besonders wichtig. 

In Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen wurde 
eine Software zur Bekämpfung der Kinderporno-
grafie mittels künstlicher Intelligenz entwickelt. 
Diese, finde ich, hat sich sehr gut entwickelt und ist 
eine große, hilfreiche Unterstützung. Deswegen 
fordern wir als CDU-Fraktion, dass künstliche In-
telligenz bei der Ermittlung hier in Bremen eben-
falls eingesetzt wird. Gerade, um die sowieso viel 
zu wenigen Ermittler in diesem Bereich zu unter-
stützen. 
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Ein dritter Bereich ist die Online-Durchsuchung 
und die Quellen-Telekommunikationsüberwa-
chung (Quellen-TKÜ) im Bereich der Gefahrenab-
wehr. Da geht es im Gegensatz zu einer generellen 
Speicherung um Ermittlungswerkzeuge, bei denen 
sozusagen eine Datenerhebung für die Zukunft, ab 
Einsetzen der Überwachungsmaßnahme, erlaubt 
ist. Außerdem erheben bei der Quellen-TKÜ die Si-
cherheitsorgane selbst die Daten, die Gesprächsin-
halte, durch Abhören oder Mitlesen von E-Mails 
bestimmter Teilnehmer. 

Meine Damen und Herren! Abschließend möchte 
ich deutlich machen: All diese Ansätze, die ich 
eben vorgetragen habe, werden das Problem nicht 
in Gänze und auch nicht sofort lösen, aber aus der 
Sicht der CDU-Fraktion sind sie wichtige Bausteine 
und Ermittlungshilfen für die Behörden, um den 
Kampf gegen diese widerlichen Straftaten zu inten-
sivieren und Straftätern auf Augenhöhe zu begeg-
nen, denn das ist aktuell nicht der Fall. 

Für uns als CDU-Fraktion geht es darum, diese 
Verbrechen aufzuklären, 

(GLOCKE) 

ich komme zum letzten Satz, um das Aufdecken 
von kriminellen Vereinigungen, Täter ihren ge-
rechten Strafen zuzuführen und somit auch weitere 
Verbrechen zu verhindern. Das ist der Anspruch 
der CDU-Fraktion. Wir wollen diesem Deliktsfeld 
dem Kampf ansagen, meine Damen und Herren! – 
Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Kevin Lenkeit. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Sehr geehrter 
Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Solar-
dächer, Mindestlohn und heute das Bremische Po-
lizeigesetz. Ein Evergreen jagt den nächsten in die-
ser Woche. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Ja, weil nichts 
passiert!) 

Die offiziellen Zahlen, da hat der Kollege Lübke 
völlig recht, sind erschreckend. Wir sprechen von 
mindestens einer Million Kindern und Jugendli-
chen nur bei uns in Deutschland, die jedes Jahr se-
xualisierte Gewalt erfahren und umso schwieriger 
ist die Vorstellung der Anzahl der Opfer, die uns 
nicht bekannt sind. 

Jede brutale Tat ist ein Schicksal und jedes Schick-
sal ist ein Kind oder ein Jugendlicher, den wir als 
Gesellschaft nicht schützen konnten. Umso wichti-
ger ist es, Täter zu ermitteln und vor Gericht zu stel-
len. Da gibt es keine zwei Meinungen, da stimmen 
wir den Ausführungen des CDU-Antrags vollum-
fänglich zu. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Auch bei dem Thema Organisierte Kriminalität 
sind wir uns alle einig. Wir dulden keine Parallel-
strukturen, die den Rechtsstaat ablehnen und mit 
schweren Straftaten, wie Drogenschmuggel und -
verkauf, Raub und Erpressung ihr Geld machen. 
Natürlich gehen wir diese Strukturen auch in Bre-
men seit Jahren an, nehmen Sie nur die Hells An-
gels und die Mongols als Beispiel. In anderen Bun-
desländern treiben diese selbst ernannten Rocker 
weiterhin ihr Unwesen. Hier in Bremen ist der Spuk 
vorbei. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Natürlich, die handelnden Akteure sind teilweise 
noch da, aber das Zurschaustellen der rechtsstaat-
lichen Ablehnung durch Kutten, Vereinsheime und 
Präsenz im öffentlichen Raum, die ist vorbei. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Den Kampf gegen sexualisierte Gewalt an Kindern 
und die Organisierte Kriminalität nimmt die CDU-
Fraktion abermals als Beispiel, um die Quellen-
TKÜ, also das Abgreifen von Daten auf dem End-
gerät, vor der Verschlüsselung, vor dem Absenden, 
zu nehmen, um das hier heute zu debattieren. Ich 
wiederhole mich an dieser Stelle: Die Quellen-TKÜ 
ist ein exotisches Instrument in der präventiven 
Strafverfolgung. Laut letzter Statistik gab es bun-
desweit drei, ich wiederhole drei durchgeführte 
Quellen-TKÜs. 

Es ist eine hochkomplexe Operation, denn es be-
darf eines physischen Zugangs zu dem Gerät. Es 
gibt auch Mittel und Wege, die Software über ei-
nen Downloadlink auf das Gerät zu bekommen, 
aber das, wir alle kennen das, setzt die Mitarbeit 
des Kriminellen voraus. Man muss nämlich auf den 
Link klicken. 

Es wird also zunehmend, entschuldigen Sie, wenn 
ich das jetzt in der Deutlichkeit sage, unredlich, 
dass Sie sich hier wiederholt hinstellen und sugge-
rieren, dass die rot-grün-rote Koalition der Polizei 
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in Bremen und Bremerhaven ein wichtiges Ermitt-
lungsinstrument vorenthält. Dem ist nicht so, Kolle-
ginnen und Kollegen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

In dem Zusammenhang ist mir etwas aufgefallen. 
Wenn sich hier vorne Bürgermeisterin Dr. Schaefer 
hinstellt und bau- oder umweltpolitische Projekte 
und Vorhaben gegen Ihre Kritik verteidigt und sie 
dabei dann andere Städte, auch größere Städte, 
wie beispielsweise Paris, London oder New York 
als Beispiel nennt, dann schallt Raunen und Ge-
lächter aus den Reihen der CDU-Fraktion. Tenor: 
Keine Vergleichbarkeit. 

Sie selbst aber stellen sich beim Thema Quellen-
TKÜ wiederholt hierhin und erzählen uns was von 
den EncroChat-Daten, und kritisieren die Tatsa-
che, dass Bremen die gewonnenen Daten gerne an-
nimmt, selbst aber keine liefert, selbst keine liefern 
kann. 

Ich habe es an dieser Stelle bereits mehrfach gesagt 
und ich sage es jetzt, wie beim Vokabellernen, 
nochmal, weil Wiederholung ja hilft: Der Vorgang, 
wie die Dienste, die französischen Dienste an die 
EncroChat-Daten gekommen sind, dieser Vorgang 
ist in Frankreich als Militärgeheimnis eingestuft. 
Soll heißen, sie haben die gleiche Einstufung wie 
der Status der französischen Atomwaffen. 

Diese EncroChat-Daten also wiederholt als Beispiel 
anzubringen, kann ich Ihnen nicht verbieten, aber 
bitte erkennen Sie doch selbst an, dass das hier 
nicht zielführend ist, weil es absolut nicht ver-
gleichbar ist. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Kolleginnen und Kollegen, hierbei möchte ich es 
zunächst belassen und komme gleich noch einmal 
wieder. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Birgit Bergmann. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Auf Bundes- 
und auf Europaebene stehen wir vor großen Her-
ausforderungen in der digitalen Sicherheitspolitik. 
Mit dem heutigen Antrag holt die CDU-Fraktion 
diese heiße Debatte zu uns ins Parlament und das 
ist gut so. 

Allerdings bringt die CDU-Fraktion den Antrag 
ein, ohne auch nur ein einziges Mal zu erwähnen, 
was dabei das diskussionswürdige Dilemma ist. 
Nämlich dies: Stehen Europa und Deutschland für 
einen Super-Überwachungsstaat oder für Freiheit, 
Weltoffenheit und Menschenrechte? 

Die Kollegen der Bremer CDU-Fraktion positionie-
ren sich, wie gesagt, ohne das Dilemma zu benen-
nen, erwartungsgemäß auf der Seite der Su-
perüberwachung. Dabei wissen sie ganz genau, 
dass uns alle eine große Sehnsucht eint, die trei-
benden Kräfte von sexualisierter Gewalt gegen 
Kinder, Zwangsprostitution, Organisierter Krimi-
nalität, islamistischem Terrorismus, Drogen- und 
Waffenhandel und anderen, zutiefst verachtungs-
würdigen Verbrechen zu identifizieren, handelnde 
Köpfe bloßzustellen, strafrechtlich zu verfolgen 
und ihre weiteren Machenschaften zu verhindern. 
Das eint uns. 

(Beifall FDP) 

Es gibt wohl niemanden, der sich nicht über die Er-
folge der EncroChat-Verfahren freut, also über die 
Ermittlungsergebnisse im ganz großen Stil, die uns 
in Bremen auf der Grundlage von Chatunterhaltun-
gen von Verbrechern gelungen sind. Chats, die die 
französische Polizei geknackt und uns zur Verfü-
gung gestellt hatte. Unsere Strafverfolgungsbehör-
den in Bremen hatten das Glück, dass sie sich be-
dienen durften, selbst die Chatunterhaltungen 
knacken, das dürfen sie nicht. Natürlich kommt 
dann die Frage auf: Warum darf die deutsche, die 
bremische Polizei sowas eigentlich nicht? 

Nehmen wir Ihre erste Forderung, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der Union, die Vorratsdaten-
speicherung. Wir haben gerade 16 Jahre unionsge-
führte Bundesregierung hinter uns. 16 Jahre, in de-
nen die Union den Hut in der Innenpolitik aufge-
habt hat und wir haben die Daten nicht. Warum? 
Ja, weil die Union zu diesem Thema immer neue 
Regelungen vorgelegt hat, die eben mit Verfas-
sungs- und Europarecht nicht konform waren. 

Die CDU hat wieder und wieder verfassungswid-
rige Regelungen vorgelegt und ist immer wieder 
gegen die gleiche Wand gelaufen. Diese juristische 
Wand war aber der Schutz, der uns alle davor be-
wahrt hat, in einem allumfassenden Überwa-
chungsstaat zu landen. Das kann doch nicht die 
Sehnsucht für unser Land sein. 

(Beifall FDP) 
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Ich hoffe es jedenfalls sehr. 

In dieselbe Richtung geht aber auch Ihr Wunsch 
nach Quellen-TKÜ und Online-Durchsuchung. Ist 
Ihnen eigentlich bewusst, was technisch zur Quel-
len-TKÜ nötig ist? Ich habe es schon einmal ver-
sucht zu erklären und ich mache es gern nochmal: 
Der Staat muss Sicherheitslücken im jeweiligen 
System nutzen und muss im eigenen Interesse da-
für sorgen, dass diese Sicherheitslücken offenblei-
ben. Diese sind dann aber nicht nur offen für staat-
liche Sicherheitsbehörden, sondern natürlich auch 
für alle anderen Menschen, die sich mit solchen 
Dingen auskennen, also auch für Kriminelle jegli-
cher Couleur. Wollen Sie staatliche Behörden wirk-
lich zu Helfern von Hackern machen? 

(Zurufe Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch 
[CDU] – Abgeordnete Christine Schnittker [CDU]) 

Eine andere übergeordnete Frage ist, in was für ei-
ner Gesellschaft wir leben wollen. Wir werden nie 
in einer Gesellschaft leben, die eine hundertpro-
zentige Sicherheit gewähren kann. 

Nimmt man aber zu den Forderungen der bremi-
schen CDU noch die Forderungen der EU nach ei-
ner flächendeckenden Chatkontrolle hinzu, dann 
ist die Umsetzung dieses Forderungsbündels das 
Ende jeder vertraulichen Kommunikation, ja, der 
Privatsphäre, das Ende der informellen Selbstbe-
stimmung und das wäre dann auch das Ende unse-
rer freiheitlich demokratischen Grundordnung, wie 
wir sie kennen. 

(Beifall FDP) 

Menschenrechte, Bürgerrechte, Demokratie und 
Freiheit sind aber weltweit geschätzte Werte unse-
res europäischen Kontinents 

(Abgeordneter Hartmut Bodeit [CDU]: Auch für 
Kinder?) 

und deshalb ist doch unser freiheitliches Europa 
Sehnsuchtsort für so viele Menschen weltweit. 

Dass sie nicht selbstverständlich sind, das wissen 
wir Deutschen aus leidvoller Vergangenheit nur zu 
gut. Deshalb sehen wir Freie Demokraten es als un-
sere wichtige Rolle und Aufgabe an, auch bei kom-
plexen, schwierigen und nicht immer schnell und 
leicht lösbaren Fragestellungen diese Werte hoch-
zuhalten und zu verteidigen. 

Wo wir trotzdem Handlungsbedarf und Hand-
lungsmöglichkeiten sehen, dazu spreche ich dann 
in meinem zweiten Beitrag. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Thomas Jürgewitz. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die notwendigen Ermittlungsgrundlagen im 
Kampf gegen organisierte Kriminalität auch in Bre-
men schaffen. Klar, was sonst, versteht sich eigent-
lich von selbst und sollte längst erledigt sein. 

Ist es aber nicht, nicht in Bremen und nicht in 
Deutschland. Pro 100 000 Einwohner verzeichnet 
die PKS für 2021 für Bremen 11 145 Straftaten. Je-
der neunte Bremer würde somit statistisch Opfer ei-
ner Straftat gewesen sein. Damit liegt Bremen an 
fünfter Stelle aller deutschen Großstädte, wahrlich 
kein Ruhmesblatt, keine Erfolgsgeschichten für 
Herrn Mäurer, für den Senat, für Bremen. 

Der Ausländeranteil an den Straftaten in den Groß-
städten Deutschlands beträgt laut PKS bis zu 
65,6 Prozent, und gäbe es nicht so viele, im 
wahrsten Sinne des Wortes verschenkte deutsche 
Pässe, hätten wir hier noch deutlich höhere Zahlen. 
Damit verschleiert die Politik auch hier das wahre 
Ausmaß der Ausländerkriminalität. 

Zum CDU-Antrag: Drogenhandel, Kinderporno-
grafie, es ist nicht nachvollziehbar, warum 
Deutschland nicht in der Lage ist, solche Straftaten 
wie in anderen zivilisierten Ländern mit modernen 
technischen Mitteln zu verfolgen. Verfolgen zu 
dürfen muss man sagen, denn es war, es ist die Po-
litik in Deutschland, die dieses bisher verhindert 
hat oder hinhaltend Widerstand geleistet hat. 

Ich gucke mal nach links, aber nach den Worten 
der FDP-Kollegin eben, muss ich auch mal nach 
rechts gucken. Warum? Weil vielen deutschen Par-
teien, vielen Politkern offensichtlich immer noch 
Täterschutz vor Opferschutz geht und es geht tat-
sächlich nur um Politik, es geht nicht nur um die 
Technik, die durch die Politik verhindert wird, es 
der Polizei schwermacht, es gibt diverse weitere 
Probleme der Polizei, der Justiz. Ich nenne hier 
exemplarisch die Freilassung tatverdächtiger Mör-
der in Bremen mangels rechtzeitiger Anklage 
durch die Gerichtsbarkeit. Oder eben auch den 
Ausländeranteil in der PKS, eben schon genannt, 
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der ganz anders aussehen würde, wenn wir diese 
vor allem seit 2015 importierte Kriminalität nicht 
hätten. 

Man hat teilweise den Eindruck, die Verfolgung 
und Ahndung, muss man hinzufügen, selbst 
schwerster Kriminalität ist hier gar nicht gewollt, 
unabhängig von der mangelnden Technik oder des 
fehlenden Personals. Ich nenne hier als Beispiel das 
nicht stringente Vorgehen des Staates gegen Kin-
dermissbrauch in Kirchenkreisen. Seit Jahrzehnten 
bekannt. Staatliche Reaktionen, Sanktionen? Fra-
gezeichen. Die Kirchen meinen zu handeln, geben 
Gutachten in Auftrag. Warum? Um die Sache ir-
gendwie zu erledigen. Was machen die Staatsan-
waltschaften? Da hört man wenig. Da gilt wohl Kir-
chenrecht für Kinderschänder und kirchliche Kin-
derpornoliebhaber oder möchten die christlichen 
Parteien auch hier noch erst notwendige Ermitt-
lungsgrundlagen schaffen? 

Stattdessen verfolgt die Justiz mit den Gutmen-
schen im Schlepptau den Pastor Latzel. 

Aber weg von den Kirchen. Ich erinnere auch an 
die Odenwald-Schule und weitere „Erziehungsein-
richtungen“, die mutmaßlich zum Selbstzweck be-
stimmter, ich nenne sie mal, Neigungspädagogen 
geschaffen wurden und wo der Staat lange, wie bei 
den Kirchen, jahrzehntelang alle Augen wider bes-
seren Wissens zugedrückt hat. Das zum Täter-
schutz, der in Deutschland offensichtlich das ent-
scheidende Kriterium zu sein scheint. 

Abschließend zum Antrag: Der Antrag ist richtig 
und wichtig, aber warum ist dies nicht längst ge-
schehen bei 16 Jahren CDU-geführter Bundesre-
gierung. Denn für die meisten Änderungen, die 
notwendig sind, die Organisierte Kriminalität bes-
ser, effizienter zu bekämpfen, ist der Bundesge-
setzgeber zuständig und dies hätte in 16 Jahren 
Merkel-Herrschaft längst erledigt sein können, 
aber der Wähler vergisst schnell und auch das viel-
leicht zu diesem Antrag: Es ist ja Wahlkampf. – 
Danke schön! 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Volksver-
hetzer!) 

Was höre ich da? – Jetzt erwarte ich aber Gleichbe-
handlung. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege, können Sie 
das bitte zurücknehmen? 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Nein, ertei-
len Sie mir gern einen Ordnungsruf, aber zurück-
nehmen, nein!) 

Gut! Wir kommen jetzt erstmal zum nächsten Red-
ner. Das ist der Abgeordnete Nelson Janßen. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Sehr 
geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abgeord-
nete, sehr geehrte Gäste! Uns liegt ein Antrag der 
CDU-Fraktion vor, in dem es um Organisierte Kri-
minalität geht, es geht um Gewaltdarstellung von 
sexueller Gewalt gegen Kinder, es geht um die 
Quellen-TKÜ, es geht um Vorratsdatenspeiche-
rung und es geht um EncroChat-Verfahren. Die 
CDU versucht auch zu begründen, wie all diese 
Punkte zusammenpassen, bloß aus unserer Sicht 
gelingt es nicht so recht und fachlich bleiben einige 
Teile wirklich dünn. 

Doch von Anfang an. Im Kern will die CDU im Bre-
mischen Polizeigesetz die Quellen-TKÜ und die 
Onlinedurchsuchung ergänzen. Dazu muss man 
wissen, dass das Bremische Polizeigesetz den Be-
reich der Gefahrenabwehr regelt und die Polizei 
bereits heute im Rahmen der Strafprozessordnung 
(StPO), § 100, beide Maßnahmen durchführen 
kann. Um zu verstehen, was diese Ergänzungen im 
Bereich der Gefahrenabwehr bringen sollen, muss 
man sich die Prosa des CDU-Antrags genauer an-
gucken. Dort werden zwei Kriminalitätsbereiche 
genannt, die leicht zu emotionalen, aber häufig 
auch unsachlichen Debatten führen. 

Zunächst einmal geht es um den Bereich der sexu-
ellen Gewaltdarstellung von Kindern, umgangs-
sprachlich oft als Kinderpornografie oder Kindes-
missbrauch bezeichnet, ich finde beide Begriffe 
aber unpassend und erwarte eigentlich auch, dass 
dort auf die Sprachhinweise der Betroffenen Rück-
sicht genommen wird, die immer wieder sagen, 
dass diese Bezeichnungen unzutreffend sind. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es ist unbestritten, dass die Zunahme von Strafver-
fahren in diesem Phänomenbereich besorgniserre-
gend ist und entschlossenes staatliches Handeln er-
fordert. Ich teile auch explizit die Forderung der 
CDU, die sich auch in einem Beschlusspunkt wie-
derfindet, dass sichergestelltes Material, das oft 
von gigantischem Volumen ist, KI-gestützt ausge-
wertet werden soll und freiwerdende Personalres-
sourcen weiterhin beim Kampf gegen sexuelle Ge-
waltdarstellung von Kindern eingesetzt bleiben. 



5346 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 37. Sitzung am 15.06.2022 und 16.06.2022 

Ich finde das einen guten Bestandteil dieses Antra-
ges. 

Aber was genau eine Quellen-TKÜ im Bereich der 
Gefahrenabwehr leisten soll, ist mir völlig unbe-
greiflich. Schließlich stoßen Ermittler:innen auch 
heute schon bei größeren Verfahren immer wieder 
auf IP-Adressen oder andere Daten, die eine Straf-
verfolgung oder zumindest einen Anfangsverdacht 
gegen Beschuldigte begründen. Dann haben die 
Ermittlungsbehörden nach der Strafprozessord-
nung die Möglichkeit, mit entsprechenden Instru-
menten aktiv zu werden. Im Bereich der Gefahren-
abwehr würden wir uns nur bewegen, wenn es bis-
her keinen Hinweis auf ein strafbares Verhalten 
gibt und wir noch nicht einmal zu einem Anfangs-
verdacht gekommen sind. 

Wann genau soll dieses präventive Agieren der Po-
lizeibehörde insbesondere im Bereich von sexueller 
Gewalt gegen Kinder einsetzen? Vor der Erstellung 
des Materials, vor der Zur-Verfügung-Stellung des 
Materials, vor dem Zugriff von Dritten auf das Ma-
terial? Wie soll dabei eine Quellen-TKÜ wirken, 
wenn kein Anfangsverdacht besteht? Da möchte 
ich auch einmal auf meinen Kollegen Herrn Kevin 
Lenkeit verweisen, der darauf hingewiesen hat, 
dass dieses Instrument äußerst selten eingesetzt 
wird. 

Wir wissen, dass insbesondere bei sexuellen Über-
griffen gegen Kinder häufig der Nahbereich die 
Täter – fast immer: die Täter – sind. Das heißt, man 
müsste davon ausgehen, dass viele nicht unbedingt 
vorher mit anderen Straftaten in Erscheinung ge-
treten sind. Daher bräuchte es dann wirklich flä-
chendeckend eine Überwachung. Das durch eine 
Quellen-TKÜ im Polizeirecht, im präventiven Be-
reich durchzusetzen, ist völlig unrealistisch. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Des Weiteren versucht die CDU-Fraktion sich mit 
Organisierter Kriminalität zu befassen, allerdings 
hauptsächlich in der Überschrift, denn im folgen-
den Antrag findet sich relativ wenig Konkretes 
dazu. Sie nehmen zwar Bezug auf das EncroChat-
Verfahren, das erfreulicherweise zu zahlreichen 
Verurteilungen und Strafverfahren geführt hat, be-
fassen sich aber weniger mit dem spezifischen Phä-
nomenbereich der Organisierten Kriminalität. 
Denn auch hier ist doch präventives Agieren außer-
halb von bestehendem Anfangsverdacht mehr als 
unglaubwürdig. 

Wenn wir eine Szene identifiziert haben – Rocker 
sind beispielsweise eben gefallen oder auch andere 
Zusammenschlüsse, die regelmäßig gewerbsmäßig 
und bandenmäßig Straftaten begehen –, dann hat 
die Polizei doch einen bestehenden Anfangsver-
dacht, hat bestehende Ermittlungsgrundlagen, mit 
denen dann auch die in der STPO niedergeschrie-
benen Instrumente zur Verfügung gestellt werden 
können. Wieso brauchen Sie in genau diesem Phä-
nomenbereich eine Quellen-TKÜ, die dann ohne 
Anfangsverdacht und ungezielt, aber mit erhebli-
chen Grundrechtseingriffen verankert werden soll? 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich fasse daher für uns zusammen, dass wir Ihren 
Antrag ablehnen werden. Ein guter Antrag zeich-
net sich dadurch aus, dass er nicht möglichst viele 
sicherheitspolitische Buzzwords aneinanderreiht, 
sondern eher präzise Antworten auf spezifische 
Herausforderungen liefert. Ihr Antrag ist leider das 
Gegenteil, er ist Symbolpolitik mit etwas autoritä-
rem Zungenschlag. Das brauchen wir nicht. Wir 
lehnen Ihren Antrag ab! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Björn Fecker. 

Abgeordneter Björn Fecker (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Herr Lübke, es wird 
jetzt aus Ihrer Sicht nicht besser, denn Ihren christ-
demokratischen Griff in die Mottenkiste, den wer-
den auch wir ablehnen, meine Damen und Herren! 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Das über-
rascht mich jetzt nicht!) 

Ich weiß gar nicht, wie oft Sie das jetzt hier versucht 
haben und wie oft wir Ihnen das an dieser Stelle 
noch auseinandertüdeln, in unterschiedlichen Far-
ben, mit unterschiedlichen Tonalitäten, aber in der 
Sache relativ klar. 

Lassen Sie mich vielleicht zu Beginn mit dieser Mär 
aufräumen, dass es darum ginge, der Polizei das 
Leben schwer zu machen, sie an der Arbeit zu be-
hindern, oder dass es vielleicht sogar ein Interesse 
daran gibt, dass Straftaten nicht aufgeklärt werden. 
Meine Damen und Herren, das ist vollkommener 
Blödsinn! Auch jetzt bietet die StPO bereits ausrei-
chend Möglichkeiten für die Polizei, eben diese 
Straftaten zu verfolgen. 
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Meine Damen und Herren, das muss ich jetzt auch 
einfach noch loswerden, das erinnert mich an die 
Debatte gestern, mit den Krokodilstränen für die 
Bundeswehr. Sie haben 16 Jahre lang Verantwor-
tung im Bund getragen. Waren das nicht alles 
schwarze Innenminister, mal von der CSU, mal von 
der CDU? Wenn dieses Thema aus Ihrer Sicht das 
zentrale Bekämpfungsinstrument ist, dann gestat-
ten Sie bitte die Frage, warum Sie es in 16 Jahren 
in unterschiedlichen politischen Kombinationen 
nie hinbekommen haben, das vernünftig gesetzlich 
zu regeln, meine Damen und Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Auch heute machen Sie wieder den Fehler, dass Sie 
in Ihrem Antrag von „der Vorratsdatenspeiche-
rung“ sprechen. Ein wenig Lektüre der einschlägi-
gen Urteile des Bundesverfassungsgerichts, der 
Äußerungen des Europäischen Gerichtshofes hätte 
Ihnen klargemacht, dass man eine anlasslose Mas-
sendatensammel- und -speicheraktion niemals, 
niemals durchkriegt. Deswegen ist doch der rich-
tige Weg, dass man an dieser Stelle differenzieren 
muss, weil nämlich gesagt wurde, dass eine län-
gere Speicherung von IP-Adressen beispielsweise 
durchaus generell zulässig ist. 

Auch wir Grüne sagen, dass es auch noch nach ein 
paar Wochen möglich sein muss, den Anschluss ei-
ner IP-Adresse zu ermitteln, wenn über diese IP-
Adresse schwere Straftaten begangen wurden, 
meine Damen und Herren. 

Aber wenn wir das jetzt so machen, wie Sie das vor-
schlagen. wissen Sie, was dann passiert? Gar 
nichts. Weil mit dieser allgemeinen Keule wieder 
vollkommen klar ist, dass das Bundesverfassungs-
gericht und der Europäische Gerichtshof Sie der-
maßen einkassieren wird, weil es einfach nur mal 
wieder weiße Salbe ist. Sie tun so, als würden Sie 
Sicherheit propagieren. Im Endeffekt organisieren 
Sie durch Ihr Vorgehen Unsicherheit, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE, 
FDP) 

Selbst der Kollege hat eben darauf hingewiesen: 
Wenn Sie der Auffassung sind, dass Quellen-TKÜ 
und Online-Durchsuchungen angemessene Mittel 
sind, dann sind die ja schon da. Sie finden in der 
Strafprozessordnung des Bundes entsprechende 

Regelungen. Auch das ist eben hinreichend klarge-
worden, dass es da um die Gefahrenabwehr geht, 
und dass Sie auch da jetzt schon den Anwendungs-
bereich durch die Strafprozessordnung haben. 

Das Problem, dass Sie haben, meine Damen und 
Herren, sind die Zahlen, auf die hat Herr Lenkeit 
vorhin hingewiesen: Das wird nirgendwo ange-
wandt. Warum denn? Weil es technisch verdammt 
schwierig bis nahezu unmöglich ist, und weil am 
Ende des Tages offensichtlich der Ertrag nicht an-
nähernd ausreicht. Das heißt, neben diesem Po-
panz, den Sie hier aufmachen, würde ich mich auch 
gelegentlich fragen, wo eigentliche die praktische 
Relevanz Ihres heutigen Antrags ist, meine Damen 
und Herren. 

Dann diese Glorifizierung von Staatstrojanern, also 
das Ausnutzen von Sicherheitslücken auf privaten 
Telefonen, um es auch mal so deutlich zu sagen, 
durch das schwerste Schäden entstehen können, 
durch das Unrechtsregime ihre Bevölkerung über-
wachen, durch das eine ganze Menge schlimme 
Dinge gemacht werden und in der Vergangenheit 
gemacht worden sind. Die man durchaus, wie beim 
Pegasus-Trojaner, als digitale Waffen bezeichnen 
möchte und könnte. Derer wollen wir uns wirklich 
als Staat bedienen? Wollen wir wirklich die Sicher-
heitslücken ausnutzen? 

Oder ist es nicht eigentlich im Umkehrschluss viel 
besser, generieren wir nicht am Ende mehr Sicher-
heit, indem wir dafür Sorge tragen, dass es diese 
Sicherheitslücken in Zukunft nicht mehr gibt? 

Ich glaube, letzteres ist der Fall und schützt unsere 
Bevölkerung deutlich mehr als dieser Staatstroja-
ner, meine Damen und Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Da war ich dann auch ein bisschen perplex: Bei der 
Frage künstliche Intelligenz, das haben Sie ge-
merkt, sind wir alle beieinander. Und wissen Sie 
was? Da sind wir auch schon letztes Jahr beieinan-
der gewesen, denn sowohl in der Deputation für In-
neres als auch hier im Parlament ist berichtet wor-
den, wie der Fortgang ist, dass es da bereits ent-
sprechende Programme gibt, dass man dabei ist, 
dass die Polizei Bremen sich da auf den Weg macht. 

Ich gehe mal davon aus, dass Herr Innensenator 
Mäurer dazu gleich noch ein paar Details sagt. Da 
laufen Sie echt mit erhöhtem Tempo durch eine of-
fene Tür. Aus unserer Sicht brauchen wir deswe-
gen Ihren Antrag definitiv nicht mitmachen. 
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Lassen Sie mich zum Abschluss noch einen Punkt 
sagen, 

(Glocke) 

einen allerletzten Punkt. Der Landtag Nordrhein-
Westfalen hat einen sehr beachtlichen Untersu-
chungsausschuss abgeschlossen zum Thema „Se-
xuelle Gewalt gegen Kinder und Abbildungen von 
sexueller Gewalt an Kindern“. Ich glaube, dass sich 
an der Stelle ein Blick viel mehr lohnt, als der Griff 
in die christdemokratische Mottenkiste. – Danke 
schön! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, bevor ich die nächste Rednerin 
aufrufe, möchte ich Sie, Herr Abgeordneter Günth-
ner, ansprechen. Sie haben die Bezeichnung 
„Volksverhetzer“ gegenüber einem Abgeordneten 
der Bremischen Bürgerschaft hier im Haus benutzt. 
Das ist eine beleidigende Äußerung und ich rufe 
Sie deshalb gemäß § 52 Absatz 2 Satz 1 der Ge-
schäftsordnung wegen Verletzung der Würde des 
Hauses zur Ordnung. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
GRÜNEN]: Ehrenwert!) 

Jetzt kommen wir zur nächsten Rednerin und das 
ist die Abgeordnete Birgit Bergmann. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Sexuali-
sierte Gewalt gegen Kinder gehört zu den unge-
heuerlichsten Straftaten, die uns schlicht fassungs-
los machen und die eine permanente Anforderung 
an die Politik darstellen, alles zu tun, was rechts-
staatlich möglich ist, um Kinder zu schützen. 

Als erstes brauchen wir hierfür wie für die vielen 
anderen gravierenden Kriminalverbrechen mehr 
Personal. Mit der Situationsbeschreibung des Bun-
des der Kriminalbeamten im „Weser-Kurier“ 
heute, wissen wir, dass die ganzen Erkenntnisse 
aus dem EncroChat-Verfahren mitnichten, Zitat: 
„… nur eine temporäre Erscheinung darstellen“. 
Nein, Bremen ist laut dieses Berichtes ein tiefroter 
Punkt in der Landschaft mit verfestigten Strukturen 
organisierter Kriminalität. Ehrlich gesagt, mich hat 
das ganz schön beschäftigt. 

Ich bin deswegen nachher auch sehr gespannt auf 
den Beitrag des Innensenators. Sie haben ange-

kündigt, noch weitere vier Jahre in der Politik blei-
ben zu wollen, um gegen sexuelle Gewalt gegen 
Kinder vorzugehen. Bedeutet das, dass wir darüber 
reden oder dass Sie, wie im Bericht, klotzen statt 
kleckern? Werden Sie, wie der Bundesverband der 
Kriminalbeamten fordert, jetzt massiv in Logistik 
und Technik, Digitalisierung und Personal inves-
tieren? Werden Sie den Turboweg von Hochschul-
absolventen in die Kriminalpolizei eröffnen oder 
lassen wir sich den tiefroten Bremer Fleck weiter 
chronifizieren? Oder haben Sie andere Ideen? Herr 
Innensenator, bitte stellen Sie die Weichen, und 
zwar vor der Wahl, mit Taten und nicht mit Worten. 
Was wir da heute über den Zustand von Bremen le-
sen, das ist eine Schande für Bremen und im 
Grunde auch für einen Innensenator. 

(Beifall FDP) 

Natürlich brauchen wir künstliche Intelligenz, um 
entsprechende Missbrauchsdarstellungen zu iden-
tifizieren. Das ist in diesem Hause, glaube ich, völ-
lig unstrittig. Wenn man sich die Haushaltsdebatte 
im Bundestag zu Inneres und Justiz angesehen hat, 
wenn man die verfolgt hat, dann kann man, obwohl 
die Ampelregierung erst ein halbes Jahr im Amt ist, 
sehen, dass hier schon mehr Ideen auf dem Tisch 
liegen, als in den letzten 16 Jahren von der Union 
gekommen sind. 

(Heiterkeit CDU – Abgeordnete Christine Schnitt-
ker [CDU]: Ja, die FDP!) 

Eine anlasslose Überwachung der gesamten Bevöl-
kerung gehört jedenfalls nicht zu den Sachen im 
Paket. 

(Beifall FDP) 

Wissen Sie, die Täter, die werden schnell neue kre-
ative Wege zur Kommunikation finden, aber die 
Überwachung von mir, Ihnen, oder Maximiliane 
Mustermann, die wird fortbestehen und das kann 
sich doch niemand wünschen. Wenn wir keinen 
ungestörten digitalen Rückzugsort haben, wo wir 
sich Menschen mit Menschen vertraulich austau-
schen können, ohne dass jemand kritisch mithört, 
dann hört doch das freie Menschsein auf. George 
Orwell lässt grüßen, würde ich mal sagen. Selbst 
die, die sagen würden, mich stört es nicht, wenn die 
Behörde sich Zugang zu meinen Dialogen mit mei-
nen besten Freunden, meinen Chats im Kreise der 
Parteifreunde oder Tinder oder weiß der Geier – –, 
wenn sie über meine Finanzen, Gesundheit oder 
über meine Vergangenheit Bescheid wüssten, 
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(Abgeordnete Christine Schnittker [CDU]. Das in-
teressiert doch keinen Menschen!) 

der soll mal darüber nachdenken, ob das auch noch 
so wäre, wenn bei der nächsten Wahl die Regie-
rung an die Macht wechselt, zu der sie am allerwe-
nigsten Vertrauen haben. 

Die Suche nach strafrechtlichen und verfassungs-
gerechten Instrumenten wird und muss bleiben, 
aber wir brauchen neben strafrechtlicher Verfol-
gung natürlich auch weitere präventive Instru-
mente, wie zum Beispiel Aufklärung. Wir brauchen 
Handlungskonzepte in Kitas, Schulen, Sport, die 
Kinder zum gefahrenfreien Umgang mit elektroni-
schen Medien befähigen. Ich bin froh, heilfroh, 
nach vielen Vorfällen, dass wir das Thema nun 
endlich auch in der Sportdeputation, in den Ver-
bänden auf dem Tisch haben. Ich finde es wichtig, 
dass wir nachher auch sexuelle Gewalt an Kindern 
im Kontext mit Kirche debattieren. Wir können eine 
Menge mehr tun, als immer wieder die anlasslose 
Überwachung der gesamten Bevölkerung in ver-
fassungswidriger Weise zu fordern, wie es die Uni-
onspartei tut. 

Ich komme zum Schluss. Wir Freie Demokraten 
werden uns weiter für die Freiheit, auch für die di-
gitale Freiheit, den digitalen Schutz und die Pri-
vatsphäre der Menschen einsetzen. Deswegen leh-
nen wir den Punkt eins des CDU-Antrags ab. 

Den Punkten zwei und drei stimmen wir zu, denn 
dass künstliche Intelligenz die belasteten Ermitt-
lungsbeamten bei der Durchforstung kinderporno-
grafischer Daten entlastet und schützt, das war hier 
schon öfters Thema und das begrüßen wir natürlich 
von Herzen und ebenso eine entsprechende Auf-
stockung der Polizei. 

(Glocke) 

Deswegen bitte ich um getrennte Abstimmung. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!) 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Bevor ich den nächsten 
Redner aufrufe, möchte ich auf der Besuchertri-
büne recht herzlich die Neumitglieder der CDU-
Osterholz begrüßen. – Herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Kevin Lenkeit. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Ich glaube, es war der Kollege 
Dr. vom Bruch, der gestern die Metapher der Ne-
belkerze in einem anderen Zusammenhang ge-
nutzt hat und diese Metapher möchte ich jetzt auch 
gerne heranziehen, weil die CDU-Fraktion – –. 

Sie nehmen in Ihrem Antrag die Daten des Natio-
nal Center for Missing & Exploited Children 
(NCMEC) als Beispiel, wie eine Vielzahl von Daten 
generiert und dann den deutschen Strafverfol-
gungsbehörden zur Verfügung gestellt werden. 
Ehrlicherweise, das fehlt leider in Ihrem Antrag, 
muss man hier hinzufügen, dass die Daten, die das 
NCMEC liefert, direkt von den Serviceprovidern, 
also den Anbietern von Onlinespeichern zur Verfü-
gung gestellt werden. Diese Daten – und das ist 
wichtig –, diese Daten sind also kein Resultat einer 
richterlich genehmigten, polizeilichen Ermittlungs-
arbeit, sondern diese Daten sind das Resultat eines 
umfangreichen und permanenten Scans mittels 
modernster Filtertechnologie nach Missbrauchsbil-
dern. Ich möchte das hier ganz deutlich sagen, da-
mit kein Missverständnis aufkommt. 

Wir als SPD-Fraktion, wir alle hier im Haus sind 
froh um jeden Täter, dem das Handwerk gelegt 
wird und der seine gerechte Strafe erhält, 

(Beifall SPD) 

aber bei aller Freude über moderne Filtertechnolo-
gie müssen wir als Politik, wir als Gesellschaft doch 
darüber sprechen, ja, sogar darüber entscheiden, 
ob es für uns okay ist, dass ein Oligopol von Tech-
nikkonzernen unsere Fotos, unsere Bilder ver-
dachtsunabhängig scannt und sich gegebenenfalls 
noch ein Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin die 
Fotos beispielsweise meiner Kinder im heimischen 
Planschbecken anschaut, weil der Algorithmus, der 
private Algorithmus das Foto herausgesucht hat, 
auch wenn es keine strafrechtlich relevante Abbil-
dung zeigt. Wollen wir das, liebe CDU-Fraktion? 
Wollen wir das? Dann lassen Sie uns darüber spre-
chen. Das, Kolleginnen und Kollegen, muss man 
aber separat diskutieren und nicht nebenbei in ei-
nem Antrag zum Bremischen Polizeigesetz mit be-
handeln. 

Zum Beschlusspunkt der Bundesratsinitiative. Der 
Koalitionsvertrag der Ampelkoalition ist Ihnen da 
zuvorgekommen, da heißt es nämlich, Herr Präsi-
dent, ich zitiere: „Angesichts der gegenwärtigen 
rechtlichen Unsicherheit des bevorstehenden Ur-
teils des Europäischen Gerichtshof und der daraus 
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resultierenden sicherheitspolitischen Herausforde-
rung werden wir die Regelungen zur Vorratsdaten-
speicherung so ausgestalten, dass Daten rechtssi-
cher, anlassbezogen und durch richterlichen Be-
schluss gespeichert werden können.“, Zitat Ende. 
Sie sehen, da gibt es einen Auftrag, den die Ampel-
koalition sich selber gegeben hat. 

Also wir, damit meine ich jetzt wir in der Ampelko-
alition auf Bundesebene, werden eine anlassbezo-
gene Lösung der Speicherung von Daten schaffen. 
Was es nicht geben wird, ist ein anlasslosbezoge-
nes Speichern von Daten. Wer die anlasslose Spei-
cherung von Daten haben will, der muss der CDU 
bei den nächsten Landtags- und Bundestagswah-
len zur absoluten Mehrheit verhelfen, denn sie 
steht in der Riege der demokratischen Parteien mit 
diesem Ansinnen ziemlich alleine da. 

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist auch gut 
so, denn wir brauchen keine umfangreiche Daten-
sicherung, Datensammlung, sondern eine rechts-
konforme Datensammlung, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. Deshalb komme ich noch einmal zu Be-
schlusspunkt zwei Ihres Antrags. Ich habe bereits 
in einer vorherigen Rede zugesagt, dass wir als Ko-
alition die Polizistinnen und Polizisten, die mit der 
Sichtung und Auswertung von Fotos, die sexuali-
sierte Gewalt an Kindern zeigen, beauftragt sind 
jederzeit mit Software entlasten und unterstützen 
werden. Es wurde eben schon angesprochen, das 
passiert bereits, denn wir wissen, dass das eine 
enorm belastende Arbeit ist und sie bleibt bei aller 
digitalen Unterstützung eine Arbeit am Rande des 
menschlich möglichen. 

Zu Beschlusspunkt drei. Sie haben völlig Recht und 
da wiederholen Sie nur, was sowohl die Koalition, 
als auch der Innensenator bereits festgestellt ha-
ben: Der Kampf gegen sexualisierte Gewalt an Kin-
dern ist eine Prioritätsaufgabe der Polizei und des-
wegen haben wir als Koalition bereits im letzten 
Doppelhaushalt reagiert und die zuständige Abtei-
lung bei der Polizei mit gut 50 Prozent mehr Perso-
nal ausgestattet. 

Abschließend: Das Thema ist ernst und wir alle 
nehmen die Thematik ernst, schaffen Möglichkei-
ten für die Strafverfolgungsbehörde und unterstüt-
zen die bundespolitischen Bemühungen um mo-
derne Instrumente. Den Antrag der CDU-Fraktion 
lehnen wir aus genannten Gründen ab. – Haben 
Sie vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit und blei-
ben Sie alle gesund! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort Senator Ulrich Mäurer. 

Senator Ulrich Mäurer (SPD): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie ma-
chen es mir sehr leicht. Ich habe am 11. Juni im 
„Weser-Kurier“ die Perspektiven der zukünftigen 
Politik skizziert. Wenn Sie diesen Beitrag gelesen 
haben, dann wissen Sie, dass ich zwei Schwer-
punktthemen benannt habe, die auch heute hier 
von besonderer Relevanz sind. 

Es ist einmal das Thema EncroChat-Verfahren. 
Übersetzt bedeutet dies der Kampf gegen die Or-
ganisierte Kriminalität und da natürlich insbeson-
dere der Kampf gegen den Drogenhandel. Nicht 
gegen die kleinen Dealer vor Ort, sondern unser 
Ziel ist es, die Großen zu fangen. Wir sehen ja, 
diese Entwicklung hilft uns, die Auswertung der 
Daten ist weit vorangeschritten. 

Wir haben es auch geschafft, in den letzten Mona-
ten zahlreiche Haftbefehle zu erlassen. Wir haben 
viele, auch mit langen Haftstrafen, verurteilt be-
kommen. Ich habe das hier schon mal berichtet. 
Das ist eine Erfolgsgeschichte und es wird dabei 
nicht bleiben. Die nächsten Datenbanken sind be-
reits im Anflug, sodass uns dieses Thema dauerhaft 
beschäftigen wird. 

In der Tat, Bremen und Bremerhaven sind Städte 
mit Häfen und jeder weiß natürlich, dass Drogen-
handel Häfen braucht. Deswegen ist es nicht über-
raschend, dass das Zeug hier tonnenweise über 
diese Häfen eingeführt wird, genauso wie in Ham-
burg, in Rotterdam. Die im Binnenland sitzen, ha-
ben dieses Problem nicht in dieser Tiefe. Deswegen 
müssen wir das angehen, es ist eine historische 
Chance. So habe ich das formuliert, und ich sage, 
die Erfolge lassen sich zeigen. 

Das zweite Thema, das Sie angesprochen haben, ist 
sexuelle Gewalt. Da geht es um mehr, als nur ge-
gen Kinderpornografie im Internet zu kämpfen. 
Das ist eine Entwicklung, die hat einen wahnsinni-
gen Aufschwung genommen. Ich vermute mal, 
dass diese Zahlen im Wesentlichen dadurch zu er-
klären sind, dass es insbesondere ausländischen Si-
cherheitsdiensten gelungen ist, in diese Internet-
plattformen einzudringen, und wir bekommen die 
Daten über das BKA übermittelt. Wie gesagt, wir 
können dann natürlich auch vor Ort einschreiten. 
Das heißt, hinter diesen Daten stehen in der Regel 
Personen, die in diesem Netz unterwegs sind. 
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Das Gravierendste dabei ist natürlich nicht die Kin-
derpornografie an sich, sondern der reale Hinter-
grund. Das ist diese brutale, diese sexuelle Gewalt 
gegen Kinder. Wer diese Vorgänge bearbeiten 
muss, ist nicht zu beneiden. Es ist unbeschreiblich, 
was man da erlebt. Das sind die zwei zentralen 
Probleme, die ich sehe. 

Ich habe auch klar formuliert, was ich dazu brau-
che: Personalermittler sind unverzichtbar, das ist 
kein Thema, und natürlich zweitens, modernste 
Technik. 

Die Themen, die wir heute wieder haben stehen 
natürlich im Zusammenhang mit dem Thema in-
nere Sicherheit. Ich frage mich aber immer, ist das 
der richtige Ort? Wir sind hier in der Bremischen 
Bürgerschaft und das Thema Vorratsdatenspeiche-
rung bewegt die Republik seit Jahrzehnten, aber es 
ist eine originäre Zuständigkeit des Bundes, des 
Bundestages. Der Bundestag hat dieses Thema in 
den vergangenen Jahren auch schon häufiger be-
wegt. Damit kein Zweifel entsteht, ich halte eine 
Vorratsdatenspeicherung für unverzichtbar für 
eine effektive Kriminalitätsbekämpfung, aber ich 
habe auch gesehen, dass – wann war das gewesen 
– 2010 das Bundesverfassungsgericht dieses Gesetz 
zerlegt hat. 

Der nächste Anlauf der Bundesregierung – –. Ja, es 
kam ein neues Gesetz. Das hat man aber zwei 
Tage, bevor es umgesetzt werden sollte, erstmal 
stillgelegt. Das heißt, es gibt keinen Vollzug und 
heute warten wir darauf, dass der Europäische Ge-
richtshof in Kürze entscheidet. Das heißt, das ist al-
les sehr spannend, hochinteressant. Ich sage aber 
mal, wir haben hier keinerlei Möglichkeiten, auf 
das einzuwirken, was am Ende der Europäische 
Gerichtshof entscheidet und dem Bundestag wird 
es nicht anders gehen. Deswegen glaube ich, muss 
man das sauber trennen. 

Dann gibt es eine Reihe von Sachen, über die man 
auch diskutieren muss. Wir haben das Thema ge-
habt auf der Innenministerkonferenz, vorletzte Wo-
che in Würzburg. Da haben wir uns mit der Frage 
beschäftigt: Kann das sein, dass man seine IP-Ad-
resse mit einem Fantasienamen kreiert? Mit der 
Folge, wenn man dann als Ermittlungsbehörde bei 
den Providern fordert „Geben Sie mir mal die Da-
ten“, dann bekommt man Fantasienamen. Das hilft 
uns auch nicht weiter. 

Deswegen war die klare Forderung der Innenmi-
nisterkonferenz, dass wir eine rechtliche Regelung 
haben wollen, bei der die Provider gefordert sind, 

darauf zu achten, dass die personenbezogenen Da-
ten wahrheitsgemäß aufgenommen werden. Das 
heißt, sie können im Internet weiterhin unter Fan-
tasienamen kommunizieren, darum geht es gar 
nicht, aber wenn ich nachfrage, wer steht hinter 
diesem Fantasienamen, muss der Provider in der 
Lage sein zu sagen, das ist die konkrete Person. Wir 
erwarten, dass die Provider in die Pflicht genom-
men werden, diese Identität zu überprüfen, weil 
uns das sonst auch nicht weiterhilft. Letztendlich 
müssen sie dann die Daten unter den Vorausset-
zungen des Gesetzes herausgeben. Das ist ein 
Thema, das uns bewegt. 

Es geht weiter: Das Thema TKÜ. Ich weiß nicht, ob 
alle, die uns zuhören, wissen, dass sich dahinter der 
Begriff Telekommunikationsüberwachung ver-
birgt, ich sage es einmal hier. Das ist auch ein 
Thema. Es ist unverzichtbar für die Polizei, für die 
Staatsanwaltschaft, um Ermittlungsverfahren ef-
fektiv zu führen und wir haben Probleme in diesem 
Bereich. 

Solange die Welt noch analog war, war das kein 
Thema gewesen. Da konnte man in der Tat relativ 
leicht Telefonate abhören. Heute ist die Lage an-
ders. Ja, es gibt immer noch diese Möglichkeit, 
aber wir haben gleichzeitig eine Technik, die es 
uns ermöglicht, kryptierte Daten zu transportieren, 
was im Klartext heißt, man kann sie nicht abhören. 
Das ist, sagen die bei WhatsApp, der normale Fall. 
Diese Daten kann man nicht überprüfen und so ist 
dann die Frage natürlich auch entstanden: Müssen 
wir nicht andere Wege gehen? Die Quellen-TKÜ, 
das heißt, der direkte Zugriff auf das Computersys-
tem, das die Daten versendet, hilft da weiter. 

Jetzt sagen Sie, ja, warum machen wir das nicht in 
Bremen? Wenn man sich die Zahlen bundesweit 
nochmal anschaut – –. Ich habe mal gerade zusam-
mengerechnet, wir haben inzwischen zwölf Län-
der, die das in ihren Polizeigesetzen geregelt ha-
ben, sechs haben es nicht, darunter auch eine 
Reihe von CDU-Ländern, das nur am Rande. 
Schleswig-Holstein, Sachsen, da weiß ich das, ha-
ben das nicht 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Die haben 
noch alte Technik von früher!) 

und die Frage ist einfach: Warum? Die Antwort ist 
sehr einfach: Weil die meisten Bundesländer ge-
genwärtig überhaupt nicht in der Lage sind, dieses 
Instrument einzusetzen. In der Praxis bedeutet 
dies: Keine Antwort. Deswegen, ich sage mal, 
wenn das alles ist, was man zur Verfügung hat, um 
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Kriminalität zu bekämpfen, dann würde es sehr 
schlecht aussehen für die Polizei. 

Also, es funktioniert nicht in der Praxis und die ein-
zigen, die das können, ist das BKA. Wie gesagt, 
wenn wir da mal Hilfe brauchen, bekommen wir 
die auch. Auch das geht weiter. 

Dann das Thema künstliche Intelligenz. Eigentlich 
ist das so, wie Eulen nach Athen tragen. Vielleicht 
wissen das einige noch nicht. Wir haben mit Nie-
dersachsen einen sogenannten TKÜ-Verbund. Das 
heißt, alles, was wir hier bekommen, kommt ei-
gentlich letztlich über Niedersachsen, weil das 
Sinn macht, die Technik zusammenzutun. Auch 
unter Kostenaspekten ist es sinnvoll, ein großes 
Bundesland an seiner Seite zu haben, das die TKÜ 
für uns durchführt. In diesem Verbund sind wir da-
bei. Niedersachsen ist durchaus federführend in 
der Entwicklung dieser Software, darum geht es 
letztlich und wir sind bereits in einem Testverfah-
ren und natürlich ist Bremen dabei. 

Das heißt also, unsere Polizei ist schon viel weiter, 
als Sie vermutet haben und wir werden das natür-
lich im Zusammenspiel mit Niedersachsen dann in 
unsere Praxis zusammenfügen. Also auch das läuft. 

In der Frage Personal, wie gesagt, auch da habe ich 
keine Probleme. Ich bin gerne bereit, Ihre Unter-
stützung aufzunehmen, der nächste Haushalt folgt 
und ich glaube, wir sind da eigentlich auf gutem 
Wege. Es ist eine dauerhafte Herausforderung. 
Wenn ich da Ihre Unterstützung haben kann, 
nehme ich diese gerne. – Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Marco Lübke. 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
will noch einmal ein paar Anmerkungen machen. 
Vielleicht fange ich damit an, was uns eint: Ich 
glaube, es ist deutlich geworden, dass wir alle diese 
Straftaten bekämpfen wollen. Vielleicht sind wir 
uns auch da noch einig, dass wir alle feststellen, das 
hat der Innensenator eben auch gesagt, und zur 
Kenntnis nehmen, dass die bisherigen Instrumente 
und wie wir das bisher gemacht haben, dass dies 
nicht ausreicht. Ich habe jetzt von meiner Vorred-
nerin und meinen Vorrednern immer gehört, wa-
rum man diese Instrumente nicht einführen sollte, 
dass es dafür diverse Gründe gibt. Ich habe aber 

nicht gehört, was die Alternativen wären. Das hat 
an der Stelle gefehlt. 

(Beifall CDU) 

Kollege Fecker, Sie haben eben ein paarmal Straf-
recht- und Gefahrenabwehrrecht verwechselt, sei 
es drum, wir sind im Gefahrenabwehrrecht, das 
habe ich vorhin auch deutlich so gesagt. Natürlich 
gibt es im Strafverfahren die Möglichkeit der Quel-
len-TKÜ. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ich habe Ihnen das erklärt, Herr Kollege!) 

Ja, aber ich kann Ihnen das noch ein bisschen ge-
nauer erklären. 

Zur Vorratsdatenspeicherung: Die Vorratsdaten-
speicherung ist ein riesen Komplex und ich habe 
auch deutlich gesagt, es geht uns darum, die IP-Ad-
ressen zu speichern, denn das ist genau der Punkt, 
den der Europäische Gerichtshof, ich will es mal sa-
lopp sagen, erlaubt hat, unter gewissen strengen 
Vorrausetzungen natürlich. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das steht aber nicht im Antrag!) 

So, dann kommen wir zum Kollege Lenkeit, ich 
glaube, das wird nicht das letzte Mal sein, das wir 
darüber diskutieren. Ich bin da ziemlich hartnä-
ckig. Dass Sie von unredlich sprechen, gut, das las-
sen wir mal dahingestellt. Ich will noch einmal 
deutlich sagen, wenn Sie sagen, dass diese Instru-
mente, Quellen-TKÜ und die Online-Durchsu-
chung, nicht angewendet werden oder in nur ganz 
geringen Fällen: Ja, das ist richtig, das ist Gott sei 
Dank richtig. Natürlich werden diese nicht massen-
haft eingesetzt, sondern nur in Einzelfällen, weil 
das ein riesengroßes Erfordernis mit sich bringt und 
noch immer abgewägt werden muss. 

Ich habe auch nicht behauptet, dass es der goldene 
Weg ist, ich habe immer gesagt, den Ermittlungs-
behörden diese Instrumente mit auf den Weg zu 
geben ist eine Möglichkeit. Es ist auch nicht richtig, 
dass das nirgendwo angewendet wird, ich verweise 
auf das Bundesland Bayern – okay, das ist die CSU 
–, dass das anwendet, da wird das vielfach ange-
wendet, nicht dreimal. Ich weiß nicht, was das für 
eine Quelle ist, sei es auch drum, auf jeden Fall 
wendet dieses Bundesland dieses Instrument sehr 
erfolgreich an. Ich kann verstehen, dass Sie sich mit 
denen nicht messen wollen, das ist auch okay. Aber 
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zu behaupten, dass es nicht angewendet wird, ist 
einfach falsch. 

(Beifall CDU) 

Ich möchte für uns als CDU-Fraktion noch einmal 
deutlich sagen: Selbst, wenn es nur einmal ange-
wendet wird und wenn wir dafür Täter, Tätergrup-
pen, die sich massenhaft an Kinder vergangen ha-
ben, die ein ganzes Leben traumatisiert sind, und 
dahinter hängen Schicksale, selbst, wenn wir nur 
eine dieser fiesen, widerlichsten Straftaten und 
dadurch weitere verhindern können, ist uns das als 
CDU-Fraktion die Sache und das Geld wert, meine 
Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Zum Thema Datenspeicherung, Herr Kollege Len-
keit, das hat der Innensenator eben auch gesagt: Es 
gab auf der Innenministerkonferenz eine große Ei-
nigkeit und das finde ich auch gut und richtig, weil 
da nämlich in diese Sache langsam Bewegung ge-
kommen ist. Natürlich ist es immer so. Wenn wir 
über die Bekämpfung der Kriminalität diskutieren, 
müssen wir abwägen, auf der einen Seite die Frei-
heitsrechte und auf der anderen Seite die Rechte 
der Ermittlungsbehörden. Natürlich ist dieses 
Spannungsverhältnis bei der Internetkriminalität 
größer. 

Wir müssen gesellschaftlich und politisch darüber 
diskutieren, wie wir dieses Spannungsfeld letzt-
endlich auflösen und da sage ich für uns als CDU-
Fraktion, da haben wir einen ganz klaren Kompass, 
ob und inwieweit datenschutzrechtliche Anforde-
rungen zurücktreten können und zwar vor dem 
Hintergrund was ist erforderlich und was ist ver-
hältnismäßig. Diese Debatte zu führen, das machen 
wir im Sinne des Kinderschutzes von Herzen gern, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Ein Satz noch zur FDP-Fraktion, ich habe noch ein 
paar Sekunden Zeit. Also ich habe immer gedacht, 
die Debatten aus bestimmten Ecken dieses Hauses, 
die machen einen fassungslos, aber Frau Berg-
mann, Sie können das immer toppen. 

(Beifall CDU) 

Ich sage es ganz ehrlich, wer hier von einem Über-
wachungsstaat redet – –. Ich sage mal, man hat den 
Eindruck, es haben sich alle mit dieser Materie aus-

einandergesetzt, aber wer jetzt von einem Überwa-
chungsstaat redet – –. Das ist wirklich blanker Po-
pulismus, das muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen. 

(Beifall CDU) 

Also, ich glaube, meine Vorredner, ob das Herr 
Lenkeit war, oder Herr Fecker, alle möglichen ha-
ben sich mit diesem Thema auseinandergesetzt 
und man kann natürlich sagen, diese Maßnahme ist 
richtig oder falsch und dafür gibt es auch Gründe, 
aber die Vorredner haben sich damit auseinander-
gesetzt und Sie stellen sich hier jedes Mal hin und 
sagen bei jedem Thema, es gibt einen großen riesi-
gen Skandal, 

(Glocke) 

ich komme zum Schluss, und dann gibt es von 
Ihnen immer eine Standardantwort. Es gibt die 
Antwort, wir sind die Liberalen und mit uns ist das 
nicht zu machen oder die Wissenschaft soll das lö-
sen. Das sind immer Ihre Standardantworten. 

(Beifall CDU) 

Ich sage das mal ganz ehrlich, denn jedes Mal, 
wenn es darum geht, den Ermittlungsbehörden 

(Glocke) 

Verantwortung zu geben 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Lübke! 

für Ermittlungen, wenn es um Grundrechtsabwä-
gungen geht, 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Lübke! 

dann ducken Sie sich weg. Ich finde das ist innen-
politisch einen Affront! – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Lübke, Ihre 
Redezeit ist deutlich überschritten, Sie müssen zum 
Ende kommen! 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 
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Hier ist getrennte Abstimmung beantragt worden. 
Ich lasse zunächst über den ersten Teil des Antrags 
abstimmen. 

Wer dem ersten Teil des Antrags seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. 

(Dafür CDU, L.F.M., Abgeordneter Peter Beck 
[BIW], Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD], Ab-
geordneter Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
ersten Teil des Antrags ab. 

Nun lasse ich über den zweiten Teil des Antrags 
abstimmen. Ich lasse zunächst über Ziffer 1 abstim-
men. 

Wer der Ziffer 1 im zweiten Teil des Antrags seine 
Zustimmung geben möchte, den bitte ich jetzt um 
das Handzeichen. 

(Dafür CDU, L.F.M., Abgeordneter Peter Beck 
[BIW], Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD], Ab-
geordneter Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die 
Ziffer 1 im zweiten Teil des Antrags ab. 

Zum Schluss lasse ich über die Ziffern 2 und 3 des 
zweiten Teils des Antrags abstimmen. 

Wer den Ziffern 2 und 3 im zweiten Teil des An-
trags seine Zustimmung geben möchte, den bitte 
jetzt um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, FDP, L.F.M., Abgeordneter Peter Beck 
[BIW], Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD], Ab-
geordneter Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die 
Ziffern 2 und 3 im zweiten Teil des Antrags ab. 

Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeige-
setzes  
Antrag der Fraktion der CDU  
vom 1. Februar 2022  
(Drucksache 20/1324) 

Dazu als Vertreter des Senats Senator Ulrich Mäu-
rer. 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Dr. Thomas vom Bruch. 

Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch (CDU): Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Es geht schon wieder um das Polizeigesetz, 
diesmal allerdings unter einem ganz anderen 
Blickwinkel. Wir wollen nämlich mit einer erwei-
terten Auskunftspflicht der Polizei zweierlei errei-
chen: Wir wollen zum einen die Kontrolle des Par-
laments über die Exekutive stärken. Die Bremische 
Bürgerschaft ist das erste Verfassungsorgan im 
Land und wir jedenfalls wollen, dass sich das auch 
in der politischen Wirklichkeit und der politischen 
Gestaltung im Lande so widerspiegelt, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall CDU) 

Zum Zweiten: Bremens Exekutive tritt extremisti-
schen und politisch kriminellen Aktivitäten im 
Land im Wesentlichen mit zwei Behörden entge-
gen. Im politischen Vorfeld ist bekanntlich das Lan-
desamt für Verfassungsschutz tätig, das, auch mit 
nachrichtendienstlichen Mitteln und im Verbund 
mit den Verfassungsschutzbehörden der anderen 
Länder und des Bundes, für die Beobachtung radi-
kaler und extremistischer politischer Tendenzen 
von links, von rechts oder mit religiösem Hinter-
grund, zuständig ist. 

Das Verfassungsschutzgesetz sieht hier nicht nur 
die dafür zulässigen Mittel vor, sondern eben auch 
eine enge parlamentarische Begleitung und Kon-
trolle. Diese Kontrolle wird wahrgenommen durch 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1324
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die G 10-Kommission und insbesondere durch die 
parlamentarische Kontrollkommission, beinhaltet 
dazu nicht nur einzelfallbezogene Einblicke, son-
dern, und das ist das ganz Entscheidende für uns, 
auch allgemeine Informationen zur sicherheitspoli-
tischen Lage, zur Gefährdungstendenzen und zu 
möglichen Entwicklungen in der Zukunft. 

Das sind entscheidende Grundlagen für das Parla-
ment, nicht nur zum Gegensteuern in gesetzgebe-
rischer Hinsicht, sondern auch zum Erkennen und 
zum präventiven Entgegenwirken gegenüber radi-
kalen oder extremistischen Gruppen im politischen 
Kontext. Mit wem lasse ich mich eigentlich ein? 
Welche politische, ideologische oder auch extre-
mistische Kraft verbirgt sich hinter welchem Na-
men? Welche Verflechtungen gibt es bei uns, aber 
auch überregional und international? 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

Wichtige Informationen für uns, unser aller Arbeit, 
aber wir kennen sie nur aus Sicht des Verfassungs-
schutzes, nicht aber aus der Sicht der polizeilichen, 
staatsschützenden Abteilung. Die Erkenntnisse 
dieser Blackbox müssen endlich in Politik umge-
setzt werden, und wir müssen sie endlich kennen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Auch für die Polizei gibt es bereits einen Aus-
schuss, der sich die ergriffenen Einzelmaßnahmen 
nach den verschiedenen Vorschriften des Polizei-
gesetzes ansieht. Eine Verdichtung der Einzelfälle, 
die eine politische Risiko- und Lageabschätzung 
erlaubt, gibt es aber nicht. Wenn es sie gibt, kennen 
und erfahren wir nichts davon. Man erfährt besten-
falls etwas, wenn man fragt, oder man muss hoffen, 
dass die Medien recherchieren. Wirklich erhel-
lende Einzelheiten? Fehlanzeige. Nein, keine Aus-
kunft, lautet die Auskunft, mal mit Blick auf lau-
fende Ermittlungen, mal mit Verweis auf andere 
Zuständige wie die Staatsanwaltschaft. 

Das Ergebnis ist immer das Gleiche: unbefriedi-
gende, schleppende, gelegentlich auch lustlose 
Auskünfte des Ressorts, die man gibt, wenn man 
eben nichts sagen muss. 

Präventive Maßnahmen, auch durch dieses Parla-
ment auf den Weg gebracht oder begleitet? Wieder 
Fehlanzeige. Einige Beispiele: linksextremistische 
Anschläge am laufenden Band, und keine sichtba-

ren Ergebnisse. Lakonische und stereotype Erklä-
rungsmuster – oder gibt es für die Erfolglosigkeit 
wirklich plausible Gründe? Sogenannte Spazier-
gänge hier und dort: noch legaler Protest oder 
schon rechtsextremistisch gekapert? Zunehmende 
Radikalisierung, Hass, Bedrohung im Netz gegen-
über der Öffentlichkeit, aber auch gegen politisch 
Exponierte: Wissen oder spekulieren wir nicht eher 
über die Risiken? Cyberattacken: schon mal gehört, 
aber wie real und wie gegenwärtig ist die Gefahr? 

Nein, wir wollen und wir müssen endlich wissen, 
was los ist, ob und was getan wird und was nicht, 
was verbessert werden kann und wo es hakt, wo 
gegebenenfalls Ressourcen fehlen, wo rechtliche 
und organisatorische Mängel behindern und wel-
che Konsequenzen gegebenenfalls zu ziehen sind, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Deshalb wollen wir nichts weiter, als das, was beim 
Verfassungsschutz und der Parlamentarischen 
Kontrollkommission (ParlKK) seit jeher Praxis ist. 
Wir wollen keinen zusätzlichen Ausschuss, wir 
wollen keinen großen Aufwand, sondern nur eine 
Ergänzung, eher sogar eine Aufwertung. Freiwil-
lige Informationen aber, eher tröpfenweise, erset-
zen keinen Anspruch des Parlaments. 

Wir wollen, dass der Staatsschutz der Polizei im Po-
lizeiausschuss, einem zu Vertraulichkeit verpflich-
teten Gremium, nicht nur Einzelfälle darstellt, son-
dern aus seiner Sicht zur allgemeinen regionalen 
und überregionalen Sicherheitslage vorträgt, Fra-
gen dazu beantwortet und eventuell aus seinem In-
teresse heraus auch Erkenntnisse in die Politik 
transportieren kann. In Zeiten, in denen die Bun-
desinnenministerin von einem Höchststand extre-
mistischer Straftaten berichtet, ist dieses aktueller 
denn je. 

Um nicht missverstanden zu werden: Es geht nicht 
um Neugierde mit Bezug zu Einzelverfahren, son-
dern um eine Darstellung der Erkenntnisse insge-
samt. Dieses vervollständigt den Blick der Legisla-
tive auf die Exekutive, schließt in unseren Augen 
eine offenkundige Lücke und gehört für uns zu ei-
nem selbstbewussten und rechtlich zeitgemäß aus-
gestatteten Parlament. 

Übrigens müssen diese Erkenntnisse auch unab-
hängig davon sein, ob sie gerade der Regierungs- 
oder der Oppositionsseite angehören. Insofern 
sprechen wir hier nicht zuletzt von Minderheiten-
rechten und von einer gemeinsamen Wissensbasis, 
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denn die Gesamtverantwortung des Parlaments er-
fordert eine Gesamtschau der verfügbaren Infor-
mationen, und deshalb wollen wir dieses in unse-
rem Antrag im Polizeigesetz auch so geregelt wis-
sen. – Herzlichen Dank! 

Vizepräsident Sülmez Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Kevin Lenkeit. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Frau Präsiden-
tin, Kolleginnen und Kollegen! Wir debattieren ei-
nen Antrag der CDU-Bürgerschaftsfraktion zur Än-
derung des bremischen Polizeigesetzes, im speziel-
len die Änderung des § 38, welcher die parlamen-
tarische Kontrolle und Berichtspflicht regelt. An-
ders als die vorhergegangene Diskussion – Herr 
Kollege vom Bruch, da stimme ich Ihnen zu – eignet 
sich diese Debatte sicherlich weniger für eine laute 
politische Auseinandersetzung, sondern für eine 
sachliche, für das Fachpublikum interessante De-
batte. 

Worum geht es? Plastisch gesprochen möchte die 
CDU den Berichtsumfang im Kontrollausschuss er-
weitern, nämlich um die Tätigkeit des Staatsschut-
zes und auch Vorgänge mit, ich zitiere, „besonde-
rer Bedeutung“. Ich sage dies zu Beginn: Dies se-
hen wir kritisch und lehnen dies deshalb auch ab. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Zuerst ein wenig Kontext. Das bremische Polizei-
gesetz sieht im zu debattierenden § 38 eine parla-
mentarische Kontrolle für Maßnahmen der polizei-
lichen Beobachtung, der Datenerhebung durch 
Observation, den verdeckten Einsatz technischer 
Mittel, die Telekommunikationsüberwachung und 
den Eingriff in die Telekommunikation, den Ein-
satz von Vertrauenspersonen, verdeckte Ermittler, 
und für den Datenabgleich mit anderen Parteien 
vor. Klingt alles sehr technisch, ist es tatsächlich 
auch. Das Wort Kontrolle ist hier das entscheidende 
Stichwort. Wir kontrollieren im Ausschuss die Maß-
nahmen der Polizei, welche den Betroffenen nicht 
bekannt sind. Wir lassen uns jede Einzelmaßnahme 
darstellen, durch die Behörde immer in einen Kon-
text gesetzt. 

Das Bundesverfassungsgericht sprach über die 
Rolle dieser in allen Bundesländern vorhandenen 
Ausschüsse von einer Kompensations- beziehungs-
weise Stellvertreterfunktion, welche die Mitglieder 
der Ausschüsse für die betroffenen Personen wahr-
nehmen. Auch mit Blick in die anderen Bundeslän-

der findet sich nirgends eine Ausweitung der Be-
fugnisse der Mitglieder der Ausschüsse wie nun 
hier von der CDU gefordert. 

Lassen Sie mich Ihnen berichten, dass der Kontroll-
ausschuss sich in jeder Sitzung jeden laufenden 
Fall berichten lässt. Jede laufende Maßnahme, so-
wohl in Bremen als auch in Bremerhaven, wird fort-
während im Ausschuss kontrolliert. Denn eine 
Mehrheit der Maßnahmen wird über einen Zeit-
raum X bewilligt, gegebenenfalls verlängert 
und/oder von anderen Überwachungsmaßnahmen 
anderer Behörden überlappt und deswegen ausge-
setzt. Will sagen, es gibt sehr viel Dynamik in den 
Fällen, und deswegen schauen wir im Ausschuss 
auch sehr genau hin. Es geht also um gerichtlich 
genehmigte Grundrechtseingriffe durch die Si-
cherheitsbehörden, welche der Ausschuss stellver-
tretend für die zu kontrollierenden Personen kon-
trolliert. 

Vorgänge sowohl aus der parlamentarischen Kon-
trollkommission als auch aus dem Kontrollaus-
schuss nach dem Polizeigesetz, welche die Mitglie-
der über Jahre informiert haben, finden dann ir-
gendwann ihren Weg in die Öffentlichkeit, nicht 
die Überwachung, jedoch der Sachverhalt. In wie-
derum anderen Fällen beschäftigt uns ein öffentli-
cher Sachverhalt im Ausschuss auch noch dann, 
wenn das mediale Interesse längst erloschen ist. 

Ich und die SPD-Fraktion, wir haben Vertrauen in 
unsere Sicherheitsbehörden, und deswegen habe 
ich auch keinen Zweifel daran, dass innerhalb der 
Sicherheitsbehörden ganz genau geschaut wird, 
welche Maßnahmen zu welchem Zeitpunkt ergrif-
fen werden. Hier liegt auch der Grund unserer Ab-
lehnung Ihres Antrages. Ich verstehe ja den 
menschlichen Wunsch nach einem Mehr an Infor-
mationen, auch mich dürstet es an der ein oder an-
deren Stelle im Ausschuss nach mehr. Mit diesem 
Wunsch müssen wir aber vorsichtig sein – mehr 
dazu später. 

Wenn, wie in Ihrem Antrag gefordert, die Berichts-
pflichten auf den Bereich des Staatsschutzes aus-
geweitet werden sollen, dann erschließt es sich uns 
nicht, wieso dann hier eine Grenze gezogen wer-
den soll. So sind doch auch Sachverhalte aus dem 
Bereich der organisierten Kriminalität mitunter de-
mokratiegefährdend. Auch die gewünschte Aus-
weitung auf Fälle von „besonderer Bedeutung“ 
lehnen wir ab. Hier bedarf es einer genauen recht-
lichen Spezifizierung, welche die Formulierung 
bisher nicht hergibt. Kolleginnen und Kollegen – 
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ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit und 
würde gleich noch einmal wiederkommen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Birgit Bergmann das 
Wort. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Tei-
lung und die Trennung der drei Staatsgewalten Le-
gislative, Exekutive und Judikative ist die Grund-
lage eines jeden demokratischen Rechtsstaates. 
Die Trennung muss nicht absolut sein, aber Sinn 
der Aufteilung und Trennung ist es, dass diese drei 
Gewalten sich gegenseitig kontrollieren können. 

Wir als Legislative, also gesetzgebende Macht, ha-
ben im Parlament die Aufgabe, der Exekutive zu 
vertrauen? Nein, Herr Lenkeit: sie zu kontrollieren! 
Dies schließt die Polizei und damit den Staatsschutz 
als wesentlichen Teil der Exekutive mit ein. Wir 
üben aber nicht nur Kontrolle über die Polizei aus, 
sondern entscheiden auch darüber, welche Befug-
nisse diese hat und mit welchen personellen und 
materiellen Ressourcen wir sie ausstatten. 

Für beide Aufgaben, sowohl die Kontrolle der Ar-
beit der Polizei, als auch die Entscheidung darüber, 
welche Befugnis die Polizei zur Bewältigung ihrer 
Aufgabe benötigt, wo diese Befugnisse enden müs-
sen und welche Ausstattung die Polizei für die Er-
füllung dieser Aufgabe braucht, dafür brauchen 
wir Informationen, Wissen, welches wir Parlamen-
tarier, die wir nicht alle vom Fach sind, eben von 
diesen Fachleuten bekommen müssen. Dieses Wis-
sen bekommen wir beispielsweise durch Berichte 
des Senats, durch Antworten auf unsere Anfragen, 
in Form von Großen und Kleinen Anfragen oder 
Berichtsbitten in Ausschüssen und Deputationen. 
Darüber hinaus steht es uns auch zu, zu Vorgängen 
Einsicht in die Akten zu nehmen. 

Nun gibt es viele Informationen, die nicht für die 
breite Öffentlichkeit bestimmt sind, nicht sein kön-
nen, das kann viele Gründe haben, beispielsweise 
der Schutz von Persönlichkeitsrechten oder Ge-
schäftsgeheimnissen, und deswegen treffen wir 
manchmal Entscheidungen über die Vergabe von 
Aufträgen in sogenannten nicht öffentlichen Sit-
zungen. 

Gerade im Bereich der inneren Sicherheit aber ha-
ben wir es zum Teil mit Informationen zu tun, die 
wir als Parlament zwar brauchen, um informierte 

Entscheidungen treffen zu können, deren Bekannt-
werden aber unter Umständen die Sicherheit unse-
res Staates oder der Öffentlichkeit gefährden kön-
nen. Um dieses Spannungsfeld aufzulösen, haben 
wir für die Kontrolle des Verfassungsschutzes die 
geheim tagende Parlamentarische Kontrollkom-
mission und für die Kontrolle der Polizei den Kon-
trollausschuss nach dem Polizeigesetz. Der Kon-
trollausschuss nach dem Polizeigesetz hat bis heute 
unterm Strich weniger Informationsrechte als das 
parlamentarische Kontrollgremium, welches über 
die Arbeit des Landesverfassungsschutzes infor-
miert. Dabei setzen sich beide Gremien aus einem 
gleich kleinen Personenkreis zusammen, welcher 
geheim tagt und über die entsprechenden Informa-
tionen absolutes Stillschweigen bewahren muss. 

Zur Erfüllung unserer parlamentarischen Aufga-
ben ist es aber unabdingbar, dass wir auch im Kon-
trollausschuss nach dem Polizeigesetz entspre-
chende Informationen erhalten, beispielsweise 
über die Ermittlungen nach einem islamistischen, 
rechts- oder linksextremistischen Anschlag – Kol-
lege vom Bruch hat es vorher auch an einigen Bei-
spielen illustriert –, sodass man da auch inhaltlich 
eine Vorstellung hat, wovon wir sprechen. Klar ha-
ben wir Verständnis dafür, wenn immer mal wieder 
auf unsere Berichtsbitten in der öffentlichen Sit-
zung der Innendeputation aus ermittlungstakti-
schen Gründen oder zum Schutz von Ermittlungs-
personen nicht geantwortet werden kann, und wir 
können auch verstehen, dass es sensible Informati-
onen gibt, die selbst in einer nicht öffentlichen Sit-
zung nicht genannt werden können. Doch sind 
diese Informationen grundsätzlich zur Erfüllung 
unserer Kontrollaufgaben manchmal unabdingbar, 
und deswegen sollten wir alle ein Interesse an einer 
gut informierten Legislative haben. 

(Beifall FDP) 

Nur so können zum Beispiel informierte Entschei-
dungen über die technische und personelle Aus-
stattung der Polizei getroffen werden. Daher unter-
stützen wir gerne diese Initiative der CDU und be-
danken uns für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Bevor ich den 
nächsten Redner aufrufe, meine Damen und Her-
ren, möchte ich auf der Besuchertribüne recht herz-
lich eine Studiengruppe begrüßen, Polizeivollzugs-
dienst der Hochschule für öffentliche Verwaltung. 
– Seien Sie recht herzlich willkommen! 
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(Beifall) 

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Nelson Janßen. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeord-
nete! Die Fraktion der CDU beantragt heute wei-
tergehende Berichtspflichten des Staatsschutzes, 
also einer Abteilung der Polizei gegenüber dem 
Parlament. Konkret geht es darum, dem sogenann-
ten PKA, nämlich dem polizeilichen Kontrollaus-
schuss auch von der Tätigkeit des Staatsschutzes 
regelmäßig Berichte zu erstatten. Das klingt zu-
nächst einleuchtend und trifft durchaus auch einen 
richtigen Punkt. 

Während das Landesamt für Verfassungsschutz 
(LfV) sich regelmäßig im Rahmen der Parlamenta-
rischen Kontrollkommission erklären muss, ist der 
Staatsschutz aufgrund des Trennungsgebotes zwi-
schen Geheimdienst und der Polizei dort nicht be-
richtspflichtig. Im polizeilichen Kontrollausschuss 
ist das Gesetz enger gefasst, sodass dort auch die 
Kontrolle nicht durchgeführt werden kann. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Das ist ja 
auch richtig so!) 

Bevor ich gleich nochmals zu dem konkreten An-
trag zu sprechen komme, möchte ich ein paar 
Stichworte zu dieser Frage der Kontrolle verlieren. 
Ich bin Mitglied beider Gremien und verfüge damit 
über Informationen, die ich nicht mit Ihnen, nicht 
mit der Öffentlichkeit, nicht mit meinen Parteikol-
leg:innen und nicht mit meinen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern teilen kann, bis auf die Kollegin-
nen und Kollegen die ebenfalls Mitglieder der ent-
sprechenden Gremien sind. 

Ich kann die Information, die ich über das LfV er-
halte und über die überschaubaren Informationen 
der Polizei, also in meinem eigenen Kopf bewegen. 
Ich kann sie bewerten, ich darf Rückfragen stellen, 
ich kann aber nicht öffentlich oder unter Wahrung 
der Geheimnispflichten Kritik üben. Eine ernst-
hafte parlamentarische oder gar öffentlich nach-
vollziehbare Kontrolle ist damit bei Weitem noch 
nicht gegeben. 

Mitglieder parlamentarischer Kontrollgremien 
könnten, selbst wenn sie eklatante Mängel feststel-
len sollten, darüber nicht öffentlich sprechen, ohne 
sich selbst in erheblichem Umfang strafbar zu ma-
chen. Das liegt insbesondere bei den Geheimdiens-
ten in der Natur der Sache und ist daher auch einer 

der Gründe, warum wir so grundsätzliche Schwie-
rigkeiten mit den Geheimdiensten haben. 

Kommen wir aber wieder zurück zur Kontrolle der 
polizeilichen Tätigkeiten. Sie schlagen recht un-
konkret vor, den Auftrag für die PKA zu erweitern. 
Unklar bleibt, was Sie meinen mit Berichterstat-
tung über die Tätigkeit des Staatschutzes der Poli-
zei im Allgemeinen sowie über Vorgänge von be-
sonderer Bedeutung. Bisher ist es geübte Praxis, zu 
Vorgängen von besonderer Bedeutung im Rahmen 
der Innendeputation Berichtsbitten einzureichen. 
Ich verstehe und teile das auch, dass teilweise die 
Beantwortung, die Berichtsabsicht nicht ganz er-
füllt wird. Trotzdem glaube ich, dass wir darauf 
drängen müssen, im Rahmen der Innendeputation 
solche Berichterstattungen aufrechtzuerhalten und 
diese nicht in ein Gremium zu verlagern, das mit 
erheblichen Geheimnisverpflichtungen belegt ist. 

Lassen Sie uns zudem nicht vergessen, dass die Po-
lizeibeauftragte in einem anderen Zuständigkeits-
bereich die Transparenz polizeilichen Handelns 
auch mit Berichten an die Bürgerschaft in der Zu-
kunft verbessern wird. Auch diese Stelle aber löst 
nicht die begleitende Kontrolle von polizeilichen 
Ermittlungen. 

Die parlamentarische Kontrolle der Sicherheitsbe-
hörden ist unzureichend. Dass die CDU das hier-
durch anerkennt, finde ich zwar erstaunlich, aber 
durchaus begrüßenswert. Ihr Vorschlag verbessert 
aber diesen Zustand leider nicht ausreichend, son-
dern erweitert bloß das Auskunftsrecht in einem 
sehr begrenzten und geheimen Rahmen. Gerne 
möchte ich signalisieren, dass wir darüber spre-
chen können, wie die Ausweitung parlamentari-
scher Rechte in Bezug auf die Sicherheitsbehörden 
aussieht, das finde ich, ist ein gerechtfertigtes An-
liegen, aber meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, so, wie Sie das hier vorschlagen, machen wir 
das nicht mit. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Björn Fecker. 

Abgeordneter Björn Fecker (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Wir reden ja heute über 
zwei Ausschüsse, in denen viele von Ihnen noch 
nie waren, noch nie die Stellvertretung übernom-
men haben und, wenn ich das so sagen darf, auch 
in nächster Zukunft wahrscheinlich nicht sitzen 
werden, weil die ParlKK und der Kontrollausschuss 
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nach dem Polizeigesetz ganz bewusst Gremien 
sind, die auf ein Minimum reduziert sind – beide 
haben drei Mitglieder –, weil in ihnen viele ge-
heime Informationen weitergegeben werden, da-
mit wir als Parlament insgesamt unserer Kontroll-
funktion nachkommen können. 

Das heißt, Sie alle verlassen sich darauf, dass dieje-
nigen, die Sie aus Ihren Fraktionen in dieses Gre-
mium geschickt haben, dieser Kontrollfunktion ge-
recht werden können, und – Nelson Janßen hat 
eben darauf hingewiesen – das Dumme ist, wir 
können Ihnen das gar nicht erzählen. Das macht ja 
auf der anderen Seite Sinn, aber das bringt uns 
auch immer wieder in der einen oder anderen Situ-
ation – –. Auch in Diskussionen in den Fraktionen 
stellt uns das vor das ein oder andere Problem. 

Welche Rolle haben wir nun im Kontrollausschuss 
nach dem Polizeigesetz? Das Wort ist eben schon 
gefallen: Stellvertreterposition. Das heißt, uns wer-
den Überwachungsmaßnahmen des Staates vorge-
legt, die sich gegen einzelne Personen richten. Uns 
werden dann die entsprechenden Sachverhalte ge-
schildert, ohne Nennung der Namen der Personen, 
wo wir dann am Ende durch Fragen, durch Nach-
fragen, durch Nachbohren an der einen oder ande-
ren Stelle auf der einen Seite fragen: Ist diese Maß-
nahme, die vorgeschlagen wird, verhältnismäßig? 
Nach Abschluss dieser Maßnahme aber auch: Was 
hat sie eigentlich gebracht, welchen Erkenntnisge-
winn, hat die Polizei im Falle des Kontrollausschus-
ses denn aus diesen Maßnahmen gezogen? 

Diese Stellvertreterrolle ist insgesamt wichtig, weil 
ja die Person, die überwacht wird oder überwacht 
werden soll, nicht im Rahmen des Rechtsschutzes 
vorab darüber informiert wird, weil ansonsten ja 
eben diese Überwachung nicht viel Sinn machen 
würde. 

Nun fordern Sie von der CDU eine Ausweitung der 
Kontrollrechte auf Vorgänge besonderer Bedeu-
tung. In der Politik, würde ich mal sagen, ist das 
hinreichend unkonkret, das kann alles und nichts 
sein. Schon jetzt aber – das ist es, worauf ich Wert 
lege – bestehen ja Kontrollrechte. Schon jetzt gibt 
es eine Menge an Möglichkeiten, die wir Abgeord-
nete haben gegenüber dem Senat und der Exeku-
tive. 

Deswegen finde ich Begriffe wie Blackbox, Staats-
schutz unangemessen, meine Damen und Herren. 
Es ist halt ein besonders schützenswerter Bereich, 
in dem wir uns da bewegen. Das ist in der Tat, finde 
ich, dieses Spannungsverhältnis: Auf der einen 

Seite gibt es ein Interesse der Abgeordneten, zu 
wissen – so habe ich den Kollegen Dr. Thomas vom 
Bruch verstanden –: Wie ist eigentlich die Gesamt-
situation, welche unterschiedlichen Aufteilungen 
gibt es da? Auf der anderen Seite gibt es das Inte-
resse der Polizeibehörden und der Staatsanwalt-
schaft, den Kreis derjenigen in bestimmten Delikt-
feldern, in denen es Ermittlungen gibt, auf ein Mi-
nimum zu reduzieren, um den Ermittlungserfolg 
nicht zu gefährden. Ich glaube, da sind wir uns ei-
nig, dass das das Spannungsfeld ist, in dem wir ste-
hen. 

Deswegen glauben wir, dass es schon jetzt ein aus-
reichendes Maß an Kontrollrechten gibt, und 
selbstverständlich, meine Damen und Herren, gibt 
es auch die Möglichkeit, diese Kontrolle auszu-
üben. Ich sage das noch einmal: Ich finde, man 
kann eine Menge Fragen stellen, man kann sich 
eine Menge Sachen erklären lassen. Ich selbst 
habe mal das Vergnügen gehabt im Kontrollaus-
schuss, die Bürgerschaft zu bitten, dem Senat mal 
aufzuschreiben, was ich alles erfahren darf und 
was nicht. Das war für den Senat eher doof, für 
mich eher gut. Ich glaube, dass wir diese Ausübung 
der parlamentarischen Kontrolle zukünftig auch 
weiterhin sehr genau und gewissenhaft fortführen 
müssen. Ich sage bewusst „fortführen“, weil ich 
nicht in Abrede stellen will, dass es der Fall ist. 

Das andere ist die Deputation für Inneres, die einen 
anderen Einstufungsgrad hat, was die Vertraulich-
keit, im Falle der ParlKK sogar Geheimhaltung an-
geht, wo man sich aber auch mal im nicht öffentli-
chen Teil Deliktfelder erklären lassen kann, Pro-
zesse erklären lassen kann und darüber hinaus na-
türlich auch bei direkten Nachfragen innerhalb der 
Polizei. Ich zumindest habe bei meinen Besuchen 
innerhalb der Polizei erlebt, dass man sehr offen, 
natürlich ohne Nennung von Namen, aber doch 
sehr offen berichtet hat, wie es um einzelne Lagen 
steht. 

Ich würde gerne auf eine Besonderheit noch hin-
weisen, die wir auch im Rahmen der Beteiligung, 
finde ich, vorbildlich geregelt haben. Das ist näm-
lich, dass wir zwar drei Mitglieder haben, darüber 
hinaus aber den Gaststatus allen Fraktionen ge-
währen. Das heißt, es sind nicht nur die Abgeord-
neten der drei größten Fraktionen vertreten, von 
CDU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen, sondern 
sowohl DIE LINKE als auch die FDP haben in bei-
den Kontrollgremien jeweils Gaststatus und haben 
damit mit Ausnahme der Abstimmung, aber das ist 
in unseren Gremien eher nachrangig, dieselben 
Frage- und Informationsrechte. Das gewährleistet 
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aus unserer Sicht eine umfassende Kontrolle in bei-
den Gremien. 

Eine notwendige Änderung, zumindest auf der von 
der CDU vorgeschlagenen Basis, sehen wir nicht. 
Ich erkenne das Problem, ich habe nur noch nicht 
die richtige Lösung. Ihr Gesetzesantrag ist es aus 
unserer Sicht allerdings nicht. – Herzlichen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Kevin Lenkeit das Wort. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Ich 
habe ja eben bereits anklingen lassen, dass ich den 
Wunsch nach einer umfangreicheren Informations-
politik durchaus nachvollziehen kann, und darauf 
will ich jetzt gerne eingehen. Wenn wir die parla-
mentarische Kontrolle erweitern, ja, sie sogar, wie 
in Ihrem Antrag gefordert, auf Ermittlungsakten 
der Staatsanwaltschaft ausweiten, dann, das ist un-
sere Überzeugung, dann handeln wir die Rechte 
von Exekutive und Judikative gänzlich neu aus. 

Verstehen Sie mich bitte nicht falsch, ich möchte 
mich nicht um meine Verantwortung meiner parla-
mentarischen Kontrollpflicht drücken, aber in aller 
Deutlichkeit: Wenn es um die Ausweitung der Be-
richtspflichten in der Kontrollkommission geht, 
dann sage ich, dass ein Mehr an Informationen na-
türlich auch ein Mehr an Verantwortung mit sich 
bringt, was das Wissen dieser sicherheitsrelevan-
ten Informationen angeht. Wir werden als Parla-
mentarier mit Informationen und Sachverhalten 
konfrontiert, welche über die reine Kontrolle – das 
ist ja unsere Aufgabe – von Maßnahmen hinausge-
hen würden. Die Einordnung und die daraus resul-
tierenden Maßnahmen werden von der Exekutive 
vorgenommen, denn da sitzen die Expert:innen. 

Wenn diese Informationen, mit denen – der Kollege 
Fecker hat das eben gesagt – wir, ganz salopp ge-
sagt, nicht hausieren gehen dürfen, auch uns Par-
lamentariern bekannt sind, dann kommen wir am 
Ende in eine Situation, in welcher wir uns als Par-
lamentarier rechtfertigen müssten, wenn be-
stimmte Fälle aufgrund eines Vorfalls öffentlich 
diskutiert werden würden. 

Was macht ein Abgeordneter, der durch den Aus-
schuss eine umfangreiche Information über einen 
potenziellen Gewalttäter hatte, ja, im Beispiel blei-
bend, sogar die staatsanwaltschaftliche Ermitt-

lungsakte kannte, wenn dieser Mensch trotz Be-
kanntheit und engmaschiger Überwachung durch 
die Polizei doch eine umfangreiche Straftat begeht, 
bei der, sagen wir mal, Menschen ums Leben kom-
men? Es tut mir leid um dieses ungefähre Beispiel, 
aber es fiel mir, um ehrlich zu sein, etwas schwer, 
vor dem Hintergrund des Wissens aus dem Aus-
schuss jetzt ein fiktives Szenario zu erfinden, wel-
ches frei von jedweden Konstellationen aus dem 
Kontrollausschuss ist. Was machen wir dann? Wir 
stünden in einer Mitverantwortung. Wie gesagt, es 
geht nicht um das Abschieben von Verantwortung, 
wohl aber um die Beibehaltung der Rolle der Ak-
teure der Exekutive und der Akteure der Legisla-
tive. 

Zusammenfassend lehnen wir Ihren Antrag ab, 
weil wir die gewünschte Erweiterung der Berichts-
pflichten nicht teilen. Wir glauben, dass die ge-
wünschten Änderungen zumindest verfassungs-
rechtlich sehr fraglich wären. – Ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit, und bleiben Sie gesund! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Dr. Thomas vom Bruch 
das Wort. 

Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch (CDU): Frau 
Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich möchte noch kurz Stellung nehmen zu den 
Beiträgen, die hier gekommen sind. Zunächst mal 
fand ich es insgesamt eine einigermaßen konstruk-
tive Debatte. Ich habe gelernt, zwischen den ein-
zelnen Beiträgen, dass auch Sie durchblicken las-
sen, dass Sie mit dem, was dort im Polizeiausschuss 
berichtet wird, nicht so ganz zufrieden sind. 

Herr Lenkeit, wenn ich das sagen darf: Es geht mir 
nicht um einen menschlichen Wunsch nach Aus-
kunft – Ich weiß gar nicht, wo er jetzt ist. Ach, da ist 
er! –, es geht mir nicht um einen menschlichen 
Wunsch nach Auskunft, ich habe kein menschli-
ches Interesse. Ich habe extra vorhin schon gesagt, 
es geht nicht um Neugierde, sondern es geht um 
die Frage: Hat das, was der Staatsschutz tut, politi-
sche Implikationen? Müssen daraus in der Gesamt-
schau politische Konsequenzen gezogen werden? 
Das ist kein anderer Mechanismus, das ist keine 
andere Denkfigur, als wir sie im Zusammenhang 
mit dem Verfassungsschutz schon seit jeher ma-
chen. Um nichts anderes geht es. 
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Ich bin im Übrigen auch – und das ist ein weiterer 
Punkt, bei dem Sie offensichtlich ein kleines Miss-
verständnis haben – –. Es geht mir nicht in erster 
Linie, es geht mir vielleicht gar nicht um die Frage, 
mich jetzt in diesem Zusammenhang mit irgend-
welchen Einzelfällen zu befassen. Das ist gar nicht 
der Punkt, sondern im Gegenteil, es geht mir um 
die Verdichtung der Erkenntnisse. Um die Einzel-
fälle kümmern wir uns in der Tat ja jetzt schon in 
ausreichender Art und Weise. Es geht mir um die 
Verdichtung von Erkenntnissen. Es geht mir um 
eine Einschätzung und es geht mir im Übrigen 
auch darum, dass auch die Polizei, dass der Staats-
schutz uns eventuell mitteilen kann: Was wird von 
euch in der Politik eigentlich erwartet? Nur darum 
geht es. Es geht um nichts anderes als das, was wir 
beim Verfassungsschutz schon tun. 

Wenn ich an die Adresse der Linken sagen darf: 
Auch das ist so ein Totschlagargument, „unkonk-
ret“. Ja, wenn es Ihnen zu unkonkret ist, meine Da-
men und Herren, dann hätten Sie ja die Möglich-
keit gehabt, zu sagen, entweder wir schlagen etwas 
ganz Konkretes vor, dann wären wir durchaus an 
jeder Stelle gesprächsbereit gewesen, aber es wird 
einfach so in den Raum gestellt, das sei unkonkret. 
Nein, das ist ganz konkret. Es ist einfach die Denk-
figur, ich wiederhole es, die wir über den Verfas-
sungsschutz schon lange machen, die wollen wir 
auf den Staatsschutz übertragen. Das ist, glaube 
ich, auch eine Frage, die ein selbstbewusstes Par-
lament, auch wenn es das in der Republik vielleicht 
noch nicht so ganz besonders häufig gibt, vielleicht 
in Bremen vordenken könnte. 

(Beifall CDU) 

Dass Sie sich dem so defensiv an dieser Stelle nä-
hern, erstaunt mich schon. Es geht nicht darum, 
dass wir in irgendeiner Form nicht Vertrauen ha-
ben zu der Polizei. Das ist nicht der Punkt, es geht 
auch überhaupt nicht um Misstrauen, sondern es 
geht einzig und allein um das, was eine parlamen-
tarische Einrichtung wie dieses Parlament immer 
tut: Wir wollen Kontrollrechte und wir wollen wis-
sen, was vorgeht. 

Herr Senator, wenn ich Ihnen das mit auf den Weg 
geben darf: Es ist nicht nur eine ordnungspolitische 
Frage, die wir hier debattieren, sondern es ist na-
türlich auch eine Frage, die sich als eine Konse-
quenz aus der Lebenserfahrung im Umgang mit 
dem, was wir täglich und in der Praxis von Ihnen 
erfahren, so ergeben hat, denn das ist manchmal 
auch ein wenig verbesserungsfähig. – Herzlichen 
Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Senator Ulrich Mäurer das Wort. – Bitte 
schön, Herr Mäurer! 

Senator Ulrich Mäurer: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Debatte geht im Kern um die Frage, wie das 
Parlament die Exekutive kontrolliert. Ich muss das 
hier nicht betonen: Die Gewaltenteilung ist die fun-
damentale Grundlage unserer demokratischen Re-
publik, und deswegen ist die Kontrolle der Exeku-
tive durch das Parlament eine dauerhafte Aufgabe, 
die dieses Haus über die letzten Jahrzehnte geleis-
tet hat. 

Wir haben, glaube ich, ein etabliertes System der 
Kontrolle, es ist das Parlament an sich. Wir können 
hier über viele Sachen diskutieren, Sie können den 
Senat fordern, Sie können uns Fragen auch in der 
Debatte stellen. Darunter haben wir in dem Be-
reich, in dem es um sensible Daten geht, eine ganze 
Anzahl von Einrichtungen, die sich meines Erach-
tens auch bewährt haben, Sie haben das angespro-
chen: Wir haben die Parlamentarische Kontroll-
kommission für den Verfassungsschutz und wir ha-
ben den Ausschuss nach dem Bremischen Polizei-
gesetz. 

Nicht zuletzt, und das ist, glaube ich, etwas zu kurz 
gekommen, haben wir hier auch noch eine Depu-
tation für Inneres, die zahlreiche Möglichkeiten 
hat. Wir werden das in der nächsten Woche mal 
wieder praktizieren. Die Bitte war gewesen, dass 
wir über die Ermittlungsverfahren und den Stand 
der Ermittlungen in Sachen der politischen Gewalt-
kriminalität berichten. Das können wir natürlich 
nicht in öffentlicher Sitzung machen. Dafür haben 
Sie aber ja die Möglichkeit, und die nutzen wir, 
diese Themen in nicht öffentlicher Sitzung anzu-
sprechen, in der man auch deutlich mehr Informa-
tionen vermitteln kann. 

Es ist aber so, wir sind da ja nicht allein unterwegs. 
Das ist ja immer dieser Konflikt auch in der Innen-
deputation, dass die Polizei einerseits zum Innen-
ressort gehört, aber gleichzeitig gehören sie auch 
nicht zu uns, sondern in ihren Ermittlungsverfahren 
sind sie ausführende Organe der Staatsanwalt-
schaft. Die Staatsanwaltschaft, so ist das geltende 
Recht, so wird es bezeichnet, ist dann die Herrin 
des Verfahrens – weiblich, und sie führt hier! Das 
ist die Ausgangslage und deswegen haben wir 
dann immer das Problem, Informationen weiterzu-
geben. 



5362 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 37. Sitzung am 15.06.2022 und 16.06.2022 

Es ist nicht die Frage, ob wir irgendjemandem miss-
trauen oder nicht, sondern es ist schlichtweg so, 
dass wir nicht zuständig sind. Das ist einfach so, 
wenn die Staatsanwaltschaft das Ermittlungsver-
fahren führt und sie sich dabei der Polizei bedient. 
Das heißt, die Staatsanwaltschaft kann Pressearbeit 
machen, sie kann informieren und sie tut das dann 
nicht in der Deputation für Inneres, sondern im 
Rechtsausschuss. Dort muss sie Rede und Antwort 
stehen. Das ist im Grunde genommen unser Haupt-
problem, dass wir häufig sagen, wir würden Ihnen 
ja gern mehr Informationen geben, aber es tut uns 
leid, weil wir von Rechts wegen gehalten sind, der 
Staatsanwaltschaft den Vortritt zu geben. 

Das ist die Ausgangslage. Ich sage mal, ich bin der 
Gast und Sie sind hier der Souverän. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Gast hier? 
Sie sind kein Gast mehr, Sie haben sich gut inte-
griert! – Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 
90/Die Grünen]: Ein gern gesehener Gast!) 

Deswegen kann ich auch nicht beurteilen, ob Sie 
hinreichend informiert werden oder nicht, sondern 
ich habe den Eindruck, dass unsere Zusammenar-
beit funktioniert. Es ist dann Sache des Parlaments. 
Wenn das Parlament sagt, wir haben da ein Defizit, 
dann ist es Sache des Parlamentes, zu sagen, wir 
wollen noch einen weiteren Ausschuss haben oder 
wir wollen die Kompetenzen erweitern. Dann ma-
che ich das. Sie haben das alles in der Hand, und 
wenn eine Fraktion den Eindruck hat, man muss 
etwas verändern, dann müssen Sie auf Ihre Kolle-
ginnen und Kollegen zugehen, und wenn die auch 
sagen, ja – –. 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: Das 
ist doch das Prinzip einer solchen Debatte!) 

Ja! Wenn die sagen, ja, da erkennen wir auch ein 
Defizit, dann setzen Sie das um und wir werden das 
entsprechend der Verfassung, wenn das möglich 
ist, eins zu eins umsetzen. 

Ich sage aber: Es ist nicht meine Aufgabe, zu be-
werten, ob das Parlament hinreichend informiert 
wird. Das machen Sie schon selbst. 

Wie gesagt, die Gefechtslage ist eindeutig, die 
Mehrheit dieses Hauses ist gegenwärtig nicht da-
von überzeugt, dass die Systeme, die wir haben, 
grundlegend verändert werden müssten, sondern 
da ist noch das eine oder das andere möglich, auch 
in der Veränderung, aber dafür braucht man eine 

Mehrheit, Herr Kollege Dr. vom Bruch, und die ha-
ben Sie hier nicht. Tut mir leid! – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist damit geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, FDP, Abgeordneter Peter Beck [BIW], 
Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD], Abgeord-
neter Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

(L.F.M.) 

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt das Gesetz in ers-
ter Lesung ab. Damit unterbleibt gemäß § 28 Ab-
satz 1 der Geschäftsordnung jede weitere Lesung. 

Medienkompetenzförderung in Bremen und Bre-
merhaven  
Gesamtstrategie und Bestandsaufnahme  
Mitteilung des Senats vom 1. Februar 2022  
(Drucksache 20/1331) 

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Dr. Olaf 
Joachim. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Christopher Hupe. 

Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, liebe Gäste! Heute de-
battieren wir die Gesamtstrategie und Bestands-
aufnahme des Senats zur Förderung der Medien-
kompetenz, die nach Bürgerschaftsbeschluss auf 
Antrag der Koalition erstellt wurde. In Vertretung 
für Mustafa Öztürk, der damals den Antrag in die 
Koalition eingebracht hat, möchte ich erst einmal 
dem Senat für diesen umfassenden Bericht danken. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1331
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Wenn man – –. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Ja, das kann man auch mit Applaus ausdrücken. 

(Zuruf – Heiterkeit) 

Wenn man den Bericht aufmerksam liest, wird 
deutlich, dass sich hinter dem Begriff Medienkom-
petenz eine ganze Menge verbirgt. Es geht um di-
gitale und gesellschaftliche Teilhabe und sicheren 
Umgang mit Medien. Es geht um Digitaldaten-, 
Film- und Informationskompetenz und darum, Me-
dien und Informationen kritisch bewerten und ein-
ordnen zu können, und es geht um informationelle 
Selbstbestimmung, um persönliche Bewegungs-
freiheit. Daher ist es auch gut, dass der Senat mit 
diesem Bericht einmal umfassend aufgeschrieben 
hat, welche Angebote es im Lande Bremen gibt. 

Ich werde jetzt nicht auf die vielfältigen Angebote 
in den Schulen, Hochschulen, Stadtbibliotheken, 
Volkshochschulen, Museen, der Bremischen Lan-
desmedienanstalt im Weiteren eingehen, dafür 
fehlt hier jetzt die Zeit. Das ist schade, weil hier 
wirklich schon hervorragende Arbeit geleistet 
wird, aber diese kann auch im Bericht nachgelesen 
werden. Ich möchte an dieser Stelle stattdessen 
vielmehr den Blick auf die Bedeutung der Fähig-
keit richten, Medien und Informationen kritisch 
einordnen und reflektieren zu können, denn diese 
Medienkompetenz ist im alltäglichen Leben mitt-
lerweile so zentral und bedeutsam und gleichzeitig 
ist sie eine unbedingte Grundlage für das Funktio-
nieren unserer Demokratie. 

Ich sehe hier einen großen Nachholbedarf, um 
auch all diejenigen mitzunehmen, die bei diesem 
Tempo, in dem sich die Welt verändert, nicht mit-
kommen. Das betrifft etwa das Erkennen von Fake 
News, zum Beispiel in Bezug auf die Pandemie o-
der gezielte Desinformationskampagnen wie sie 
russische Bots und Trolle aktuell verbreiten. Hier 
sind es vor allem auch Erwachsene, die darauf her-
einfallen und nur schwer erreicht werden können. 

Das geht bei Schüler:innen besser und hier muss 
ich einmal die Lehrkräfte loben, die sich in beson-
derem Maße einbringen und einsetzen. Bei den 
Schüler:innen geht es im besonderen Maße um die 
Bereiche psychische Gesundheit und Prävention in 
den sozialen Medien, denn neben der Sensibilisie-
rung für Fake News braucht es Aufklärung über 
absurde Schönheitsideale in den sozialen Medien, 

die dort reproduziert werden, über Filter bei Insta-
gram und TikTok, über Bodyshaming auf den Platt-
formen. 

Es geht um gesellschaftliche Probleme wie Hetze, 
Sexismus und Extremismus, die dort häufig poten-
ziert werden, aber auch um Suchtgefahr durch so-
ziale Medien und digitale Spiele. Auch wichtig sind 
Verbraucher:innenschutz in Bezug auf sogenannte 
Dark Patterns. 

Das zusammen, meine Damen und Herren, zeigt, 
dass es bei der Medienkompetenz immer um den 
Kontext von Gesellschaft und ihre Probleme geht. 
Es geht darum, diese Verstärkungsmechanismen 
auf diesen Kommunikationsformen zu erkennen, 
zu entlarven und Werkzeuge aufzuzeigen, wie je-
der sich selbst hiervor schützen kann. 

Es muss dabei klar sein, dass Medienkompetenz 
von großer Bedeutung ist, aber nicht alle Probleme 
lösen kann. Wenn wir zum Beispiel auf die sozialen 
Plattformen schauen, dann braucht es hier auch 
klare Regeln und Gesetze für die BigTech-Firmen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Gesetze, die in letzter Zeit durch Bund und EU 
verabschiedet wurden, müssen natürlich auch hin-
sichtlich ihrer Wirksamkeit evaluiert werden, denn 
ansonsten bleibt Medienkompetenz nur die Rolle 
der individuellen Reparatur der mangelnden Regu-
lierungen auf diesen Plattformen. Die Last darf hier 
nicht nur auf den Einzelnen abgelegt werden. 

Klar ist, dass wir aus Bremen natürlich vor allem 
darauf Einfluss nehmen können, was die individu-
elle Resilienz angeht. Da zeigt die Bestandsauf-
nahme, dass an vielen Stellen auch viel passiert. 
Trotzdem ist das Mediennutzungsverhalten flie-
ßend und es braucht auch immer wieder ange-
passte neue Angebote. Da ist jetzt zum Schluss 
noch ein Wermutstropfen, den ich auch offenbaren 
möchte: Leider gibt es in diesem Bericht doch Lü-
cken darauf bezogen, wie die Gesamtstrategie aus-
sieht, um diesem kontinuierlichen Wandel zu be-
gegnen. Im Sinne einer wehrhaften Demokratie ist 
dies aber unbedingt notwendig und müsste in einer 
Gesamtstrategie aus unserer Sicht auch klar be-
nannt werden. – Herzlichen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Miriam Strunge das 
Wort. 
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Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Der Senat hat uns den „Bericht zur Medien-
kompetenzförderung in Bremen und Bremerhaven 
– Gesamtstrategie und Bestandaufnahme“ vorge-
legt. Anlass für den Bericht ist unser Koalitionsan-
trag, den wir hier im Winter 2020 diskutiert und be-
schlossen haben. 

Ehrlich gesagt, hat die Lektüre des Berichts mich 
nicht nur zufriedengestellt, aber kommen wir zu-
erst zu den positiven Aspekten. Die Bestandsauf-
nahme ist beeindruckend. Im Laufe der vergange-
nen zehn Jahre ist eine Fülle an Projekten entstan-
den, mit denen die Medienkompetenz der Men-
schen in unseren beiden Städten gestärkt wird. Na-
türlich hat hier auch die Pandemie in den letzten 
zwei Jahren noch einmal kräftig nachgeholfen, 
weil es in vielen Bereichen einfach gar keine Alter-
native mehr zur Digitalisierung und zur verstärkten 
Mediennutzung gab. 

Die Einrichtungen in unseren beiden Kommunen 
waren aber bereits vorher auf dem Weg. So hat die 
Senatorin für Kinder und Bildung bereits an der 
Umsetzung der 2016 beschlossenen Richtlinie der 
Kultusministerkonferenz (KMK) „Bildung in der di-
gitalen Welt“ gearbeitet und konnte dann in der 
Pandemie auch aufgrund dieser Vorarbeit die Um-
stellung auf das digitale Lernen direkt vorantrei-
ben. 

Aber nicht nur die Kinder und Jugendlichen wer-
den bei der Medienkompetenzförderung berück-
sichtigt, Volkshochschulen und Stadtbibliotheken 
sprechen mit ihren Angeboten alle Altersgruppen 
an. In den Bürgerhäusern können wohnortnah in 
beiden Stadtgemeinden Senior:innen den Umgang 
mit neuen Technologien lernen. Museen und The-
ater gehören übrigens auch zu den Einrichtungen, 
die gerade durch die Pandemie die Chancen der 
Digitalisierung entdeckt und ihr mediales Angebot 
deutlich ausgeweitet haben. 

Bei all diesen Angeboten geht es natürlich nicht 
nur um das reine Bedienen von Geräten. Ein we-
sentlicher Bestandteil der medienpädagogischen 
Arbeit ist stets das kritische Einordnen der gesam-
melten Informationen, das Herausfiltern von Fake 
News und auch die Sicherheit der eigenen Daten. 
Wir erleben täglich in den sozialen Medien, welche 
Gefahr von Desinformation ausgeht. Deswegen ist 
es so wichtig, dass wir hier ein breites Bildungsan-
gebot für alle Alters- und Zielgruppen vorhalten, 
um dieser Gefahr zu begegnen. 

Gleichzeitig liegt aber in den neuen Medien ge-
rade auch die Chance, dass eben nicht mehr nur 
sehr wenige Menschen Inhalte produzieren, son-
dern eigentlich alle, die an Kommunikation betei-
ligt sind, auch selbst zu Produzent:innen von Inhal-
ten werden können. Auch diesen Aspekt decken 
die Bildungsangebote ab, zum Beispiel in Work-
shops zur Filmproduktion oder auch durch das Bür-
gerradio. 

Eingangs habe ich aber gesagt, dass ich mit diesem 
Bericht nicht nur zufrieden bin, denn so beeindru-
ckend die Bestandsaufnahme ist, so lückenhaft ist 
der Bericht dann leider bei der Frage, wie sich denn 
dieser Bestand zu einer gemeinsamen Strategie der 
Medienkompetenzförderung weiterentwickeln 
lässt. Mir reichen hier die Aussagen des Senats 
nicht aus. Der Senat schlägt im Kern vor, die ein-
zelnen Einrichtungen weiterhin mit viel Spielraum 
und eigener Schwerpunktsetzung arbeiten zu las-
sen und setzt als Orientierungsrahmen für diese 
Arbeit dann nur die Kapitelüberschriften aus den 
KMK-Richtlinien. 

Hier wollten wir als Koalition mit unserem Antrag 
eindeutig mehr erreichen. Wir haben die Frage ge-
stellt, wie sich die Vernetzung zwischen den Ak-
teur:innen weiter vorantreiben ließe, eine Evalua-
tion der Projekte angemahnt und gehofft, dass bei 
einer solchen Evaluation auch die Lücken bei der 
Medienkompetenzförderung identifiziert werden. 
Außerdem haben wir den Senat gebeten, insbeson-
dere bei den Weiterbildungseinrichtungen und 
Bürgerhäusern auch Ausstattungsbedarfe zu bezif-
fern, um hier gegebenenfalls in Zukunft weitere 
Mittelsteuerungen vornehmen zu können. 

Diese Berichtspunkte fehlen aber in dem vorgeleg-
ten Papier, deswegen sehe ich den vorgelegten Be-
richt auch eher als einen Zwischenbericht und er-
warte vom Senat, dass er an der Umsetzung unse-
res Koalitionsantrages weiterarbeitet. – Herzlichen 
Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Professor Dr. Hauke Hilz 
das Wort. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Zu-
hörenden! Deutliche Worte von meiner Vorredne-
rin. Ich selbst habe mich auch bei der Lektüre ge-
fragt: Was ist es denn nun eigentlich? Ist es ein Be-
richt? Soll das schon die Gesamtstrategie sein? Da 
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wird immer so nebulös davon gesprochen, eine Ge-
samtstrategie sollte folgendes beinhalten und be-
achten. Ich sehe das auch als Zwischenbericht. Im 
ursprünglichen Antrag sollte die Gesamtstrategie 
Anfang 2021 vorliegen, so war der Beschluss sei-
nerzeit, dem wir auch zugestimmt haben. 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Da war 
Corona!) 

Bitte? 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Da war 
Corona!) 

Da war Corona, aber es war schon während Corona 
am Ende. Als wir es beschlossen haben, war auch 
schon Corona, insofern hätte man das entspre-
chend sehen können. 

Meine Damen und Herren vom Senat, das ist ja of-
fensichtlich eine gesamtsenatliche Aufgabe, die 
Medienkompetenz hier zu beurteilen. Sie sind, 
glaube ich, hier deutlich hinter dem Auftrag, den 
die Bürgerschaft Ihnen erteilt hat, zurück. 

(Beifall FDP) 

Was die Bestandsaufnahme angeht, da muss ich sa-
gen, das ist in Ordnung. Das ist sehr breit darge-
stellt, weitreichend durch alle gesellschaftlichen 
Schichten, durch alle staatlichen Einrichtungen 
wird hier Medienkompetenz vermittelt. Alle haben 
ein Bewusstsein dafür, für Medienkompetenz, Ver-
mittlung und den hohen Stellenwert. Das ist gut so, 
denn einige Punkte wurden genannt, von Fake 
News im politischen Raum, über Betrug, Phishing, 
et cetera bis hin zu Stalker, der Umgang mit sozia-
len Netzwerken, Mobbing. 

Das sind alles, das will ich jetzt nicht sagen, neue 
Herausforderungen, aber das sind die Herausfor-
derungen unserer Zeit, mit denen alle Menschen, 
die sich in der digitalen Welt bewegen, umgehen 
müssen, umgehen können müssen, muss man viel-
leicht sagen, das ist unser Anspruch. Von der Ju-
gend bis in das hohe Alter muss man gewappnet 
sein, selbstverständlich auch den Gefahren im 
Netz, die es gibt, obwohl die Vorteile überwiegen, 
begegnen zu können. Deswegen ist es gut, sich da-
mit zu beschäftigen. 

Ich stelle jetzt einfach mal die Frage an Herrn 
Dr. Joachim: Wann ist es denn soweit? Wann ist 
denn eine echte Strategie zu erwarten? Schaffen 

Sie das noch in dieser Legislaturperiode, oder tat-
sächlich nicht? 

(Abgeordneter Claas Rohmeyer [CDU]: Nein!) 

Der Kollege Herr Rohmeyer gibt schon erste Spe-
kulationen von sich. Also ein wenig enttäuschend 
ist das, was Sie hier vorgelegt haben in Bezug auf 
das, was künftig passieren soll. Das, was tatsächlich 
derzeit passiert, das ist aus unserer Sicht als Freie 
Demokraten in Ordnung, aber ich bin gespannt auf 
Ihre Ausführungen. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort Staatsrat Dr. Olaf Joachim. 

Ich habe mir das schon gedacht, das wundert mich 
nicht. Die haben alle darauf gewartet, Herr Staats-
rat, dass Sie erst Ihre Rede halten, haben gepokert 
und sofort, als ich Sie aufgerufen habe, kamen 
dann die Meldungen. 

(Staatsrat Dr. Olaf Joachim: Ja, wobei Glücksspiel, 
glaube ich, gestern das Thema war. – Abgeordne-
ter Martin Günthner [SPD]: Deswegen ist der Ab-
stand so groß zwischen uns beiden. – Staatsrat 
Dr. Olaf Joachim: Ach so, deswegen! Ja, dann 
schauen wir mal.) 

Bitte schön, Herr Staatsrat! 

Staatsrat Dr. Olaf Joachim: Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Herzlichen Dank, sage 
ich mal – insofern ist es für mich eine Zwischenbi-
lanz dieser Debatte hier –, auch durchaus für diese 
kritischen Zwischentöne! Gerne höre ich natürlich 
die Würdigungen zu diesem Bericht, denn ich 
glaube, was man festhalten kann, ist, dass Einver-
nehmen darüber besteht, welche Bedeutung Medi-
enkompetenz hat. Denn dieser uns sehr lieb gewor-
dene technische Fortschritt, den wir überall nutzen, 
ist nicht immer ein gesellschaftlicher Fortschritt, 
sondern birgt durchaus auch Risiken für die demo-
kratische Kultur. Die Beispiele dafür waren ge-
nannt worden. 

Wir haben in dem Bericht in der Tat eine umfas-
sende Bestandsaufnahme gemacht. Wir haben uns 
berufen auf und orientiert an der besagten KMK-
Strategie. Nicht weil es darum geht, uns eine ei-
gene Strategie zu ersparen, sondern weil sie uns als 
geeigneter Orientierungsrahmen erschien, auch 
für die weiteren Prozesse. Denn einerseits durch-
aus lobend zu erwähnen, was wir hier alles haben, 
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und andererseits zu sagen, das reicht nicht, das 
kann ich dem Grunde nach nicht nachvollziehen. 
Nur, wir halten uns hier in einem sehr dynamischen 
Feld auf, in dem, so glaube ich, wenn man mal mit 
dem Roman „Per Anhalter durch die Galaxis“ geht, 
die Erwartung, „42“ zu sagen und alles ist gelöst, 
das funktioniert an dieser Stelle nicht. 

(Beifall SPD) 

Insofern müssen wir mit einer Offenheit hier heran-
gehen. Wir müssen gewährleisten, dass wir die 
Strukturen haben, zu reagieren. Diese Strukturen 
haben wir zum großen Teil schon seit zehn Jahren. 
Da sind andere Länder dabei, sie zu schaffen, mit 
dem Medienkompetenznetzwerk. Andere The-
men, die auch in dem Antrag adressiert wurden, 
gehen wir an, also die Frage der Vernetzung der 
staatlichen Stellen. 

Insofern glaube ich, nein, wir werden hier sicher-
lich keine allein selig machende Strategie entwi-
ckeln können. Wir haben aber damit einen Auf-
schlag gemacht. Wir werden das Thema sicherlich 
auch weiter hier diskutieren können, wir werden 
im Aufriss diskutieren können, aber noch mal: Ein 
abgeschlossenes Konzept wird der Thematik nicht 
gerecht. – Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Martin Günthner das 
Wort. 

Abgeordneter Martin Günthner (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich bin in dieser Frage ausdrück-
lich an der Seite des Staatsrats. Wer in dieser De-
batte die Vorstellung erweckt, es gäbe eine Strate-
gie, bei der die Oma mit 85 und das Enkelkind, das 
Urenkelkind mit 

(Abgeordnete Petra Krümpfer [SPD]: Zwölf!) 

18, 19 mit den gleichen digitalen Fähigkeiten, mit 
den gleichen Medienkompetenzen ausgestattet 
sein könnten, der hat, glaube ich, schlicht eine fal-
sche Vorstellung. Sondern, und das wird in diesem 
Bericht deutlich, man muss unterschiedliche Ziel-
gruppen, unterschiedliche Altersgruppen auch auf 
unterschiedliche Weise ansprechen. 

Genau das wird auf sehr kluge Weise in diesem Be-
richt des Senats zur Medienkompetenz herausge-
arbeitet, dass es darum geht Nutzungsverhalten zu 

reflektieren, dass es darum geht, mediengesell-
schaftliche Hintergründe zu erkennen, dass es da-
rum geht, Angebote, Informationen, Werbung kri-
tisch zu beurteilen, und dass es darum geht Medi-
enbotschaften zu hinterfragen. Dabei ist eben digi-
tale Kompetenz nicht gleich Medienkompetenz, 
wie das manchmal so dargestellt wird. Weil man 
das Smartphone bedienen kann, weil man Informa-
tionen irgendwo finden kann, ist man noch lange 
nicht medienkompetent. 

Vor einiger Zeit hat ein Doktorand der Universität 
Bremen hier eine Befragung durchgeführt, an der 
auch viele Kolleginnen und Kollegen aus dem Ple-
num teilgenommen haben. Er hat uns unterschied-
liche Seiten im Internet gezeigt und hat gefragt, 
wie ist Ihr Eindruck, sind die seriös, in welchem 
Spektrum bewegen die sich politisch. Man kann 
daran sehr schön sehen, wie riskant es zum Teil ist, 
wenn Seiten auf eine bestimmte, seriös wirkende 
Weise aufgemacht sind, und dann feststellen, ob sie 
am Ende des Tages auch wirklich seriös sind oder 
ob sie sich nur einen seriösen Anstrich geben und 
dahinter verbergen sich Falschinformationen, ver-
birgt sich der Versuch, Bürgerinnen und Bürger in 
die Irre zu leiten. 

Deswegen ist es genauso wichtig, dass wir auch auf 
der staatlichen Seite mit dem öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk und auch mit dem Teil des Bildungsauf-
trags, den dieser öffentlich-rechtliche Rundfunk 
hat, den Radio Bremen hat, dazu beitragen, über 
Informationen aufzuklären, sie journalistisch ein-
zuordnen. Es ist so wichtig, dass wir Zeitungen mit 
guter journalistischer Qualität haben, über die ein-
geordnet wird. 

Wenn Sie sich unter Medienkompetenz ein ganz 
aktuelles Thema anschauen, die Amoklage, die es 
in Bremerhaven am Lloyd Gymnasium gegeben 
hat, und sich dann vor Augen halten, wie schnell 
über alle möglichen Newsgroups, via What´s App, 
in den sozialen Medien, geteilt worden ist, es sei 
nicht nur ein Amokläufer, es seien drei Amokläu-
fer, der habe fünf Waffen, der sei auf dem Weg zu 
anderen Schulen. Wenn das einfach weiter geteilt 
wird, dann zeigt auch das, womit wir es zu tun ha-
ben, und das zeigt auch, wie notwendig es ist, das 
Nutzungsverhalten zu reflektieren. Auch zu reflek-
tieren, ob es richtig ist, in einer solchen Situation 
solche Informationen ungeprüft zu teilen und damit 
eher für Unruhe zu sorgen, damit eher für Aufre-
gung bei den Kindern, die noch in den Schulen 
sind, zu sorgen, oder ob man nicht genau in diesem 
Moment auf sichere Quellen verweisen muss, 
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(Zuruf Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]) 

auf Polizeiinformationen verweisen muss, auf das 
verweisen muss, was in den seriösen Medien trans-
portiert wird. Gehört das nicht auch zur Medien-
kompetenz dazu? 

Ich bin ausgesprochen froh, dass in diesem Bericht 
deutlich gemacht worden ist, wie umfangreich – –, 
weil wir als antragstellende Koalition ja gesagt ha-
ben, dass wir Medienkompetenz sozusagen von 
der Wiege bis zur Bahre, von den Kindern bis zu 
den Senioren abgebildet haben und dazu Antwor-
ten finden wollen. Was für Seniorinnen und Senio-
ren beispielsweise im Dienstleistungszentrum in 
Grünhöfe getan wird, wenn es um Smartphone-
Kurse geht, was in Wulsdorf vom Arbeitsförde-
rungszentrum getan wird, nur um Beispiele zu nen-
nen, wie mediale Kompetenz, wie digitale Fähig-
keiten gestärkt werden können. Das, was die Le-
benshilfe im Bereich von Menschen mit Behinde-
rungen macht. Da zeigt dieser Bericht eindrucks-
voll die gesamte Breite, die wir im Bereich der Me-
dienkompetenz, der Medienkompetenzförderung 
haben. 

Das ist nichts, von dem man irgendwann sagen 
kann, und daran machen wir jetzt einen Haken und 
es ist abgeschlossen, sondern es ist eine immer-
währende Aufgabe. Gerade angesichts dessen, 
was Staatsrat Dr. Joachim hier beschrieben hat, 
dass es nämlich darauf ankommt, sich auch immer 
wieder an technische Neuerungen anpassen zu 
können, auch immer wieder technische Neuerun-
gen entsprechend kritisch reflektieren zu können. 

Insofern bin ich ausgesprochen froh, dass dieser 
Bericht heute vorgelegt worden ist. Ich finde, wir 
als Land Bremen sind damit auf einem sehr, sehr 
guten Weg. – Insofern danke ich Ihnen für die Auf-
merksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Claas Rohmeyer das Wort. 

Abgeordneter Claas Rohmeyer (CDU): Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich bin nicht so 
enttäuscht, wie die Kollegin Frau Strunge, weil 
schon in der Debatte, als Sie diesen Antrag be-
schlossen haben, die CDU-Fraktion diese Erwar-
tungshaltung nicht geteilt und dem auch damals 
nicht zugestimmt hat, genau wegen dieser völlig 
falschen Erwartungshaltung. 

Dieses Papier ist auch im Prinzip ein Sachstand, der 
über ein Jahr alt und in Teilen schon wieder total 
veraltet ist. Dieses Papier ist ein Sammelsurium, ein 
gutes Sammelsurium, ein Teil der Bestandsauf-
nahme, aber es ist, es kann eben keine Strategie 
sein. Die Medien und gerade Medien in der heuti-
gen Zeit sind etwas furchtbar Lebendiges und 
wenn sie über die Medienlandschaft zu Beginn 
2021, als dieses Papier gemacht wurde, reden, 
dann sieht die im Sommer 2022 schon ganz anders 
aus. 

Sie haben alles gekapert, was Sie irgendwie krie-
gen konnten. Dass Radio Bremen jetzt Teil des Se-
nats ist, bestreite ich ebenso, wie die Landesmedi-
enanstalt, aber auch da passiert viel, darum ist es 
richtig, dass das in diesem Bericht steht. 

Es sind eben Punkte, um die ich mir mehr Sorgen 
mache, als andere. Kinder und Jugendliche – das 
war in der Vergangenheit so, ist in manchen Sa-
chen immer noch so – werden einem Teil ihrer Leh-
rerinnen und Lehrer über die Möglichkeiten, wie 
sie mit den mittlerweile ja zahlreich vorhandenen 
Endgeräten, den Tabletts in den Schulen umzuge-
hen haben, mehr erzählen, als die aus ihren Hand-
reichungen durch die Senatorin für Kinder und Bil-
dung bekommen können, weil junge Menschen in 
dem Bereich durchaus affiner sind. 

Ein Thema, dass die letzten Wochen und Monate 
und bei uns hier in Bremen ja auch von der Kollegin 
Frau Morawietz vorangebracht wurde, ist aber Me-
dienkompetenz und -nutzung für ältere Menschen, 
die sich auf einmal, weil Banken und Sparkassen 
sich in Bremen aus der Fläche verabschieden, mit 
der lapidaren Antwort dieser Geldinstitute ausei-
nandergesetzt sehen: „Dann machen sie doch On-
linebanking.“ Dann stehen sie da, haben noch nie 
etwas mit Onlinebanking gemacht und sollen jetzt 
alle ihre Geldgeschäfte auf einmal online machen. 

(Vizepräsidentin Antje Grotheer übernimmt den 
Vorsitz.) 

Da gab es durchaus auch die eine oder andere po-
pulistische Äußerung des Bürgermeisters, der in 
dem Fall auch keine Richtlinienkompetenz an Ban-
ken und Sparkassen hat. Da haben wir ein gesell-
schaftliches Problem, dass wir eine ganze Genera-
tion haben, die auf einmal von ihren Bankgeschäf-
ten, von ihren Bankberatern abgetrennt zu werden 
droht. Da jetzt mit Angeboten der Volkshoch-
schule, mit einem guten Angebot, das Radio Bre-
men auf Initiative der Landesmedienanstalt gestar-
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tet hat, mit denen wir gerade ältere Menschen an-
sprechen wollen, mit Bürgerhäusern punktuell was 
zu erreichen, das ist schwierig. 

Ich würde mir hier wünschen, wenn die Sparkasse 
Bremen, die sich wirklich stark aus fast allen Orts-
teilen und Stadtteilen zurückzieht, selbst ein Medi-
enkompetenzangebot für ältere Menschen mit 
Schulungen für Onlinebanking anbieten würde. 
Ich sehe so etwas leider nicht. Das wäre tatsächlich 
auch eine wichtige Teilhabe für die Menschen im 
praktischen Alltag. 

(Beifall CDU – Abgeordnete Bettina Hornhues 
[CDU]: Sagen wir das doch mal dem Vorstand!) 

Ich stecke ja an einer Stelle selbst drin, ich bin stell-
vertretender Vorsitzender des Medienrats bei der 
Landesmedienanstalt. Auch wir haben eine Initia-
tive für ältere Menschen gegründet. Es ist etwas, 
das in Bewegung ist. Es ist etwas, das in Bewegung 
ist und darum ist dies jetzt etwas, das man in sei-
nem digitalen Dateiarchiv abspeichern kann oder 
im Aktenordner abheften kann. Es ist ein Prozess. 

Ich würde mich freuen – das ist etwas, das ich frü-
her schon in bildungspolitischen Debatten immer 
mal wieder gesagt habe –, wenn wir etwas verbind-
licher werden, was in Schule zum Beispiel auch 
ganz konkret vermittelt wird. Es gibt eine Menge 
Angebote für Lehrerinnen und Lehrer, aber Ver-
bindliches gibt es da wenig. Ab dem Moment, in 
dem wir aus der allgemeinen Schulpflicht heraus-
kommen, ist ohnehin alles ein Angebot. Da sind wir 
auf einem Weg. 

Ich kann, wie gesagt, verstehen, dass ein Teil der 
Koalition enttäuscht ist. Nur ehrlicherweise, das 
hätten Sie schon sehen können, als Sie damals 
diese Initiative auf den Weg gebracht haben. Das, 
was Sie sich damals versprochen haben, ich habe 
das Mustafa Öztürk auch damals gesagt, kann nie-
mals in einem Bericht – –, der damals in sechs Mo-
naten – –, das war die damalige Erwartungshal-
tung, in sechs Monaten soll bitte eine Gesamtstra-
tegie vorgelegt werden. Da wären wir echt Welt-
marktführer in Bremen gewesen, wenn das hätte 
erreicht werden können. So ist das manchmal, aber 
das heißt ja nicht, dass wir uns nicht gemeinsam 
bemühen, bessere Medienkompetenzen in allen 
Altersgruppen zu erreichen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats Kenntnis. 

Chancengerechtigkeit durch Zukunftsscouts an 
weiterführenden Schulen erhöhen  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 10. Februar 2022  
(Drucksache 20/1342) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Sascha 
Karolin Aulepp. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Dr. Magnus Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Mit Sorge blicken wir auf die Situation vieler jun-
ger Menschen in Bremen. In Deutschland liegt die 
Armutsgefährdung bei unter 18-Jährigen bei 
21,3 Prozent, in Bremen bei 31,6 Prozent. Die hohe 
Zahl von Schulabgängerinnen und Schulabgän-
gern ohne Abschluss, fast ein Viertel der Oberschü-
ler, an manchen Schulen und in manchen Quartie-
ren jeder zweite, kann uns nicht ruhig lassen. 

Wir haben eine traurige Quote von Jugendarbeits-
losigkeit. Im Bundesdurchschnitt liegt sie bei 
3,4 Prozent bei 18- bis 25-Jährigen, im Land Bre-
men bei 7,7 Prozent. Nur in Berlin ist sie mit 
8,3 Prozent höher. Selbst in Hamburg sind es nur 
4,8 Prozent. 

Die Biografien sind nicht so, dass wir sagen, dass 
wir das jungen Menschen wünschen und uns nicht 
anstrengen müssten. Nein, wir sind als Gesellschaft 
gefordert. Wir sind als Stadtgesellschaft gefordert 
etwas zu tun, denn die geringe Beschäftigungs-
quote ist etwas, das uns Sorgen machen muss, weil 
sie die Frage stellt: Was wird aus den Jugendli-
chen? 

Es sind enorme Bildungsdefizite, die hier zu Buche 
schlagen. Da wird ein Abschluss nicht erreicht, und 
dann ist die Frage: Was kann gemacht werden? 
Was kann an weiterer Bildung gemacht werden? 
Wie können Wege aufgezeigt werden? Wie kann 
berufliche Bildung das auffangen? Wir haben vor-
hin schon über Fachkräftemangel diskutiert, wir 
diskutieren das in der Pflege, wir diskutieren das 
für den Klimaschutz. Aber es ist dann genau die 
Frage: Wie kann das aufgefangen werden? Wie 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1342
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kann der Jugendliche oder die Jugendliche beglei-
tend beraten werden, um dann weiterzukommen? 

Denn wir haben doch eine soziale Sicherheit zu 
bieten, und die Jugendlichen wissen teilweise 
nicht, was sie erwartet. Sie verpassen gerade in 
dieser kritischen Zeit des Übergangs von der 
Schule wichtige Termine: Fristen laufen ab, die Be-
werbung wird verpasst. Es gibt eine ungewisse Si-
tuation über das, was man machen muss. Wie 
macht man das mit der Krankenversicherung? Was 
macht man da, wenn man aus der Schule ausschei-
det und dann eben nicht in den Beruf kommt? All 
diese Fragen sind für viele große Fragen. Es ist 
eben nicht so, dass jede Familie das unterstützen 
kann und dass der Freundeskreis das immer auf-
fangen kann. Es fehlt schlichtweg an ökonomi-
schem und an Alltagswissen. 

Dieses Lagebild macht uns unruhig und wir sind 
gefordert, einen Blick auf diese Generation zu wer-
fen. Es muss an der Stelle mehr getan werden. Wir 
erkennen ja an, dass es Berufsberatung gibt. Wir 
wissen, dass es die Initiative „Ausbildung innova-
tiv“ gibt, aber wir wissen auch, dass es noch wei-
tere Handlungsbedarfe gibt, denn die Berufsorien-
tierung ist das eine. Die kontinuierliche Beratung 
vor Ort, nicht die Einzelaktion ist es doch, die die 
Jugendlichen bindet. Wir wissen auch, dass es 
große Anstrengungen gibt, überbetriebliche Aus-
bildung zu organisieren. 

Aber was braucht es, was fehlt noch? Klar müssen 
die Schülerinnen und Schüler die Schule besser 
ausgebildet verlassen. Mehr Ganztag vielleicht in 
der Oberschule? Wäre hilfreich. Hamburg macht 
das vor. Aber wir brauchen – das hat die Beratung 
über die Jugendberufsagentur (JBA), die Union 
hatte das aufgeworfen, deutlich gemacht –, wir 
brauchen niederschwellige Beratung an Schulen. 
Da gibt es noch Entwicklungspotenzial. Die JBA ist 
mal vor Ort, aber eben viel zu wenig. Da genau 
muss man mehr machen. Wir wollen die biografi-
sche Situation genauer in Betracht ziehen. 

Es muss eben nicht punktuell sein, sondern es 
muss, wie in den Berufs- und Studienorientierungs-
zentren in Hamburg – –, wir nennen das Zukunfts-
scouts – –. Wir müssen das genauso machen: Dass 
dort lückenlose Begleitung stattfindet, dass die Ju-
gendlichen begleitet und nicht nur punktuell bera-
ten werden, dass eben Berufsschullehrkräfte, dass 
kooperierende Berufsschulen, dass die Schulen 
selbst, dass aber auch die JBA sich als Team an ei-
ner Schule und für die Schülerinnen und Schüler 

einer Schule versteht und dort systematische, pro-
zesshafte Studien- und Berufsorientierung bietet, 
in Zusammenarbeit mit den dortigen Kräften. 

Daran orientiert fordern wir, dass es solche Auf-
stiegsscouts an unseren Schulen geben muss, dass 
es da eine Kooperation, eine engere Zusammenar-
beit zwischen der Jugendberufsagentur und den 
Schülerinnen und Schülern in Bremen und Bremer-
haven geben soll. Das muss professioneller verbun-
den werden. Was dort an psychosozialer, psychiat-
rischer, psychotherapeutischer Unterstützung ge-
macht wird, das muss bedarfsgerecht sein, 

(Glocke) 

und dafür wollen wir, dass ein Plan vorgelegt wird, 
wie das organisiert und finanziert werden kann. 
Nach Corona ist das wichtiger als zuvor. Verwal-
tungswege und vieles sind zu lang. Wir brauchen 
diese Gruppen von Menschen, die sich an den 
Schulen um diejenigen kümmern, die sonst in un-
serer Gesellschaft abgehängt sind, und das sind 
viel zu viel. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin erhält das Wort die Abgeordnete Bettina 
Hornhues. 

Abgeordnete Bettina Hornhues (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Liebe FDP, ich finde es spannend, wie Sie 
heute diesen Antrag, beziehend auf Ihre Anfrage 
aus Anfang 2021 nun fast eineinhalb Jahre später, 
einen vermeintlichen Lösungsansatz für Bremen 
zur Abstimmung stellen. 

Eine auf Bremen zugeschnittene Antwort verbirgt 
sich hierhinter aber nicht. Sie haben schlicht Ihre 
Forderung aus dem Bundeswahlprogramm Ihrer 
Partei übernommen. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: War ja 
auch richtig!) 

Konnten Sie Ihre Ideen nicht im Koalitionsvertrag 
der Ampelregierung, an der Sie im Bund ja be-
kanntlich beteiligt sind, unterbringen? 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]) 

Versuchen Sie es jetzt – –. Oh, warum schreiben Sie 
es denn in ein Bundeswahlprogramm, ganz span-
nend! 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben hier in 
Bremen 2015 eine JBA gegründet und bei aller Kri-
tik, die auch wir an der Umsetzung in den vergan-
genen Jahren immer wieder angebracht haben, ha-
ben wir hier mittlerweile eine Struktur, die den 
Schülerinnen und Schülern, zum Beispiel vor Ort 
an den weiterführenden Schulen, regelmäßig Bera-
tungsangebote anbietet. Wir benötigen hier keine 
Kooperationen mit der JBA, nein, wir müssen die 
JBA stärken und nicht nur anfangen, weitere Paral-
lelstrukturen aufzubauen. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Das ist 
keine Parallelstruktur! Das haben Sie nicht verstan-
den!) 

Die JBA muss weiter ihr niederschwelliges Ange-
bot ausbauen. Hier könnten wir uns zum Beispiel 
auch Angebote in den Quartieren vorstellen. Zum 
Beispiel bieten sich hier auch Angebote in den Ju-
gendfreizeitheimen an. Das wäre sehr nieder-
schwellig und mit Sicherheit von Erfolg gekrönt. 

Die Professionalitäten sind in den Jugendberufs-
agenturen auf jeden Fall schon vorhanden, bezie-
hungsweise hier bestehen doch auch schon die 
Vernetzungen zu weiterführenden Beratungsange-
boten und unterstützenden sozialen Trägern. Also 
lassen Sie uns die JBA gemeinsam stärken, auch in 
dem Bereich, um unter den Jugendlichen bekann-
ter zu werden. Erste Schritte durch Social-Media-
Präsenz sind ja auch hier mittlerweile getan. 

Schauen wir uns aber weiter Ihre Forderungen an: 
Sie möchten ein Angebot an professioneller psy-
chosozialer, psychiatrischer und psychotherapeuti-
scher Unterstützung schaffen. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, mit wem möchten Sie denn diese 
Angebote bestreiten? Schon jetzt herrscht leider 
bei diesen Professionalitäten ein absoluter Mangel 
und Personen in diesen Bereichen auszubilden, 
dauert Jahre, wenn nicht sogar ein Jahrzehnt, zu-
mal Psychiater in Bremen mangels einer medizini-
schen Fakultät gar nicht ausgebildet werden kön-
nen. 

Im Jahr 2019 wurde durch die Koalition gemeinsam 
mit den Ländern die Initiative „Schule macht stark“ 
aufgelegt. Hieran beteiligen sich in Bremen und 
Bremerhaven zwei Schulen, die Marktschule in 
Bremerhaven und die Oberschule Ohlenhof in Bre-
men. Hierbei werden passgenaue Maßnahmen für 
Schulen in besonderen sozialen Lagen entwickelt. 
Ein Ziel ist es, das Lernen außerhalb des Unterrich-
tes und die Unterstützung im sozialen Umfeld zu 
fördern. Die Schülerinnen und Schüler sollen dabei 

unterstützt werden, die Unterstützungsangebote zu 
finden und zu nutzen, die ihre soziale Situation ver-
bessern können. In 2026 soll dieses Programm mit 
den Erfahrungen aus 200 Schulen bundesweit aus-
geweitet werden. 

Die Ampelkoalition im Bund, der Sie auch angehö-
ren, hat in ihrem Regierungsprogramm das Projekt 
„Startchancen“ in ihre Agenda geschrieben. Das 
Projekt soll 4 000 Schulen – das macht, wenn wir 
den Königsteiner Schlüssel anwenden, circa 40 
Schulen für das Land Bremen – neben der Auswei-
tung der Berufsorientierung mit Schulsozialarbeit 
unterstützen. 

Liebe Kollegen der FDP, lassen Sie uns vorhandene 
Initiativen nutzen, vorhandene Strukturen stärken 
und nicht mit neuen und zusätzlichen Kooperatio-
nen Parallelstrukturen schaffen. Sie ahnen es be-
reits, wir lehnen den Antrag ab. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin erhält das Wort die Abgeordnete Gönül 
Bredehorst. 

Abgeordnete Gönül Bredehorst (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Ich möchte mal vorab schicken, ich habe 
das Gefühl, dass die Opposition nicht verstanden 
hat, was die JBA ist. Das sind die Berufsorientie-
rungskräfte, also Lehrer:innen vor Ort, die sind im-
mer da, immer ansprechbar. Sie haben gewisse 
Zeiten, ja, in denen sie definitiv beraten, 

(Abgeordnete Bettina Hornhues [CDU]: Bitte nicht 
pauschalieren!) 

aber sie sind immer in der Schule und sie sind im-
mer vor Ort. Hinzu kommen noch Mitarbeiter:in-
nen des Jobcenters und die Zentrale Beratung Be-
rufsbildung. Ja, da kommen auch noch Mitarbei-
ter:innen hinzu und das alles ist die JBA. Also, Sie 
müssen nicht denken, da kommen Leute vom Job-
center einmal die Woche und beraten, und das war 
es. Das ist nicht so. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Wen 
meinen Sie überhaupt? – Abgeordnete Bettina 
Hornhues [CDU]: Das weiß ich auch nicht! – Abge-
ordnete Birgit Bergmann [FDP]: Das haben die auf-
geschrieben!) 
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In dem Dringlichkeitsantrag der FDP geht es um 
Chancengerechtigkeit von Schülerinnen und Schü-
lern. In diesem Zusammenhang ist auch richtig, 
dass Schule in den letzten Jahrzehnten eine beson-
dere Bedeutung zukommt, wenn wir über Bil-
dungs- und Chancengerechtigkeit sprechen. Da-
her hat sich die Schullandschaft in Bremen auch 
sehr gewandelt. Es gibt dank der Schulreform, die 
Sie, liebe FDP, nicht mitgezeichnet haben, zwei 
Formen von weiterführenden Schulen, in denen die 
Schülerinnen und Schüler individuell gefördert 
und gefordert werden, auch im Hinblick darauf, 
junge Menschen frühzeitig, individuell zu unter-
stützen und zu begleiten. Dafür haben wir die 
Schulsozialarbeit flächendeckend ausgebaut und 
die Berufsorientierung in den Schulen neu aufge-
stellt. 

Die von Ihnen geforderten Zukunftsscouts, wir 
nennen sie Guides, wird es als Modellprojekt ab 
dem nächsten Schuljahr an vier Berufsschulen an-
gesiedelt geben. Das ist auch nachzulesen in der 
Bund-Länder-Vereinbarung der Initiative „Ab-
schluss und Anschluss –Bildungsketten bis zum 
Ausbildungsabschluss“, die wir übrigens in der Bil-
dungsdeputation im März zur Kenntnis genommen 
haben. 

Wesentlicher Bestandteil der Qualifizierungsreihe 
für die zum Schuljahr 2016/2017 eingesetzten Be-
rufsorientierungslehrkräfte an den Schulen war na-
türlich die zielgerichtete Zusammenarbeit, Vernet-
zung mit Unternehmen, Kammern, Berufsberatern 
und anderen Akteuren. Wir haben eine sehr diffe-
renzierte Unterstützungsstruktur, außerdem die 
Ausbildungsgarantie, die Jugendberufsagentur, zu 
der auch die Fachberatung Jugendhilfe und die 
aufsuchende Beratung gehören und das Ausbil-
dungsbündnis „Ausbildung: innovativ“, das haben 
Sie auch schon gesagt. Es gibt die Beratungsange-
bote „Ausbildung – Bleib dran“, finanziert von der 
Arbeitnehmerkammer in Bremen, und „Du schaffst 
das!“, finanziert vom Magistrat Bremerhaven. 

Sie haben natürlich recht, wenn Sie sagen, dass die 
Zahl der Schülerinnen und Schüler ohne Abschluss 
in den letzten Jahren nicht signifikant gesunken 
ist, dass wir weiter daran arbeiten müssen, diese zu 
senken, da stimme ich Ihnen zu. Darüber hinaus 
vermischen Sie aber undifferenziert eine Reihe von 
Punkten: vererbte Armut, Obdachlosigkeit und 
Verschuldung von Jugendlichen, Krankenversi-
cherungspflicht, intransparente und komplizierte 
Verwaltungsverfahren, mangelnde psychologische 
und so weiter Unterstützung und dementsprechend 
seltsam verworren sind auch die Beschlusspunkte. 

Eine Prise hier und eine Prise da. Zu guter Letzt 
führen Sie auch noch den Verein ArbeiterKind.de 
gemeinnützige GmbH zur Förderung des Hoch-
schulstudiums von Nicht-Akademikerkindern an, 
bei dem es sich um ehrenamtliches Engagement 
handelt 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

und dass vor allem junge Menschen, die immerhin 
die Hochschulzugangsberechtigung in der Tasche 
haben, ermutigt werden sollen, als erste überhaupt 
in der Familie ein Studium aufzunehmen, also weit 
entfernt von einem Schulabschluss sind. 

Es gibt vielfältige Gründe, dass Armut sich vererbt, 
dass Jugendliche in die Schuldenfalle geraten, dass 
junge Menschen auf der Straße landen. Von zent-
raler Bedeutung ist für die SPD die primäre Armut-
sprävention im Sinne einer gerechteren Einkom-
mens- und Vermögensverteilung 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Funkti-
oniert ja hervorragend!) 

sowie die sekundäre Armutsprävention im Sinne 
der Verbesserung der Teilhabe- und Verwirkli-
chungschancen durch eine soziale Stadtpolitik. 

Sehr klar ist für uns weiterhin, dass bestehende 
Hürden abgebaut werden müssen, die junge Men-
schen beim Aufsuchen von Beratungsstellen haben 
und dass einige Jugendliche mehr an die Hand ge-
nommen werden müssen als andere. Die Struktu-
ren sind aber längst vorhanden, sie müssen opti-
miert werden, weiter ineinander vernetzt und ge-
stärkt werden. Dafür braucht es kein neues Etikett 
„Aufstiegsscouts“. Wir lehnen Ihren Antrag ab. – 
Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner erhält das Wort der Abgeordnete Christopher 
Hupe. 

Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Das Ziel, das die FDP in 
diesem Antrag formuliert, die Chancengerechtig-
keit für Schüler:innen zu erhöhen, ist auch ein zent-
rales Ziel von uns Grünen. Die hohe Zahl an Kin-
dern und Jugendlichen, die in Armut aufwachsen, 
und die viel zu hohe Zahl an Schulabgänger:innen 
ohne Abschluss wollen und dürfen wir so nicht hin-
nehmen. 
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(Beifall) 

Meine Fraktion braucht gerade Unterstützung. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Sind ja 
nicht mehr so viele da! – Abgeordneter Elombo Bo-
layela [SPD]: Machen wir ja!) 

Dass sich gesellschaftliche Ungleichheit in den Bil-
dungswegen junger Menschen fortsetzt, dass Bil-
dungsverläufe trotz aller Anstrengungen weiterhin 
massiv vom Elternhaus abhängen, ist eine Unge-
rechtigkeit im Bildungssystem, die nicht akzepta-
bel ist. Deshalb ist auch eine sozialpädagogische 
Begleitung und Unterstützung in besonderer Weise 
auch bei den Übergängen von Sekundarstufe I zu 
Sekundarstufe II und von Ausbildung in den Beruf 
unbedingt notwendig. 

Deshalb war ich auch gespannt auf diesen Antrag 
der FDP und musste dann leider, wie meine Vor-
rednerinnen, feststellen, dass das dann doch wie-
der so ein typischer FDP-Antrag, den wir hier zu 
Bildungsthemen häufig haben, ist, bei dem ein 
Thema rausgesucht wird, hier Chancengerechtig-
keit, und dann in einem Rundumschlag in der Prosa 
ganz viele Problemlagen zusammengeworfen wer-
den, mal mehr und mal weniger zusammenhän-
gend, und dann zusammengeklaubte Schlagwörter 
als Lösung präsentiert werden. 

Meine Vorrednerinnen haben das auch schon an-
gesprochen, es ist ein Sammelsurium, das von pre-
kären Lebenssituationen von Jugendlichen und 
Obdachlosigkeit über Behördenkommunikation, 
Arbeitslosigkeit bis hin zu Studienanfänger:innen 
aus bildungsfernen Elternhäusern geht. Also, es ist 
ein großes Sammelsurium. 

Die sind alle wichtig, diese Themen, die genannt 
werden. Es lohnt sich total, die einzeln zu debattie-
ren, auch zusammenhängend, aber die alle zusam-
menzuwerfen und dann eine Generallösung zu for-
dern, wie in diesem Fall mit den Aufstiegs- oder 
Zukunftsscouts, das macht keinen Sinn. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU) 

Meine Vorrednerinnen sind schon darauf einge-
gangen, was es an Strukturen gibt, die bisher um-
gesetzt werden, die in diesem Antrag gar keine 
Rolle spielen und auf die der Antrag der FDP gar 
nicht eingeht. 

Das sind die Strukturen zur Berufsorientierung, die 
es gibt, und natürlich insbesondere der Bericht zur 

„Vereinbarung zur Durchführung der Initiative Ab-
schluss und Anschluss – Bildungsketten bis zum 
Ausbildungsabschluss“. Das ist eine Vereinbarung 
zwischen dem Land Bremen, dem Bund und der 
Bundesagentur für Arbeit, in der gemeinsam Struk-
turen der Berufsorientierung und des Übergangs 
von Schule in den Beruf finanziert und angegangen 
werden. 

Es scheint so, dass der FDP das nicht bekannt ist, 
auch wenn diese Bildungskettenvereinbarung vor 
anderthalb Jahren in der Deputation war, im Un-
terausschuss „Berufliche Bildung“, in der Wirt-
schaftsdeputation, in der Sozialdeputation, also in 
fast allen Deputationen besprochen wurde. Scheint 
aber überhaupt keine Grundlage – –. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Das ist 
ja keine wissenschaftliche Arbeit, das ist ein An-
trag!) 

Naja gut, aber wenn man so einen Antrag schreibt, 
muss man doch auf das, was da ist, eingehen und 
sagen, da ist eine Lücke, da müssen wir rangehen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Zuruf Abgeord-
nete Gönül Bredehorst [SPD] – Zuruf Abgeordneter 
Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grünen] – Zuruf Ab-
geordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]) 

Darf ich wieder übernehmen? 

Es geht darum, zu schauen, was ist da. Von dem, 
was Sie fordern, ist ja vieles schon da. Es gibt die 
BO-Teams, die sich an dem Hamburger Modell der 
BOSO-Teams orientieren, es gibt die JBA – das ha-
ben meine Vorrednerinnen alles gesagt. Natürlich 
ist da eine Stärkung notwendig, man muss drauf-
schauen, wo Bereiche sind, die nicht gut genug ab-
gedeckt werden, wo noch was dazukommen muss. 

Im berufsschulischen Übergangssystem wird zum 
neuen Schuljahr mit den sogenannten Guides ein 
Modellprojekt gestartet. Auch das können Sie in 
der Vereinbarung zu den Bildungsketten nachle-
sen: Dass Schüler:innen aus dem allgemeinbilden-
den System, die Probleme haben, eine Ausbildung 
aufzunehmen, durch das Übergangssystem bis zum 
Beginn einer Ausbildung begleitet werden. 

Meine Damen und Herren, natürlich bleiben weiter 
große Herausforderungen bestehen. Die Instru-
mente der Vereinbarung zu den Bildungsketten 
müssen evaluiert werden und gegebenenfalls ver-
stetigt oder angepasst werden. Lücken müssen 
identifiziert und geschlossen werden. Dieser FDP-
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Antrag bietet aber leider keinen hilfreichen Beitrag 
dazu. Deswegen werden auch wir ihn ablehnen. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin erhält das Wort die Abgeordnete Miriam 
Strunge. 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Die FDP spricht in ihrem Antrag wichtige und 
zentrale Probleme an, die das Ende der Schulzeit 
betreffen und den Übergang in den Beruf. Zu viele 
Jugendliche im Land Bremen verlassen die Schule 
ohne Abschluss und ja, es ist erschreckend, dass 
diese Quote in den letzten Jahren noch einmal ge-
stiegen ist. 

Die Zahlen der JBA zeigen auch, dass selbst mit 
dem Erwerb der Berufsbildungsreife der Übergang 
in den Beruf sehr schwer ist. Nur der Hälfte aller 
Jugendlichen mit Berufsbildungsreife gelingt der 
Übergang in eine Berufsqualifikation, die andere 
Hälfte landet im Übergangssystem, in Maßnah-
men, in Aushilfsjobs oder in der Arbeitslosigkeit. 
Das sind selbstverständlich alles Zahlen, die uns 
keine Ruhe lassen können. Ja, Bremen muss hier 
deutlich besser werden. 

Aber sosehr ich die Sorge um diese Problemlage 
mit der FDP teile, so teile ich eben nicht die Lö-
sungsvorschläge, die die FDP anbietet. Ehrlich ge-
sagt ist es, für mich jedenfalls, bei FDP-Anträgen 
häufiger so, dass ich gar nicht genau weiß, wo die 
FDP eigentlich hinwill. 

Einerseits sprechen Sie von Zukunftsscouts, ande-
rerseits sprechen Sie von Aufstiegsscouts und ich 
weiß gar nicht genau, dass hatte auch Frau 
Bredehorst angesprochen, geht es Ihnen um eine 
hauptamtliche Struktur oder geht es Ihnen um eine 
ehrenamtliche Struktur? 

Im Begründungstext verweist die FDP dann auf 
Aufstiegspatenschaften oder auf das Netzwerk Ar-
beiterKind.de gemeinnützige GmbH zur Förde-
rung des Hochschulstudiums von Nicht-Akademi-
kerkindern, das sind beides Systeme, die mit viel 
ehrenamtlichem Engagement arbeiten. Sie spre-
chen aber auch das klar hauptamtliche Netzwerk 
in Hamburg an. Deswegen weiß ich nicht, was will 
die FDP mit diesem Antrag denn jetzt genau ein-
führen. 

Wenn es eine ehrenamtliche Struktur seien soll, 
dann glaube ich, wäre diese, mit den Punkten, die 
in dem Antrag sind, hoffnungslos überfrachtet, 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Damit 
beantworten Sie Ihre Frage schon selbst!) 

denn sie sollen zu allen Fragen in der Zukunftsge-
staltung beraten können. Also zu Fragen von Job-
einstieg, von Wohngeld, von Bewerbungshilfe, und 
ich glaube, dass ist zu komplex für einen rein eh-
renamtlichen Bereich. 

Wenn es dabei aber um ganz feste hauptamtliche 
Beratungsangebote geht, dann finde ich Ihren An-
trag an dieser Stelle einfach zu unkonkret und 
glaube nicht, dass wir mit den Ideen in dieser Form 
weiterkommen. 

Außerdem möchte ich nochmal deutlich machen, 
dass es im Land Bremen eben nicht, wie die FDP 
behauptet, vom Zufall der Schulwahl abhängig ist, 
ob Schüler:innen auf ihrem Weg in die berufliche 
Zukunft begleitet werden, oder nicht, denn es gibt 
an allen Schulen in Bremen verantwortliche Lehr-
kräfte für die Berufswahl, die sich engagiert um ihr 
Aufgabengebiet und die Zukunft ihrer Schüler:in-
nen kümmern. 

(Beifall SPD) 

Es gibt außerdem feste und etablierte Strukturen 
der Berufsorientierung, wie den Berufswahlpass o-
der die Praktika. Inzwischen ist auch ganz klar ge-
regelt, wann die JBA zu den Schulabgänger:innen 
Kontakt aufnimmt. Das Beratungsangebot der JBA 
ist den beteiligten Institutionen inzwischen deut-
lich besser bekannt, es ist besser strukturiert, Zu-
gangshürden wurden abgebaut und die aufsuchen-
den Angebote wurden etabliert. 

Wenn man sich die Seite der JBA anschaut, dann 
findet man dort natürlich Informationen zu Jobsu-
che, Studium, Ausbildung, man findet aber auch ei-
nen großen Button da steht „Keine Ahnung“, auf 
den man klicken kann, wenn man keine Ahnung 
hat. Oder: „Mein Leben stresst“, wo ganz direkt 
Beratungsangebote gemacht werden, wo einfach 
klar steht: Wir helfen Dir, komm zu uns oder sag 
uns, an welchem Ort wir Dich treffen können. Das 
finde ich eine niedrigschwellige Beratung, da lohnt 
es sich, darüber nachzudenken, diese noch weiter 
auszubauen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
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In den Schulen haben wir die Schulsozialarbeit bei 
den Sozialstufen 3 bis 5 durchgängig implemen-
tiert, das heißt, die armutsgefährdeten Jugendli-
chen, die die FDP hier zurecht in den Fokus nimmt 
bekommen in den Schulen auch durch Schulsozial-
arbeit konkrete Unterstützung. 

Wir haben jetzt über den Bremen-Fonds nochmal 
zusätzliche Mittel für die ReBUZe bereitgestellt, für 
schulergänzende und schulersetzende Maßnah-
men, auch das sind Maßnahmen, die sich ganz kon-
kret an Jugendliche richten, bei denen der Schul-
abschluss gefährdet ist. 

Abschließend möchte ich noch einmal auf die De-
batte von heute Vormittag verweisen, in der Staats-
rat Stührenberg, glaube ich, sehr deutlich gemacht 
hat, was die 

(Glocke) 

Koalition plant, um mehr Angebote für junge Men-
schen zu schaffen, damit sie in die Ausbildung ge-
hen können. 

Wir haben Ausbildungsverbünde in Bremen ge-
schaffen, wir wollen einen Ausbildungsunterstüt-
zungsfonds einführen und wir wollen dazu beitra-
gen, dass Jugendliche, die angeblich nicht als aus-
bildungsreif gelten, eben doch von den Unterneh-
men genommen werden. – Herzlichen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen aus den Reihen der Abgeordneten liegen 
mir nicht vor, daher erhält jetzt Senatorin Sascha 
Karolin Aulepp das Wort. 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren Abgeordnete! Erst einmal möchte ich der 
FDP-Fraktion dafür danken, dass sie die riesige 
Herausforderung, vor denen insbesondere junge 
Menschen in Bremen stehen, in den Fokus nimmt 
und auch, unter welch schwierigen Verhältnissen 
wir im Land Bremen daran arbeiten, die hier leben-
den jungen Menschen trotz der unter den Bundes-
ländern einmalig schwierigen Ausgangslage best-
möglich auf dem Weg in eine möglichst gute Zu-
kunft zu unterstützen. 

Es ist richtig, dass die FDP auf den Zusammenhang 
zwischen Bildung und Wohlstand, beziehungs-
weise Armut hinweist, denn das zeigt, dass das Bil-
dungssystem selbst mit riesigen Anstrengungen 

die gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die gesell-
schaftliche Spaltung zu verringern und allen jun-
gen Menschen beste Startvoraussetzungen zu ge-
ben, nicht alleine stemmen kann. 

So einfach, wie es in Ihrem Antrag anmutet „Jeder 
ist seines Glückes Schmied“ oder auch „Jede ist ih-
res Glückes Schmied“ wenn er oder sie nur die 
richtige Beratung hat, so einfach ist es leider nicht. 
Nichtsdestotrotz ist es richtig, dass wir das Bil-
dungssystem weiter stärken müssen, dass da noch 
viel zu tun ist und dass das natürlich auch mehr 
Geld kostet. 

Hamburg gibt pro Schüler:in deutlich mehr aus als 
Bremen und das bei deutlich anderen sozialen Vo-
raussetzungen der Schüler:innen selbst. Die sind 
besser, und nicht schlechter als in Bremen. Da wol-
len wir hin, das haben wir im Bildungskonsens ver-
abredet, ohne die FDP, vielleicht jedoch teilen Sie 
das Ziel trotzdem. Aber das wird Bremen, ebenso 
wie eine ganze Anzahl anderer Bundesländer, 
ohne Bundesverantwortung nicht schaffen. 

Der ehemalige Fraktionsvorsitzende der CDU, 
Thomas Röwekamp, mit dem ich in etlichen Punk-
ten, glaube ich, politisch nicht übereinstimme, aber 
in manchen eben doch, hat völlig zu Recht zur Un-
terstützung der Länder bei diesem enormen Kraft-
akt einen nationalen Bildungspakt gefordert. Das 
ist und bleibt richtig und notwendig. 

Sie dürfen auch mal klatschen, wenn Ihre Senato-
rin redet. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Das suchen 
wir uns dann schon selbst aus! – Zurufe – Beifall – 
Unruhe) 

Ich rede rein inhaltlich. 

Richtig ist auch, dass wir junge Menschen ganz 
konkret da beraten und begleiten müssen, wo wir 
sie erreichen, da ist die Schule einer der Hauptorte, 
damit sie mit möglichst viel Unterstützung und we-
nig Hemmnissen in ihr weiteres und am besten in 
ihr Berufsleben starten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

Meine Damen und Herren, das wissen wir, da tun 
wir auch schon viel. Die Bildungskettenvereinba-
rung ist von Frau Bredehorst und Herrn Hupe 
schon erwähnt worden und die ist natürlich auch 
der FDP bekannt, in der Instrumente der Bildungs-
arbeit und der Sozialressorts, der Länder und eben 
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auch des Bundes zusammengepackt wurden, um 
den Übergang von Schule in den Beruf mit verein-
ten Kräften systematisch zu gestalten. 

Dazu gehören natürlich auch Berufsberatung, be-
rufliche Orientierung an den Schulen, die Agentur 
für Arbeit, da sind wir bei der JBA, die in Bremen 
ihre Arbeit nicht nur aufgenommen hat, sondern, 
das ist deutlich geworden – –. Natürlich wird man 
besser, wenn man ins Arbeiten kommt, wenn man 
feststellt, wo müssen wir welche Praxis noch verän-
dern. Das ist ein wichtiger Teil dieser Überein-
kunft. 

Die FDP hat in ihrem Antrag, und dafür möchte ich 
mich bedanken, das gestaffelte Verfahren der Be-
rufsberatung im Land Bremen gelobt und diesem 
Lob schließe ich mich natürlich gerne an. 

(Beifall SPD, FDP) 

Sie verweist, auch das ist schon gesagt worden, auf 
die Hamburger BOSO-Teams, die übrigens – –. 

(Zuruf Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]) 

Gerne. Bildungs- und Zukunftschancen der Kinder 
sind eine gemeinschaftliche gesellschaftliche Auf-
gabe, 

(Beifall SPD, FDP) 

das habe ich eingangs gesagt. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Zu den Hamburger BOSO-Teams möchte ich sa-
gen, das sind die Berufsorientierungsteams, die für 
unsere multifunktionellen Berufsorientie-
rungsteams, die wir jetzt auch haben, Pate gestan-
den haben, die ich an dieser Stelle – die existent 
sind, die wir also nicht erst noch einführen müssen 
–, ausdrücklich loben möchte. 

Da stimme ich mit der Anerkennung der Handels- 
und der Handwerkskammer überein, die unsere 
Berufsorientierungsteams, unsere Berufsorientie-
rung an Schulen immer wieder loben, und zwar 
auch gerne anlässlich der Verleihung des Berufs-
wahl-SIEGELs Bremen „Schule mit vorbildlicher 
Berufsorientierung“ an viele Schulen im Land Bre-
men. Das zeigt, dass wir an der Stelle schon eine 
ganze Menge tun. 

(Beifall SPD) 

Diese Aufgaben, und da möchte ich eine Lanze 
brechen für all diejenigen, die in Schulen im Land 
Bremen tätig sind, diese Aufgaben werden übri-
gens mitnichten nur bisweilen und nur von enga-
gierten Lehrerinnen und Lehrern, manchmal von 
Schulsozialarbeiterinnen und –sozialarbeitern 
wahrgenommen. Das klingt ein bisschen so, als wä-
ren die meisten in Schule beschäftigten in dieser 
Frage nicht engagiert, das möchte ich an dieser 
Stelle aber einmal ausdrücklich sagen: Da gibt es 
ein sehr großes Engagement bei sehr vielen Kolle-
ginnen und Kollegen an den Schulen in Bremen 
und Bremerhaven. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Berufsorientierungsteams, die Berufsorientie-
rungskräfte sind an allen Schulen verankert. 

Die FDP verweist darauf, dass in Bremen viele 
junge Menschen die allgemeinbildenden Schulen 
ohne Schulabschluss verlassen. Auch hier wird der 
Zusammenhang zwischen gesamtgesellschaftli-
cher Situation und Möglichkeiten der jungen Men-
schen deutlich, das ist für jede und jeden ein riesi-
ges Hemmnis auf dem weiteren Weg. Deswegen 
haben wir mit Beendigung der allgemeinbildenden 
Schule nicht gesagt, die Schulpflicht ist beendet, 
okay, sondern wir bieten diesen jungen Menschen 
auch nach Beendigung der allgemeinbildenden 
Schule Berufsorientierungsklassen an, in denen sie 
doch noch einen ersten Schulabschluss erwerben 
können, wenn es an der allgemeinbildenden 
Schule trotz aller Anstrengungen nicht geklappt 
hat. 

Das finde ich, ist auch ein wichtiger Hinweis da-
rauf, dass es mit Verlassen der allgemeinbildenden 
Schule eben nicht zu Ende ist, sondern, dass wir 
diese Schülerinnen und Schüler im Blick behalten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Noch an einer anderen Stelle hat mich der Antrag 
ein bisschen irritiert: Da, wo die FDP suggeriert, 
man müsse Schülerinnen und Schülern nur erklä-
ren, wie Ökonomie funktioniert und schon hätten 
wir prekäre Lebenssituationen verhindert. Also, so 
einfach ist es nicht. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Trotzdem ist es natürlich richtig, dass wir die jun-
gen Menschen, wenn sie die Schule verlassen, im 
Blick behalten müssen und ihnen immer wieder 
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Angebote machen müssen, Schulabschlüsse zu er-
reichen und in den Beruf einzusteigen. 

(Beifall FDP) 

Zum Schluss möchte ich erneut eine Lanze brechen 
für alle in den Schulen Beschäftigte, die ihre Arbeit 
da hineinstecken, als Vertraute und ständige Be-
gleiter und Begleiterinnen Schüler:innen kleintei-
lig, individuell und engmaschig vor Ort beraten, 
insbesondere die, die besondere Hilfe brauchen, 
denn das tun die Kolleginnen und Kollegen in der 
Schule. Sowohl in der Wissensvermittlung, als auch 
in der persönlichen Begleitung und Unterstützung. 

Herzlichen Dank an die Kolleg:innen, an die Ju-
gendberufsagentur, die Agentur für Arbeit und 
auch die Handwerkskammer und die Handelskam-
mer, die hier wertvolle Arbeit leisten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ja, auch der Senat muss, will und wird weitere 
Schritte tun, muss das, was wir in der Bildungsket-
tenvereinbarung vereinbart haben, umsetzen. Ja, 
auch ich als Senatorin für Kinder und Bildung 
werde dafür kämpfen, dass wir da ordentlich aus-
gestattet sind und das dementsprechend auch um-
setzen. Das sind wir der Gesellschaft schuldig, aber 
das sind wir natürlich vor allem den Kindern und 
Jugendlichen im Land Bremen schuldig. – Herzli-
chen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus 
Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Dem Dank an alle die, die sich da engagieren, dem 
kann man sich nur anschließen. Das Problem ist 
nur: Bei all dem Engagement ist die Problemlage so 
komplex – was sich auch darin zeigt, dass wir nicht 
einen Antrag mit einer Kardinallösung stellen, son-
dern dass wir auf die Problemlagen eingehen –, 
dass wir an der Stelle sagen: Wir brauchen mehrere 
Lösungen und wir brauchen kontinuierliche Bera-
tung und natürlich brauchen wir professionelle Be-
ratung, die gerne ergänzt wird durch ehrenamtli-
che Beratung. 

Die Frage zu stellen, was wir wollen, halte ich, 
wenn die Analyse ist, wie komplex die Aufgabe ist, 
für unzureichend, denn natürlich ist sie so komplex, 

dass man professionelle Menschen braucht, die 
kontinuierlich die Schülerinnen und Schüler be-
gleiten. Es geht nicht nur um den Abschluss – es ist 
richtig, dass das berufsbildende System vieles leis-
tet –, sondern es geht auch um die Lebensberatung, 
die heißt: Wie komme ich zu einer Krankenkasse? 
Wie viele Jugendliche kommen in eine Schulden-
falle, weil vergessen wurde, dass sie sich zur Kran-
kenkasse anmelden müssen, nachdem sie aus dem 
Schulsystem ausgeschieden sind! 

(Beifall FDP) 

Solche Dinge muss man wissen und da muss man 
sich informieren und da muss man mit ihnen spre-
chen! So etwas meinen wir mit „praktischem Le-
benswissen“. 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Die JBA 
macht das doch!) 

Ja natürlich macht die JBA das, Frau Bredehorst, 
natürlich tut sie das, aber es gibt zu viele Fälle, als 
dass nicht falsifiziert wäre, dass diese Beratung 
nicht ausreicht. Ich kann doch nicht sagen, es gibt 
einen Button auf der Homepage der JBA, da kann 
man hinklicken und dann weiß ich, da kriege ich 
psychologische Hilfe. Das weiß nicht jeder, und na-
türlich brauchen wir Schulpsychiater und -psycha-
terinnen, Schulsozialarbeiterinnen und - arbeiter, 
das wissen wir, das haben wir gefordert, damit 
nicht jeder auf die Idee kommen muss, dass es eine 
Homepage mit einem Button gibt. 

Natürlich anerkennen wir, dass vieles geleistet 
wird, es ist ja auch eine breite Runde aufgezählt, 
ich hätte noch viel mehr vortragen können. Die 
Lage ist doch aber so, dass wir analysieren müssen, 
dass bei all dem, was hier an Lob ist, das Ergebnis 
unzureichend ist. 

(Beifall FDP) 

Wir können doch nicht zufrieden sein mit der 
Menge an Jugendlichen, die in solche Problemla-
gen geraten. Deswegen haben wir diese Debatte 
angestoßen, deswegen haben wir die Vorschläge 
gemacht. Wenn ich dann höre, wir müssen die vor-
handenen Strukturen stärken und besser vernet-
zen, dann muss ich mich doch fragen: Bringt das 
den Erfolg? Glauben Sie ernsthaft daran? 

Wir werden das auf jeden Fall weiter mit Ihnen dis-
kutieren, denn wir sind noch nicht davon über-
zeugt, dass es nur mit Stärken und weiter Vernet-
zen getan ist. Es braucht hier wirklich Menschen, 
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die noch mehr als bisher sich darum kümmern und 
sich der Sache annehmen. 

Wenn ich dann höre, dass Armutsbekämpfung für 
Sie in der Frage der Umverteilung für bessere 
Chancen liegt: Ja, das mag ein Teil dessen sein, 
aber auch Bildung, ein Berufsabschluss und ein 
Bringen der Menschen in eine Arbeit, mit der sie 
selbst ihren Lebensunterhalt verdienen können, 
sind ein wichtiger Baustein, um Menschen aus Ar-
mut zu bringen. 

(Beifall FDP) 

Es ist gut, wenn es solche Guides an vier Berufs-
schulen gibt. Was aber ist mit den allgemeinbilden-
den Schulen, was ist mit all den anderen Berufs-
schulen? Das ist sicherlich ein gutes, lobenswertes 
Modellprojekt, aber wir brauchen das flächende-
ckend! Es nützt doch nichts, das nur in einzelnen 
Fällen zu haben. Jeder Jugendliche, jede Jugend-
liche hat nur eine Biografie, und es nützt nichts, 
wenn sie die Sachen irgendwann lösen für irgend-
welche kommenden Generationen, weil Sie sie lö-
sen wollen. 

Der Bildungskonsens wurde 2018 verhandelt und 
beschlossen. Sie loben ihn und ich frage mich: Sind 
die Erfolge da? 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Den haben 
Sie ja gar nicht unterzeichnet!) 

Ja, das ist klar! Trotzdem darf ich doch fragen, 
wenn Sie den so gut fanden, ob die Erfolge da sind. 
Ehrlich gesagt, Herr Güngör, sind die Erfolge nicht 
da, die Sie sich davon versprochen haben. 

(Beifall FDP) 

Das muss ich tatsächlich sagen, und insofern: 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: So kurz ge-
sprungen!) 

Arbeiten Sie weiter daran! 

Wir werden Sie weiter daran prüfen, ob es gelingt, 
allein durch Stärken und Vernetzen der Strukturen 
das zu bringen. Wir sind überzeugt: Man muss sys-
tematischer ran, man muss die Beratung verbes-
sern, man muss auch den Gedanken der Berufsori-
entierungs- und Beratungsdienste noch intensiver 
weiter ausbauen. Es reicht nicht, dass an vier Be-

rufsschulen anzugehen, es gibt viel mehr Men-
schen, viel mehr Jugendliche, die das brauchen, 
und da muss der Ansatz sein. 

Insofern bleiben wir dabei: Es muss hier mehr ge-
tan werden. Wir haben zur Kenntnis genommen, 
dass dieser Ansatz so nicht geteilt wird, aber glau-
ben Sie sicher: Die Problemlage wird Sie dazu 
zwingen, das weiter mit uns zu diskutieren. – Vie-
len Dank! 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Gönül 
Bredehorst. 

Abgeordnete Gönül Bredehorst (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Liebe FDP, Sie hätten wirklich die Verein-
barung lesen sollen, weil darin genau steht, was 
diese Guides machen sollen. Die sind an diesen 
vier Berufsschulen nur angesiedelt, die gehen aber 
in die allgemeinbildenden Schulen. 

Der Sinn und Zweck ist, Kinder und Jugendliche 
schon in der achten, neunten Klasse abzuholen, 
also sie erst mal zu identifizieren – die Lehrer und 
Lehrerinnen wissen ja, welche Kinder und Jugend-
lichen Hilfe brauchen, aber sie müssen noch einmal 
explizit identifiziert werden –, und dann werden 
diese Schüler und Schülerinnen von den Guides 

(Zuruf Abgeordnete Christine Schnittker [CDU]) 

begleitet, und zwar über Jahre, nicht nur bis zum 
Schulabschluss, sondern auch darüber hinaus. Das 
ist doch der Gedanke, den Sie auch verfolgen, und 
genau das machen wir! 

(Beifall SPD) 

Dann der zweite Punkt, Lebensberatung. Ja, ich 
fasse mal die Punkte, die Sie benannt haben, unter 
„Lebensberatung“ zusammen. Das macht die JBA! 
Wie macht Sie das? Sie macht das übers Internet, 
aber sie macht das auch über itslearning. Der Hin-
weis ist da, und wie wir alle wissen, sind alle Schü-
ler und Schülerinnen – –. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Dann 
hätten wir ja keine Probleme im Land! – Abgeord-
nete Birgitt Bergmann [FDP]: Ja, wir sind ganz er-
staunt über so viele Dinge!) 

Also das ist jetzt sehr polemisch! 
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Ganz ehrlich: Es liegt nicht daran, dass die Schüler 
und Schülerinnen nicht wissen, wo sie hingehen 
können, wenn sie Lebensberatung brauchen. Sie 
wissen es. 

(Zuruf) 

Oh mein Gott, das habe ich Ihnen doch gerade er-
zählt! Auf itslearning steht das. Wo treiben sich Ju-
gendliche am meisten herum? Jawohl, im Internet! 
– Danke schön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, L.F.M.) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Ist die Förderung besonders begabter Kinder im 
Land Bremen in allen Stadtteilen ausreichend? 
Formen und Wirksamkeit der Begabungsförde-
rung auf dem Prüfstand  
Große Anfrage der Fraktion der FDP   
vom 24. Januar 2022  
(Drucksache 20/1317) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 8. März 2022  
(Drucksache 20/1387) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Sascha 
Karolin Aulepp. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Professor Dr. Hauke Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Zuhörende! 
Wir haben hier auf die Tagesordnung einmal ein 
anderes wichtiges Bildungsthema gesetzt, das bei 
der einen oder anderen Debatte vielleicht etwas zu 
kurz kommt. Deswegen ist es wichtig, dass wir 
auch hier zu später Stunde darüber debattieren, 
nämlich: Ist die Förderung besonders begabter Kin-
der im Land Bremen in allen Stadtteilen ausrei-
chend? 

Ich bedanke mich zunächst einmal bei der Senato-
rin für Kinder und Bildung für die ausführlichen 
Antworten zu unserer Anfrage. Das gibt einen gu-
ten Überblick über das, was passiert, denn wir lau-
fen ja immer Gefahr – –. Wir haben eben auch wie-
der über diejenigen gesprochen, die in unserem 
Bildungssystem Mühe haben, Anschluss zu finden. 
Jetzt sprechen wir einmal über diejenigen, die viel-
leicht unterfordert sind und deren Unterforderung 
nicht unbedingt sofort erkannt wird. Die dürfen wir 
bei all den Debatten, die wir jetzt haben, auch nach 
Corona, wenn es um das Aufholen geht, nicht ver-
gessen. 

Fangen wir mit den positiven Seiten an, die aus die-
ser Anfrage hervorgehen: Das Programm mit der 
Diagnose und mit dem Fördern von Hochbegabung 
ist von der Kita bis in die Schule umfassend. Das ist 
gut und das ist tatsächlich, das muss man auch mal 
sagen, nicht in allen Bundesländern so. Viele Bun-
desländer starten erst in der Schule damit. Es ist gut 
und richtig, dass hier in unserem Bundesland be-
reits in der Kita begonnen wird. 

(Beifall FDP) 

Insgesamt kann man feststellen, dass den Eltern 
immer noch – das geht aus Frage vier hervor –, re-
lativ viel überlassen wird und dass Lehrer natürlich 
dazu ausgebildet und weiterqualifiziert werden, 
dass Erzieherinnen und Erzieher schon in den Kitas 
ausgebildet und weiterqualifiziert werden, um eine 
besondere Begabung, eine Hochbegabung zu er-
kennen, um dann entsprechende Maßnahmen ein-
zuleiten. In Frage vier wird aber auch deutlich: Viel 
liegt am Ende doch noch bei den Eltern, und wenn 
das Elternhaus vielleicht die Lage unterschätzt, o-
der selbst, aus welchen Gründen auch immer, nicht 
in der Lage ist, hier unterstützend einzuwirken, 
dann laufen wir Gefahr, dass aus eine Hochbega-
bung eine Unterforderung und damit eine ver-
kannte Problematik in der Klasse entsteht. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1317
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1387
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Das Interesse daran, sich fortzubilden und die Di-
agnose zu erkennen, die ist bei Erzieherinnen und 
Erziehern besonders hoch, das geht aus den Ant-
worten hervor. Hier muss noch nachgesteuert wer-
den, weitere Qualifizierungsangebote werden an-
geboten, und das ist auch gut so. 

Schulen, die sich selbst spezialisieren, gibt es nur 
einzelne. Drei Schulen, die sich hier im besonderen 
Maße um Hochbegabung bemühen und die Förde-
rung hier besonders aufstellen: In Bremerhaven ist 
es die Paula-Modersohn-Schule, mit der ich in letz-
ter Zeit häufig Kontakt habe, die dort einen soge-
nannten Talentpool haben, mit dem sie dort in der 
Schule fördern und fordern. Das ist ein sehr gutes 
Modell. Das liegt auch am jahrgangsübergreifen-
den Unterricht, der dort vonstattengeht. Das ist, 
finde ich, ein sehr gutes Beispiel. Die ist jetzt auch 
für den Deutschen Schulpreis vorgeschlagen, und 
darüber freuen wir uns und wünschen alles Gute, 
dass in diese Richtung ein Erfolg zu verzeichnen ist. 

(Beifall FDP) 

Die Statistik wird leider nicht erfasst. Das geht auch 
insbesondere aus Frage 14 hervor. Es gibt die An-
fragen beim ReBUZ, aber da habe ich nicht genau 
verstanden, warum die Anfragen bei den ReBUZ in 
Bremen zwischen 2018 und 2019 förmlich einge-
brochen sind. Wir hatten im Jahr 2017 42 Fälle, 
2018 63 Fälle, 2019 insgesamt 20 Fälle, 2020 – –. 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Corona?) 

Im Jahr 2019 hatten wir noch kein Corona, Frau 
Bredehorst. 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Das 
stimmt.) 

2020 hatten wir nur 14 Fälle, 12 Fälle, da hatten wir 
also einen starken Einbruch, der aus unserer Sicht 
nicht ausreichend erläutert wird und der durchaus 
zum Fragezeichen aufruft. An dieser Stelle also die 
Aufforderung, auch in dem Bereich noch weiter an 
der Statistik zu arbeiten. Denn wenn man die An-
frage erfasst, wenn man die Menschen, die Perso-
nen erfasst, dann kann man darauf für zukünftige 
Generationen und zukünftige Fälle auch weiter 
aufbauen. 

Fassen wir zusammen: Es ist gut, dass die Hochbe-
gabtenförderung grundsätzlich – 

(Glocke) 

ich komme zum Schluss – im Fokus der Bildungs-
behörde, der Schulen und der Kitas ist, aber auch 
dort gibt es noch Ausbaubedarf. Deswegen werden 
wir das weiter verfolgen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Miriam 
Strunge. 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! In Bremen haben wir ein inklusives Schulsys-
tem. Wir unterrichten alle Kinder gemeinsam, und 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

das ganz unabhängig von ihren Begabungen, Fä-
higkeiten oder ihrem Leistungsniveau. 

Daraus ergibt sich natürlich auch der Anspruch, 
dass wir in diesem gemeinsamen Unterricht alle 
Kinder individuell nach Fähigkeiten fördern und 
unterstützen können. Das ist ein hoher Anspruch, 
und es ist richtig, dass mit Hilfe der Großen An-
frage der FDP überprüft wurde, ob wir diesem An-
spruch, in diesem Fall gegenüber den Kindern mit 
besonderen Begabungen und Fähigkeiten, eigent-
lich gerecht werden können, denn es geht natürlich 
nicht nur darum, dass die Inklusion sich die Kinder 
mit einem sonderpädagogischen Förderbedarf an-
schaut, sondern gelingende Inklusion muss alle 
Kinder in den Blick nehmen. 

Die Antworten des Senats zeigen aber, dass die 
Bremer Schulen strukturell gut aufgestellt sind. Pä-
dagogische Diagnostik ist in beiden Phasen der 
Lehramtsausbildung fest verankert; die Bremer 
Lehrkräfte sind also in der Lage, Begabungen zu 
erkennen. 

Das Thema Begabungsförderung ist als Aufgaben-
bereich fest in der Inklusionsstruktur verankert. An 
den einzelnen Schulen stehen die Zentren für un-
terstützende Pädagogik den einzelnen Lehrkräften 
zur Seite, um eine individuelle Förderung zu er-
möglichen. Außerdem sind auch die Regionalen 
Beratungs- und Unterstützungszentren Ansprech-
partner für die einzelnen Schulen. 

Ich muss ganz klar sagen, ich finde das den richti-
gen Weg, den wir hier in Bremen gehen. Alternati-
ven, zum Beispiel besonders begabte Kinder in ei-
genen Klassen getrennt zu beschulen, möchte ich 
in Bremen nicht sehen, 
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(Beifall DIE LINKE) 

denn Schule ist nicht nur ein intellektueller, son-
dern auch ein sozialer Lernort. 

Auch hochbegabte Kinder sollen die Erfahrung 
machen, mit ganz unterschiedlichen Menschen zu 
lernen und zu arbeiten. Außerdem ist so auch eine 
individuellere Förderung möglich, denn wer in Ma-
the ganz besonders gut ist, muss nicht unbedingt in 
den Sprachen Englisch und Französisch besonders 
gut sein. Einzelne Kinder können also in verschie-
denen Fächern Förderung auf ganz unterschiedli-
chen Lernniveaus benötigen. Diese individuelle 
Förderung wird an Bremer Schulen ermöglicht. 

Nun stimmt es natürlich, dass diese inklusive Be-
schulung die Lehrkräfte vor besondere Herausfor-
derungen stellt, und die Frage ist berechtigt, ob die 
individuelle Förderung immer gelingt. Bremen 
hatte früh ein deutliches Signal gesetzt, dass es sich 
dieser Aufgabe annimmt und die Schulen bei der 
Begabungsförderung unterstützt. 

Mit der Vernetzungsstelle Begabungsförderung 
Bremen steht den Schulen am Landesinstitut für 
Schule hierzu ein Partner zur Verfügung. Um die 
Vernetzungsstelle hat sich das Netzwerk bega-
bungsfördernder Schulen gebildet, in dem sich die 
Schulen in einem klaren Verfahren zertifizieren 
lassen können. Da werden dann Talentlots:innen 
ausgebildet und so gemeinsame Standards in unse-
ren beiden Städten geschaffen, wie Begabungsför-
derung im Unterricht geschehen kann. Auch die 
Kitas können diesem Netzwerk beitreten. So si-
chern wir eine möglichst frühzeitige Förderung von 
Kindern ab. 

Es gibt also in Bremen ein hohes Interesse an Qua-
lifizierung zu Talentlots:innen, das aufgrund der 
Pandemie in den letzten zwei Jahren aber nicht be-
dient werden konnte. Ich halte es für wichtig, dass 
die hier entstandene Warteliste jetzt schnell abge-
arbeitet wird, um das Wissen, um gezielte Förde-
rung noch besser in den Schulen zu verankern. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ebenfalls eingebunden in das Netzwerk sind die 
aus Mitteln des Bundes geförderten Schulen des 
Programms „Leistung macht Schule“ (LemaS). 
Nach einer Pilotphase sollen ab dem kommenden 
Jahr neu erprobte Methoden der Begabungsförde-
rung nun auch in die Fläche getragen werden. Die-
sen Schritt halten wir für wichtig, denn es reicht 

nicht, wenn wir an einzelnen Schulen tolle Projek-
tideen haben, sondern wir wollen ja unser Angebot 
in der Fläche verbessern. 

Die Senatsantworten machen also sehr deutlich: 
Wissen und Methoden zur Begabungsförderung 
sind schon da und sie werden auch im Moment 
weiterentwickelt. Wir müssen nun besonders da-
rauf achten, dass diese Instrumente auch wirklich 
in den Schulen implementiert werden. Diesen Pro-
zess werden wir als Politik weiter begleiten. – Herz-
lichen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin erhält das Wort die Abgeordnete Gönül 
Bredehorst. 

Abgeordnete Gönül Bredehorst (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Ich möchte mich beim Senat für die aus-
führliche Beantwortung der Fragen zur Bega-
bungsförderung im Lande Bremen bedanken und 
bei der FDP-Fraktion für die Fragen. Sie werfen in 
ihrer Großen Anfrage die Frage auf, ob die Förde-
rung besonders begabter Kinder im Land Bremen 
in allen Stadtteilen ausreichend ist. 

Ich habe aus der Antwort des Senats wahrgenom-
men, dass in allen Kitas, Schulen und Schulformen 
die Förderung begabter Kinder und Jugendlicher 
stattfindet, denn – das hat Miriam Strunge schon 
gesagt – Bremen hat ein inklusives System, in dem 
der Anspruch besteht, das passende Anspruchs- 
und Arbeitsniveau für alle Kinder zu finden, sie we-
der zu über- noch zu unterfordern. Inklusion ist 
durch das individualisierte Lernen und differen-
zierte Förderangebote für alle Schülerinnen und 
Schüler, auch für besonders begabte, ein Garant 
dafür, dass alle Kinder unabhängig von Herkunft 
und Sozialstatus gemäß ihren Möglichkeiten geför-
dert werden. 

So, ich mache jetzt mal eine Pause. Kommt da 
nichts, SPD-Fraktion? 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]): Die 
sind alle müde!) 

Ja, ja. Da sowohl in der Erzieherinnen- und Erzie-
herausbildung als auch in der Lehrerinnen- und 
Lehrerausbildung diagnostisches Beobachten von 
Leistungen und das Erkennen besonderer Stärken 
ein Teil der Ausbildung sind, wird das Erkennen 
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eines Talents, einer Begabung oder einer Hochbe-
gabung sichergestellt. Nicht zuletzt beraten die Re-
BUZ individuell die Kinder, Eltern und auch die be-
troffene Schule über weitere Wege der möglichen 
Fördermaßnahmen, wenn ein Talent oder eine Be-
gabung festgestellt werden. 

Zu durchgängigen Begabungsförderungen hat 
Miriam Strunge etwas gesagt – ich kürze das jetzt 
ab, wenn alle müde sind –, und sie hat auch etwas 
zu LemaS, also zu der Förderstrategie für leistungs-
starke Schülerinnen und Schüler, eine Initiative 
des Bundes und der Länder, gesagt. Dann sage ich 
noch mal etwas dazu, wie unsere Schüler und 
Schülerinnen noch weitergefördert werden, näm-
lich durch Drehtürmodelle, wenn es möglich ist, 
also dass Kinder zeitweise in höhere Jahrgänge ge-
hen und dann aber auch wieder zurückkommen 
können, also an gewissen Stunden in einem gewis-
sen Bereich teilnehmen, oder sie nehmen an Wett-
bewerben teil wie „Jugend forscht“, oder sie be-
kommen außerschulische Förderungen an Musik-
schulen. Wenn sie superhochbegabt sind, können 
sie zeitweise ein Fach an der Hochschule oder Uni 
belegen. 

All das ist möglich. Sie sehen: Es gibt eine gute Ent-
wicklung für den Bereich Identifikation und Förde-
rung von besonderen Begabungen an Kitas und 
Schulen. Aus dem LemaS-Transferprojekt sollen 
sich ab 2023 ein bis zwei Transferverbünde, beste-
hend aus bis zu 20 Schulen, neu bilden. 

Grundsätzlich möchte ich betonen, dass wir als 
SPD-Fraktion alle Kinder in allen Stadtteilen und 
Quartieren im Blick haben, sowohl leistungsstarke 
als auch leistungsschwächere Kinder werden ge-
fördert. Unser Anspruch ist, alle Kinder in unserem 
inklusiven System mitzunehmen. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Christopher 
Hupe. 

Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Zunächst einmal auch 
von mir der Dank an die FDP für diesen umfangrei-
chen Fragenkatalog und der Dank an die Senatorin 
für Kinder und Bildung für die ausführliche Beant-
wortung. 

Aus Sicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist 
Begabungsförderung eine enorm bedeutende Auf-
gabe der Schulen bei der Förderung jedes einzel-
nen Kindes und Jugendlichen im Rahmen der in-
klusiven Erziehung. Wir wollen inklusive Schulen, 
in denen Kinder aufblühen und ihre Begabungen 
und Hochbegabungen entfalten können. 

Da die Diagnostik und Didaktik im inklusiven Un-
terricht den Fokus auf das jeweilige Kind legt, ge-
hört es auch zur Aufgabe von Schule, besondere 
Begabungen von einzelnen Kindern zu erkennen 
und entsprechend den Unterricht hierauf auszu-
richten. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

Es ist deshalb sehr gut, dass wir seit 2018 mit dem 
Bremer Programm der durchgängigen Begabungs-
förderung bereits zwölf Netzwerke aus Kitas, 
Grundschulen, weiterführenden Schulen und einer 
Schule der beruflichen Bildung haben, die gemein-
sam den Blick darauf richten, wo einzelne Schü-
ler:innen besondere Begabungen zeigen, die es ge-
zielt zu fördern gilt. 

Auf das Projekt LemaS wurde schon eingegangen, 
das wiederhole ich in Anbetracht der Zeit jetzt 
nicht noch mal. Auch ich versuche, uns eine zweite 
Runde zu ersparen, aber es ist zu diesem Bereich 
eigentlich ziemlich viel zu sagen. Auf ein paar 
Dinge möchte ich daher noch eingehen. 

Das, was an Fortbildung passiert – Herr Professor 
Hilz ist auf die große Fortbildungsbereitschaft der 
Erzieher:innen eingegangen –, sind erfreuliche 
Entwicklungen, die durch die Pandemie ein biss-
chen in Stocken geraten sind und die es wieder an-
zustoßen gilt. Das gilt auch für die weitere Auswei-
tung der Netzwerke und 

(Beifall FDP) 

für die Fortbildung zu Talentlots:innen. Da sind 
viele gute Instrumente, bei denen es sich lohnt, sie 
weiter in die Breite zu bringen. 

Ich denke – und meine Fraktion denkt das auch –, 
es ist sehr zu begrüßen, dass Schulen eigene ent-
sprechende Förderstrategien erarbeiten, die gezielt 
darauf passen, was die Schüler:innen an der Schule 
mitbringen. Viele Schulen praktizieren jahrgangs-
übergreifenden und binnendifferenzierenden Un-
terricht, und das bietet gute Möglichkeiten, um da-
rin individuelle Lernziele festzulegen und pädago-
gisch zu begleiten. 
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Ausdrücklich loben möchte ich die genannten En-
richment-Angebote wie die verschiedenen Schü-
ler:innenwettbewerbe, die Kooperation für talen-
tierte und besonders begabte Schüler:innen mit der 
Universität und anderen außerschulischen Einrich-
tungen. Auch das Drehtürmodell, insbesondere 
auch die Möglichkeit der digitalen Drehtür, das für 
alle Schüler:innen in Bremen zugänglich ist, halte 
ich für ein sehr sinnvolles Instrument, um Begabun-
gen von Schüler:innen gezielt zu fördern. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP) 

Für uns Grüne ist besonders wichtig, dass in den 
sozioökonomisch benachteiligten Stadtteilen das 
Programm der durchgängigen Begabungsförde-
rung bekannt ist, ausgeweitet wird und auch hier 
die Schüler:innen, nein, nicht die Schüler:innen, 
sondern die Schulen einen besonders genauen 
Blick auf ihre Schüler:innen werfen, sodass beson-
dere Kompetenzen erkannt und gezielt gefördert 
werden können. Daher begrüße ich sehr, dass auch 
in Stadtteilen wie Kattenturm, Walle und Huchting 
diese Netzwerke bestehen. In Bremen-Nord gibt es 
sie derzeit noch nicht, aber es ist es unbedingt wert, 
die Netzwerke dorthin auszuweiten. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich glaube, da sind wir uns ja alle einig: Die Her-
kunft der Schüler:innen darf auf keinen Fall eine 
Auswirkung darauf haben, ob Begabungen er-
kannt werden oder nicht. 

Für uns Grüne ist klar, dass alle Kinder Begabun-
gen haben, und wir wollen deshalb unsere Mit-
schüler:innen an unseren Schulen im Hinblick auf 
diese Potenziale, die sie haben, betrachten und 
nicht im Hinblick auf ihre Defizite, denn es ist doch 
klar: Nur durch das frühzeitige Erkennen der Po-
tenziale können diese auch gefördert werden. Das 
Kind erlebt, dass es etwas kann und darin gut ist. 
Das stärkt das Selbstbewusstsein und motiviert das 
Kind, Hürden zu meistern und sich auch in Fächern 
zu engagieren, zu denen der Zugang nicht so leicht 
ist. 

(Präsident Frank Imhoff übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Anstelle einer einseitigen Begabtenförderung soll 
der Fokus an unseren Schulen auf einer umfassen-
den Begabungsförderung liegen, damit sich die 

Stärken und Talente eines jeden Kindes oder Ju-
gendlichen bestmöglich entfalten können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Eine hohe Auffassungsgabe für mathematische 
Prozesse, ein Talent für Sprachen, besondere musi-
sche Kreativität oder handwerkliches Geschick gilt 
es ebenso zu fördern wie hohe soziale und empa-
thische Kompetenzen oder sportliche Leistungen. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Yvonne Averwerser. 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Wir sprechen heute Nachmittag 
über die Antworten des Senats auf die 30 Fragen 
der FDP, in denen sie sich einen Einblick in die För-
derung besonders begabter Kinder im Land Bre-
men erhofft hat. Genauer gesagt heißt die Große 
Anfrage „Ist die Beförderung besonders begabter 
Kinder im Land Bremen in allen Stadtteilen ausrei-
chend? Formen und Wirksamkeit der Begabungs-
förderung auf dem Prüfstand“. 

Ganz ehrlich, ich weiß nicht, wie Sie mit der Ant-
wort zufrieden sein können. Keine einzige Zahl 
wird genannt! Es wird nicht auf die Stadtteile her-
untergebrochen gesagt, welche Kinder wie geför-
dert werden, ob da irgendwo eine Begabtenförde-
rung stattgefunden hat oder nicht. Da bin ich echt 
enttäuscht von Ihnen von der FDP. 

(Beifall CDU) 

Und zunächst fällt auch mal auf, wenn man sich die 
Antwort anguckt, dass – –. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hilz [FDP]: Da müssen Sie 
doch vom Senat enttäuscht sein!) 

Nein, von Ihnen! Sie haben es ja noch nicht mal kri-
tisiert! Sie waren ja offensichtlich zufrieden damit. 
Wir wären es nicht, wenn das meine Fragen wären. 

Zunächst fällt nur auf, dass das landeseigene Kon-
zept VBB-Vernetzungsstelle Begabungsförderung 
Bremen just in dem Jahr umgesetzt wurde, in dem 
auch die erste Phase der von der Kultusminister-
konferenz (KMK) beschlossenen Förderstrategie 
für die leistungsstarken Schülerinnen und Schüler 
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anläuft, nämlich erst seit 2018. Man könnte anneh-
men, dass das davor nicht stattgefunden hat. 

Und wenn man glaubt, dass dieses Vorgehen Bre-
mens just damit zusammenhängt, dass vielleicht 
ein unterschiedlicher Förderbegriff zugrunde ge-
legt wird, der liegt wahrscheinlich nicht falsch. 
Denn während die von den Kultusministerinnen 
und Kultusministern verabschiedete Strategie zu-
nächst auf die einzelnen Schulen abzielt und sich 
dann flächendeckend austreibt und zudem auch 
noch „Leistung macht Schule“ heißt, befasst sich 
die Begabtenförderung Bremens mit einer soge-
nannten durchgängigen Begabtenförderung von 
der Kita über die Grundschulen bis hin zu den wei-
terführenden Schulen. Damit kann man ja auch zu-
frieden sein, wenn man es ordentlich macht. 

Diese Arbeiten finden in Verbünden statt. Mittler-
weile, wir haben es vorhin gehört, sind es zwölf. 
Wer nun meint, dass diese Verbünde konsequent 
so angelegt seien, dass in allen Stadtteilen eine 
durchgängige Begabtenförderung von der Kita bis 
zur weiterführenden Schule stattfinden könnte, der 
liegt falsch. Der einzige Stadtteil, in dem es einen 
durchgängigen Verbund von Kita, Oberschule bis 
zum Gymnasium beziehungsweise der Wilhelm 
Wagenfeld Schule gibt, das ist in Huchting. In allen 
anderen Stadtteilen ist es kein durchgängiger Ver-
bund. Es sind einzelne Schulen, die sich bereiter-
klärt haben, mit Talentlots:innen tätig zu werden. 

Ich bedanke mich ausdrücklich bei allen Erziehe-
rinnen und Erziehern sowie Lehrkräften, die sich 
bereiterklärt haben, sich neben ihren eigentlichen, 
auch schon herausfordernden Aufgaben zusätzlich 
diesem Gebiet zu widmen. Und doch, man muss sa-
gen, ihre Arbeit wird leider nicht gesehen, glaube 
ich. Sie wird weder statistisch erhoben, noch hat 
man den Eindruck, dass es dem Senat irgendwie 
wichtig ist, gerade Kinder zu stützen, deren Eltern 
nicht in der Lage sind, selbstständig zu erkennen, 
dass Kinder besondere Stärken haben, und zwar, 
wenn ich davon ausgehe, dass alleine der Lehrer 
oder die Erzieherin das weitergibt – nein, es ist 
nicht klar, wer was weitergibt – an das Zentrum für 
unterstützende Pädagogik (ZuP). Wenn das ZuP 
nicht ausreicht, kommt das Regionale Beratungs- 
und Unterstützungszentrum (ReBUZ). Das ReBUZ 
darf aber nicht diagnostizieren, denn das macht 
man ja nicht. Und wer was wem wann wie gesagt 
hat, wird auch nirgends aufgenommen. 

Wir wissen eigentlich gar nicht, welche Anzahl von 
Kindern wir haben. Wir wissen nicht, ob es viele 

sind, wir wissen nicht, ob es wenige sind, wir wis-
sen nicht, in welchen Stadtteilen sie sind. Wir wis-
sen noch nicht mal, ob unsere Strukturen dort wirk-
lich ziehen, weil es keine Zahlen gibt. Die einzige 
Zahl, die es in diesen 19 Seiten gibt, ist am Ende, 
dass es 870 Schüler:innen sind, die die digitale 
Drehtür wahrnehmen. 

Ich sage Ihnen, das liegt wahrscheinlich auch nur 
daran, dass wir itslearning haben. Ansonsten 
würde das auch nicht funktionieren. Das ist das 
Einzige, was funktioniert bei der Begabtenförde-
rung an der Stelle. 

(Beifall CDU – Abgeordnete Gönül Bredehorst 
[SPD]: Woher wollen Sie wissen, ob das funktio-
niert oder nicht?) 

Sie wissen es doch auch nicht! Sie haben doch 
keine Zahlen, Sie nehmen es ja nicht mal statistisch 
auf. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Es muss ja 
nicht statistisch erfasst werden!) 

Sie haben immer den Anspruch, dass alles Mögli-
che statistisch aufgeführt wird. Wir wissen über je-
den Förderbedarf von Förderkindern Bescheid, in 
dem Bereich, in dem auch eine Förderung stattfin-
det, aber in einem anderen Bereich, als er Ihnen ei-
gentlich lieb ist, 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Das ist eine 
Unterstellung! – Unruhe) 

da haben wir keine Zahlen. Es passt Ihnen nicht in 
Ihr Konzept. Es kann ja auch sein, dass es gar nicht 
so viele Kinder sind, die diese Begabtenförderung 
haben, aber es ist Ihnen noch nicht einmal wert, 
dass Sie es aufschreiben. 

(Beifall CDU, FDP – Abgeordneter Mustafa Güngör 
[SPD]: Sie arbeiten mit Klischees!) 

Ich arbeite mit Klischees? Nein, nein. Ich arbeite 
nicht mit Klischees. In Ihren Antworten können Sie 
genau sehen, keine Stadtteile werden genannt, 
was gemacht wird. Es werden keine Zahlen ge-
nannt. Es wird nicht aufgeführt, wer mit wem wann 
wie mal reden musste. Es wird nur gesagt, ja, der 
Förderbedarf wird dann irgendwie festgestellt, 
aber welcher Förderbedarf es ist, welche Förde-
rung die Kinder erhalten, welche Kinder Förderung 
erhalten, ob tatsächlich die Kinder tatsächlich – 

(Glocke) 
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einen Satz bitte noch – tatsächlich eher in Oberneu-
land, in Borgfeld oder sonst wo sind, wo man es ver-
muten könnte, wo die Eltern alle bereit sind, sich 
dahinterzuklemmen, wenn sie meinen, dass ihr 
Kind Förderungsbedarf hat, aber – –. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Jetzt wird’s 
noch besser! Reden Sie sich ruhig um Kopf und 
Kragen! – Zuruf Abgeordnete Prof. Dr. Eva 
Quante-Brandt [SPD]) 

Nein. Ja genau, dadurch wird es besser, weil 
dadurch, da Sie die Struktur so machen, wie sie ist, 
stigmatisieren Sie die Eltern – –. 

(Glocke) 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin Averwerser, 
Sie sind deutlich über Ihre Redezeit hinweg. Sie 
können sich gerne noch einmal wieder melden, das 
steht Ihnen frei. Als nächste Rednerin aber erhält 
jetzt das Wort Senatorin Sascha Karolin Aulepp. 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir sind uns, das hat die Debatte gezeigt, 
zumindest darin einig, dass wir Begabungen, Kom-
petenzen und Neigungen jedes Kindes entdecken, 
unterstützen und jedes Kind entsprechend fördern 
wollen. Das gehört genauso zum Gedanken der In-
klusion, wie Unterstützung und Förderung da, wo 
besondere Hilfestellung nötig ist, damit alle Kinder, 
also jedes einzelne Kind selbstbewusst und begeis-
tert sein oder sein Bestes leisten kann. 

(Beifall SPD) 

Inklusion ist gelebte Praxis an den Bremer Schulen, 
erhält hohe Akzeptanz und wird nicht infrage ge-
stellt. Das zeigen alle Expertisen. Zuletzt haben das 
Frau Professorin Dr. Korff und Herr Professor Dr. I-
del in der Bildungsdeputation sehr eindrücklich 
dargestellt, auch wenn natürlich und zu Recht Wei-
terentwicklungsperspektiven und -bedarfe gese-
hen und eingefordert werden. 

Wenn ich sage, dass Inklusion bedeutet, dass jedes 
Kind, jeder und jede Jugendliche die Chance er-
hält, seine persönlichen Interessen und Neigungen, 
seine individuellen Potenziale bestmöglich zu ent-
falten, dann gilt das nicht nur für die Schülerinnen 
und Schüler mit besonderem Unterstützungsbe-
darf, sondern auch für all die, die in ihren Talenten 
besonders gefördert werden wollen und auch be-
sonders gefördert werden sollen. 

(Beifall FDP) 

Richtig ist, dass Bremen – und da ist Bremen nicht 
allein in Deutschland – diesem Anspruch insgesamt 
nur unzureichend gerecht wird. Studien stellen im-
mer noch fest, dass insbesondere Schüler:innen mit 
hohem Leistungspotenzial tendenziell unterfordert 
sind und es nicht gelingt, ihre Fähigkeiten zu ent-
wickeln. Deshalb ist es richtig und gut, diese Schü-
ler:innen im inklusiven Schulsystem noch einmal 
explizit in den Blick zu nehmen – aber eben ausge-
hend vom inklusiven Begabungsbegriff, der übri-
gens auch der Begriff der bundesweiten Initiative 
„Wir können mehr! Gemeinsame Initiative des 
Bundes und der Länder zur Förderung leistungs-
starker und potentiell besonders leistungsfähiger 
Schülerinnen und Schüler“ ist. 

Wenn man auf die Zusammensetzung der Bremer 
Schülerinnen- und Schülerschaft blickt, wird 
schnell klar, dass es wichtig ist, Potenziale, beson-
dere Begabung und Talente auch da zu erkennen, 
wo Schüler:innen diese Potenziale von alleine erst 
mal nicht erkennen lassen und wo die Eltern viel-
leicht auch nicht so hingucken oder hingucken 
können. 

Wenn Ludwig Wittgenstein sagt: „Die Grenzen ei-
ner Sprache bedeuten die Grenzen meiner Welt“, 
dann drückt das genau dieses aus: Wenn Kinder 
sich mit ihren sprachlichen Mitteln nicht elaboriert 
über bestimmte Themen, bestimmte Sachverhalte 
austauschen können, dann wird vielleicht gar nicht 
deutlich, dass sie an diesen Themen und diesen 
Sachverhalten besonders interessiert oder beson-
ders kompetent sind. 

Natürlich ist es unser oberstes Ziel, Sprachkompe-
tenzen der Kinder und Jugendlichen zu verbessern, 
aber das ist noch ein weiter Weg, das haben wir in 
den Debatten am Dienstag noch einmal deutlich 
betont. Deswegen ist es notwendig, sich auch an-
dere als sprachliche Begabung entfalten zu lassen, 
damit Kinder jenseits von sprachlichen Fähigkeiten 
die Möglichkeit haben. 

Noch ein Beispiel für die Frage: Werden Kinder ei-
gentlich entsprechend ihrer Begabung gefördert? 
Wenn Eltern – das kommt auch in Bremen leider 
weiterhin vor – ihrer Tochter von klein auf vermit-
teln, das ist nichts für Mädchen, wird dadurch ein 
vielleicht vorhandenes Interesse für Naturwissen-
schaften, für Technik und Mechanik frustriert, und 
die Selbstwahrnehmung wird geprägt bei diesem 
Kind: Ein Mädchen kann das nicht. 
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(Zurufe – Abgeordnete Petra Krümpfer [SPD]: Ja! 
Also ich finde das nicht richtig, aber – –) 

Moment, Frau Krümpfer. Die so verschütteten Po-
tenziale dieses Kindes zu entdecken und zu för-
dern, das ist für ein Bildungssystem eine Heraus-
forderung, aber die müssen wir annehmen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Die Gründung der VBB, Vernetzungsstelle Bega-
bungsförderung Bremen, ist schon erwähnt wor-
den, ein bisschen kritisch von Frau Averwerser. Ich 
will an der Stelle noch sagen: Der Forschungsver-
bund, der das bundesweite Projekt LemaS also 
„Leistung macht Schule“ begleitet und evaluiert, 
sieht die Bremer Entwicklung im Bereich Bega-
bungsförderung als vorbildlich und richtungswei-
send für andere Bundesländer an, So richtig alles 
falsch machen können wir also nicht! 

(Beifall SPD) 

Dass wir Enrichment-Angebote für Bremer Schüle-
rinnen und Schüler machen, unter anderem auch 
Lernangebote der „Digitalen Drehtür“, also die 
Möglichkeit, am Unterricht höherer Jahrgangsstu-
fen teilzunehmen, ist hier schon erwähnt worden. 
Dass wir das in den digitalen Raum verlagern – üb-
rigens auch bundesweit anerkannt, das machen 
uns jetzt ganz viele nach und wollen mit uns Ver-
einbarungen darüber schließen – ist schon erwähnt 
worden, und das, was damit zu tun hat, dass wir an 
anderer Stelle auch richtungsweisend, mutig und 
bundesweit Vorreiter waren, nämlich bei der Digi-
talisierung, das, finde ich, ist kein Nachteil, son-
dern das ist durchaus eher ein Vorteil. 

(Beifall SPD) 

Ja, diesen Weg werden wir weitergehen und wei-
tergehen müssen. Wir müssen uns jedes einzelne 
Kind daraufhin angucken, ob und in welcher Weise 
es begabt ist, nicht nur, weil wir es uns als Gesell-
schaft nicht leisten können, auf die Potenziale zu 
verzichten, sondern im Interesse jedes einzelnen 
Kindes, und da nützen uns eben auch einzelne 
Zahlen für „Welche Kinder wo beraten werden“ 
nichts. 

Bei den Förderkindern ist es übrigens pädagogisch 
durchaus umstritten, ob es nicht notwendig ist, ins-
gesamt die Förderung so auszugestalten, dass alle 
Kinder davon profitieren. So wollen wir Bega-
bungsförderung in Bremen und in Bremerhaven 
auch verstanden wissen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Für eine Kurzintervention 
erhält das Wort die Abgeordnete Kai-Lena War-
galla. – Bitte sehr! 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): Vielen lieben Dank, Herr Präsident! Ich 
wollte nur ganz kurz zwei Punkte sagen, die sich 
tatsächlich darauf beziehen, aber im Grunde auch 
auf alle anderen Redner:innen. 

Mir ist es wichtig, einmal zu sagen, dass die Krux 
gar nicht in der Förderung liegt, sondern im Erken-
nen der Hochbegabung und dass das Synonym von 
„leistungsstark“ und „hochbegabt“ einfach nicht 
stimmt – 

(Beifall CDU) 

danke schön! –, weil die meisten hochbegabten 
Schüler:innen nicht unbedingt die sind, die am leis-
tungsstärksten sind. Das Schulsystem und unsere 
Gesellschaft sind nicht darauf ausgerichtet, und 
deshalb – –. 

Präsident Frank Imhoff: Liebe Frau Wargalla, liebe 
Abgeordnete, Sie müssen sich auf den Redebeitrag 
Ihrer Vorrednerin beziehen, und das heißt nicht, 
dass Sie sich noch einmal so erklären können, wie 
es in der Debatte läuft, sondern Sie müssen sich auf 
die Ausführungen von der Senatorin beziehen. 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): Gut, mein Kollege hat mir gerade ange-
boten, mir seinen zweiten Redebeitrag zu geben. 
Dann könnte ich einfach nach vorn gehen, wenn 
das in Ordnung ist? Oder ich mache das eben von 
hier aus. 

Präsident Frank Imhoff: Nein, wenn es jetzt noch 
eine Wortmeldung gibt, dann gibt es jetzt eine Mel-
dung, oder Sie sind jetzt fertig mit der Kurzinter-
vention. Am Ende ist es Ihr Recht. Die Kurzinter-
vention muss sich auf den Redebeitrag von der Se-
natorin beziehen. Wenn Sie das nicht machen, und 
einen Redebeitrag machen wollen – –. 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): Das will ich doch! 

Präsident Frank Imhoff: Dann machen Sie bitte 
jetzt den Redebeitrag hier vorn. Fünf Minuten ha-
ben Sie Zeit. 

(Unruhe) 
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Als nächste Rednerin hat jetzt das Wort die Abge-
ordnete Kai-Lena Wargalla. 

(Beifall) 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): Danke schön! Es wäre auch ganz schnell 
von dort hinten gegangen, dann wären wir alle 
schneller rausgekommen. Ich mache das jetzt ganz 
kurz und bin gleich wieder weg. 

Mir waren nur zwei Punkte einfach total wichtig, 
jetzt wiederhole ich mich doch noch mal: Als Aller-
erstes liegt die Krux nicht in der Förderung, son-
dern darin, Hochbegabung zu erkennen. Da sind 
Schüler:innen, die nicht Deutsch sprechen, und 
auch Mädchen benachteiligt, weil Hochbegabung 
eben häufig falsch verstanden wird. Es bedeutet 
nicht, besser zu performen, das ist in vielen Fällen 
gar nicht so, sondern es bedeutet, mehr denken, 
mehr wahrnehmen, mehr fühlen. Wenn das nicht 
verstanden wird, dann wird Hochbegabung bei 
Mädchen in der Gesellschaft, wie Jungen und 
Mädchen aufwachsen, häufig nicht erkannt. Das ist 
ein Problem und das muss behoben werden. 

Der zweite Punkt, den ich ansprechen wollte, der 
sich auch auf den Redebeitrag der Senatorin be-
zieht, ist, dass der Gegensatz aufgemacht wurde 
zwischen Schüler:innen mit besonderem Unterstüt-
zungsbedarf und hochbegabten Schüler:innen. Da 
wollte ich noch klarstellen, dass auch hochbegabte 
Schüler:innen besonderen Unterstützungsbedarf 
haben, weil sowohl die Gesellschaft als auch das 
Schulsystem nicht darauf ausgerichtet sind. Das 
wollte ich einfach nur klarstellen. Das hängt mitei-
nander zusammen, damit, dass hochbegabte Schü-
ler:innen nicht immer diejenigen sind, die am bes-
ten performen und eben auch noch einen besonde-
ren Unterstützungsbedarf haben. 

Ich bin fest davon überzeugt, dass die inklusive Be-
schulungsform dafür die beste Beschulungsform 
ist, weil alle Kinder voneinander, miteinander ler-
nen können. – Danke! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD – Abgeordne-
ter Heiko Strohmann [CDU]: Den letzten Satz un-
terschreibe ich jetzt nicht, aber sonst – –.) 

Präsident Frank Imhoff: Vielen Dank, Frau Abge-
ordnete! Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das ist 
nicht der Fall. 

Damit liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats mit der Drucksachen-Nummer 20/1387 
auf die Große Anfrage der Fraktion der FDP Kennt-
nis. 

Meine Damen und Herren, mit Behandlung dieses 
Tagesordnungspunktes haben wir das Ende der 
heutigen Tagesordnung erreicht. Ich wünsche 
Ihnen allen einen schönen Abend und schließe die 
Sitzung. 

(Schluss der Sitzung 18:07 Uhr) 

 

 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1387
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Anhang zum Plenarprotokoll 

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus 
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) vom 

16. Juni 2022 

Anfrage 9: Wegen Fahrens ohne Fahrschein im 
Knast   
Anfrage der Abgeordneten Sülmez Dogan, Björn 
Fecker und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen   
vom 12. Mai 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Personen mussten im Jahr 2021 eine 
Ersatzfreiheitsstrafe antreten, weil sie eine Geld-
strafe wegen sogenannter Beförderungserschlei-
chung nicht bezahlt hatten, und wie vielen die-
ser Fälle lag ein Strafantrag der Bremer Straßen-
bahn AG oder der Bremerhaven Bus zugrunde? 

2. Nach welchen Richtlinien oder Vorgaben stel-
len die Verkehrsbetriebe in Bremen und Bremer-
haven Strafantrag wegen Fahrens ohne Fahr-
schein und in welchen Fallkonstellationen hält 
die Staatsanwaltschaft Bremen üblicherweise 
wegen eines besonderen öffentlichen Interesses 
ein Einschreiten von Amts wegen auch dann für 
geboten, wenn der Strafantrag auch Fälle um-
fasst, die länger als drei Monate zurückliegen, 
und damit verspätet ist? 

3. Inwieweit werden Betroffene beim Haftantritt 
in den Justizvollzugsanstalten in Bremen und 
Bremerhaven darüber informiert, dass sie sich 
über die Initiative Freiheitsfonds „freikaufen“ 
lassen können? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Der Senat ist der Auffassung, dass 
die Inanspruchnahme von öffentlichen Ver-
kehrsmitteln ohne Zahlung des hierfür erforder-
lichen Entgeltes eine ausschließlich zivilrecht-
lich zu klärende Vertragsverletzung und keine 
Straftat sein sollte. Leider haben entsprechende 
Initiativen auf Bundesebene bisher nicht dazu 
geführt, dass die geltenden Strafvorschriften ge-
ändert wurden. Insoweit unterliegen unein-
bringliche Geldstrafen auch aus diesem Delikts-
bereich der Ersatzfreiheitsstrafe. 

Im Jahr 2021 waren 65 Personen mit einer Er-
satzfreiheitsstrafe wegen Fahrens ohne Fahr-
schein in der Justizvollzugsanstalt Bremen (JVA 
Bremen) inhaftiert. In sechs dieser Fälle waren 

andere Verkehrsbetriebe wie die Deutsche Bahn 
oder die Metronom Eisenbahngesellschaft ge-
schädigt. 

59 Gefangene haben somit eine Ersatzfreiheits-
strafe wegen Beförderungserschleichung ver-
büßt, wobei in allen diesen Fällen die Bremer 
Straßenbahn AG geschädigt war und auch Straf-
antrag gestellt hat. 

Zu Frage 2: Die Bremer Straßenbahn AG erstat-
tet einen Strafantrag, wenn eine Person inner-
halb der letzten zwei Jahre dreimal ohne Fahr-
schein gefahren ist. Die Verkehrsgesellschaft 
Bremerhaven stellt wegen Fahrens ohne Fahr-
schein grundsätzlich keine Strafanträge. 

Die Staatsanwaltschaft kann einen fehlenden o-
der verfristeten Strafantrag nur in solchen Fällen 
durch Annahme eines besonderen öffentlichen 
Verfolgungsinteresses ersetzen, in denen sich 
die Beförderungserschleichung auf eine gering-
wertige Leistung bezieht. Die Wertgrenze hier-
für wird bei circa 50 Euro angenommen. Krite-
rien für die Annahme des besonderen öffentli-
chen Interesses sind insbesondere eine wieder-
holte Tatbegehung oder die Begehung einer Tat 
durch eine Person, die bereits erhebliche Vorer-
kenntnisse hat oder unter laufender Bewährung 
steht. 

Zu Frage 3: Gefangene in der JVA Bremen, bei 
denen eine Ersatzfreiheitsstrafe angeordnet 
wurde, werden im Zugangsverfahren über die 
Initiative Freiheitsfonds informiert und dem so-
genannten Freiheitsfonds durch die JVA gemel-
det, sofern die Gefangenen hierzu ihre Einwilli-
gung erklärt haben. 

Der Senat ist sich bewusst, dass es sich bei der 
Inanspruchnahme des Freiheitsfonds durch Er-
satzfreiheitsstrafler um eine zivilgesellschaftli-
che Reparatur eines staatlich verursachten Prob-
lems handelt. Dies wird als misslich empfunden, 
trotzdem soll den Betroffenen die Möglichkeit 
nicht vorenthalten werden. 

Bis zum 24. Mai 2022 wurden 35 Gefangene der 
JVA Bremen vom Freiheitsfonds ausgelöst. Hier-
für wurden insgesamt 41 173 Euro gezahlt, das 
entspricht 3 347 Hafttagen. 
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Anfrage 10: Diskriminierung bei Einlasskontrol-
len in Clubs und Diskotheken   
Anfrage der Abgeordneten Sülmez Dogan, Sah-
hanim Görgü-Philipp, Björn Fecker und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen   
vom 12. Mai 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Verstöße gegen das Diskriminie-
rungsverbot § 12 Absatz 1 Nummer 15 des Bre-
mischen Gaststättengesetzes wurden, getrennt 
nach Bremen und Bremerhaven, seit 2017 ange-
zeigt und wie wurden die angezeigten Verstöße 
geahndet? 

2. Wie viele Kontrollen in Bezug auf die Umset-
zung des Diskriminierungsverbotes beim Einlass 
in Clubs und Diskotheken wurden, getrennt 
nach Bremen und Bremerhaven, seit 2017 durch-
geführt und welche Feststellungen wurden bei 
den Kontrollen getroffen? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Der Senat setzt sich gegen jede Form 
der Diskriminierung ein und hat mit der Einfüh-
rung des § 12 Absatz 1 Nummer 15 des Bremi-
schen Gaststättengesetzes im Dezember 2015 ei-
nen Ordnungswidrigkeitentatbestand geschaf-
fen, um entsprechende Verstöße ahnden zu kön-
nen. 

In der Stadtgemeinde Bremen wurden seit 2017 
zwei Verstöße angezeigt. In beiden Fällen wurde 
ein Ordnungswidrigkeitenverfahren eingeleitet. 
Eines wurde nach erfolgter Anhörung durch die 
Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Europa und 
eines durch das Amtsgericht Bremen eingestellt. 

In der Stadtgemeinde Bremerhaven wurden seit 
2017 keine Verstöße angezeigt. 

Zu Frage 2: Spezielle Kontrollen in Bezug auf die 
Umsetzung des Diskriminierungsverbotes erfol-
gen in den Stadtgemeinden Bremen und Bre-
merhaven nicht. Dieser Aspekt wird aber bei den 
Kontrollen von Clubs und Diskotheken nach 
dem Bremisches Gaststättengesetz immer be-
rücksichtigt, und zwar insbesondere durch eine 
Beobachtung der Einlasssituation. Bisher wur-
den dabei keine Verstöße festgestellt. 

Wie die beiden zu Frage 1 aufgeführten Ver-
stöße wurden die Anzeigen seit Einführung des 

§ 12 Absatz 1 Nummer 15 des Bremischen Gast-
stättengesetzes durch die Betroffenen selbst er-
stattet. 

Anfrage 11: Zunahme von Suizidversuchen von 
Kindern und Jugendlichen in der Pandemie   
Anfrage der Abgeordneten Sahhanim Görgü-Phi-
lipp, Dr. Solveig Eschen, Ilona Osterkamp-We-
ber, Björn Fecker und Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen   
vom 12. Mai 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Kenntnisse liegen dem Senat über die 
Anzahl an Suizidversuchen von Kindern und Ju-
gendlichen aus Bremen und Bremerhaven vor, 
die in die Zeit der pandemiebedingten Schlie-
ßungen von Schulen und öffentlichen Einrich-
tungen fallen, und entsprechen sie den Ergeb-
nissen der bundesweiten Erhebung der Univer-
sitätsklinik Essen hierzu? 

2. Welche Kinder- und Jugendpsychiatrien im 
Land Bremen haben sich an der Studie der Uni-
versitätsklinik Essen zu Suizidversuchen von 
Kindern und Jugendlichen während der Corona-
Lockdowns beteiligt und wie bewertet der Senat 
die Ergebnisse? 

3. Welche Gründe lagen vor, die zum Suizidver-
such oder zur Suizidabsicht von Kindern und Ju-
gendlichen aus Bremen und Bremerhaven führ-
ten, und welcher Handlungsbedarf leitet sich 
aus Sicht des Senats daraus ab? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Die Universitätsklinik Essen hat die 
Zahlen von Suizidversuchen von Kindern und 
Jugendlichen während des zweiten Lockdowns 
untersucht. Sie kam zu dem Ergebnis, dass sich 
die Zahl der Kinder und Jugendlichen, die we-
gen eines Suizidversuches auf eine Kinderinten-
sivstation eingeliefert wurden, verdreifacht 
hätte. Allerdings beruht dieses Ergebnis auf ei-
ner Hochschätzung. Beteiligt an der Studie wa-
ren 27 Kinderintensivstationen aus Deutschland. 
Zu Suizidversuchen von Kindern und Jugendli-
chen in Bremen gibt es keine übergreifenden 
Daten der verschiedenen Institutionen in Bre-
men. 

Die Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie be-
richtet, dass die Zahl der Akutaufnahmen von 
2019 bis 2021 um 11 Prozent gestiegen ist. Es ist 
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aber statistisch nicht erfasst, welche Aufnahmen 
mit Suizidalität einhergingen. Akute Suizidalität 
ist allerdings grundsätzlich einer der Haupt-
gründe für Akutaufnahmen. Bei den jungen Pa-
tient:innen kam es zu einer deutlichen Zunahme 
von depressiven Episoden und Borderline-Per-
sönlichkeitsstörungen. 

Es war dem Senat in Bremen wichtig, möglichst 
alle Angebote der Kinder- und Jugendhilfe wäh-
rend der gesamten Dauer der Pandemie unter 
Wahrung der jeweiligen Hygienebedingungen 
möglichst weitgehend geöffnet zu halten. So-
wohl die stationären als auch die ambulanten 
kinder- und jugendpsychiatrischen Angebote 
berichten über eine stark gestiegene Anzahl von 
Patient:innen seit der Coronapandemie. Diese 
fallen aber nicht nur für den Zeitraum der pan-
demiebedingten Schulschließungen auf, son-
dern steigen über den gesamten Pandemiezeit-
raum bis heute. 

Die ReBUZ, Regionale Beratungs- und Unter-
stützungszentren, in Bremen werden durch die 
Senatorin für Kinder und Bildung vorgehalten 
und beraten Schulen, Schüler:innen und deren 
Eltern auch bei schweren persönlichen Krisen. 
Hierzu gehört ebenfalls die Beratung im Bereich 
Suizidalität. Zudem unterstützt das Krisenteam 
der ReBUZ Bremen Schulen bei Krisen in Folge 
von Suizid. Die ReBUZ Bremen führen keine ge-
sonderte Statistik zur Erfassung von Suizidan-
kündigungen, Suizidversuchen oder vollendeten 
Suiziden bei Schüler:innen. 

Zu Frage 2: An der Studie der Universitätsklinik 
Essen waren keine Kinder- und Jugendpsychiat-
rien sondern Kinderintensivstationen beteiligt. 
Aus dem Land Bremen hat sich keine Kinderin-
tensivstation an der Studie beteiligt. 

Zu Frage 3: Die Gründe für Suizidversuche sind 
vielfältig und resultieren häufig aus Überforde-
rungsgefühlen, aus Gefühlen von Hilf- und Per-
spektivlosigkeit heraus und können nicht verall-
gemeinernd beschrieben werden. 

Das Jugendamt Bremen führt keine Regelstatis-
tik zu Suizidversuchen von Kindern und Jugend-
lichen. Eine Abfrage in den Sozialzentren ergab, 
dass in den Gesprächen mit Kindern und Ju-
gendlichen, die einen Suizidversuch unternom-
men oder suizidale Absichten geäußert hatten, 
Einschränkungen ihres sozialen Lebens und der 
eingeschränkte Präsenzunterricht mehrfach als 
Belastungsfaktoren benannt wurden. 

Die Kinder- und Jugendpsychiatrien sind sich in 
der Bewertung mit den ReBUZ und der Kinder- 
und Jugendhilfe einig, dass die Pandemie und 
die damit verbundenen Einschränkungen des 
sozialen und kulturellen (Er-)Lebens für Kinder 
und Jugendliche weitreichende Auswirkungen 
auf ihre Entwicklung haben. Der daraus notwen-
dig resultierende Handlungsbedarf liegt unter 
anderem in der Aufklärung und Beratung der 
Sorgeberechtigten, der Aufklärung und Bera-
tung der Schulen, der Schaffung von nieder-
schwelligen professionellen Beratungsangebo-
ten für Ratsuchende in krisenhaften Situationen 
und dem Ausbau der therapeutischen Angebote 
und Notfallambulanzen. 

Der Senat hat aufgrund der besonderen Belas-
tungen für Kinder und Jugendliche das Landes-
förderprogramm „Stark im Sozialraum“ aufge-
legt, in dem noch bis Ende 2023 Projekte geför-
dert werden, die Kindern und Jugendlichen hel-
fen sollen, die Belastungen durch die Corona-
pandemie zu bewältigen. Ein Schwerpunkt ist 
dabei explizit die Stärkung der seelischen Ge-
sundheit durch den Einsatz von kinder- und ju-
gendpsychiatrischer Schnittstellenkoordina-
tor:innen. Diese werden gezielt in den Quartie-
ren, den Bildungseinrichtungen im Rahmen von 
Angeboten der Jugendhilfe eingesetzt. 

Anfrage 12: Studierende Drittstaatsangehörige 
aus der Ukraine   
Anfrage der Abgeordneten Antje Grotheer, 
Janina Strelow, Kevin Lenkeit, Elombo Bolayela, 
Mustafa Güngör und Fraktion der SPD   
vom 17. Mai 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Welchen rechtlichen Status haben Studie-
rende aus Drittländern, die in der Ukraine stu-
diert haben und nach Bremen und Bremerhaven 
geflüchtet sind? 

2. Beabsichtigt der Senat, diesen Studierenden 
ein Studium im Lande Bremen zu ermöglichen? 

3. Wird das Land Bremen diesen Studierenden 
zur (Wieder-)Aufnahme den entsprechenden 
Aufenthaltstitel erteilen, wie es auch die Freie 
und Hansestadt Hamburg angekündigt hat? 

Antwort des Senats 
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Zu Frage 1 und 3: Alle Drittstaatsangehörigen, 
die sich zum Kriegsbeginn in der Ukraine aufge-
halten haben und danach in das Bundesgebiet 
eingereist sind, benötigen bis zum 31. August 
2022 keinen deutschen Aufenthaltstitel. Voraus-
setzung dafür ist die Einreise mit einem gültigen 
Nationalpass. 

Die Drittstaatsangehörigen, die nicht sicher und 
dauerhaft in ihr Herkunftsland zurückkehren 
können, erhalten, wie ukrainische Staatsange-
hörige auch, aufgrund der Massenzustromricht-
linie eine Aufenthaltserlaubnis auf Grundlage 
von § 24 Aufenthaltsgesetz. Zu diesem Perso-
nenkreis zählen in der Ukraine anerkannte 
Schutzberechtigte und Personen mit einem un-
befristeten ukrainischen Aufenthaltstitel. 

Bei Drittstaatsangehörigen, die nur über einen 
befristeten ukrainischen Aufenthaltstitel verfü-
gen, ist einzelfallbezogen zu prüfen, ob sie sicher 
und dauerhaft in ihr Heimatland zurückkehren 
können. Ist eine Rückkehr nicht zumutbar, wird 
auch ihnen eine Aufenthaltserlaubnis gemäß 
§ 24 Aufenthaltsgesetz erteilt, die es ihnen auch 
erlaubt zu arbeiten. 

Bremen wird der besonderen Situation der Dritt-
staatsangehörigen, die nicht die Voraussetzun-
gen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 Aufenthaltsgesetz erfüllen, Rechnung 
tragen. Bremen wird ihnen die Gelegenheit ge-
ben, innerhalb von sechs Monaten die Voraus-
setzungen für einen anderen Aufenthaltszweck, 
wie zum Beispiel die Aufnahme oder die Fortset-
zung eines Studiums oder die Aufnahme einer 
zulässigen Erwerbstätigkeit, zu schaffen. Die 
ihnen hierzu erteilte Fiktionsbescheinigung er-
möglicht bereits die Arbeitsaufnahme. Liegen 
die Voraussetzungen vor, wird ihnen dann un-
verzüglich die entsprechende Aufenthaltser-
laubnis erteilt. 

Der Senator für Inneres hat die Ausländerbehör-
den am 16. Mai 2022 entsprechend informiert 
und am 17. Mai 2022 diese Vorgehensweise in 
einer Pressemitteilung veröffentlicht. 

Zu Frage 2: Der Senat ermöglicht aus der Ukra-
ine geflüchteten Studierenden aus Drittstaaten, 
ihr Studium in Bremen fortzusetzen. Grundsätz-
lich gelten dabei für die Studierenden aus Dritt-
staaten wie für alle Studieninteressierten die all-
gemeinen gesetzlichen Hochschulzugangsvo-
raussetzungen nach dem Bremischen Hoch-
schulgesetz. 

Vor diesem Hintergrund hat das Wissenschafts-
ressort frühzeitig Maßnahmen ergriffen, um aus 
der Ukraine geflüchtete Studierende zu unter-
stützen. Hierzu zählen beispielsweise Sprach-
kurse im Rahmen des Landesprogramms „HERE 
AHEAD“, an denen auch die Studieninteressier-
ten aus Drittstaaten partizipieren können. Die 
Academy for Higher Education Access Develop-
ment – HERE AHEAD ist eine Kooperation aller 
staatlichen Hochschulen des Landes Bremen. Sie 
entwickelt und realisiert Programme zur Vorbe-
reitung internationaler, geflüchteter Studienbe-
werber:innen. 

Anfrage 13: Landeszuweisungsrichtlinie für Un-
terrichtsvertretung an öffentlichen allgemeinbil-
denden Schulen zeitgemäß und gerecht?  
Anfrage der Abgeordneten Prof. Dr. Hauke Hilz, 
Lencke Wischhusen, und Fraktion der FDP vom 
19 Mai 2022 

Diese Anfrage wurde vom Fragesteller zurück-
gezogen. 

Anfrage 14: Leerstand bei bundeseigenen 
Wohnimmobilien im Land Bremen   
Anfrage der Abgeordneten Falk-Constantin Wag-
ner, Mustafa Güngör und Fraktion der SPD   
vom 20. Mai 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Wohnungen im Land Bremen befin-
den sich derzeit im Besitz der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (BImA), wie viele davon 
stehen aktuell leer und wie verteilen sich diese 
Wohnungen und ihr Leerstand über die Stadt-
teile in Bremen und Bremerhaven? 

2. Wie hat sich die Leerstandsquote und die 
durchschnittliche Dauer des Leerstands bei den 
bundeseigenen Wohnungen in den letzten zehn 
Jahren im Land Bremen entwickelt? 

3. Welche Gründe sind dem Senat für den Leer-
stand dieser Wohnungen bekannt? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Die BImA hat in Bremen derzeit 91 
bundeseigene Wohnungen. Davon stehen aktu-
ell 29 leer. Im Rahmen eines umfassenden Sanie-
rungsprogramms befinden sich derzeit in Sanie-
rung 30 Wohnungen am Niedersach-
sendamm 78 bis 91, 28 Wohnungen in der To-
gostraße und 20 Objekte in der Bruno-Bürgel-
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Straße. Bedingt durch Zwischenlösungen wer-
den verschiedene Wohneinheiten immer mal 
zwischengenutzt. 

In Bremerhaven verfügt die BImA über keine 
Wohnungen oder Wohnobjekte. 

Zu Frage 2: Die Leerstandsquote des vermie-
tungsfähigen Leerstandes beträgt 1,1 Prozent. 
Über die letzten zehn Jahre hat die BImA keine 
Angaben gemacht. 

Zu Frage 3: Im Rahmen des umfassenden Sanie-
rungsprogramms der BImA bundesweit hat die 
BImA begonnen 38 000 Wohnungen zu sanie-
ren, dazu gehört auch der Wohnungsbestand in 
Bremen. Eine Wohnung steht fluktuationsbe-
dingt leer, sie wird bald wieder vermietet sein. 
Zwei Objekte plant die BImA zu veräußern, hier-
bei handelt es sich um ein Einzelhaus bezie-
hungsweise eine Doppelhaushälfte, kein Mehr-
parteienhaus. Eine Wohnung ist eine ehemalige 
Dienstwohnung in einem Dienstgebäude des 
Bundes. Hier sind die rechtlichen Voraussetzun-
gen für eine Wohnnutzung nicht mehr gegeben, 
diese Wohnung steht dem Wohnungsmarkt ge-
nerell nicht zur Verfügung. Die übrigen 25 Woh-
nungen wird die BImA im Rahmen eines umfas-
senden Sanierungsprogramms modernisieren 
und instand setzen. Die BImA wird also bis auf 
die genannten zwei Ausnahmen ihre Wohnlie-
genschaften im Bestand halten. 

Anfrage 15: Umsetzungsstand der Extremwetter-
ausstellung im Klimahaus   
Anfrage der Abgeordneten Thorsten Raschen, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU   
vom 20. Mai 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie ist der aktuelle Planungs- und Umset-
zungsstand für den Neubau des Ausstellungsbe-
reichs „Extremwetter“ im Klimahaus Bremer-
haven? 

2. Welche Leistungsphasen wurden beziehungs-
weise werden wann, vom wem, zu welchen Kos-
ten beauftragt und wie wurden beziehungsweise 
werden diese anteilig finanziert? 

3. Bis wann rechnet der Senat mit der Fertigstel-
lung und Eröffnung des neuen Ausstellungsbe-
reiches und wie sollen die Gesamtkosten anteilig 
finanziert werden? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Aktuell wurden für den Neubau des 
Ausstellungsbereiches „Extremwetter“ im Kli-
mahaus Bremerhaven die Planungen bis ein-
schließlich der Leistungsphase sechs durchge-
führt. Dies beinhaltet Grundlagenermittlung, 
Vorplanungen, Entwurfsplanungen, Genehmi-
gungsplanungen, Ausführungsplanungen sowie 
Vorbereitungen der Vergabe. 

Zu Frage 2: Die Planungen der Leistungsphasen 
eins bis drei wurden im Jahr 2020 von der Bre-
merhavener Entwicklungsgesellschaft Al-
ter/Neuer Hafen mbH (BEAN) durchgeführt. Die 
Kosten hierfür lagen bei 950 000 Euro. Die Fi-
nanzierung dieser Planungsphase erfolgte mit 
650 000 Euro aus dem PPL 81 und mit 
300 000 Euro aus Eigenmitteln der BEAN. 

Auf Basis der Planungen der Leistungsphase 
eins bis drei wurde eine Kostenberechnung nach 
DIN 276 erstellt und vom Senator für Finanzen 
geprüft. 

Die Planungen der Leistungsphase vier und fünf 
wurden von der BEAN beauftragt und begleitet. 
Die Kosten hierfür beliefen sich auf 
400 625 Euro. Die Finanzierung erfolgte zu 
75 Prozent aus GRW-Mitteln. Diese wird hälftig 
vom Bund und vom Land Bremen dargestellt. 
25 Prozent der Kosten dieser Planungen wurden 
vom Magistrat Bremerhaven bereitgestellt. 

Für die Planungen der Leistungsphase sechs 
wurde im Oktober 2021 die Genehmigung eines 
vorzeitigen Maßnahmenbeginns an die BEAN 
erteilt. Die Arbeiten wurden durch die BEAN 
vorfinanziert. 

Zu Frage 3: Die Finanzierung der Umsetzung der 
Maßnahme ist im Rahmen des Bremen-Fonds 
angemeldet. Eine Beschlussfassung hierfür wird 
im Sommer 2022 erwartet. Die Ausschreibung 
und Vergabe der benötigten Bau- und Lieferleis-
tungen und die bauliche Ausführung kann im 
Anschluss durchgeführt werden. Hierfür wird 
von der BEAN ein Zeitraum von 18 Monaten kal-
kuliert, sodass die Fertigstellung Ende 2023/An-
fang 2024 erreicht werden könnte. 
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Anfrage 16: Stand der Umsetzung der wissen-
schaftlichen Studie Gender Pay Gap an bremi-
schen Hochschulen sowie außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen“   
Anfrage der Abgeordneten Lencke Wischhusen 
und Fraktion der FDP   
vom 8. Juni 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Wann wurde die wissenschaftliche Studie, die 
die Bremische Bürgerschaft mit Zustimmung 
zum Antrag „Gender Pay Gap in der Bremer 
Hochschul- und Wissenschaftslandschaft verrin-
gern“ im Juni 2021 beschlossen hat, in Auftrag 
gegeben? 

2. Welche Kosten sind für Umsetzung, Durchfüh-
rung und Auswertung entstanden und über wel-
chen Etat wurden/werden sie finanziert? 

3. Welche Maßnahmen hat der Senat aus den Er-
gebnissen der Studie abgeleitet und wie haben 
sie etwa Niederschlag in den aktuellen Zielver-
einbarungen der Hochschulen, der Staats- und 
Universitätsbibliothek und dem Studierenden-
werk gefunden? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Die Beauftragung ist noch nicht er-
folgt. Angesichts des hohen Komplexitätsgrades 
der Studie und der damit verbundenen methodi-
schen und organisatorischen Herausforderun-

gen bedarf es einer sorgfältigen und umfassen-
den Vorbereitung. Diese erforderten zahlreiche 
und intensive Gespräche auf Arbeitsebene, da-
runter mit der ZGF, aber auch mit anderen 
Gleichstellungsakteur:innen aus dem Wissen-
schaftsbereich. Hierbei wurde auch auf die Ex-
pertise anderer Länder, die bereits eine ver-
gleichbare Studie durchgeführt haben, zurück-
gegriffen. Zudem ist auch die Einbindung der 
Studie in die Landestrategie „Entgeltgleichheit“ 
vorgesehen. Damit verbunden ist ein kontinuier-
licher Austausch mit der Senatorin für Wirt-
schaft, Arbeit und Europa. Das finale Konzept 
der Studie befindet sich derzeit in Abstimmung 
und soll im August 2022 im Senat verabschiedet 
werden. 

Zu Frage 2: Auf der Grundlage einer durch die 
Senatorin für Wissenschaft und Häfen vorge-
nommenen Marktsichtung lassen sich die Kosten 
für eine vollumfängliche Studie auf 500 000 Euro 
beziffern. Die Finanzierung erfolgt im Rahmen 
des Produktplanes 24. 

Zu Frage 3: Konkrete und zielgerichtete Maß-
nahmen lassen sich erst ableiten, wenn Ergeb-
nisse der Studie vorliegen. 

Davon unberührt wird das Thema Geschlech-
tergleichstellung bei den derzeit neu auszuhan-
delnden Zielvereinbarungen mit den Hochschu-
len, der Staats- und Universitätsbibliothek sowie 
dem Studierendenwerk als Leistungsbereich be-
rücksichtigt. 
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Konsensliste 

Von der Bürgerschaft (Landtag) in der 37. Sitzung nach interfraktioneller Absprache  
beschlossene Tagesordnungspunkte ohne Debatte. 

Nr. Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung 

22. 

Das Angebot von Kurzzeitpflege im Land Bre-
men aktiv fördern! 

Antrag der Fraktion der CDU vom 26. April 
2022 

(Drucksache 20/1430) 

Die Bürgerschaft (Landtag) überweist den An-
trag an die staatliche Deputation für Soziales, Ju-
gend und Integration für die weitere Beratung 
und Berichterstattung. 

39. 

Zweites Gesetz zur Änderung des Bremischen 
Gesetzes zur Stärkung der Beteiligung der 
Bürgerschaft (Landtag) bei dem Erlass von 
Verordnungen zum Schutz vor Neuinfektio-
nen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 auf 
Grundlage von § 32 des Infektionsschutzgeset-
zes (Coronaverordnung-Beteiligungsgesetz) 

Antrag der Fraktionen der CDU, der SPD, 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und der 
FDP vom 2. Juni 2022 

(Drucksache 20/1486) 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Ge-
setz in erster und zweiter Lesung. 

42. 

Parität in Bremer Parlamenten 

Bericht und Antrag des Verfassungs- und Ge-
schäftsordnungsausschusses 
vom 10. Juni 2022 

(Drucksache 20/1493) 

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Antrag 
zu. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem Be-
richt Kenntnis. 

43. 

Zweite Verordnung zum Basisschutz vor Neu-
infektionen 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
(Zweite Corona-Basisschutzmaßnahmenver-
ordnung) 

Mitteilung des Senats vom 24. Mai 2022 

(Drucksache 20/1479) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ver-
ordnung Kenntnis. 

44. 

Beteiligung der Bürgerschaft beim Erlass von 
Coronaverordnungen – Zweite Verordnung 
zum Basisschutz vor Neuinfektionen mit dem 
Coronavirus SARS-CoV- 

Mitteilung des Verfassungs- und Geschäfts-
ordnungsausschusses 
vom 10. Juni 2022 

(Drucksache 20/1494) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mit-
teilung des Ausschusses Kenntnis. 

 Frank Imhoff 
 Präsident der Bremischen Bürgerschaft 
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